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1 Problemstellung, Zielsetzung, Methodik und Aufbau der Arbeit 

1.1 Ausgangslage 

MEADOWS et al. (2006, S. 141f.) zeigen prinzipielle Möglichkeiten auf, wie eine wach-

sende Gesellschaft der ökologischen Tragfähigkeit der Erde entsprechen kann. Sie beto-

nen jedoch, dass eine logistische Annäherung an die Wachstumsgrenzen nicht mehr 

möglich ist, da der ökologische Fußabdruck der Menschheit bereits seit Ende der 

1970´er Jahre die ökologische Tragfähigkeit der Erde übersteigt (vgl. WACKERNAGEL et 

al. 1999). Dies äußert sich in einer schwindenden Ressourcenbasis und in einer Er-

schöpfung der Aufnahmekapazität von Senken für Umweltgifte. Angesichts der außer-

ordentlichen wirtschaftlichen Dynamik in Schwellenländern wie China, Indien und Bra-

silien sowie eines damit einhergehenden enormen Wachstums an materiellem Durch-

satz, könnte die Stabilisierung des ökologischen Fußabdruckes bereits als ein Erfolg an-

gesehen werden. Die beste Option, die der Menschheit noch bleibt, besteht jedoch darin, 

ihren ökologischen Fußabdruck drastisch zu verringern. Gelingt dies nicht, drohen eine 

massive Grenzüberschreitung sowie ein gesellschaftlicher Zusammenbruch. Bevölke-

rungszahl und Wirtschaftsleistung würden schließlich so stark zurückgehen, bis sich – 

auf niedrigerem Wohlstandsniveau – ein neues Gleichgewicht zwischen ökologischem 

Fußabdruck und ökologischer Tragfähigkeit einstellt (MEADOWS et al. 2006, S. 141ff.). 

1.2 Thematische Eingrenzung 

1.2.1 Zentrale Bedeutung von Erneuerbaren Energien 

Um den Übergang zu einem nachhaltigen Gesellschaftssystem zu ermöglichen, sind 

verschiedene Maßnahmen wie die Steigerung der Energieeffizienz und -suffizienz, die 

Etablierung von Niedrigenergie- und Passivhäusern, die Reduzierung des motorisierten 

Individualverkehrs, die Verbreitung von Hybrid- bzw. reinen Elektroantrieben, die Um-

setzung der Stadt der kurzen Wege, die Einhaltung von Fangquoten in der Fischerei, der 

Schutz von Regenwaldgebieten, das Rezyklieren von Flächen und Stoffen sowie der 

Ausbau von EE notwendig. Bei der vorliegenden Arbeit wird der Fokus ausschließlich 

auf den Ausbau von EE gerichtet. Zu den EE zählen Solarenergie, Wasserkraft, Wind-

energie, Geothermie, Biomasse sowie Müll (ZAHORANSKY 2010, S. 23). 

 

Diese Schwerpunktsetzung ist der Annahme geschuldet, dass mit dem Aufbau eines re-

generativen Energiesystems das Fundament für eine nachhaltige Entwicklung gelegt 
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wird bzw. ohne eine Energiewende der ökologische Fußabdruck der Menschheit nicht 

nennenswert verringert werden kann. Auf dem Weg zu einem nachhaltigen Gesell-

schaftssystem bildet die Erarbeitung eines Konzeptes zum Ausbau von EE daher einen 

wesentlichen Faktor. Dies lässt sich dadurch begründen, dass wirtschaftliches Wachs-

tum und damit auch Wohlstand bisher meist mit einer Zunahme des Energieverbrauches 

einhergehen. MEADOWS et al. (2006, S. 86) verdeutlichen dies, indem sie den Energie-

verbrauch von Industrieländern jenem von Entwicklungs- und Schwellenländern gegen-

überstellen. Demnach verbraucht ein Bürger aus Westeuropa im Schnitt die 5,5-fache 

Energiemenge eines afrikanischen Bürgers. Der Energiebedarf eines US-Bürgers über-

steigt den eines Inders sogar um das 9-fache. Wirtschaft und Energie müssen zumindest 

bis dato als Synonyme begriffen werden. Gelingt es, die Energieversorgung auf eine re-

generative Basis zu stellen, werden auch die Wirtschaft und damit ein Großteil der 

Wirkbereiche des Menschen von dieser ökologischen Transformation erfasst. 

MCKIBBEN (2009, S. 30) betont die Kongruenz der Begriffe und stellt die Energie sogar 

als den Motor des Fortschritts dar:  

 

„Energie ist nicht einfach ein Teil unserer Wirtschaft. Energie ist unsere Wirtschaft. 

Unser Umgang damit wird entscheiden, ob das 21. Jahrhundert den Fortschritt des 

Menschen fortsetzt, oder ob es zum Wendepunkt wird, der unseren Niedergang einleitet. 

Es geht um nichts weniger als um die Rettung unseres Zuhauses. Unseres Planeten.“  

 

Aufgrund von Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum nahm allein zwischen 1950 und 

2000 der globale Energieverbrauch jährlich um 3,5 % zu. Bis zum Jahr 2030 ist ange-

sichts eines weiteren globalen wirtschaftlichen Wachstums – v. a. innerhalb der Schwel-

lenländer China und Indien – mit einem zusätzlichen Anstieg des PEV um ca. 50 % zu 

rechnen (vgl. IEA 2008). Speziell im starken Anstieg des PEV sehen MEADOWS et al. 

(2006, S. 17ff.) die entscheidende Gefahr für eine massive Grenzüberschreitung. Bei ei-

nem jährlichen Wachstum des Energieverbrauches von bspw. 3,5 %, beträgt der Ver-

dopplungszeitraum nur etwa 20 Jahre. Daraus würde folgen, dass die Menschheit inner-

halb der nächsten 20 Jahre exakt die Menge an Energierohstoffen auffinden, erschließen 

und umsetzen müsste, die bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt verwertet wurde. Damit ist 

die Grenze der Tragfähigkeit des Planeten Erde derart schnell erreicht, dass eine recht-

zeitige Reaktion der Menschheit als unwahrscheinlich, ja sogar als unmöglich erscheint. 

Würde das Energiesystem auf EE umgestellt werden, so ginge eine große wirtschaftli-
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che Dynamik nicht zwangsläufig mit einem überdimensionierten Energieverbrauch ein-

her. Nicht zuletzt sind die maßgebenden Energiequellen Sonne und Erdwärme in 

menschlichen Zeitdimensionen unerschöpflich. Der amerikanische Ingenieur Frank 

Shuman, der im Jahr 1913 das weltweit erste Parabolrinnenkraftwerk im ägyptischen 

Maadi errichtet hatte, warnte die Menschheit eindrücklich davor, das enorme Energie-

potenzial der Sonne zu lange zu ignorieren (vgl. CLEVELAND 2008). So heißt es: 

 

„One thing I feel sure, and that is that the human race must finally utilize direct sun 

power or revert to barbarism.“ (SHUMAN 1914 zit. bei GREER 2010, S. 1) 

 

Der amerikanische Erfinder Thomas Alva Edison hegte gleichermaßen die Hoffnung, 

dass sich die Menschheit möglichst zeitnah der unerschöpflichen Energiequelle Sonne 

zuwenden würde. Kurz vor seinem Tod betonte er: 

  

“I´d put my money on the sun and solar energy. What a source of power! I hope we 

don´t have to wait ´til oil and coal run out before we tackle that.” (EDISON 1931 zit. bei 

ROGERS 2007, S. 1) 

 

Nahezu ein Jahrhundert später, nachdem die Menschheit bereits einen Großteil der kon-

ventionellen Erdölvorräte aufgebraucht hatte, griff Gerhard Knies, Vorsitzender des 

Aufsichtsrates der Desertec Foundation sowie Mitglied der Deutschen Gesellschaft 

Club of Rome, den Traum von der Nutzung der Sonnenenergie erneut auf und stellte 

fest: 

 

„Die Wüsten der Erde empfangen in 6 Stunden mehr Energie von der Sonne, als die 

Menschheit in einem ganzen Jahr verbraucht.“ (DESERTEC FOUNDATION 2009, S. 2) 

 

Bemerkenswert ist, dass es der Menschheit bis zum heutigen Zeitpunkt nicht annähernd 

gelungen ist, die Visionen von Shuman, Edison und Knies in die Realität umzusetzen. 

Dies ist umso bedauernswerter, als eine partielle Grenzüberschreitung mittlerweile nicht 

mehr verhindert werden kann. Zahlreiche Folgewirkungen des konventionellen, auf 

überwiegend fossilen Energieträgern basierenden Energiesystems, wie bspw. die Globa-

le Erwärmung, sind bereits heute zu spüren und werden aufgrund von verzögerten Ef-

fekten auch zukünftig noch stark in Erscheinung treten. Der rasche Ausbau von EE 
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würde jedoch Anlass zu der Hoffnung geben, dass eine Verringerung des ökologischen 

Fußabdruckes der Menschheit und damit ein langsames Einpendeln auf den Grenzbe-

reich realisierbar sind. 

1.2.2 Zentrale Bedeutung der Standortplanung 

Der Ausbau von EE sieht sich mit zahlreichen Herausforderungen konfrontiert, deren 

Bewältigung keineswegs als gesichert erscheint. Es gilt, die Energieausbeute bei einer 

Vielzahl von technologischen Optionen noch zu steigern sowie die Gestehungskosten 

erheblich zu senken. Entsprechend der Produktzyklustheorie (vgl. VERNON 1966 & 

VERNON 1979) ist davon auszugehen, dass die EE nach dem Überdauern der Entwick-

lungs- und Einführungsphase in die Wachstums- und Reifephase eintreten werden und 

Standardisierung sowie Massenproduktion die Technologien sukzessive am Markt etab-

lieren werden (BATHELT/ GLÜCKLER 2002, S. 228ff. & SCHÄTZL 2001, S. 210f.). So 

führt bspw. der momentan sich vollziehende, massive Ausbau an Produktionskapazitä-

ten im Bereich der PV-Branche zu einer erheblichen Verringerung der Stromgeste-

hungskosten (vgl. RENTZING 2011b). Die ökonomische Konkurrenzfähigkeit zu fossilen 

und nuklearen Kraftwerken ist damit nur eine Frage der Zeit und gibt daher wenig An-

lass zur Sorge. Zwar ist – entsprechend der Theorie der langen Wellen nach 

SCHUMPETER (1961) – beim Übergang von einem auf fossilen und nuklearen Energie-

trägern basierenden System hin zu einem System, das sich v. a. auf regenerative Ener-

gieträger stützt, mit einer ökonomischen Krise zu rechnen. Langfristig ist jedoch davon 

auszugehen, dass die Basisinnovationen im Bereich der EE ein neues wirtschaftliches 

Wachstum generieren werden (vgl. BATHELT/ GLÜCKLER 2002, S. 247ff. & SCHÄTZL 

2001, S. 217ff.). 

 

Auch von der Erhöhung der Energieeffizienz durch Optimierung technischer Parameter, 

der gesetzlichen Besserstellung der Branche durch Optimierung der Förderstruktur so-

wie von der Erhöhung der Anzahl qualifizierter Arbeitskräfte durch Optimierungen im 

Ausbildungsbereich sind positive Impulse für den Ausbau von EE zu erwarten. Bedeu-

tend sind jedoch auch Verbesserungen im Bereich der räumlichen Integration von EE. 

Die Geographie steht diesbezüglich in der Verantwortung, einen Beitrag zur Etablierung 

eines räumlich optimierten regenerativen Energiesystems zu leisten. Das Augenmerk 

der vorliegenden Arbeit liegt entsprechend auf der Optimierung der Standortpla-

nung. 
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Die Standortplanung ist von immenser Bedeutung, da die Gewinnung von Energieträ-

gern innerhalb eines regenerativen Energiesystems nicht mehr – wie es im gegenwärti-

gen Zeitalter des Erdöles noch der Fall ist – von der Ergiebigkeit räumlich eng begrenz-

ter, punktueller Quellen, sondern meist von der Verfügbarkeit ausreichend großer und 

ertragreicher Flächen abhängt. BRÜCHER (2008, S. 4) umschreibt das konventionelle 

Energiesystem mit „energy for space“. Der Raum spielt dabei lediglich im Rahmen der 

Verteilung der produzierten Energie, d. h. bei der Überwindung des Raumes durch den 

Transport des Stroms mittels Hochspannungsleitungen, eine Rolle. Wenige große, zent-

rale Kraftwerke sind in diesem System ausreichend (BRÜCHER 2009, S. 55ff.). Der Er-

folg eines regenerativen Energiesystems, das mit „energy from space“ charakterisiert 

wird (BRÜCHER 2008, S. 4), hängt hingegen von der Möglichkeit ab, ausreichend und 

qualitativ hochwertige Flächen bereitstellen zu können, die der Energiegewinnung die-

nen. Dabei kommt der Standortplanung eine entscheidende Bedeutung zu. Die Raum-

überwindung ist in diesem Fall von sekundärer Bedeutung, da die zahlreichen, dezentra-

len Technologien in unmittelbarer Nähe zum Verbraucher sind. 

1.3 Problemstellung und Zielsetzung 

Bedenklich ist die deutlich wahrnehmbare Verschlechterung der Akzeptanz gegenüber 

den EE. Zahlreiche Bürgerinitiativen haben sich innerhalb der letzten Jahre formiert, um 

einem weiteren Ausbau von dezentralen Kraftwerken vorzubeugen. BRENNER (2011) 

geht sogar davon aus, dass – angesichts der starken Ausbaubemühungen der Bundesre-

gierung nach dem Reaktorunglück von Fukushima – die Proteste in den kommenden 

Jahren noch erheblich zunehmen werden. Es besteht die Frage, wie es zu dem Para-

doxon kommen konnte, dass einerseits ein Großteil der Bevölkerung die Notwendigkeit 

einer Energiewende anerkennt und den Ausbau von EE unterstützt, andererseits sich je-

doch immer mehr Bürgerinitiativen formieren, um gegen deren Ausbau vorzugehen. 

 

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird untersucht, ob und inwieweit dieses Phäno-

men auf Mängel im Rahmen der Standortplanung zurückzuführen ist und wie ggf. ein 

innovativer, nachhaltiger Ansatz zur Integration von EE in den ländlichen Raum ausse-

hen könnte. Zu diesem Zweck werden die folgenden Fragestellungen formuliert, die 

quasi als Leitfaden für diese Arbeit zu verstehen und an gegebener Stelle zu diskutieren 

sind.    
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Fragestellung 1: Inwieweit beziehen die europäische und deutsche Energiepolitik die 

Ressource Raum ein, wenn Vorgaben zum Ausbau von EE gemacht werden? 

 

Fragestellung 2: Inwieweit wirken sich die gängigen Methoden zur räumlichen Integra-

tion von EE auf die Akzeptanz aus? 

 

Fragestellung 3: Inwieweit wird der Fokus auf Raumverträglichkeit gerichtet, wenn es 

in Deutschland zum Ausbau von EE kommt? 

 

Fragestellung 4: Inwieweit kann der Ausbau von EE raumverträglich sein, wenn die 

Ansprüche der Technologie in den Mittelpunkt des standortplanerischen Kalküls ge-

rückt werden? 

 

Fragestellung 5: Welche Korrekturen sind bei Standortplanungsprozessen notwendig, 

um einen raumverträglichen Ausbau zu ermöglichen? 

 

Abgesehen von der Beantwortung der oben formulierten Fragestellungen ist es das 

übergeordnete Ziel der vorliegenden Arbeit, ein Standortkonzept bzw. eine Methodik zu 

entwickeln, mit der sich die EE optimal in den ländlichen Raum integrieren lassen. Da-

bei gilt es, die Mängel bestehender Energiekonzepte aufzudecken und als Erfahrungs-

werte einfließen zu lassen. Es gilt zu diskutieren, welche Bedeutung dem Raum im 

Rahmen eines regenerativen Energiesystems überhaupt zukommt und wie das optimale 

Ausmaß der EE im Verhältnis zum Raum aussehen könnte. Es besteht die Vermu-

tung, dass ein Großteil der bisherigen Energiekonzepte die Relevanz des Raumes unter-

schätzt hat bzw. bei denjenigen Konzepten, die diesem Aspekt Rechnung getragen ha-

ben, von einem falschen Verhältnis zwischen Raum und Technologie ausgegangen 

wurde. Es bleibt zu klären, ob und inwieweit dies mit einem Akzeptanzverlust gegen-

über den EE einhergeht. 

1.4 Vorgehensweise 

Anhand des Standes der Forschung sowie anhand der europäischen und deutschen 

Energiepolitik wird zunächst aufgezeigt, welche Planungsansätze und -instrumente bis 

dato im Fokus der Ausbaubemühungen im Bereich EE stehen und inwieweit sich daraus 

ein Forschungsbedarf ergibt. Mittels einer darauf aufbauenden Literaturanalyse wird der 
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Versuch unternommen, das Ausmaß des Vertrauensverlustes gegenüber den EE – der 

möglicherweise als Ergebnis einer falschen Standortplanungsstrategie anzusehen ist – 

qualitativ zu erfassen. Dabei werden v. a. die Bedenken und Vorbehalte von Bürgerini-

tiativen näher betrachtet, analysiert und eingeordnet. Im Sinne eines induktiven Ansat-

zes werden diese Ergebnisse in die Konzeption einer neuen Theorie – eines alternativen 

Standortkonzeptes – einfließen. 

 

Neben den Ursachen für die Akzeptanzprobleme bilden mehrere theoretische Ansätze 

die Basis für den neuen Planungsansatz. Diese sind zu ganz unterschiedlichen Zeitpunk-

ten und vor dem Hintergrund völlig unterschiedlicher Fragestellungen entstanden. Auf 

der einen Seite wird auf die Landwirtschaftliche Landnutzungslehre von Johann 

Heinrich v. Thünen zurückgegriffen, der als erster Standorttheoretiker bezeichnet wird. 

Er hat zu Beginn des 19. Jh. den Versuch unternommen, die Flächennutzung im Um-

kreis eines landwirtschaftlichen Betriebes zu optimieren. Darüber hinaus werden die 

Erkenntnisse aus der Marginalschule der industriellen Standortlehre von D. M. 

Smith sowie aus dem Behavioristischen Ansatz von Allan R. Pred mit einbezogen, die 

aufgrund der Abkehr vom Menschenbild des homo oeconomicus von einer punkt- zu 

einer flächenbezogenen Standortbewertung kommen und damit auch suboptimales Un-

ternehmertum berücksichtigen. Auch die diversen Ansätze zu einer relationalen Wirt-

schaftsgeographie sind von großer Relevanz für die vorliegende Arbeit. Auf der ande-

ren Seite ist das Gedankengut der Ökologischen Ökonomik von Herman E. Daly 

grundlegend. Den Kern seiner Theorie bildet die vehemente Kritik an der weit verbrei-

teten Vorstellung, dass wirtschaftliches Wachstum nicht an Grenzen stoßen kann. 

Schließlich fließen die systemtheoretischen Überlegungen von Frederic Vester, der 

sich stets für die Robustheit eines Systems gegenüber Schwankungen ökonomischer, 

ökologischer und sozialer Natur interessierte, in die Konzeption eines innovativen 

Standortplanungskonzeptes für EE mit ein. Die Denkmuster aller dieser Theorien wer-

den in einer Weise auf das Thema EE übertragen, die es ermöglicht, eine neue Methodik 

zur optimalen Integration von regenerativen Technologien in den ländlichen Raum ab-

zuleiten. Hierin ist der deduktive Ansatz der vorliegenden Arbeit zu finden. 

 

Im Rahmen dieses neuen Planungsansatzes steht schließlich die Klassifizierung sowohl 

von Räumen als auch von Technologien im Fokus. Bei der Typisierung von Räumen 

werden ausschließlich qualitative Merkmale im Vordergrund stehen. Dies ist dadurch zu 
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begründen, dass der Charakter eines Raumes nicht unbedingt durch die Masse an teil-

raumspezifischen Erscheinungen bestimmt wird, sondern auch durch wenige, jedoch 

weit wirkende Elemente Prägung erfährt. Allein durch diese Sichtweise ist es möglich, 

der Problematik einer stark ausgeprägten Individualität von Räumen beizukommen. Die 

Technologien lassen sich hingegen hervorragend anhand quantitativer Merkmale klassi-

fizieren, wobei diese einer großen Dynamik unterliegen. 

 

Nach der ausführlichen Darlegung der innovativen Methodik wird diese beispielhaft am 

Landkreis Landsberg a. Lech demonstriert. Dadurch ist es einerseits möglich, das We-

sen des neuen Ansatzes zur Integration von EE in den ländlichen Raum zu begreifen, 

andererseits lässt sich so die Belastbarkeit der Theorie gegenüber der Wirklichkeit tes-

ten. 

1.5 Aufbau 

In Kapitel 2 geht es zunächst darum, die Erwartungen, die mit dem Ausbau von EE ver-

knüpft sind, zu erläutern. Kapitel 3 wird Auskunft darüber geben, mittels welcher wis-

senschaftlich-energiekonzeptioneller Ansätze die räumliche Integration von EE bisher 

begleitet wurde. Im darauffolgenden Kapitel 4 wird analysiert, inwieweit die Energiepo-

litik der Europäischen Union sowie die der Bundesregierung der großen Bedeutung der 

Ressource Raum Rechnung tragen und welche Unwägbarkeiten sich aus einer Gering-

schätzung des Raumbezugs von EE ergeben könnten. Von zentraler Bedeutung ist zwei-

felsohne Kapitel 5. Hier wird der Weg zu einer neuen Standortplanung beschritten. Da-

bei gilt es zunächst, das Ausmaß des Akzeptanzverlustes gegenüber einem forcierten 

Ausbau von EE festzustellen. In einem weiteren Schritt werden die Nachteile der ge-

genwärtigen Planungsstrukturen und -prozesse bei der Technologieverortung erfasst 

und darauf aufbauend eine alternative Standortstrategie bzw. Methodik entwickelt und 

erläutert. Diese wird daraufhin am Beispiel des Landkreises Landsberg a. Lech veran-

schaulicht. In Kapitel 6 wird schließlich aufgezeigt, welche Möglichkeiten es gibt, die 

Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit im Rahmen von weiteren Forschungsprojekten zu 

nutzen. 
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2 Erwartungen an den Ausbau von Erneuerbaren Energien  

Mit dem Ausbau von EE verbindet sich nicht nur die Gelegenheit, eine auf dem Prinzip 

der Nachhaltigkeit beruhende Energiewende einzuleiten. Vielmehr wirken sich Ent-

wicklung, Produktion, Verteilung und Nutzung von regenerativen Technologien in viel-

fältiger Weise auf die Gesellschaft aus. Sieben wesentliche Effekte lassen sich feststel-

len (vgl. EU 2008a & EU 2009a): 

 

Der Ausbau von EE bietet die Möglichkeit… 

 …einer CO2-armen Energieproduktion in Folge der Substitution von fossilen, kli-

mawirksamen Energieträgern durch regenerative, klimafreundliche Energien. 

 …, aufgrund des dezentralen Charakters von regenerativen Energien, eine Steige-

rung der Wertschöpfung v. a. in ländlichen Gebieten einzuleiten. 

 …, die Importabhängigkeit von den Erdöl und Erdgas liefernden Ländern zu redu-

zieren, Versorgungssicherheit zu erhöhen und Preisstabilität zu gewährleisten. 

 …Investitionssicherheit zu garantieren. 

 …des Aufbaus einer wissensgestützten Gesellschaft. 

 …europäischen Unternehmen den Zugang zu weltweiten Spitzenpositionen zu er-

möglichen und den europäischen Arbeitsmarkt zu beleben. 

 …einer nachhaltigen Entwicklung. 

Der bisherige Ausbau von EE hat deutschlandweit bereits deutliche Spuren hinterlassen, 

dennoch konnte den oben beschriebenen Erwartungen nur vereinzelt entsprochen wer-

den. Mehrere Gründe spielen dafür eine Rolle. Diese werden im Folgenden näher erläu-

tert. 

2.1 CO2-arme Energieproduktion 

Das Energiesystem der führenden Wirtschaftsnationen beruht seit der Industrialisierung 

auf dem Verbrauch von fossilen Energieträgern. Deren Verfeuerung und die anschlie-

ßende Freisetzung großer Mengen an CO2 sind nach gängiger Meinung maßgeblich für 

den anthropogenen Treibhauseffekt verantwortlich. Die damit einhergehende Erwär-
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mung der Atmosphäre führt zu globalen Klimaänderungen mit z. T. verheerenden regi-

onalen Auswirkungen. Dürrekatastrophen durch Anomalien im Wettergeschehen, die 

Häufung von Sturmereignissen, gravitative Massenbewegungen durch das Auftauen des 

Permafrostbodens in Hochgebirgen, Überschwemmungen durch Starkniederschlagser-

eignisse und den Anstieg des Meeresspiegels, die Ausbreitung von Schädlingen und 

Krankheiten, thermische Belastungen des menschlichen Organismus sowie die Versaue-

rung der Meere erschweren bereits heute die Lebensbedingungen von Mensch, Tieren 

und Pflanzen (vgl. ENDLICHER/ GERSTENGARBE 2007). An dieser Stelle muss jedoch be-

tont werden, dass bis zum heutigen Zeitpunkt nicht zufriedenstellend geklärt werden 

konnte, welche Faktoren letztlich zu den rezenten Veränderungen im Klimageschehen 

beigetragen haben. Einige Wissenschaftler schließen sogar die Möglichkeit eines anth-

ropogenen Klimawandels aus und sprechen von Klimalobbyismus, der auf einem pseu-

dowissenschaftlichen Fundament basiere (vgl. EIKE 2010a; EIKE 2010b & EIKE 

2010c). 

Abbildung 1: Vermeidung von CO2-Emissionen in Deutschland durch EE 2010 in Mio. t 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 8. 

Unabhängig davon, wie stark nun der anthropogene Einfluss auf das Klima wirklich ist, 

wird der Anteil von CO2 in der Atmosphäre in den kommenden Jahrzehnten sukzessive 

ansteigen. Beharrt man weiterhin auf dem verstärkten Einsatz von fossilen Energieträ-

gern, so werden sich die CO2-Emissionen bis 2030 aufgrund einer stetig ansteigenden 

Energienachfrage um 60 % erhöhen (vgl. EU 2006). Die Möglichkeit der CO2-
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Sequestrierung (vgl. DOOLEY et al. 2006 & MCGRAIL et al. 2006) bietet keinen geeigne-

ten Ansatz, dieses Problem zu umgehen, da mit einer Abscheidung von CO2 eine erheb-

liche Verringerung des Wirkungsgrades der Kraftwerke einhergeht und deshalb bei 

gleicher Strom- und Wärmeerzeugung einen Mehrbedarf an fossilen Energieträgern ge-

neriert (vgl. WBGU 2003). 

Abbildung 2: CO2-Emissionen von dt. Kraftwerken 2010 in g CO2/ kWh 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 9. 

Die EU hat erkannt, dass mit dem Ausbau von EE und die daran gekoppelte Substituti-

on von fossilen Energieträgern eine CO2-arme und damit klimaschonende Energiepro-

duktion möglich ist. Durch den Einsatz von EE konnten 2010 im Strombereich über 

70 Mio. t an CO2-Emissionen vermieden werden (vgl. Abb. 1). Ziel der EU ist es, die-

sen Betrag sukzessive zu erhöhen. Ein Vergleich zwischen den CO2-Emissionen von 

fossilen und regenerativen Energieträgern verdeutlicht den positiven Einfluss eines re-

generativen Energiesystems auf das Klima: In einem Braunkohle- bzw. Steinkohle-

Kraftwerk werden bei der Stromproduktion pro Kilowattstunde 1.153 bzw. 949 g CO2 
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emittiert. Selbst bei Erdgas-GuD-Kraftwerken beläuft sich die CO2-Belastung auf im-

merhin noch 428 g/ kWh. Werden hingegen die CO2-Emissionen von EE betrachtet, so 

ist deren klimafreundlicher Charakter zu erkennen (vgl. Abb. 2). Wasserkraftwerke 

emittieren lediglich 40 g CO2/ kWh. Bei der Gewinnung von Solarstrom aus Spanien 

können die Emissionen sogar auf 27 g CO2/ kWh reduziert werden. Die CO2-

Emissionen bei Offshore- bzw. Onshore-Windparks belaufen sich auf nur noch 23 bzw. 

24 g/ kWh. Wird bei der Stromerzeugung mittels BGA zusätzlich die beim Produkti-

onsprozess anfallende Abwärme genutzt, so können die CO2-Emissionen pro Kilowatt-

stunde sogar um 409 g gesenkt werden (SRU 2011, S. 49). Generell ist bei BGA jedoch 

von Emissionen in Höhe von 174 CO2/ kWh auszugehen (vgl. HERMINGHAUS 2009). 

2.2 Steigerung der Wertschöpfung in ländlichen Gebieten 

HENKEL (2004, S. 222) stuft das ökonomische Wachstumspotenzial ländlicher Räume 

als eher gering ein. Dabei betont er, dass Standortvorteile wie verfügbare Flächen und 

niedrige Grundstückspreise ihre einstige Bedeutung verloren haben und nicht mehr aus-

reichen, um Investitionsströme in ländliche Gemeinden zu lenken. HENKEL (2004) ver-

weist auf die hohe Bedeutung von qualitativen Standortfaktoren und hebt dabei das Be-

stehen eines Marktes für hochqualifizierte Experten und Facharbeiter, eine gut ausge-

baute Infrastruktur für Aus- und Weiterbildung, die Verfügbarkeit von Informations- 

und Beratungsstellen sowie die Nähe zu FuE-Einrichtungen hervor. Diese Standortfak-

toren seien in erster Linie in Agglomerationsräumen, nicht aber in ländlich strukturier-

ten Regionen stark ausgeprägt. Damit begründet er den geringen Anteil von „technolo-

gisch anspruchsvollen Zukunftsbranchen“ im ländlichen Raum (HENKEL 2004, S. 224). 

 

Gerhard Henkel übersieht, dass sich mit der Einführung des EEG im Jahr 2000 das 

ökonomische Wachstumspotenzial ländlicher Räume stark vergrößert hat. Speziell die 

von ihm als unbedeutend eingestuften quantitativen Standortfaktoren wie Flächenver-

fügbarkeit und niedrige Grundstückspreise erleben seit Inkrafttreten des EEG regelrecht 

eine Renaissance und sorgen entgegen der Vermutung HENKELS (2004, S. 224) für die 

Ansiedlung von technologisch anspruchsvollen Zukunftsbranchen. Dies liegt daran, 

dass die Energiegewinnung mittels Biomasse, Solarenergie und Windkraft mit einem 

hohen Flächenverbrauch einhergeht und der ländliche Raum diesbezüglich hervorra-

gende Voraussetzungen liefert. Nicht zuletzt spricht BRÜCHER (2008, S. 4) in diesem 

Zusammenhang von „energy from space“ und verweist damit auf den größeren Flä-
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chenanspruch eines regenerativen Energiesystems gegenüber dem eines konventionellen 

Systems. 

 

Darüber hinaus ist zu erwähnen, dass die zentralen Versorgungsstrukturen des konven-

tionellen Energiesystems zu einem Abfluss von Kaufkraft aus der Region geführt ha-

ben. Überregionale Entscheidungsgremien engten die Möglichkeiten kommunaler 

Selbstverwaltung ein und verhinderten so den Aufbau einer autarken Energieversor-

gung. Der dezentrale Charakter von EE bietet den ländlichen Gemeinden nun die Gele-

genheit, ihre eigenen Versorgungsstrukturen aufzubauen und damit regionale Wirt-

schaftskreisläufe anzukurbeln. Die Energieversorgungsanlagen müssen nicht nur instal-

liert, sondern auch betrieben und gewartet werden. Daraus entspringen lukrative Aufträ-

ge für Unternehmen, Servicetechniker und Rohstoffzulieferer aus der Region. Der Er-

folg hängt dabei von den Fähigkeiten der regionalen Akteure ab, geeignete Rahmenbe-

dingungen für die Entwicklung von Energieprojekten zu schaffen. Gelingt dies, so kann 

die kommunale Energiepolitik einen vielversprechenden Ansatz für strukturschwache 

Regionen bieten (vgl. ENDURA KOMMUNAL 2010). 

 

Fallstudien haben jedoch gezeigt, dass ein ursprünglich regionales Netzwerk aus Zulie-

ferbetrieben und Industrie mit fortschreitendem Wachstum die Bindung an die Region 

überwinden und überregional agieren kann (vgl. KLAGGE/ BROCKE 2010). Daraus folgt, 

dass endogene Potenziale zwar bedeutend für die Initiierung von regionalen Wirt-

schaftskreisläufen sein können, jedoch beim Bedeutungsgewinn von Akteuren über die 

sog. Pionierregion hinaus, dieses Potenzial sich von der Region lösen und damit die 

Möglichkeiten benachbarter, verspätet in den Wettbewerb eintretender Regionen ein-

schränken kann. 

2.3 Importabhängigkeit, Versorgungssicherheit und Preisstabilität 

REMPEL (2008, S. 22ff.) und BETTZIECHE (2008, S. 77f.) verdeutlichen, dass die nicht-

erneuerbaren Energierohstoffe weltweit in hohem Maße ungleich verteilt sind. Beispiel-

haft steht hierfür die sog. Strategische Ellipse, ein Gebiet, das den Nahen Osten, den 

Kaspischen Raum und Nordwest-Sibirien umfasst. Dort konzentrieren sich etwa 71 % 

der konventionellen Welterdölreserven und 69 % der Welterdgasreserven (vgl. BGR 

2009). Das Hoheitsgebiet der EU ist im globalen Vergleich relativ arm an fossilen und 

nuklearen Energieträgern. Aus diesem Grund ist sie dazu gezwungen, die für die Auf-
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rechterhaltung der Wirtschaftskraft notwendigen Energieträger wie Erdöl, Erdgas, Koh-

le und Uran in großen Mengen zu importieren. Bereits im Jahr 2000 betrug die Energie-

abhängigkeit der EU 50 %. Sollte es der EU nicht gelingen, alternative Strategien im 

Bereich der Energieversorgung aufzuzeigen und auch umzusetzen, so ist bis zum Jahr 

2030 mit einem Anstieg der Energieabhängigkeit auf bis zu 70 % zu rechnen. Dann 

müssten 66 % des EU-Kohle-, 80 % des EU-Erdgas- und 90 % des EU-

Erdölverbrauches mittels Importe gedeckt werden (vgl. EU 2006 & EURACTIV 2010). 

Abbildung 3: Importabhängigkeit Deutschlands bei Energieträgern 2010 (allgemein) 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 14. 

In Deutschland ist die Lage noch ernster, denn 2010 hatten Importe einen Anteil von 

70,7 % an der Bereitstellung von Energieträgern (vgl. Abb. 3). Dabei betrug die Ener-

gieabhängigkeit bei Steinkohle 75,2 %, bei Erdgas 94,6 %, bei Erdöl 91,5 % und bei 

Uran sogar 100 % (vgl. Abb. 4). Insgesamt belastete dies die deutsche Volkswirtschaft 

mit 80 Mrd. €. Mit dem Ausbau von EE besteht nun die Möglichkeit, die Importabhän-

gigkeit der europäischen Staaten sukzessive zu verringern und die eingesparten Kosten 

in den Aufbau einer eigenen, regenerativen Energieindustrie zu investieren. Durch den 

Einsatz von EE konnten im Jahr 2004 die Ausgaben für fossile Energieimporte in 

Deutschland um immerhin 1,7 Mrd. € reduziert werden. Bis zum Jahr 2008 erhöhte sich 

dieser Wert im Zuge des weiteren Ausbaus auf 6,9 Mrd. €. Insgesamt konnten so 

1.381 PJ an fossiler Primärenergie eingespart werden (vgl. IFNE 2009; AGENTUR FÜR 

ERNEUERBARE ENERGIEN 2010a & AGENTUR FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN 2010b). 
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In engem Zusammenhang mit der Importabhängigkeit steht die Versorgungssicherheit 

(vgl. TÄNZLER et al. 2007). Ein Blick auf die Erdgasmärkte zeigt, dass die EU Zugang 

zu ca. 73 % des weltweit verbleibenden konventionellen Erdgaspotenzials hat (vgl. 

REMPEL 2008 & BGR 2009). Dies ist jedoch nur scheinbar eine komfortable Ausgangs-

position, denn mit Russland, Nordafrika und dem Nahen Osten konzentriert sich dieses 

Potenzial auf politisch instabile Regionen. 

Abbildung 4: Importabhängigkeit Deutschlands bei Energieträgern 2010 (differenziert) 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 14. 

Im Januar 2006 offenbarte sich im Zuge des Gasstreits mit dem Transitland Ukraine, 

dass Russland keineswegs ein verlässlicher Partner hinsichtlich der Lieferung von Erd-

gas ist und es schnell zu Engpässen bei der Versorgung auch für die EU kommen kann 

(vgl. EURACTIV 2010). Insgesamt befinden sich fünf russische Pipelines im Staatsgebiet 

der Ukraine, wovon zwei das Binnenland versorgen. Bei den restlichen drei handelt es 

sich um Transitleitungen, die Deutschland, Österreich, Polen, Ungarn, Rumänien, 

Tschechien und die Slowakei mit Erdgas beliefern (vgl. VERIVOX 2008a). Damit besteht 

seitens der EU eine große Energieabhängigkeit nicht nur von Russland, sondern auch 

von der Ukraine, denn der staatliche Gaskonzern Naftogaz drohte bereits damit, bei wei-

teren Lieferkürzungen seitens Gazprom die Lieferungen nach Europa ebenfalls zu ver-

ringern (vgl. VERIVOX 2008b). Langfristig ist dieser Zustand für die EU-Staaten nicht 

tragbar, denn ihre Wirtschaftskraft beruht nicht zuletzt auf einer zuverlässigen Versor-

gung mit ausreichend Energie. Die Strategie der EU-Staaten besteht nun darin, den 

Aufbau einer gemeinsamen EU-Außenpolitik zu forcieren, um gemeinsam nach Lösun-

gen zu suchen und mit einer Stimme auch hinsichtlich der Energieversorgung sprechen 

zu können (vgl. EU 2006). Der Ausbau von EE wird dabei eine zentrale Rolle spielen, 

denn dadurch besteht die Möglichkeit, sich von Importen unabhängig zu machen. Die 

Gefahr von Engpässen bei der Gasversorgung wurde nun dadurch eingedämmt, indem 
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eine Gasleitung durch die Ostsee verlegt und so eine direkte Verbindung zwischen 

Deutschland und Russland hergestellt wurde (vgl. NORD STREAM 2011).     

 

Eine zunehmende Versorgungssicherheit sollte jedoch in erster Linie auf dem Ausbau 

von EE basieren, denn erst dadurch wäre es möglich, sich von Preisschwankungen am 

Weltmarkt unabhängig zu machen. Aufgrund einer weltweit steigenden Nachfrage nach 

fossilen Energieträgern, der Überbeanspruchung von Versorgungsketten und den Kon-

sequenzen aus der oben dargestellten Importabhängigkeit, rechnet die EU langfristig mit 

steigenden Energiepreisen (vgl. EU 2006). Der entscheidende Grund für eine stetige 

Verteuerung von Erdöl, Erdgas und Kohle liegt jedoch darin begründet, dass es sich um 

nicht-erneuerbare Energieträger handelt. REMPEL (2008, S. 25) geht davon aus, dass in-

nerhalb der nächsten Jahre die Hälfte des Gesamtpotenzials an konventionellem Erdöl 

(Reserven und Ressourcen) gefördert sein wird. Dieser sog. depletion mid-point wird 

seiner Meinung nach in etwa zeitgleich mit dem Fördermaximum (Peak Oil) zusam-

menfallen. 

 

TSCHIERSCHKE (2008) verweist darauf, dass das Phänomen Peak Oil lange Zeit von Öl-

konzernen und Wissenschaftlern ignoriert und als nicht belegbare Theorie abgewiesen 

wurde. Diese Einschätzung hat sich jedoch gewandelt: Der Manager von Total S. A., 

Christophe de Margerie, anerkannte als einer der ersten Vertreter der Ölwirtschaft Peak 

Oil als eine ernstzunehmende Tatsache. Auf wissenschaftlicher Seite setzt sich die 

ASPO seit einigen Jahren mit Fragen zur Endlichkeit fossiler Energieträger auseinander 

und warnt vor steigenden Energiekosten aufgrund schwindender Vorräte. Auch die IEA 

geht in ihren Szenarien mehr und mehr von einem langfristig hohen Preisniveau bei 

Erdöl aus. Dies ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass die IEA ihre Angaben zu 

Ölfördermengen in den letzten Jahren stetig nach unten korrigiert hat. Im Jahr 2005 

rechnete die IEA laut Referenzszenario noch mit einer weltweiten Fördermenge von 

120 Mio. b/ Tag für das Jahr 2030. Im World Energy Outlook 2006 bzw. 2007 verrin-

gerte sich dieser Wert auf 117,6 bzw. 116,3 Mio. b/ Tag. Tatsächlich wurde 2008 dieser 

Wert bei nur noch 106 Mio. b/ Tag für 2030 angesetzt (vgl. IEA 2005; IEA 2006; IEA 

2007 & IEA 2008). Insider gehen davon aus, dass selbst diese Angabe noch zu hoch an-

gesetzt ist. Laut eines Informanten der IEA wurde weltweit die Peak Oil-Zone bereits 

erreicht, jedoch wurden die Angaben auf Druck seitens der USA geschönt, um einer Pa-

nik auf den Finanzmärkten vorzubeugen (vgl. DIE PRESSE 2010). Nachdem die konven-
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tionellen Energiereserven also sukzessive zur Neige gehen, gibt es Bemühungen, nicht-

konventionelle Lagerstätten wie Ölsande aus Alberta, Ölschiefer aus Estland, 

Schwerstöl aus Venezuela und Methanhydrat an Kontinentalabhängen sowie im Perma-

frostboden (Russland) zu erschließen. Dies geht jedoch mit einem erhöhten technischen 

und somit finanziellen Aufwand einher und ist aus ökologischer Sicht oftmals bedenk-

lich. Nicht zuletzt führt der Abbau von Ölsanden zu einer massiven Kontaminierung des 

Grundwassers (vgl. BGR 2009; GERLOFF 2008 & Abb. 5). 

Abbildung 5: Methanhydratvorkommen weltweit (Stand 2011) 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

2.4 Investitionssicherheit 

Der Ausbau von EE bietet der EU die Möglichkeit, Förderprogramme zu schaffen, die 

Planungssicherheit und dadurch europäischen Unternehmen langfristig Gewinne garan-

tieren. Dies ist darauf zurückzuführen, dass sich die EU ehrgeizige Ziele hinsichtlich 

des Ausbaus von EE gesteckt hat. Bis 2020 soll eine Steigerung des Anteils von EE am 

EEV auf 20 % erreicht werden. Im gleichen Zeitraum soll der Anteil von Biokraftstof-

fen im Verkehrssektor auf 10 % erhöht werden (vgl. EU 2008a & EU 2009a). Dieses 

Vorhaben kann jedoch nur gelingen, wenn den potenziellen Trägern dieses massiven 
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Ausbaus – den Unternehmen – Investitionssicherheit garantiert wird. Festgelegte Ein-

speisevergütungen über längere Zeiträume hinweg sowie die vorrangige Einspeisung 

von regenerativem Strom bilden ausgezeichnete Rahmenbedingungen für unternehmeri-

sche Tätigkeiten. Im EEG heißt es bspw.: 

 

„Netzbetreiber sind verpflichtet, Anlagen zur Erzeugung von Strom […] an ihr Netz an-

zuschließen, den gesamten angebotenen Strom aus diesen Anlagen vorrangig abzuneh-

men und den eingespeisten Strom […] zu vergüten“ (DEUTSCHER BUNDESTAG 2000, 

S. 3). 

 

Weiter heißt es: 

 

„Die Mindestvergütungen […] sind für neu in Betrieb genommene Anlagen jeweils für 

die Dauer von 20 Jahren […] zu zahlen […]“ (DEUTSCHER BUNDESTAG 2000, S. 6). 

 

Von entscheidender Bedeutung wird sein, inwiefern es der EU gelingen wird, durch 

länderübergreifende Einspeiseregelungen den europäischen Energiemarkt homogener zu 

gestalten. Nur dadurch kann eine Entwicklung eingeleitet werden, in der sich europäi-

sche Unternehmen aus einem fairen, innereuropäischen Konkurrenzkampf heraus zu 

weltweiten Spitzenpositionen emporarbeiten und so den Arbeitsmarkt beleben. 

2.5 Wissensgestützte Gesellschaft 

Die EU geht davon aus, dass der Ausbau von EE den Aufbau einer wissensgestützten 

Gesellschaft fördert (vgl. EU 2008a). Nun stellt sich die Frage, was denn unter einer 

wissensgestützten Gesellschaft zu verstehen ist: 

 

„Von einer Wissensgesellschaft oder einer wissensbasierten Gesellschaft lässt sich 

sprechen, wenn zum einen die Strukturen und Prozesse der materiellen und symboli-

schen Reproduktion einer Gesellschaft so von wissensbasierten Optionen durchdrungen 

sind, daß Informationsverarbeitung, symbolische Analyse und Expertensysteme gegen-

über anderen Faktoren der Reproduktion vorrangig werden. Eine entscheidende zusätz-

liche Voraussetzung der Wissensgesellschaft ist, daß Wissen und Expertise einem Pro-

zeß der kontinuierlichen Revision unterworfen sind und damit Innovationen zum alltäg-

lichen Bestandteil der Wissensarbeit werden“ (WILLKE 1998, S. 355). 
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Der Ausbau von EE fördert den Aufbau einer wissensgestützten Gesellschaft nicht zu-

letzt deswegen, da die Produktion von forschungsintensiven Produkten, v. a. von hö-

herwertigen Technologien und Spitzentechnologien, rapide ansteigt (vgl. OECD 2001). 

Das Wissen von Experten aus den unterschiedlichsten Forschungsbereichen ist in ho-

hem Maße gefragt, denn EE liegen im Brennpunkt wissenschaftlicher Reflexionen von 

Ingenieuren, Ökonomen sowie Umweltexperten. Zahlreiche Fördermaßnahmen seitens 

staatlicher sowie privater Einrichtungen haben seit dem Inkrafttreten des EEG ausge-

zeichnete Rahmenbedingungen für Innovationen geschaffen. 

 

In der Vergütungsstruktur des Bereiches Biomasse bspw. können Anlagenbetreiber den 

sog. Technologie-Bonus in Anspruch nehmen. Ziel des Gesetzgebers ist es dabei, An-

reize zur Effizienzsteigerung von mindestens 45 % zu setzen bzw. dem Prozess der 

Stromerzeugung ein sinnvolles Wärmenutzungskonzept zur Seite zu stellen. Der Tech-

nologie-Bonus von 2 ct/ kWh wird gewährt, wenn bspw. Biomasse durch thermochemi-

sche Vergasung umgewandelt wird oder der Strom mittels Brennstoffzellen, Gasturbi-

nen, Dampfmotoren, Organic-Rankine-Anlagen, Mehrstoffgemisch-Anlagen (Kalina-

Cycle-Anlagen) oder Stirling-Motoren produziert wird (vgl. EEG 2010). Derartige An-

reize führen zu einer hohen Dynamik in FuE und tragen so zur Diffusion von Wissen 

innerhalb eines Gesellschaftssystems bei. 

 

DALY (2001, S. 13) weist jedoch darauf hin, dass neues Wissen auch dazu beitragen 

kann, die Verfügbarkeit von Materie und Energie zu verringern. Dies ist dann der Fall, 

wenn neues Wissen der Menschheit offenbart, wie nah sie sich bereits an der Grenze der 

Tragfähigkeit des Planeten Erde befindet. So hat bspw. das Wissen über die Wirkme-

chanismen des anthropogenen Treibhauseffektes dazu geführt, dass sich global die Be-

mühungen zur Reduzierung der Nutzung fossiler Brennstoffe verstärkt haben, um die 

CO2-Senken zu schonen. Des Weiteren ist es denkbar, dass durch technologische Inno-

vationen der Durchsatz an Ressourcen erhöht wird und einer rapiden Annäherung an die 

Tragfähigkeitsgrenze Vorschub leistet. 

2.6 Weltweite Spitzenpositionen und Arbeitsmarkt 

Die vom Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH veröffentlichte Studie 

Ökonomische Chancen für die deutsche Industrie resultierend aus einer weltweiten 

Verbreitung von CSP (Concentrated Solar Power) -Technologien – im Auftrag der 
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Deutschen Gesellschaft für Club of Rome, der Desertec Foundation und von Green-

peace – verdeutlicht eindrucksvoll, welche enormen Wachstumschancen für Unterneh-

men sich bspw. aus der Zusammenarbeit zwischen der EU und den Ländern der 

MENA-Region ergeben. 

 

Unternehmen aus verschiedenen Sparten wie Engineering und Services (Fichtner Solar, 

CSP Services, Schlaich Bergermann Partner), Komponentenzulieferung (Solar Power 

Group, Schott Solar AG, Flabeg Holding GmbH, Flagsol GmbH, Siemens AG, Züblin 

AG, Senior Berghöfer, Linde AG), Realisierung (MAN Ferrostaal, Solar Millenium 

AG, Kraftanlagen München GmbH, Novatec Biosol AG) und Finanzierung (Münchner 

Rück) werden erheblich von Kooperationen profitieren (vgl. VALLENTIN/ VIEHBAHN 

2009 & BOSCH 2010). 

 

Stellvertretend hierfür stehen die Ambitionen der Renewable Energy Division der Sie-

mens AG, die sich das Ziel gesteckt hat, Weltmarktführer im Bereich solarthermischer 

Kraftwerke zu werden. Der Konzern geht davon aus, dass im Jahr 2020 solarthermische 

Kraftwerke mehr als 20 Mrd. € umsetzen werden. Um den größten Anteil an dieser 

Summe erwerben zu können, wurde 2009, mit dem israelischen Unternehmen Solel, ein 

erfahrener Mittelständler für 418 Mio. $ aufgekauft. Neben der in Mainz ansässigen 

Schott Solar AG ist Solel führend bei der Produktion von Receivern für Parabolrinnen-

kraftwerke. Darüber hinaus hat Siemens einen Anteil von 28 % an Archimede Energia 

S.r.l. erworben. Das italienische Unternehmen stellt ebenfalls Receiver her, jedoch wer-

den geschmolzene Salze als Wärmeträgermedium verwendet. Diese können ungleich 

höhere Temperaturen als Thermoöle erreichen. Siemens stellt den zugehörigen Power-

block mit Wärmetauscher, Turbine, Generator und Dampfkraftwerk bereit, so dass zu-

sammen mit den Receivern der größte Teil der Kraftwerkskomponenten aus eigener 

Produktion geliefert werden kann (vgl. MAY 2009a). 

 

Dieses Beispiel steht eindrucksvoll für eine zentrale Zielsetzung der EU, Unternehmen 

den Weg zu Spitzenpositionen im Bereich der EE zu ebnen, nicht zuletzt da hierdurch 

viele hochqualifizierte Arbeitsplätze entstehen. Es ist davon auszugehen, dass durch den 

Ausbau von EE in der EU bis 2020 etwa 2,8 Mio. neue Arbeitsplätze entstehen werden 

und das BIP damit einen Wertzuwachs von 1,1 % erfährt (vgl. EU 2009b). Allein in 
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Deutschland schaffen EE täglich 80 neue Arbeitsplätze (vgl. AGENTUR FÜR 

ERNEUERBARE ENERGIEN 2010b)! 

2.7 Nachhaltige Entwicklung 

Zwar rückte die Vision einer nachhaltigen Entwicklung erst innerhalb der letzten Jahr-

zehnte in den Fokus globaler politischer Diskussionen und Entscheidungen, dennoch ist 

dieses Prinzip keineswegs eine Errungenschaft des 20. Jahrhunderts. Ursprünglich 

stammt die Idee von Hannß Carl von Carlowitz (1645-1714), der Oberberghauptmann 

am kursächsischen Hof in Freiberg war. Sein 1713 erschienenes Werk »Sylvicultura 

oeconomica« war eine Reaktion auf den damals drohenden Mangel an dem lebensnot-

wendigen Rohstoff und Energieträger Holz. Der Lösungsvorschlag des Oberberghaupt-

manns – ein Vorschlag, der zur Zeit des 18. Jahrhunderts revolutionär war – bestand da-

rin, den Wäldern nur die Menge an Holz zu entnehmen, die im Zuge der Aufforstung 

wieder nachwachsen konnte (vgl. CARLOWITZ 2009). So heißt es: 

 

„Wird derhalben die größte Kunst, Wissenschaft, Fleiß, und Einrichtung hiesiger Lande 

darinnen beruhen, wie eine sothane Conservation und Anbau des Holzes anzustellen, 

daß es eine continuirliche beständige und nachhaltende Nutzung gebe, weiln es eine un-

entbehrliche Sache ist, ohnewelche das Land in seinem Esse nicht bleiben mag.“ (vgl. 

LEXIKON DER NACHHALTIGKEIT 2010). 

 

Einen tieferen Einblick in die – aus heutiger Sicht nahezu fanatisch anmutenden – Be-

mühungen um einen schonenden Umgang mit der Ressource Holz während des 

18. Jahrhunderts gewährt STEINSIEK (1999). SCHÜSSLER (2008) verdeutlicht die heuti-

gen Potenziale und Risiken der Niederwaldwirtschaft auf den Energiemärkten und kon-

zentriert sich dabei im Besonderen auf das Verbreitungsgebiet der Haubergswirtschaft 

in Deutschland (Lahn-Dill-Kreis, Marburg-Biedenkopf, Westerwaldkreis, Altenkirchen, 

Siegen-Wittgenstein und Olpe). HENZGEN/ KLÄR (2010, S. 56) weisen darauf hin, dass 

der Begriff Nachhaltigkeit nur vordergründig etwas mit Forstwirtschaft zu tun hat, denn 

seit jeher gehe die ökonomische Verwertung des Waldes mit massiver Denaturierung 

einher. Interessant ist, dass Carlowitz bereits zur damaligen Zeit das Wohl der kom-

menden Generationen im Auge hatte und den verschwenderischen Lebensstil der rei-

chen Oberschicht kritisierte:  
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„Verwundern muß man sich wohl, daß die meisten vermögensten Leute auf grosse Häu-

ser, Palläste, Schlösser und dergleichen Baue, ihr meist Vermögen anwenden; wäre 

aber vielleicht vorträglicher wenn sie ihren Grund und Boden anzubauen, und zu ver-

bessern suchten, als welches doch ihnen so wohl, als denen Nachkommen und dem ge-

meinen Besten weit nutzbarer fallen dürffte.“ (vgl. LEXIKON DER NACHHALTIGKEIT 

2010). 

 

Die Forderungen von Carlowitz lassen sich auch in den jüngeren Definitionen zu einer 

nachhaltigen Entwicklung wiederfinden. Die WCED legte 1987 im sog. Brundtland-

Report fest, was unter dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung zu verstehen ist. 

Darin heißt es:  

 

„Sustainable development meets the needs of the present without compromising the 

ability of future generations to meet their own needs“. (UN 1987, S. 54) 

 

Das Augenmerk liegt hier in erster Linie auf der Notwendigkeit, dass die jetzt lebende 

Generation die Chancen und Ansprüche der kommenden Generationen wahrt. Zwar ist 

diese Definition recht vage und lässt daher viel Raum für Interpretationen, wird die 

Aussage jedoch auf den Energiesektor übertragen, so ist klar ersichtlich, dass ein Ener-

giesystem, welches vor allem auf nicht-erneuerbaren und umweltschädlichen Energie-

trägern basiert, dieser Forderung keineswegs entsprechen kann. Die kommenden Gene-

rationen werden unter Beibehaltung des Status Quo zwangsläufig mit weitestgehend er-

schöpften Quellen (z. B. Erdöllagerstätten) und überfüllten Senken (z. B. radioaktive 

Abfälle) ihr Leben gestalten müssen. 

 

Um einer derartigen Entwicklung vorzubeugen, wurde auf der Konferenz der Vereinten 

Nationen für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 1992 ein Maßnahmenkatalog 

im Rahmen der AGENDA 21 formuliert, mit dem Ziel, die menschliche Gesellschaft 

auf einen nachhaltigen Weg zu führen. Dabei spielen u. a. Aspekte wie Armutsbekämp-

fung, Schutz und Förderung der menschlichen Gesundheit, Schonung von Ökosyste-

men, Schutz der Erdatmosphäre sowie aller Arten von Meeren, Förderung einer nach-

haltigen Landwirtschaft und die Erhaltung der biologischen Vielfalt eine bedeutende 

Rolle (vgl. UN 1992a & BMU 1997). Prinzipiell geht es um eine gerechtere Verteilung 

des Wohlstandes, eine humanere Gestaltung der Lebensgrundlagen und eine größere 
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Schonung unserer natürlichen Umwelt (vgl. NITSCH et al. 2004). Damit wird deutlich, 

dass eine nachhaltige Entwicklung sämtliche Wirkbereiche menschlichen Handelns er-

fassen und durchdringen muss. Die Produktion, Speicherung und Verteilung von Ener-

gie stellt folglich nur einen – jedoch auf andere Wirkbereiche stark ausstrahlenden – 

Teilaspekt dar. 

 

Die Umsetzung der AGENDA 21 hat gezeigt, dass keineswegs alle Wirkbereiche 

menschlichen Handelns in gleichem Maße auf Nachhaltigkeit geeicht werden. For-

schungsintensive Verfahren wie bspw. die CO2-Sequestrierung (CCS) (vgl. DOOLEY et 

al. 2006 & MCGRAIL et al. 2006) sowie bedeutende umweltgesellschaftliche Initiativen 

entspringen in erster Linie aus der Sorge um die negativen Auswirkungen, die der Kli-

mawandel mit sich bringt. Die Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen, die 

u. a. im Jahr 1997 das Kyoto-Protokoll auf den Weg brachte (vgl. UNFCCC 2002), 

stellt den Versuch dar, durch Emissionshandel, strengere Vorgaben sowie neue techno-

logieorientierte Lösungen klimawirksame Emissionen der Vertragspartner einzudäm-

men und so den anthropogenen Einfluss auf das Klima zu verringern. Man beruft sich 

dabei auf die Charta der Vereinten Nationen und die Grundsätze des Völkerrechts sowie 

auf die Stockholm-Deklaration von 1972, worin es heißt, dass Staaten ihre Ressourcen 

zwar den eigenen umwelt- und entwicklungspolitischen Vorstellungen entsprechend 

nutzen können, jedoch der Umwelt außerhalb ihres nationalen Hoheitsgebietes kein 

Schaden zugefügt werden dürfe (vgl. UN 1945; UN 1972 & UN 1992b). So heißt es: 

 

„Die Staaten haben das souveräne Recht, ihre eigenen Ressourcen auszubeuten. Sie 

müssen aber sicherstellen, dass diese Aktivitäten nicht die Umwelt über ihre eigenen 

Grenzen hinaus beschädigt.” (HAGGETT 2001, S. 362) 

 

Hinsichtlich energetischer und materieller Nachhaltigkeit ist es wichtig, dass erneuerba-

re Ressourcen nicht schneller verbraucht werden, als sie im Stande sind, sich zu regene-

rieren. Des Weiteren dürfen nicht-erneuerbare Ressourcen nur in dem Maße verbraucht 

werden, wie eine Substitution durch erneuerbare Ressourcen gewährleistet ist. Darüber 

hinaus muss darauf geachtet werden, dass die Emissionen von Schadstoffen die Auf-

nahmekapazität der Senken nicht überschreiten (vgl. DALY 1992; DALY 1995; DALY 

1996; DALY 1999; DALY 2001 & EKINS et al. 2009). Nach den Maßstäben von 

WACKERNAGEL et al. (1997) ist die Menschheit weit davon entfernt, dem Leitbild einer 
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nachhaltigen Entwicklung zu entsprechen. Mit der Berechnung des ökologischen Fuß-

abdruckes der Menschheit lieferten sie den Beweis dafür, dass bereits Ende der 1970er 

Jahre die Tragfähigkeit der Erde überschritten wurde und der ökologische Fußabdruck 

sich bis zum heutigen Zeitpunkt auf etwa 1,3 Erden erhöht hat. 

 

MEADOWS et al. (2006) verweisen ebenfalls darauf, dass lebensnotwendige Quellen 

ausgebeutet werden und viele der Senken bereits überlastet sind. Sie ermahnen die 

Menschheit zu einem Kurswechsel, andernfalls drohe eine massive Grenzüberschrei-

tung (Overshoot), der zu einem Zusammenbruch ganzer Volkswirtschaften führen 

könnte und langfristig die Lebensbedingungen auf unserem Planeten gravierend ver-

schlechtern würde. Jedoch dürfe der Begriff Nachhaltigkeit nicht zu starr ausgelegt 

werden, denn eine wohl überlegte und effiziente Nutzung nicht-erneuerbarer Energie-

träger sei innerhalb eines nachhaltigen Gesellschaftssystems durchaus angebracht. 

 

Mit der Entwicklung des Computermodells World3 ist es gelungen, mögliche Entwick-

lungspfade der globalen Gesellschaft genauer zu erkunden. Bei den meisten Szenarien 

mündeten das unbegrenzte Wachstum von Bevölkerung und Kapital sowie die verzöger-

ten Reaktionsgeschwindigkeiten der Menschheit bei Grenzüberschreitungen in einem 

gesellschaftlichen Zusammenbruch gegen Ende des 21. Jahrhunderts. Dieser geht nach 

Ansicht von MEADOWS et al. (2006) mit einem drastischen Rückgang von Nahrungsmit-

telproduktion, Lebenserwartung, Konsum und Industrieproduktion einher. Einige Sze-

narien geben durchaus Anlass zum Optimismus, jedoch liegen ihnen ein radikaler ge-

samtgesellschaftlicher Kurswechsel sowie ein Umdenken hinsichtlich der Bewertung 

von Wachstum zu Grunde. 

 

DALY (2004, S. 50) macht deutlich, welche Bedingungen für einen Wandel hin zu ei-

nem beständigen Gesellschaftssystem erforderlich sind:  

 

„The steady state is defined as an economy in which the total population and the total 

stock of physical wealth are maintained constant at some desired levels by a „minimal“ 

rate of maintenance throughput (i.e., by birth and death rates that are equal at the low-

est feasible level, and by physical production and consumption rates that are equal at 

the lowest feasible level.” 
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Eine nachhaltige Entwicklung lässt sich demnach nur einleiten, wenn ein zu starkes 

Wachstum von Bevölkerung und Kapital verhindert wird bzw. sich sowohl Geburten- 

und Sterbe-, als auch Investitions- und Kapitalabnutzungsraten entsprechen. Zur Kon-

trolle von positiven Rückkopplungen, die die Bevölkerung und das Kapital betreffen, 

gilt es, schnell reagierende Informationsmechanismen sowie adäquate institutionelle 

und soziale Strukturen zu schaffen (vgl. MEADOWS et al. 2006). Hinsichtlich der globa-

len Bevölkerungszahl ist aufgrund der Mechanismen des demographischen Übergangs 

zumindest langfristig von einer Stabilisierung auszugehen (vgl. BÄHR 2010).  

 

Gerade in einer marktwirtschaftlich-kapitalistisch orientierten Gesellschaft rufen derar-

tige Forderungen scharfe Kritik hervor, denn viele Menschen sind davon überzeugt, 

dass vor allem das Wachstum an Kapital die Lösung vieler Probleme ermöglicht und ei-

ne Diskreditierung von Wachstum deshalb der falsche Weg ist. Jedoch handelt es sich 

bei den Wissenschaftlern sowie beim Club of Rome keineswegs um Verfechter eines 

Nullwachstums, wie PECCEI (1977) betont. Nullwachstum ist seiner Meinung nach ein 

Unwort und ähnlich primitiv und unpräzise wie die Vorstellung von grenzenlosem 

Wachstum (MEADOWS et al. 2006, S. 265). Wachstum sei im Sinne einer qualitativen 

Weiterentwicklung der Gesellschaft durchaus wünschenswert, jedoch im Sinne einer 

rein materiellen Expansion kein geeignetes Mittel, um langfristig allen Menschen eine 

hohe Lebensqualität bieten zu können. Im Gegenteil: Man ist davon überzeugt, dass 

sich bestehende Gegensätze im Lebensstandard durch stures Festhalten an Wachstums-

vorstellungen noch verschärfen und mittel- bis langfristig zur Degradierung unseres 

Planeten führen würden. Jeder Wachstumsprozess müsse deshalb hinsichtlich seiner 

globalen ökonomischen, ökologischen und sozialen Folgen hinterfragt werden. Unter 

bestimmten Umständen sei auch ein negatives Wachstum akzeptabel, bspw. wenn damit 

eine Grenzüberschreitung rückgängig gemacht werden könne. 

 

DALY (2001, S. 3ff.) stellt die Behauptung auf, dass es nicht nur wirtschaftliches, son-

dern auch unwirtschaftliches Wachstum gibt. Dies ist gerade dann der Fall, wenn 

Wachstum mit einer Ausbeutung von Ressourcen, Umweltverschmutzung und Störung 

lebenserhaltender ökologischer Leistungen einhergeht. Er verweist auf die Absurdität, 

dass selbst die Kosten für die Beseitigung von Umweltschäden dem Bruttosozialprodukt 

angerechnet werden. DALY (2001, S. 4) definiert die Grenzen des Wachstums folgen-

dermaßen: 
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„Wenn die steigenden Grenzkosten gleich groß werden wie der fallende Grenznutzen, 

dann befinden wir uns auf dem optimalen Niveau des BSP und jedes weitere Wachstum 

wäre unwirtschaftlich – es würde die Kosten stärker erhöhen als den Nutzen.“ 

 

Mit der Einführung des ISEW konnte die Annahme von NORDHAUS/ TOBIN (1972) wi-

derlegt werden, dass ein Wachstum des BSP stets positiv mit einer Zunahme des Wohl-

ergehens innerhalb einer Gesellschaft korreliert (vgl. DALY 2001). Aus diesem Grund 

sei eine Politik, deren oberstes Ziel es ist, das Wachstum des BSP unter allen Umstän-

den – d. h., auch vor dem Hintergrund des Verlustes an ökologischen Dienstleistungen, 

der Störung des Arbeitsfriedens, der Sinnlosigkeit von Arbeit, der Opferung von Frei-

zeit etc. – voranzutreiben, obsolet und bedarf einer differenzierten Betrachtung. Der 

Fehler liegt in der Auffassung des Menschen, dass das Ökosystem ein Teil der Wirt-

schaft ist und diese sich »dann und wann« aus dem Subsystem bedienen könne – etwa 

zur Entnahme von Rohstoffen und zur Deponierung von Schadstoffen. Das Ökosystem 

wird damit quasi zum Lieferanten abgewertet. Es wird darauf verwiesen, dass vielmehr 

die Makroökonomie ein Subsystem des Ökosystems bzw. des Naturkapitals darstellt. In 

einer sog. leeren Welt, innerhalb derer die Leistungen des Ökosystems jene der Wirt-

schaft weit übertreffen, würde das Wachstum der Makroökonomie einer positiven Ent-

wicklung entsprechen, da der Nutzen des Wachstums die Kosten übersteigt. In einer 

sog. vollen Welt – ein Zustand, dem die heutige Welt entspricht – erfordert jeder Zu-

wachs beim BSP eine unverhältnismäßige Zunahme der Kosten bei gleichzeitiger Ver-

ringerung der Leistungen des Ökosystems (vgl. DALY 1992 & DALY 2001). 

 

Für DALY (1996 & 1999) ist nachhaltige Entwicklung gleichzusetzen mit »Entwicklung 

ohne Wachstum«. Zwar kann er angesichts von Problemkreisen wie Überbevölkerung, 

Verteilungsgerechtigkeit und unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nachvollziehen, dass sich 

zur Zeit von Thomas R. Malthus, Karl H. Marx und John M. Keynes die Ideologie vom 

grenzenlosen Wachstum etabliert hat, jedoch könne mittels dieses Paradigmas den Prob-

lemen der heutigen Gesellschaft nicht mehr begegnet werden. Das Modell des demo-

graphischen Übergangs zeigt, dass ein leichtes wirtschaftliches Wachstum bereits aus-

reichend ist, um das Problem der Überbevölkerung zu lösen (GEBHARDT et al. 2007, 

S. 774f. & HAGGETT 2001, S. 179). Dass grenzenloses Wachstum zu mehr Gerechtig-

keit auf der Erde führt, konnte mittlerweile eindeutig widerlegt werden. MEADOWS et al. 

(2006, S. 41ff.) stellen die Behauptung auf, dass innerhalb des gegenwärtigen Wirt-
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schaftssystems Wachstum sogar noch die Kluft zwischen Arm und Reich vergrößert. 

Sie betonen, dass – trotz eines 14-fachen Anstiegs der industriellen Produktion seit dem 

Jahr 1930 – gegen Ende des 20 Jahrhunderts über 45 % der Weltbevölkerung mit einem 

durchschnittlichen Einkommen von lediglich zwei Dollar pro Tag auskommen müssen. 

Wenn sich nun die Armut in der Welt vergrößert, verringert sich gleichzeitig die Nach-

frage nach Produkten aus der Wirtschaft. Damit rückt auch das Ziel der Vollbeschäfti-

gung in weite Ferne. DALY (2001, S. 16) plädiert für eine ökologische Steuerreform, in 

der die Ressourcen preislich so eingestuft werden, dass ihrer Endlichkeit sowie ihrer 

Umweltwirkung Ausdruck verliehen wird. Er beklagt, dass die Globalisierung diesbe-

züglich kontraproduktiv wirke, da sie die ökologischen Ressourcen vieler, wirtschaftlich 

noch unerschlossener Staaten zu einem geringen Preis der globalen Gesellschaft zur 

Verfügung stellt und den Eindruck erweckt, als sei die Menschheit noch weit von der 

Grenze der Tragfähigkeit entfernt. 

   

Bereits 1848 verwies John Stuart Mill darauf, dass eine Wirtschaft, deren Ressourcen-

verbrauch die Umweltkapazitäten nicht überschreitet, sondern vielmehr respektiert, sich 

durchaus weiterentwickeln, qualitativ hochwertige Innovationen hervorbringen und 

komfortable Lebensbedingungen bieten kann (vgl. MILL 1994). Hierzu bedarf es jedoch 

besonderer menschlicher Qualitäten. Aurelio Peccei, der Begründer des Club of Rome, 

warb 1981 für die Etablierung eines neuen Humanismus und betonte dabei Tugenden 

wie Freundschaft, Liebe, Solidarität, Verständnis, Unbeschwertheit und Opferbereit-

schaft (vgl. PECCEI 1982). Auch MEADOWS et al. (2006) messen der moralischen Ein-

stellung der Menschen die entscheidende Bedeutung zu, wenn es um eine Revolution 

zur Nachhaltigkeit geht. Dabei steht die Nächstenliebe im Blickpunkt des Interesses:  

  

„In der industriellen Zivilisation ist es verpönt, über Nächstenliebe zu sprechen, sieht man 

einmal von dem ganz trivialen romantischen Sinn des Wortes Liebe ab. Wenn jemand an die 

Fähigkeit der Menschen appelliert, brüderliche oder schwesterliche Liebe zu praktizieren, 

die Menschheit als Ganzes, die Natur oder den Planeten, der uns versorgt, zu lieben, dann 

wird er wohl eher ausgelacht als ernst genommen. Der Hauptunterschied zwischen Opti-

misten und Pessimisten ist ihr Standpunkt in der Debatte, ob Menschen dazu fähig sind, auf 

der Basis der Nächstenliebe zusammenzuarbeiten. In einer Gesellschaft, die systematisch 

Individualismus, Konkurrenzfähigkeit und kurzfristige Interessen fördert, bilden Pessimis-

ten die Mehrheit. Individualismus und kurzsichtiges Denken stellen unserer Ansicht nach 

die größten Probleme des gegenwärtigen Gesellschaftssystems dar und sind gleichzeitig die 
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Hauptursache dafür, dass die Gesellschaft nicht nachhaltig ist. Da ist es eine bessere Alter-

native, wenn Liebe und Mitgefühl als kollektive Lösung institutionalisiert werden. Eine Kul-

tur, die nicht an diese besseren menschlichen Qualitäten glaubt, sie erörtert und fördert, 

beschränkt auf tragische Weise selbst ihre Optionen.“ (MEADOWS et al. 2006, S. 290f.) 

 

MEADOWS et al. (2006, S. 276ff.) betonen, dass es bereits zwei bedeutende Revolutio-

nen gegeben hat, in denen die Menschheit auf das starke Bevölkerungswachstum und 

die damit einhergehende Verknappung von Ressourcen reagierte. Gegen Ende der Jung-

steinzeit (vor etwa 11.000 a) lebten rund 10 Mio. Menschen auf der Erde. Die relativ 

hohe Bevölkerungszahl führte dazu, dass sich die Verfügbarkeit von Pflanzen- und 

Wildtierbeständen stetig verringerte und einen Übergang von einer nomadischen Le-

bensweise hin zum sesshaften Ackerbau erforderte. Im Zuge dieser sog. Neolithischen 

Revolution konnte die Bevölkerung bis zum Jahr 1804 aufgrund der steigenden Produk-

tivität bis zu einer Milliarde Menschen anwachsen. Doch auch dieses Wachstum stieß 

an seine Grenzen, denn es wurde zunehmend schwieriger, ausreichend Brennholz bzw. 

Energie sowie neue landwirtschaftliche Nutzflächen bereitzustellen. Der Rohstoff 

Steinkohle und bedeutende Innovationen wie die Dampfmaschine leiteten schließlich 

die Industrielle Revolution ein und ermöglichten in der Folge ein beispielloses Wachs-

tum von Bevölkerung und Kapital. Gegenwärtig steht die Menschheit erneut an ei-

ner bedeutenden Schwelle, sieht sie sich doch nicht nur mit einem Mangel an An-

bauflächen, Metallen, Brennstoffen etc. konfrontiert sondern darüber hinaus noch 

mit einer starken Degradierung der Umwelt. Dieser Zustand macht eine neue Re-

volution, eine Revolution zur Nachhaltigkeit erforderlich (MEADOWS et al. 2006, 

S. 279ff.).       

 

Die EU ist sich darüber im Klaren, dass mit dem Ausbau von EE vielfältige positive 

ökonomische, soziale und ökologische Effekte einhergehen. Jedoch lassen die Stellung-

nahmen ein Bekenntnis zur Substitution von nuklearen Energieträgern vermissen (vgl. 

EU 2008a & EU 2009a). Es wird lediglich auf den langfristigen Ersatz von fossilen 

Energieträgern verwiesen und dabei die Erfordernisse des Klimaschutzes betont. Nicht 

zuletzt liefert der Aspekt des Klimaschutzes Atomkraftbefürwortern ein scheinbar 

stichhaltiges Argument zur Laufzeitverlängerung (vgl. DENA 2008), da die Energiepro-

duktion mittels Kernspaltung CO2-neutral sei (vgl. EDF 2009). Diese Behauptung ist 

jedoch nicht korrekt, da pro Kilowattstunde 32 g an CO2-Emissionen freigesetzt werden 

(vgl. Abb. 2). Werden zusätzlich die CO2-Emissionen miteinbezogen, die bei der Anrei-
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cherung von Uran und der Atommüllentsorgung entstehen, so erhöhen sich die Emissi-

onen auf 61 g/ kWh (vgl. HERMINGHAUS 2009). Dieser Wert ist im Vergleich zu den 

Emissionen fossiler Energieträger zwar relativ gering, übersteigt jedoch deutlich die der 

EE (vgl. Abb. 2). 

 

Trotz der Möglichkeit einer relativ CO2-armen Energieproduktion wird die Kernenergie 

nicht dem von der EU hervorgehobenen Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung ge-

recht. Problematisch ist, dass bis dato nicht geklärt ist, in welcher Form die Abfallpro-

dukte entsorgt (Transport u. Lagerung) bzw. kommerziell genutzt werden könnten (vgl. 

WBGU 2003 & GEITMANN 2010). Darüber hinaus geht das BfS von einer Gefahr für 

die menschliche Gesundheit in der näheren Umgebung von Kernkraftwerken aus (vgl. 

BFS 2007). Die sog. KIKK-Studie belegte, dass sich im Umkreis von Atomkraftwerken 

das Risiko signifikant erhöht, an Leukämie zu erkranken. So heißt es: 

 

„Unsere Studie hat bestätigt, dass in Deutschland ein Zusammenhang zwischen der 

Nähe der Wohnung zum nächstgelegenen Kernkraftwerk zum Zeitpunkt der Diagnose 

und dem Risiko, vor dem 5. Geburtstag an Krebs (bzw. Leukämie) zu erkranken, beo-

bachtet wird.“ (BFS 2007, S. XI) 

 

Es muss jedoch betont werden, dass die KIKK-Studie keine Anhaltspunkte identifizie-

ren konnte, die belegen würden, dass die Menge an emittierter ionisierende Strahlung 

von Kernkraftwerken im Normalbetrieb für die Häufung von Krebsfällen verantwortlich 

wäre. Dennoch steht die Kernenergie nach wie vor unter starker Kritik und wird als zu 

riskant empfunden (vgl. ÖKO-INSTITUT 2005). Problematisch sind v. a. die hohen exter-

nen Kosten, die von der Gesellschaft und nicht von den Kraftwerksbetreibern getragen 

werden (RAUCH 2009, S. 218f.). Experten weisen auf den hohen Vulnerabilitätsgrad von 

Atomkraftwerken und des damit einhergehenden Risikos eines terroristischen Anschla-

ges hin (vgl. TÄNZLER et al. 2007). Trotz dieser Risiken setzen nach wie vor viele euro-

päische Staaten auf die Atomenergie, sei sie doch ein Garant für niedrige Strompreise. 

Es wird befürchtet, dass ein vorschneller Ausstieg aus der Kernenergie den Strompreis – 

aufgrund einer Verknappung bei der Erzeugungskapazität und einem CO2-Preistrieb – 

massiv erhöhen könnte (vgl. LINDENBERGER 2010). 
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Abbildung 6: Bedeutung der Kernenergie in Europa 

 

Quelle: BOSCH/ PEYKE 2011c, S. 52. 

Auf dem europäischen Kontinent sind derzeit 196 AKW am Netz, innerhalb der EU-27 

sind es immerhin noch 145 Kraftwerksblöcke. Dabei wird es nicht bleiben, denn mo-

mentan ist in Europa (ohne Ukraine und Russland) der Neubau von 48 AKW mit einer 

Leistung von 70 GW geplant. Davon sollen allein zwölf Kraftwerksblöcke in Großbri-

tannien errichtet werden (vgl. Abb. 6). Der Neubaubedarf entspringe dabei in erster Li-

nie aus einem steigenden Energiebedarf sowie der Notwendigkeit, einen adäquaten Er-

satz für stillzulegende Kraftwerke schaffen zu müssen. Die Umsetzungswahrscheinlich-

keiten der einzelnen Projekte differieren jedoch in Abhängigkeit von politischen Rah-
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menbedingungen, der Bonität des jeweiligen Landes sowie der Marktposition des Auf-

traggebers stark voneinander. Von den geplanten und diskutierten 70 GW Leistung wei-

sen lediglich 16 GW eine hohe Realisierungswahrscheinlichkeit auf, bei 21,5 GW ist 

die Umsetzung eher unwahrscheinlich (vgl. BRIESE/ HOEMSKE 2010 & BOSCH/ PEYKE 

2011c). Die Ereignisse von Fukushima haben zumindest in Deutschland eine Wende in 

der Atompolitik gebracht. Die ursprünglich beschlossene Laufzeitverlängerung wurde 

revidiert und einem früheren Ausstieg aus der Kernenergienutzung – 2022 werden mit 

Isar 2, Neckarwestheim und Emsland die letzten Kraftwerke vom Netz gehen – der Weg 

gebahnt (DIE BUNDESREGIERUNG 2011). 

Abbildung 7: Jahresvolllaststunden deutscher Kraftwerke 2009 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH 2010, S. 36. 

James Lovelock, der Begründer der Gaia-Theorie, innerhalb derer die Erde als lebender 

Organismus betrachtet wird, sieht im Ausbau der Kernenergie die einzige Chance der 

Menschheit, die Klimakatastrophe zumindest noch hinauszögern zu können. Allein 

dadurch würden schädliche Emissionen verhindert und die Müllproblematik auf ein Mi-

nimum reduziert werden. Die EE sind nach Auffassung von Lovelock nicht in der Lage, 

den globalen Energiebedarf decken zu können. Die Risiken der Kernenergie sind für 

den Forscher nur von sekundärer Bedeutung. Er betont, dass die Sterberate im Bergbau 

und aufgrund von Hitzewellen weitaus höher ist, als dies im Falle eines massiven ato-

maren Störfalles der Fall wäre (vgl. NÜRNBERGER 2007). Des Weiteren spricht der im 

Vergleich zu EE hohe Wert an Jahresvolllaststunden für die Nutzung der Kernenergie 
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(vgl. Abb. 7). Jedoch dürfen die Langzeitfolgen eines atomaren Super-GAUs keines-

wegs vernachlässigt werden, denn die räumliche Diffusion der radioaktiven Wolke von 

Tschernobyl hat – entsprechend der Windverhältnisse am und nach dem 26.04.1986 – 

zu einem massiven Eintrag von gesundheitsschädlichem Cäsium in die Böden von Mit-

tel-, Nord- und Osteuropa beigetragen (HAGGETT 2001, S. 328). 

 

Die Diskussionen um den Nutzen der Kernenergie reißen nicht ab und werden äußerst  

kontrovers geführt. So halten HENZGEN/ KLÄR (2010, S. 57) die Kernenergie für ein 

veraltetes Geschäftsmodell und betonen:  

 

„Solange eine Branche es als ihr Geschäftsmodell begreift, fossile Energieträger ineffi-

zient zu verbrennen, um dadurch Energie zu erzeugen, solange wird übermäßig viel 

Energie darauf verwandt, dieses Geschäftsmodell zu verteidigen. Das Gleiche gilt für 

die Kernenergie […]. In der Frage der Kernenergie wird im Wettbewerb eine Staats-

monopoltechnologie von den wenigen verteidigt, die davon ökonomisch auf Kosten der 

Allgemeinheit profitieren: Privatisierung der Gewinne – Sozialisierung der Kosten“ 

 

Angesichts der starken Ausbaubemühungen bei konventionellen Großkraftwerken stel-

len sich HENZGEN/ KLÄR (2010) die Frage, warum sich gerade in der Energiewirtschaft 

der Nachhaltigkeitsgedanke nur sehr langsam durchsetzt. Sie führen dies in erster Linie 

auf die prinzipiell technikzentrierte Perspektive der Energiewirtschaft zurück. Darüber 

hinaus ermögliche das Selbstverständnis der großen Energieversorger, das sich vor dem 

Hintergrund einer monopolistischen Versorgungsstruktur gebildet und Kundenbedürf-

nisse kaum einbezogen hat, keine adäquate Reaktion auf den gesellschaftlichen Werte-

wandel hin zur steigenden Nachfrage nach »grünen« Produkten. Gerade die langen In-

vestitionszyklen in der Energiewirtschaft würden ein schnelles Umschalten der Ener-

gieproduktion auf ökologische und soziale Verträglichkeit verhindern. Vor diesem Hin-

tergrund fordern HENZGEN/ KLÄR (2010) Unternehmen dazu auf, Nachhaltigkeitsmana-

gementsysteme zu implementieren. Nicht zuletzt würde die Einführung einer ethisch-

moralischen Ebene im Bereich der Produktkommunikation das Image eines Unterneh-

mens verbessern. 

 

Zusammenfassend lässt sich behaupten, dass die Kernenergie zwar eine Lösung im 

Hinblick auf die CO2-Problematik darstellt, jedoch neue, schwerwiegende Probleme, 
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wie bspw. die Endlagerung von Atommüll, der jetzigen sowie den kommenden Genera-

tionen aufgebürdet werden. Nachhaltigkeit nach dem Verständnis von DÖRNER (1992, 

S. 11) lässt sich damit nicht mit dem Ausbau der Kernenergie bzw. der Verlängerung 

von Laufzeiten in Verbindung bringen: 

 

„Man löste die anstehenden Probleme, ohne an die zu denken, die man durch die Prob-

lemlösungen neu erzeugte. Man hob gewissermaßen den Wagen aus dem einen Stra-

ßengraben heraus, um ihn gleich mit Schwung in den gegenüberliegenden hineinzuwer-

fen.“ 

 

Der Ausbau von sog. hocheffizienten Kohlekraftwerken, der nach Ansicht von Energie-

versorgungsunternehmen aufgrund der CO2-Sequestrierung eine umweltfreundliche 

Nutzung der Kohle ermöglichen könnte, wird ebenfalls nicht den Erfordernissen einer 

nachhaltigen Entwicklung gerecht. In erster Linie liegt dies daran, dass die Abscheidung 

von CO2 den Wirkungsgrad der Kraftwerke massiv verringern und dadurch die Reich-

weite der Brennstoffversorgung verkürzen würde (vgl. UBA 2007a). LOVINS (2009, 

S. 101) betont:  

 

„Saubere Kohle ist ein Mantra des Marketings, keine Realität.“ 

 

Auch die unterirdische Speicherung von Kohlendioxid mittels CCS weist in die falsche 

Richtung. BRAUNGART (2009, S. 6) rät davon ab, umweltschädliche Systeme und Pro-

dukte umweltfreundlicher zu gestalten:  

 

„Umweltschutz wird definiert als ´weniger zerstören´. Diese Perspektive ist falsch. Wer 

weniger zerstört, schützt nicht nachhaltig. Im Gegenteil: Wer falsche Systeme und Pro-

dukte optimiert, macht sie umso gründlicher falsch.“ 

 

Aus diesem Grund wirbt BRAUNGART (2009, S. 8) für eine sog. Cradle to Cradle-

Community, innerhalb derer geschlossene technische und biologische Kreisläufe nach 

dem Motto „Von der Wiege zur Wiege“ dominieren. Er behauptet, dass ein derartiges 

System sogar einen verschwenderischen Umgang mit Ressourcen erlaubt und eine Ein-

schränkung des Konsums, wie es MEADOWS et al. (2006) fordern, nicht zwingend not-

wendig macht. Hierbei wird vom »Kirschbaumprinzip« gesprochen. Die Nutzung von 
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EE lässt sich diesem Prinzip zuordnen und spielt daher eine tragende Rolle beim Auf-

bau eines nachhaltigen Gesellschaftssystems. Inwieweit die Kernfusion mittels Toka-

mak oder Stellarator einen Beitrag zur zukünftigen Energieversorgung beitragen wird, 

ist bis dato kaum absehbar, da FuE-prozesse noch sehr viel Zeit in Anspruch nehmen 

werden (vgl. FZJ et al. 2006). Nicht zu vernachlässigen ist, dass auch bei dieser Techno-

logieroute radioaktives Material anfällt und damit nicht dem Leitbild einer nachhaltigen 

Entwicklung entsprechen kann. 

 

Abschließend muss auf die externen Kosten des konventionellen Energiesystems – wie 

Kriege um Rohstoffreserven, Sicherung des politischen und militärischen Zugangs zu 

Rohstoffen, Treibhauseffekt, Gesundheitsschäden, Ernteverluste, Rückbau von AKWs 

sowie Schädigung von Ökosystemen – verwiesen werden, die die Vorteile eines regene-

rativen Energiesystems offenbaren (vgl. Abb. 8). 

Abbildung 8: Externe Kosten verschiedener Energiequellen in ct/ kWh 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 17. 
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3 Stand der Forschung 

Im Folgenden werden historische Energiekonzepte und Energievisionen, das Konzept 

des Energiedorfes, verschiedene Energiesystemoptimierungsmodelle sowie GIS-

gestützte Energiekonzepte näher betrachtet. Die historischen Energiekonzepte und 

Energievisionen verdeutlichen in eindrucksvoller Weise den Versuch der Menschheit, 

mit einer einzigen Technologie bzw. einem einzigen energiekonzeptionellen Ansatz – 

sogar kontinentalen bis globalen Ausmaßes – den Weg für eine umfassende und nach-

haltige Energiewende zu ebnen. Zu welchen Phantasien und Utopien einzelne Ingenieu-

re dabei angeregt wurden, ist durchaus bemerkenswert und bedarf einer kritischen Wür-

digung. Nicht zuletzt erlauben diese Ansätze einen hervorragenden und damit lehrrei-

chen Einblick in die Komplexität großangelegter Projekte, die nicht selten den Blick für 

kleine, jedoch bedeutende Details verwischen. Das Konzept des Energiedorfes bildet 

zumindest in räumlicher Hinsicht exakt das Gegenstück zu den historischen Energie-

konzepten, liefert es doch lediglich einen Ansatz zur Energieautarkie kleinerer Sied-

lungseinheiten. Dennoch lassen sich auch davon wertvolle Erkenntnisse ableiten, spezi-

ell wenn es darum geht, lokale Ressourcen optimal in Wert zu setzen sowie die Konse-

quenzen einer einseitigen Orientierung auf einen Energieträger zu erfassen. 

 

Die ausführliche Betrachtung von Energiesystemoptimierungsmodellen lässt sich 

dadurch erklären, dass sie – durch die Möglichkeit der Verarbeitung großer Datenmen-

gen innerhalb kurzer Zeit – die Komplexität von Energiesystemen erfassen und ihre 

Robustheit gegenüber wirtschaftlichen, gesellschaftlichen sowie technologischen 

Schwankungen testen helfen. GIS-gestützte Energiekonzepte sind ebenfalls in der Lage, 

große Datenmengen aussagekräftig zu bewältigen. Ihr Vorteil gegenüber den gängigen 

Energiesystemoptimierungsmodellen besteht jedoch eindeutig darin, dass sie Energie-

systeme räumlich begreifen können. Bei einem Technologieausbau, der nach BRÜCHER 

(2008, S. 4) als in höchstem Maße raumrelevant zu bezeichnen ist – er spricht von 

„energy from space“ –, erscheint der Einsatz von GIS daher mehr als angebracht. 

3.1 Historische Energiekonzepte und Energievisionen 

3.1.1 Atlantropa 

Noch bevor ersichtlich war, dass die Energieversorgung Europas im 20. Jh. auf dem 

Fundament fossiler und nuklearer Energieträger basieren sollte, entwickelte der deut-
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sche Architekt Herman Sörgel (1885-1952) bereits ein regeneratives Energiekonzept 

mit dem Namen Atlantropa. Dieses Projekt ist zweifelsohne zu den größten technischen 

Utopien der Menschheitsgeschichte zu zählen (vgl. SÖRGEL 1948; THEENS 1949; 

STEINEL 1997; VOIGT 1998 & TU-DARMSTADT 2010). Die Überlegungen Sörgels sind 

als Verarbeitung der traumatischen Erfahrungen des 1. Weltkrieges zu verstehen und 

hegen daher den Wunsch nach einer friedvollen Gesellschaft. Der Technokrat und Uto-

pist Sörgel war ein Mann seiner Zeit, denn in den 1920´er Jahren war es nichts unge-

wöhnliches, in regelmäßigen Abständen mit neuen »Weltrettungsideen« von sich reden 

zu machen. Darüber hinaus waren seine Ideen – vor dem Hintergrund einer zunehmen-

den, energieintensiven Industrialisierung und Mobilisierung der Gesellschaft zu Beginn 

des 20. Jahrhunderts – als eine Reaktion auf ineffiziente Energiegewinnungsverfahren 

zu verstehen. Das zentrale Interesse seines ganzheitlichen und idealistischen Ansatzes 

galt jedoch dem Aufbau einer Gesellschaft, innerhalb derer ein harmonisches Miteinan-

der aller Menschen Europas und Afrikas auf Basis einer funktionierenden Energiever-

sorgung sowie einer Inwertsetzung neuer Landmassen möglich sein sollte. 

Abbildung 9: Gibraltardamm - Kernstück der Energievision von Atlantropa 

 

Quelle: KOOB et al. 2010. 

Herzstück seines Konzeptes war die Nutzung der Wasserkraft durch die Errichtung von 

mehreren Staudämmen sowie die Gewinnung von Neuland im Zuge der Absenkung des 

Mittelmeeres. Sörgel war der Überzeugung, dass es sich bei diesem Meer um ein sog. 

Verdunstungsmeer handelt und ohne eine Verbindung zum Atlantik die jährlichen Nie-
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derschläge über dem Mittelmeer sowie die Zuflüsse vom Schwarzen Meer, der Rhône, 

dem Po und dem Nil nicht ausreichen würden, um eine Absenkung aufgrund der starken 

Verdunstung – v. a. zwischen Zypern und Ägypten – zu vermeiden. Die Straße von Gib-

raltar bildet mit einem Durchfluss von 88.000 km³/ s die Lebensader des Mittelmeeres. 

An dieser Stelle sollte daher in einem ersten Schritt ein Staudamm mit einer Länge von 

35 km und einer Leistung von 49.000 MW (!) errichtet werden (vgl. Abb. 9). Der Bau 

eines Staudammes bei den Dardanellen zur Abriegelung des Schwarzen Meeres sollte 

den zweiten Schritt seines Konzeptes darstellen und in der Folge durch die Errichtung 

von Staudämmen an allen Zuflüssen des Mittelmeeres ergänzt werden. Sörgel ging da-

von aus, dass sich nach Beendigung aller Bauarbeiten der Meeresspiegel jährlich um 

165 cm absenken würde und langfristig die Besiedlung der flachen Adria und Ägäis 

möglich wäre. Insgesamt war mit einer Landgewinnung von 567.000 km² und einer 

kumuliert installierten elektrischen Leistung von 110.000 MW zu rechnen – das ent-

spricht in etwa 100 Atomkraftwerken! Sörgel war davon überzeugt, dass diese Menge 

für eine dauerhafte Stromversorgung ganz Europas ausreichen würde. 

 

Einen Synergieeffekt der Absenkung des Mittelmeeres stellte der Zusammenschluss Eu-

ropas mit dem an Rohstoffen reich bestückten und unerschlossenen Afrika dar. Afrika 

sollte jedoch nicht nur als neues Siedlungsland und als Rohstofflieferant für die europä-

ischen Industriestandorte fungieren, zusätzliche wurde dem Kontinent auch die Rolle als 

Absatzmarkt für europäische Produkte angetragen. Sörgel hatte zudem die Vision von 

der Entstehung eines neuen Kontinentes – Atlantropa – der durch die räumliche „Wie-

dervereinigung“ von Europa und Afrika – entsprechend der natürlichen Gegebenheiten 

von vor 50.000 a –, in weltpolitischer Hinsicht mit Amerika und Asien auf Augenhöhe 

agieren sollte. 

 

Die Hoffnungen Sörgels, der von der Zeit der Weimarer Republik über das Dritte Reich 

bis hin zur Nachkriegszeit für die Umsetzung seiner Vision kämpfte, sollten sich jedoch 

nicht erfüllen. Gerade die heutzutage stark in der Kritik stehende friedliche Nutzung der 

Kernenergie sorgte im Nachkriegsdeutschland für eine Neuausrichtung in der Energie-

politik. Sörgels Energiekonzept war damit überholt. Ohnehin hätte die Umsetzung sei-

ner Vision unabsehbare Folgen für die Umwelt gehabt. Nicht zu vergessen sind die 

möglichen klimatischen Veränderungen sowie die Trockenlegung bedeutsamer Hafen-
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städte wie Marseille, Genua, Neapel und Venedig, die mit der Absenkung des Meeres-

spiegels einhergegangen wären. 

 

Das zur damaligen Zeit vorherrschende, ungetrübte Vertrauen in den technischen Fort-

schritt sowie das noch fehlende Bewusstsein für den Zusammenhang zwischen Groß-

projekten und ökologischer Degradierung bildete überhaupt den Nährboden für eine 

derartige Vision. Inzwischen gibt es zahlreiche wissenschaftliche Belege über die nega-

tiven Auswirkungen von Großprojekten dieser Art. Zwar hätte die Absenkung des Mee-

resspiegels zur Gewinnung von neuem Lebensraum beigetragen, jedoch wären die 

Salzwüsten in keiner Weise landwirtschaftlich nutzbar gewesen. Man hätte mit ähnlich 

katastrophalen Bedingungen ökologischer und sozialer Natur rechnen müssen, wie sie 

sich derzeit im Bereich des Aralsees darstellen (HAGGETT 2001, S. 346ff.). Dort hat die 

Entnahme von Wasser aus dem Amu-Darja zum Zwecke der Bewässerung zu einer suk-

zessiven Verkleinerung der Seefläche und der Ausbreitung eines lebensfeindlichen 

Salzbodens (Solonchake) geführt (vgl. GIESE 1997; CONRAD 2002 & ZECH 2002). 

 

Auch die Errichtung von Staudämmen, wie es Sörgel im gesamten Mittelmeerraum ge-

plant hatte, ist nach dem heutigen Stand der Forschung als äußerst kritisch zu betrach-

ten. Folgende Nachteile sind diesbezüglich anzuführen: Menschenrechtswidrige Um-

siedlungsaktionen, Verarmung der Vertriebenen im Zuge des Verlustes ihrer Verfü-

gungsrechte, Beeinträchtigung der Existenzgrundlage von Menschen flussabwärts, 

Überflutung von historisch gewachsenen Kulturlandschaften und Baudenkmälern, Se-

dimentablagerungen flussaufwärts, Verschlammung des Stausees, Zerstörung ganzer 

Ökosysteme, Erdbebengefahr aufgrund des Wasserdruckes, Ausbreitung von Krankhei-

ten (z. B. Bilharziose), schädlichen Pflanzen (z. B. Wasserhyazinthe) und Nagetieren 

(z. B. Rattenplage), Versalzung der bewässerten Flächen aufgrund fehlender Drainage-

maßnahmen, finanzpolitische Risiken derartiger Großbauprojekte (vgl. IBRAHIM 1984; 

WOLFF 1986; MOU/ CAI 1998; ZHANG 2000; JACKSON/ SLEIGH 2001; KING et al. 2004; 

KREUTZMANN 2004; DITTRICH 2004; RAI/ SCHMIDT-VOGT 2004; SCHMIDT-VOGT 2004; 

COY/ GEIPEL 2004; JÜRGENS 2004; BOHLE 2004 & STÖBER 2004). 

 

Gerade in der Phase der Dekolonisation und dem Beginn der Entwicklungshilfe herrsch-

te die Überzeugung vor, dass Großstaudammprojekte ein hervorragendes Mittel zur si-

cheren Energieversorgung, Bändigung der Natur sowie der Modernisierung von Ent-
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wicklungsländern darstellen würden. Die erhoffte nachholende Entwicklung blieb je-

doch aus, so dass auch heute noch die Vorstellungen von einem räumlich angepassten, 

nachhaltigen Energieversorgungssystems äußerst vage sind. Die Wasserkraft wird zwei-

felsohne eine bedeutende Rolle bei der Erarbeitung von nachhaltigen Energiekonzepten 

spielen, dennoch gilt es, Großprojekte kritisch zu hinterfragen. Neben der konventionel-

len Nutzung der Wasserkraft gibt es mittlerweile vielversprechende Technologien, die 

eine Erschließung von großen Energiepotenzialen in Meeresgebieten als realistisch er-

scheinen lassen. Jedoch befinden sich Meereswärme-, Osmose-, Wellen- und Meeres-

strömungskraftwerke in der Einführungs- und Entwicklungsphase und sind damit noch 

weit von der Wettbewerbsfähigkeit entfernt. Mit einer Entlastung des ländlichen Rau-

mes ist daher nur mittel- bis langfristig zu rechnen. Einen tieferen Einblick in die The-

matik »Energie aus dem Meer« gewähren KALTSCHMITT et al. (2006), LESSNER (2009), 

BARD (2010), GROTELÜSCHEN (2011) und BOSCH/ PEYKE (2011c).   

3.1.2 Vision Aufwindkraftwerke 

Ein Großprojekt, das auf die Nutzung thermischer Unterschiede mittels Aufwindkraft-

werke setzt, wurde bereits Ende der 1970´er Jahre von den Ingenieuren Jörg Schlaich 

und Rudolf Bergermann ins Lebens gerufen (vgl. WEINREBE 2000; WEINREBE 2003; 

SCHLAICH/ SCHIEL 2001; SCHLAICH et al. 2003; DOS SANTOS BERNARDES 2004; DOS 

SANTOS BERNARDES et al. 2004; MÜLLER 2008 & SBP 2010). Zum Bedauern der Inge-

nieure konnte jedoch das Projekt bis dato nicht umgesetzt werden. Problematisch ist die 

Tatsache, dass der Wirkungsgrad von Aufwindkraftwerken sehr gering ist und erst ab 

Turmhöhen von etwa 1.000 m (!) und einer Leistung von 250 MW Wirtschaftlichkeit 

gegeben ist. Von Vorteil ist, dass zur Konstruktion einfachste Baumaterialien benötigt 

werden und die Fläche unter den Kollektoren landwirtschaftlich genutzt werden kann 

(vgl. BOSCH 2010a). 

 

Ende der 1970´er Jahre war das Interesse an der Technologie Aufwindkraftwerk noch 

groß, nicht zuletzt stellte das Bundesforschungsministerium im Jahr 1979 insgesamt 

3,5 Mio. DM für Forschungszwecke zur Verfügung. Diese Mittel wurden u. a. dazu 

verwendet, einen Prototyp südlich von Madrid – in Manzanares – zu errichten (vgl. 

HAAF et al. 1983 & HAAF 1984). Bis zum Jahr 1989 wurden schließlich zahlreiche 

Tests an dem Kraftwerk durchgeführt, wenig später stürzte es aufgrund des Verzichtes 

auf Korrosionsschutz planmäßig ein. Mit dem Auftrag, ein Programm zur Berechnung 
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großer Anlagen auszuarbeiten und dabei auf die Ergebnisse aus dem Pilotprojekt 

Manzanares zurückzugreifen, wurden dem Ingenieurbüro weitere Mittel vom Bund zu-

gestanden (vgl. SCHLAICH et al. 1990). In den darauffolgenden Jahren schwand jedoch 

das Interesse an dem Energiekonzept rasant, da die Photovoltaik im Zuge des 1.000-

Dächer-Programmes (1990-1992) sowie des 100.000-Dächer-Programmes (1999-2003) 

in den Focus energiekonzeptioneller und -strategischer Überlegungen geriet. Die Inge-

nieure bedauern diese Entwicklung, denn die Förderung von kleinen, dezentralen Anla-

gen lenkt ihrer Auffassung nach von der Möglichkeit ab, mittels großer, zentraler Anla-

gen nennenswerte Energiemengen bereitstellen zu können. 

 

Da seit dem Boom in der PV-Branche in den 1990´er Jahren kaum mehr ein Interesse an 

dem Aufwindkonzept von Schlaich und Bergermann seitens des Bundes besteht, setzen 

die Ingenieure auf die Unterstützung von berühmten und einflussreichen Persönlichkei-

ten, wie bspw. der Scheich von Arabien, der ehemalige amerikanische Vizepräsident Al 

Gore, der Unternehmer Michael Otto, der ehemalige Bundespräsident Horst Köhler so-

wie der EU-Kommissar für Energie Günther Oettinger. Darüber hinaus wurden mehr-

fach Gespräche mit E.ON, EnBW, RWE und Vattenfall geführt, jedoch hielt sich das 

Interesse seitens der Energiekonzerne in Grenzen. Nicht zuletzt ist die Verwendung von 

PV-Modulen mittlerweile die lukrativere Option (vgl. RENTZING 2011b). Eine Realisie-

rung des Projektes scheint damit in weite Ferne gerückt zu sein, dennoch halten die In-

genieure – nicht zuletzt getragen von den neuen Bemühungen im Rahmen der Desertec-

Industrial-Initiative sowie der Mittelmeerunion – an ihrem Energiekonzept fest. Ziel ist 

es, innerhalb der nächsten Jahre ein Aufwindkraftwerk mit einer Leistung von 50 MW – 

evtl. in Spanien – zu errichten. Dabei ist mit Investitionskosten zwischen 300 und 

350 Mio. € zu rechnen. Dies ist mit Errichtung von konzentrierenden solarthermischen 

Systemen vergleichbar, jedoch stellt sich der laufende Betrieb von Aufwindkraftwerken 

nach MÜLLER (2008) als weitaus einfacher und auch kostengünstiger dar. 

3.1.3 Solar Grand Plan 

Zu den spektakulärsten Energiekonzepten in jüngster Zeit zählt zweifelsohne der von 

den Solar-Ingenieuren Ken Zweibel, James Mason und Vasilis Fthenakis entwickelte 

Solar Grand Plan, der zum Ziel hat, die Energieversorgung der Vereinigten Staaten von 

Amerika mittel- bis langfristig auf eine solare Basis zu stellen (vgl. ZWEIBEL et al. 

2008). Die Endlichkeit fossiler Energieträger, steigende Energiepreise und Treibhaus-
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gasemissionen, Defizite in der Außenhandelsbilanz sowie die Verwicklung der USA in 

kriegerische Auseinandersetzungen um den Zugang zu Energieressourcen motivierten 

die Ingenieure zur Erarbeitung dieses ambitionierten Konzeptes. Die Solarenergie be-

sitzt speziell im Südwesten der USA, aufgrund der hohen solaren Einstrahlungswerte 

sowie einer potenziellen Fläche von 650.000 km² (!), einen klaren Standortvorteil ge-

genüber alternativen Technologien. Innerhalb eines Jahres könnten dort mittels solar-

thermischer Kraftwerke und PV-Anlagen 1,3 Mio. TWh (5.000 Exajoule) gewonnen 

werden. Davon würden 2,5 % ausreichen, um den Energiebedarf der USA decken zu 

können. Jedoch handelt es sich dabei um einen über Jahrzehnte andauernden Prozess, 

innerhalb dessen die verwendeten Technologien noch ausreifen und sich zu einem kos-

tengünstigen Massengut entwickeln müssen. Nicht zuletzt ist es notwendig, den Ausbau 

seitens der politischen Entscheidungsträger im Lande durch entsprechende Maßnahmen 

– z. B. Gewährung von Darlehen – zu flankieren. 

 

Der Plan sieht vor, auf einer Fläche von 80.000 km² bzw. 41.000 km² PV-Module bzw. 

Parabolrinnenkraftwerke zu errichten. Zu einer flächendeckenden und kontinuierlichen 

Energieversorgung gilt es darüber hinaus, ein Netz von HGÜ-Leitungen aufzubauen 

sowie unterirdische Kavernen in räumlicher Nähe zu den Lastzentren für die Errichtung 

von Druckluftspeicherkraftwerken zu erschließen. Unter der Prämisse eines optimalen 

Ausbaus gehen die Ingenieure davon aus, dass im Jahr 2050 etwa 70 % des Strombedar-

fes und 35 % des gesamten Energiebedarfes gedeckt werden könnten. Werden noch die 

Potenziale geothermaler Quellen sowie die von Windenergie und Biomasse mit einbe-

zogen, so wäre bis zum Jahr 2100 nahezu eine Deckung des Gesamtenergiebedarfes aus 

regenerativen Quellen möglich. Das Investitionsvolumen wurde auf 420 Mrd. US-$ in-

nerhalb eines Zeitraumes von 40 a geschätzt. Allein mittels einer Steuer von 0,5 ct auf 

jede verbrauchte Kilowattstunde fossiler Erzeugung könnte dieser Betrag gestemmt 

werden. Es bleibt abzuwarten, ob und wann die US-amerikanische Regierung geeignete 

Rahmenbedingungen zur Durchführung des Solar Grand Plans schaffen wird. Weiter-

führende Informationen zu den Trends in der Energiepolitik der USA liefern WÖRLEN et 

al. (2009). 

3.1.4 Desertec Industrial Initiative 

Im Jahr 2009 wurde unter der Führung des Rückversicherers Munich RE die Desertec 

Industrial Initiative (DII) gegründet, an der sich finanzstarke Unternehmen wie Sie-
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mens, RWE, E.ON, Schott Solar, MAN Solar Millennium, Flagsol, Abengoa Solar, 

Deutsche Bank und HSH Nordbank als Shareholder beteiligen (vgl. DESERTEC 

FOUNDATION 2009, DII 2011a & LÖFKEN 2011a). Ähnlich dem Solar Grand Plan ist es 

das Ziel dieser Initiative, v. a. die hohe solare Einstrahlung im Bereich von Wüstenge-

bieten wirtschaftlich zu nutzen. Es wird darauf verwiesen, dass die Wüstengebiete der 

Erde innerhalb von sechs Stunden mehr Energie auf Basis der solaren Einstrahlung er-

halten würden, als die gesamte Menschheit innerhalb eines Jahres verbrauchen könnte. 

Bei etwa 3.000 Sonnenstunden ergibt sich je Quadratmeter eine Ausbeute von etwa 

2.500 kWh (WANDLER 2011, S. 94). Im Gegensatz zum amerikanischen Vorgehen soll 

dieses Potenzial jedoch ausschließlich mittels konzentrierender solarthermischer Tech-

nologien (CSP), wie den linienkonzentrierenden Parabolrinnenkraftwerken (vgl. 

Abb. 10) und Fresnelkollektoren sowie den punktkonzentrierenden Solartürmen und 

Dish-Stirling-Anlagen, erschlossen werden. Eine detaillierte Beschreibung solarthermi-

scher Technologien leisten KALTSCHMITT et al. (2006), QUASCHNING (2009), 

VALLENTIN/ VIEHBAHN (2009), LESSNER (2010a), BOSCH (2010a) und HEUER (2011). 

Abbildung 10: Parabolrinnenkraftwerk - Plataforma Solar de Almeria (Spanien) 

 

Quelle: QUASCHNING. (www.volker-quaschning.de) 
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Der Vorteil dieser Technologieroute besteht darin, dass durch Koppelung der solarther-

mischen Anlagen mit Wärmespeichern (z. B. geschmolzenes Salz, Beton) eine grund-

lastfähige Energieproduktion garantiert werden kann. Darüber hinaus werden vor dem 

Hintergrund eines Technologietransfers, der Schaffung neuer Arbeitsplätze sowie dem 

Aufbau einer Wissensgesellschaft Entwicklungschancen für die MENA-Staaten gesehen 

(LÖFKEN 2011, S. 27). Eine genaue Beschreibung und Quantifizierung dieser positiven 

Nebeneffekte innerhalb der EUMENA-Region liefern DLR (2007) und BOSCH (2010a).  

 

Des Weiteren kann die beim Produktionsprozess anfallende Abwärme zum Betrieb von 

Meerwasserentsalzungsanlagen genutzt werden. So ergeben sich gerade in von Dürre 

geplagten Ländern Synergieeffekte zwischen Energieproduktion, Süßwasserbereitstel-

lung und Nahrungsmittelproduktion. Hierbei ist jedoch kritisch anzumerken, dass solar-

thermische Kraftwerke auch sehr viel Wasser zur Kühlung benötigen. Ein Parabolrin-

nenkraftwerk mit einer installierten Leistung von 500 MW benötigt nicht zuletzt 

3,9 Mio. m³ Wasser pro Jahr. Bei einem Stirlingkraftwerk der gleichen Größe liegt der 

Wasserverbrauch mit 27.000 m³ deutlich darunter (HEUER 2011, S. 58). Ziel muss es 

daher sein, mittels Luft eine Trockenkühlung zu realisieren (vgl. KELLY 2007a, KELLY 

2007b & RICHTER et al. 2011). Zusätzlich ist es notwendig, den Wasser-Dampf-

Kreislauf, der für den Betrieb der Dampfturbine verantwortlich ist, geschlossen zu hal-

ten. Schließlich wird an neuen Methoden gearbeitet, um eine wasserarme Reinigung der 

Kollektoren zu ermöglichen (vgl. DII 2011b). 

 

Bemerkenswert ist darüber hinaus, dass die Solarthermie nicht unbedingt als optimale 

Technologie zu bezeichnen ist, denn ihr Kostenvorteil gegenüber der Photovoltaik be-

steht nicht länger. Im Gegenteil: Die Stromgestehungskosten solarthermischer Kraft-

werke von durchschnittlich 19 ct/ kWh liegen bereits deutlich über jenen von großen 

PV-Freiflächenanlagen mit 16 ct/ kWh. Bis zum Jahr 2020 ist davon auszugehen, dass 

PV-Strom nur noch Kosten in Höhe von 7 ct/ kWh verursachen und damit um einen 

Cent billiger sein wird als konventionell produzierter Strom. Die Solarthermie wird die-

ses Preisniveau erst zehn Jahre später erreichen, da sie nicht gleichermaßen von Grö-

ßenkostenvorteilen profitiert wie die Photovoltaik (RENTZING 2011b, S. 50).  

 

Neben der Solarenergie sollen langfristig auch Windenergie, Biomasse, Geothermie und 

Wasserkraft ihren Beitrag – entsprechend den regionalen bzw. nationalen Potenzialen 
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innerhalb der EUMENA-Region – leisten. Eine der größten Herausforderungen des De-

sertec-Projektes wird zweifelsohne darin bestehen, die gewonnene Energie zu den z. T. 

weit entfernten Verbrauchern zu transportieren (vgl. MAY 2005 & GEITMANN 2010). 

Ziel der DII bis zum Jahr 2050 ist es, 15 % des europäischen Strombedarfes mit Wüs-

tenstrom zu decken (LÖFKEN 2011b, S. 27 & DII 2011b). Hierzu ist der Aufbau eines 

HGÜ-Netzes notwendig, denn dadurch gehen pro 1.000 km nur 3-4 % der Energie ver-

loren. Damit könnten aus wirtschaftlicher Sicht Verbrauchszentren bis zu einer Entfer-

nung von 3.000 km mit Wüstenstrom versorgt werden. Ein weiteres Problem besteht da-

rin, dass sich die Errichtung von solarthermischen Kraftwerken auf politisch instabile 

Regionen konzentriert und eine reibungslose Versorgung europäischer Verbraucherzen-

tren somit nicht garantiert werden kann. Die DII hält diese Befürchtungen für überzo-

gen, denn die derzeit sich vollziehenden Demokratisierungsprozesse innerhalb der nord-

afrikanischen Staaten würden nicht zuletzt ein stabiles Fundament einer sicheren Ener-

gieversorgung bilden (vgl. DII 2011b). Im Übrigen ist neben der politischen Frage nach 

der Vereinbarkeit so vieler z. T. widerstrebender nationaler Interessen – man beachte al-

lein die Auseinandersetzungen innerhalb der Mittelmeerunion – noch nicht geklärt, wie 

sich eine Finanzierung des ambitionierten, nach ersten Angaben des DLR 400 Mrd. € 

teuren Projektes, darstellen könnte. Klar ist, dass das Desertec-Konsortium selbst keine 

Kraftwerke errichten und betreiben wird und auch keinerlei Investitionen tätigt. Es gehe 

primär um die Schaffung eines positiven Investitionsklimas (vgl. DII 2011b). 

 

Die Befürchtung, Sandstürme könnten den Kraftwerken zu stark zusetzen, wird seitens 

der DII zurückgewiesen. Nicht zuletzt ist es möglich, die Kollektoren aus dem Wind zu 

drehen sowie die äußeren Reihen durch Windzäune zu schützen. Darüber hinaus wird 

betont, dass sich die Terroranfälligkeit der Stromtrassen zwischen Nordafrika und Zent-

raleuropa von jener der bereits bestehenden Gasleitungen nicht unterscheiden wird. Des 

Weiteren entbehre die Behauptung, dass es sich beim Desertec-Projekt um ein neokolo-

nialistisches Format handle, jeglicher sachlichen Grundlage. Vom Gros der Wertschöp-

fungskette werden die Erzeugerländer selbst profitieren. Schließlich gehe es um den 

Aufbau lokaler Industrien, die Schaffung von Arbeitsplätzen sowie den Transfer von 

Wissen. Mittels dieser wirtschaftlichen Diversifizierung könne der Wohlstand in den 

betreffenden Regionen erheblich gesteigert werden. Nicht zuletzt wird der Großteil des 

produzierten Stroms den MENA-Ländern zur Verfügung gestellt (vgl. DII 2011b).  
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Die Möglichkeit einer raschen Umsetzung des Konzeptes wird z. T. bezweifelt und die 

Pläne der Desertec Foundation als reine Gedankenspiele bezeichnet, die nicht mehr als 

einen »Hype« ausgelöst hätten. Viele Fragen sind noch ungeklärt, bspw. wie es ange-

sichts fehlender Stromleitungen zwischen Spanien und Frankreich gelingen soll, die 

Energie nach Mittel- und Nordeuropa zu transportieren (vgl. ARD 2010). Darüber hin-

aus formuliert DE GRAAF (2011, S. 39) den Vorwurf, dass die soziale Dimension eines 

derartig großen Projektes, das nicht zuletzt in einer Region durchgeführt werden soll, 

die sich seit dem Umsturz in Tunesien in erheblicher Aufruhr befindet (RUBNER 2011, 

S. 19), von den Initiatoren ignoriert wurde. Des Weiteren wirft DE GRAAF (2011, S. 39), 

der vom Scheitern des überdimensionierten Projektes überzeugt ist, den am Desertec-

Projekt beteiligten großen Energieversorgern E.ON und RWE ein Täuschungsmanöver 

vor: 

 

„Denn der Wüstenstrom, der bisher nur auf dem Papier existiert, dient den großen 

Energieversorgern vor allem als argumentative Keule gegen einen weiteren Zubau der 

dezentralen Photovoltaikanlagen sowie Wind- und Wasserkraftwerken, der von Anfang 

an von den großen Energieversorgern bekämpft wurde, wo es nur ging. Denn warum 

[…] teure Kapazitäten hierzulande aufbauen, wenn der Strom billig aus der Wüste 

kommt?“ 

 

Es ist erkennbar, dass sich Länder wie Ägypten, Algerien und Marokko nicht mehr auf 

die Initiative Desertec verlassen, sondern unabhängig von deren Bemühungen solar-

thermische Kraftwerke wie Kuraymat, Ain Beni Mathar und Quarzazate in Eigenregie 

errichten. Speziell die Arabische Liga ist in hohem Maße daran interessiert, den inner-

halb der MENA-Staaten erzeugten Solarstrom in erster Linie vor Ort zu nutzen und dem 

Demokratisierungsprozess so eine sichere Energieversorgung zur Seite zu stellen. Es ist 

ohnehin davon auszugehen, dass der Strombedarf der nordafrikanischen Staaten im Zu-

ge eines starken Bevölkerungswachstums bis 2050, eines steigenden Trinkwasserkon-

sums sowie einer zunehmenden Privatisierung der Wirtschaft noch erheblich anwachsen 

wird (LÖFKEN 2011b, S. 27 & WANDLER 2011, S. 92). Anhand dieser Feststellungen ist 

zu folgern, dass das Desertec-Projekt zwar im Sinne einer Diversifizierung der europäi-

schen Energieversorgung durchaus einen sinnvollen und gangbaren Weg darstellen 

kann, jedoch – angesichts der zahlreichen Risiken und ungelösten Probleme – ein Ver-
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zicht auf die Erarbeitung nationaler bzw. europäischer Energiekonzepte einer fahrlässi-

gen Energiepolitik gleichkommen würde. 

3.1.5 European Supergrid 

MAY (2009b) und BOSCH/ PEYKE (2010a) weisen darauf hin, dass ein Zusammenhang 

zwischen der Größe eines Raumes, innerhalb dessen Regenerativstrom erzeugt wird, 

und der in diesem Raum garantierten Verfügbarkeit von Kraftwerken vorliegt. Diese 

Tatsache will sich der Unternehmer O´Connor (Mainstream Renewable Power) zu Nut-

ze machen, indem die Windparks der Nordsee und des Ostsee-Baltikraumes durch ein 

Gleichstromnetz – ein sog. Supergrid – miteinander in Verbindung gebracht werden. 

Langfristig ist den angrenzenden Staaten so ein Zugang zu einer Leistung von 500 GW 

möglich. Im Gegensatz zu den oben beschriebenen Großprojekten trifft dieser Ansatz 

auf große Resonanz, nicht zuletzt haben sich bereits mehrere Vertreter aus der Industrie 

(z. B. Siemens, Areva) im Interessenverband FOSG zusammengeschlossen (vgl. FOSG 

2010). 

 

Den Ambitionen von FOSG kommt zu Gute, dass mittlerweile an schwimmenden Offs-

hore-Windkraftanlagen geforscht wird, die die Erschließung von bisher für die Wind-

energie unzugänglichen Offshore-Standorten ermöglichen (vgl. LESSNER 2010b). Die 

Roadmap von PWC (2010) offenbart, welche Schritte zur Umsetzung des Supergrid-

Konzeptes notwendig sind. Problematisch ist in erster Linie, dass in Europa fünf ver-

schiedene Stromnetze existieren und darüber hinaus auch jeder EU-Mitgliedstaat sein 

eigenes Netz betreibt. Des Weiteren sind die Netze der einzelnen Staaten nur partiell mit 

denen der Nachbarländer verbunden. Nicht zuletzt erschweren die auf dem Festland be-

stehenden Wechselstromtrassen den Transport großer Mengen an Windstrom (vgl. 

WEINHOLD 2010). Der Aufbau von Gleichstromtrassen soll hier eine Wende bringen 

(vgl. ZIMMERMANN/ WEINHOLD 2011 & ZIMMERMANN 2011d) und sogar den Mittel-

meer- mit dem Nordseeraum verbinden. Dadurch können Schwankungen aus der Offs-

hore-Windenergie durch Solarstrom aus Afrika ausgeglichen werden. Das European 

Supergrid-Konzept eröffnet demnach die Möglichkeit zur Integration der Desertec In-

dustrial Initiative in die energiestrategischen Überlegungen Europas. 

3.1.6 Strom aus dem Weltraum 

Die Idee, Strom mittels im All befindlicher, geostationärer Solarkraftwerke zu produzie-

ren, zählt wohl zu den kühnsten Energievisionen. Zwar hat die NASA, die bereits seit 
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den 1970´er Jahren intensiv an dem Konzept forscht (vgl. NASA 1978), ihr Space Ba-

sed Solar Power-Program (SBSP) zur Jahrtausendwende aus Kostengründen eingestellt. 

Dennoch wird das Konzept von einigen Wissenschaftlern und Unternehmern weiter ver-

folgt. Zum einen stellt sich die Frage, inwieweit seitens der Logistik der großen Heraus-

forderung, Baumaterialien möglichst kosteneffizient in die Erdumlaufbahnen zu trans-

portieren und Kraftwerke zu installieren, entsprochen werden kann. Des Weiteren ist 

noch unklar, mittels welcher Strategie sich die gewonnene Energie zur Erdoberfläche 

befördern lässt. Es besteht die Möglichkeit, den produzierten Solarstrom entweder in 

energiereiche Mikrowellen umzuwandeln und dann zu Empfangsantennen auf der Erde 

zu senden. Denkbar ist auch die Umwandlung des Stroms in energiereiches Laserlicht 

(z. B. mittleres Infrarotlicht mit 1.550 Nanometer Wellenlänge aber auch sichtbares 

Licht), das zu Strom produzierenden Solaranlagen auf der Erde gesendet wird. Letzteres 

Konzept wird bspw. von EADS Astrium in Bremen verfolgt. Ziel ist es zunächst, bis 

zum Jahr 2018 einen Demonstrator-Satelliten mit einer Leistung von einigen Kilowatt 

im Weltraum zu platzieren. Die Errichtung von Großkraftwerken ist innerhalb der 

nächsten Jahrzehnte jedoch nicht zu erwarten. Im Blickpunkt des Interesses steht viel-

mehr die Nischenanwendung, bspw. die Notstromversorgung für peripher gelegene 

Räume (VERSECK 2011, S. 68ff.).        

3.2 Konzept des Energiedorfes 

3.2.1 Allgemein 

Jenseits von Großprojekten wie dem Solar Grand Plan, der Desertec Industrial Initiative 

und dem European Supergrid, mit denen der Versuch unternommen wird, die Energie-

versorgung auf nationaler oder sogar kontinentaler Ebene umzugestalten, gibt es auch 

vielversprechende Ansätze auf lokaler Ebene. Von besonderem Interesse ist das Kon-

zept der Energiedörfer. Die Kernidee besteht darin, den Großteil der Strom- und Wär-

meversorgung einer Siedlung auf regenerative Basis zu stellen und dabei weitestgehend 

auf gemeindeinterne Ressourcen sowie eigene Kraftwerke zurückzugreifen. 

3.2.2 Beispiel Bioenergiedorf 

Zu den bekanntesten Energiedörfern gehören sicherlich die Bioenergiedörfer, innerhalb 

derer eine starke Fokussierung auf einen Energieträger – in diesem Fall Biomasse – 

stattfindet. Man spricht von einem Bioenergiedorf, wenn 100 % des Strom- und zumin-

dest 50 % des Wärmebedarfes mittels Biomasse gedeckt werden können. Entscheidend 
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ist darüber hinaus, dass die zuliefernden Landwirte und die Wärmekunden einen Anteil 

von mehr als 50 % an den Biomassekraftwerken innehaben. Im besten Fall hält jeder 

Einwohner einen gewissen Anteil an den Bioenergieanlagen und sichert sich damit auch 

die Möglichkeit der Partizipation (vgl. IZNE 2007; FNR 2008 & POMREHN 2011). 

 

Das erste und zugleich bekannteste Energiedorf in Deutschland, das quasi als Modell-

dorf für viele Folgeprojekte fungierte (vgl. HEINKEN 2009), ist das Bioenergiedorf 

Jühnde (Süd-Niedersachsen, Ldk. Göttingen). Im Rahmen einer Ausschreibung des 

IZNE bewarben sich im Jahr 2001 insgesamt 17 Dörfer um den Status »erstes Bioener-

giedorf Deutschlands«. Mehrere Faktoren sprachen für den Standort Jühnde: Von gro-

ßer Bedeutung dabei war der relativ hohe Anteil von Landwirten an der Dorfbevölke-

rung (9 Vollerwerbsbetriebe). Das Fehlen eines Erdgasnetzes, eine relativ hohe Ein-

wohnerzahl sowie eine gute Dorfgemeinschaft, die anhand der Anzahl der Vereine er-

mittelt wurde, machten den Standort zusätzlich attraktiv. Die Herausforderung bestand 

darin, den Strom- und Wärmebedarf von 780 Einwohnern (140 Haushalte) auf Basis 

von Biomasse zu sichern und sich dadurch von fossilen Energieträgern und überregio-

nalen Energieversorgern unabhängig zu machen. Das entscheidende war jedoch, dass 

dabei das Einkommen der Landwirte im Zuge des Energiepflanzenbaus erhöht und die 

Energiekosten pro Einwohner gesenkt werden sollten. Das Energiekonzept hatte ein In-

vestitionsvolumen von insgesamt 5,4 Mio. €. Dabei steuerte die Betreibergesellschaft 

500.000 € Eigenkapital bei. Unterstützt wurde das Projekt mit 1,3 Mio. € von der FNR 

sowie mit 200.000 € vom Land Niedersachsen. Der Rest von 3,4 Mio. € wurde durch 

Kredite seitens einer Bank abgedeckt.   

 

Das zentrale Element des Jühnder Energiekonzeptes bildet eine BGA, die mit einer in-

stallierten elektrischen Leistung des BHKW von 700 kW jährlich 5 Mio. kWh Strom – 

und damit das Zweifache der benötigten Menge – erzeugt. Die bei der Stromproduktion 

anfallende Wärme wird z. T. als Prozesswärme wieder dem Fermenter zugeführt, denn 

der Gärprozess benötigt stabile Temperaturen im mesophilen Bereich (32-38°C). Der 

größte Teil wird jedoch mittels des Wärmeträgermediums Wasser ausgekoppelt und 

über ein Nahwärmenetz zu den umliegenden Wärmekunden transportiert. In Jühnde 

sind immerhin 75 % der Haushalte an das Nahwärmenetz angeschlossen. Um grundlast-

fähig Energie erzeugen zu können, benötigt die BGA jährlich 9.000 m³ Gülle und 

15.000 t FM Ganzpflanzensilage (z. B. Silomais, Triticale, Roggen, Phacelia, Grün-
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land). Die Gülle fällt als Reststoff in den anliegenden landwirtschaftlichen Betrieben an 

und besitzt damit kaum Raumrelevanz. Flächenintensiv gestaltet sich jedoch der Ener-

giepflanzenbau, denn hierzu ist eine landwirtschaftliche Nutzfläche von insgesamt 320 

ha erforderlich. Neben der BGA gibt es noch zwei weitere, ergänzende Kraftwerke: Zur 

Deckung des Wärmebedarfes in den Wintermonaten bzw. zu Spitzenlastzeiten wurden 

zusätzlich ein Holzhackschnitzelheizwerk mit einer thermischen Leistung von 550 kW 

(1.000 SRM Holzhackschnitzel/ a) sowie ein Heizöl-Spitzenlastkessel mit einer thermi-

schen Leistung von 1,6 MW errichtet (vgl. FNR 2004; FNR 2008 & BIOENERGIEDORF 

JÜHNDE 2010). 

3.2.3 Kritik 

Bedenkt man, dass allein in Jühnde pro Jahr 400.000 l Heizöl durch die energetische 

Verwertung von Biomasse eingespart werden, so lässt sich hinsichtlich der Realisierung 

von Energieautarkie durchaus von einem wegweisenden Projekt sprechen. 

BOSCH/ PEYKE (2010a, S. 12f.) weisen jedoch darauf hin, dass es äußerst riskant ist, 

sich lediglich auf einen Energieträger zu stützen. Gerade die Energiegewinnung mittels 

Biomasse befindet sich wie kein anderer Vertreter der EE in einem schwer überschauba-

ren Spannungsfeld zwischen ethisch-moralischen Ansprüchen und konkurrierenden Flä-

chennutzungen. Steigende Preise für Nahrungsmittel, globale Hungersnöte, Degradie-

rung von wertvollen Ökosystemen, Anbau von Monokulturen, steigende Grundstücks- 

und Pachtpreise sowie negative Klimabilanzen haben die Bioenergiebranche – seien die 

Vorwürfe nun gerechtfertigt oder nicht – oftmals in ein schlechtes Licht gerückt und so 

zu einem immensen Imageschaden beigetragen (HORBELT 2008, S. 16 & OZLEM 2008, 

S. 24). 

 

Fatal ist auch, dass die Wirtschaftlichkeit von BGA in hohem Maße an die Preisent-

wicklungen auf den internationalen Agrarmärkten gebunden ist. Dies bekam die Bran-

che 2008 deutlich zu spüren, als aufgrund steigender Preise für Agrarrohstoffe viele An-

lagenbetreiber zur Insolvenz gezwungen wurden (PELLMEYER 2008, S. 3). Vor dem 

Hintergrund der Versorgungssicherheit erscheint es daher angebracht, ein Energiekon-

zept zu erarbeiten, dass auf den Beiträgen von mehreren Energiequellen beruht. Dieser 

Ansatz entspricht nicht nur den natürlichen Gegebenheiten, denn in nahezu jeder Ge-

meinde liegen Potenziale sowohl im Bereich Biomasse als auch im Bereich Windener-

gie, Solarenergie, Erdwärme und Wasserkraft vor. Vielmehr bietet er die Gelegenheit, 
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die Verringerung des Anteils eines Energieträgers – aufgrund wirtschaftlicher, gesell-

schaftlicher oder technologischer Veränderungen – durch die Anteilserhöhung eines 

Energieträgers, der möglicherweise von den Veränderungen profitiert, zu substituieren. 

Des Weiteren muss darüber nachgedacht werden, ob es angesichts variierender räumli-

cher Voraussetzungen zur Energieproduktion nicht angebracht ist, energiekonzeptionel-

le Überlegungen über die räumliche Ebene eines Dorfes hinaus anzustellen. 

 

Neben Bioenergiedörfern bestehen auch Bemühungen, die Solarenergie im kommuna-

len Bereich stärker zu verankern. Auf Initiative der Solarthemen-Redaktion sowie der 

Deutschen Umwelthilfe wurde eine sog. Solar-Bundesliga ins Lebens gerufen, im Rah-

men derer die einzelnen Kommunen entsprechend ihrer installierten elektrischen sowie 

thermischen Leistung pro Kopf eingestuft werden (vgl. REDAKTION SOLARTHEMEN 

2011). Ein derartiger Wettbewerb wirkt sich durchaus förderlich auf den Ausbau von 

EE aus, da sich viele Kommunen – wie bspw. die bundesweit erste Solarkommune 

Deutschlands Königsfeld – damit »brüsten«, dem Kreis der Solargemeinden anzugehö-

ren (vgl. SOLARKOMMUNE KÖNIGSFELD 2011). Jedoch ist angesichts eines derartigen 

Wettbewerbs keineswegs garantiert, dass der Ausbau der Technologien raumverträglich 

verläuft. Die vorliegende Arbeit formuliert diesbezüglich einen innovativen Ansatz.  

3.3 Energiesystemoptimierungsmodelle 

3.3.1 Agentenbasierter Ansatz 

WITTMANN/ BRUCKNER (2007) beschränkten sich bei der Entwicklung ihres agentenba-

sierten Energiesystemmodells auf den urbanen Raum. Diesem Vorgehen liegt die An-

nahme zu Grunde, dass langfristig vor allem in dicht besiedelten Regionen mit einer 

räumlichen Diffusion von dezentralen Kraftwerken zu rechnen ist. BOSCH/ PEYKE 

(2010b) bezweifeln dies und plädieren für die Entwicklung eines ruralen Energiesys-

temoptimierungsmodells, denn gerade der für die EE so bedeutende Standortfaktor 

»Verfügbarkeit von qualitativ hochwertigen und günstigen Flächen« wertet den ländli-

chen Raum in seiner Bedeutung als Energielieferant gegenüber dem urbanen Raum 

deutlich auf. Zwar bieten Agglomerationsräume für gebäudeintegrierte Lösungen ein 

großes Standortpotenzial, das Rückgrat eines nachhaltigen Energiesystems wird jedoch 

der ländliche Raum bilden. Nur dort ist mit einem substantiellen Ausbau von flächenin-

tensiven und leistungsstarken Wind- und Solarfarmen sowie Biomassekraftwerken zu 

rechnen. 
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Die herausragende Leistung von WITTMANN/ BRUCKNER (2007) besteht nach Ansicht 

von BOSCH/ PEYKE (2010b) darin, dass sie mittels ihres agentenbasierten Modells alle 

Treiber des Wandels – d. h. die dezentralen Technologien, die liberalisierten Märkte, die 

Klimapolitik und die Energieunternehmen – berücksichtigen. Sie betonen, dass die bis-

herigen Energiesystemmodelle immer nur Teilaspekte dieser Treiber miteinbezogen und 

daher erheblich an Aussagekraft verloren haben. Es ist ihnen gelungen, die sukzessive 

Entwicklung eines Energiesystems darzustellen, in dem die Interaktionen zwischen den 

autonomen Softwareagenten an zuvor definierten Schnittstellen mehrmals wiederholt 

wurden. Die erfolgreiche Implementierung des agentenbasierten Ansatzes in ein Com-

putermodell ermöglichte die Erfassung des Entscheidungsverhaltens der relevanten Ak-

teure aus Wirtschaft auch jenseits rein ökonomischen Handelns. Mittels einer soziologi-

schen Clusterung wurden aus den stark voneinander abweichenden Verhaltensmustern 

Lebensstilklassen abgeleitet und so für die Modellberechnungen aufbereitet. Dadurch ist 

es gelungen, Entwicklungspfade im Energiebereich in Abhängigkeit von Unterneh-

mensstrukturen, Erwartungen beteiligter Akteure und unterschiedlichen Strategien zu 

erkunden. 

 

Dieses Tool lässt sich jedoch nur auf lokale Märkte anwenden, wenn es darum geht, die 

Entscheidungen eines Unternehmens in Anbetracht der gegebenen infrastrukturellen 

Ausstattung sowie der Kundenstruktur zu optimieren. Dieser Umstand schmälert kei-

neswegs die herausragende Leistung von WITTMANN/ BRUCKNER (2007) – die mit ihrer 

Studie u. a. auf den Ergebnissen von VESELKA et al. (2002) aufbauen – ein Energieop-

timierungsmodell geschaffen zu haben, das die entscheidenden Treiber des Wandels mit 

einbezieht.  

3.3.2 Räumlich und zeitlich hoch aufgelöste Modelle 

Nationale Energiesysteme lassen sich durch zeitlich und räumlich hoch aufgelöste Mo-

delle aufgrund der zu großen Datenmenge nur mit großem Aufwand abbilden. Ihr Vor-

teil besteht jedoch darin, einerseits den kostenoptimalen Einsatz der Energietechnolo-

gien bestimmen sowie andererseits mittels der Erstellung von Szenarien den Einfluss 

von politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen abbilden zu können 

(WITTMANN/ BRUCKNER 2007, S. 353f.). 
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Eine bedeutende computergestützte Methode aus dieser Sparte entsprang aus dem For-

schungsprojekt TOP-Energy (vgl. AUGENSTEIN et al. 2004 & AUGENSTEIN et al. 2005). 

Ziel der beteiligten Wissenschaftler war es, ein einfach handhabbares Instrument zu 

entwickeln, mit dessen Hilfe verschiedene Arten industrieller Energiesysteme – im Spe-

ziellen die Energieversorgungstechnik – analysiert, bewertet und in der Folge optimiert 

werden können. Mittels TOP-Energy wurde ein Bewertungstool für Energieberater ge-

schaffen, das mittels einer zügigen Datenerfassung und -auswertung sowie deren Prä-

sentation rechenintensive Routinearbeiten erleichtern sollte. Dieses Modell basiert auf 

mehreren Modulen (plug-in modules), wie bspw. eNtry, eConomy und eSim, die durch 

einen Framework miteinander in Verbindung stehen. Dabei ist eSim das entscheidende 

Modul, mit dessen Hilfe Energieversorgungssysteme simuliert werden können, die zu-

vor mittels des Flussschemaeditors erstellt wurden. 

 

Von Bedeutung ist, dass innerhalb des Modells zwischen zwei Bilanzräumen unter-

schieden wird. Dabei beinhaltet der Bilanzraum Energieversorgungssystem zum einen 

den Bezug von Endenergie, zum anderen deren Konversion, Aufbereitung (z. B. Dampf, 

Strom), Transport und Übergabe an den zweiten Bilanzraum – dem Bilanzraum Ener-

gienutzung. Hier werden sämtlichen Prozesse eines Industriebetriebes erfasst, in deren 

Rahmen die vom ersten Bilanzraum zur Verfügung gestellte Energie in Form einer in-

nerbetrieblichen Energiedienstleistung (z. B. Produktionsanlagen) zur Verfügung ge-

stellt wird. Mittels des Erstanalysemoduls eNtry wird der Energieeinsatz anhand statisti-

scher Daten (z. B. Statistisches Bundesamt, Erfahrungswerte aus anderen Unternehmen) 

zu Energiekosten- und -effizienz bewertet. 

 

Zentraler Bestandteil des Simulationsmoduls eSim ist ein Fundus sämtlicher energie-

technischer Komponenten und der dazugehörigen, komponentenbezogenen Parameter-

datensätze sowie eine Systemstrukturbeschreibung. In Abhängigkeit von Variationen im 

Energieverbrauch im Rahmen der innerbetrieblichen Energiedienstleistungen können so 

die entscheidenden energiewirtschaftlichen und -technischen sowie ökonomischen 

Kennzahlen – i. d. R. über einen Zeitraum von einem Jahr – simuliert werden. Die Nut-

zung des Ökonomiemoduls eConomy ermöglicht schließlich einen ökonomischen Ver-

gleich verschiedener Energieversorgungskonzepte. Weitere Ergebnisse zur Thematik 

räumlich und zeitlich hoch aufgelöster Energiesystemmodelle liefern GROSCURTH et al. 



 53 

(1995), BRUCKNER et al. (1997), STOCK/ MERTSCH (1997), BRUCKNER et al. (2003) und 

SCHEIDT et al. (2004).  

3.3.3 Intertemporale Modelle 

Der Nachteil intertemporaler, weniger hoch auflösender Energiesystemoptimierungs-

modelle liegt nach WITTMANN/ BRUCKNER (2007, S. 354) in der Abweichung von den 

Bedingungen eines deregulierten Marktes, innerhalb dessen der Ausbau nicht nur von 

einem sondern von mehreren Entscheidungsträgern, mit jeweils unvollständiger Infor-

mation, gestaltet wird. Vorteilhaft ist, dass diese Modelle eine langfristige Kostenopti-

mierung von Energiesystemen vor dem Hintergrund sich verändernder Rahmenbedin-

gungen politischer, technischer und preislicher Art ermöglichen. 

 

Im Folgenden wird diesbezüglich ein Überblick gegeben: Im Rahmen der Initiative 

»Energy Technology Systems Analysis Programs« der IEA wurde das Energiesystem-

modell MARKAL entwickelt, mit dessen Hilfe umwelt-, versorgungs- und kostenopti-

male Energiesysteme von der lokalen, über die regionale bis hin zur nationalen Ebene 

dargestellt werden können (vgl. FISHBONE/ ABILOCK 1981; FISHBONE et al. 1983 & 

SEEBREGTS et al. 2002). Dabei handelt es sich um ein dynamisches Modell mit einer 

Einteilung des Stützjahres in sechs Zeitabschnitte. Die begrenzte unterjährige Auflö-

sung ist zugleich ein bedeutender Nachteil des Modells. Darüber hinaus liefert es keine 

Unterscheidung hinsichtlich der ökonomischen und technischen Lebensdauer von 

Kraftwerken (vgl. REMME 2006). 

 

Ziel des wiederum rein technisch-ökonomischen EFOM-Modells war es, die Energie-

systeme der Mitgliedländer der Europäischen Gemeinschaft abzubilden (vgl. VAN DER 

VOORT 1985). Auch hier schränkt die begrenzte unterjährige Auflösung mit nur vier 

Zeitabschnitten die Aussagekraft erheblich ein. Des Weiteren werden die Bauzeiten von 

Technologien sowie die an die Bauzeit gebundenen Technologiedaten nicht erfasst (vgl. 

REMME 2006). In den 1990´er Jahren wurde schließlich das Modell PRIMES entwickelt, 

um das Energiesystem der EU-Staaten noch exakter erfassen zu können (vgl. EC 1995; 

EC 1999; EC 2003 & CAPROS et al. 1998). MESSNER/ STRUBEGGER (1995 & 1996) er-

möglichten mittels des Energiesystemmodells MESSAGE eine Minimierung der Ener-

giekosten von Kommunen über einen längeren Zeitraum hinweg. MESSAGE wurde im 
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Übrigen auch zur Darstellung des deutschen Energiesystems (vgl. GERKING 1989) so-

wie eines globalen Modells (vgl. NAKICENOVIC/ RIAHI 2002) herangezogen. 

 

Die Nachteile der oben beschriebenen Energiesystemmodelle veranlasste die IEA (1999 

& 2002) zu einer Weiterentwicklung von MARKAL und EFOM. Dabei entstand das 

dynamische Optimierungsmodell TIMES. Auch TIMES lässt sich auf unterschiedlichen 

Maßstabsebenen – von der regionalen (vgl. FAHL et al. 2000) bis hin zur nationalen 

Ebene (vgl. FAHL et al. 2002 & FAHL et al. 2010) – anwenden und macht eine Unter-

scheidung zwischen den Energiesektoren möglich. Prinzipiell stellt das Modell eine 

Verbindung zwischen der Primärenergiebereitstellung (z. B. Steinkohleressourcen, Öl-

ressourcen, Energiepflanzen), dem Umwandlungssektor (z. B. Steinkohle-Kraftwerk, 

Raffinerie, Biomasse-Heizkraftwerk) und den Endenergiesektoren (z. B. elektrischer 

Durchlauferhitzer, Ölheizung, Fernwärmenetz) dar. Dabei werden jedoch nicht nur 

Technologien abgebildet, die in der Realität bereits vorhanden sind. Vielmehr berück-

sichtigt das Modell weitere Technologien, um deren Potenzial und Integrationsfähigkeit 

zu ermitteln. 

 

Die Größe des zu betrachtenden Untersuchungsraumes kann dabei variiert werden, da 

der Handel zwischen Regionen gut mittels interregionaler Austauschprozesse darstellbar 

ist. Darüber hinaus lassen sich Stoffströme außerhalb des zu betrachtenden Gebietes in 

Form von Import- und Exportflüssen gut erfassen. Auch die zeitliche Betrachtungsebe-

ne des Modells lässt sich – von einem Jahr bis hin zu mehreren Jahrzehnten – flexibel 

gestalten. Dabei beträgt die unterjährige Auflösung nicht 6 bzw. 4 Zeitsegmente, wie 

bei MARKAL bzw. EFOM, sondern lässt sich von der Ebene »jährlich«, über »saiso-

nal« und »wöchentlich« bis hin zu »täglich« beliebig wählen. Interessant ist auch die 

Tatsache, dass sich die sukzessive Verbesserung von technischen Eigenschaften (z. B. 

Erhöhung des Wirkungsgrades) bei TIMES lediglich auf die zugebauten und nicht – wie 

bei früheren Energiesystemoptimierungsmodellen – auf alle Kraftwerkskapazitäten nie-

derschlägt. Die technologischen Eigenschaften werden hierbei einer Zubauperiode zu-

geordnet und bleiben anschließend über ihre Lebensdauer hinweg konstant (vgl. REMME 

et al. 2002 & REMME 2006). 

 

SCHARDINGER et al. (2010) zeigen – aufbauend auf den Ergebnissen von BIBERACHER 

(2007) – am Beispiel der Gemeinde St. Roman (Oberösterreich) auf, welche Vorteile in 
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einer Kombination des kostenbasierten Modellgenerators TIMES mit GIS-Analysen, 

speziell im Bereich Bioenergie, bestehen. Die Studie offenbart, dass es aufgrund der 

z. T. erheblichen regionalen Variationen im Bereich »Wärmenachfrage« und »verfügba-

re Biomassepotenziale« räumlicher Ansätze bei der Optimierung von Energiesystemen 

bedarf. Der regionale Wärmebedarf wurde hierbei anhand der Adressdaten sowie des 

Alters der im Untersuchungsraum befindlichen Gebäude festgelegt (Bauregister). Für 

jedes Gebäude wurde dabei – entsprechend der Bauperiode, der es zuzuordnen ist – ein 

gebäudetypischer Wärmebedarf ermittelt. Demgegenüber erfolgte die Abschätzung von 

Biomassepotenzialen anhand der Integration von Ertragsmesszahlen zu land- und forst-

wirtschaftlichen Flächen aus der DKM. Dabei wurden unterschiedliche Fruchtfolgen 

berücksichtigt. Kritikwürdig ist, dass die Mobilität innerhalb der Szenarien vernachläs-

sigt wurde. Dennoch handelt es sich um ein wegweisendes Projekt, da der hohen Raum-

relevanz eines regenerativen Energiesystems Rechnung getragen und dadurch die Aus-

sagekraft erheblich gesteigert wird. 

3.3.4 Energieträgerorientierte Modelle 

Energiesystemoptimierungsmodelle entspringen auch aus der Betrachtung eines konkre-

ten Energieträgers. Erwähnenswert ist hierbei das von FRITSCHE et al. (2004) entwickel-

te Modell HEKTOR, das eine zeitlich dynamische Quantifizierung von Bioenergiepo-

tenzialen in der deutschen Land-, Forst- und Abfallwirtschaft bis zum Jahr 2030 ermög-

lichte. Prinzipiell lassen sich mittels HEKTOR diejenigen Flächen ermitteln, die lang-

fristig unter bestimmten, vorgegebenen Rahmenbedingungen für den Anbau von Ener-

giebiomasse zur Verfügung stehen. Im Besonderen liegt dabei der Fokus auf der Ermitt-

lung von Nutzungskonkurrenzen im Bereich landwirtschaftlicher Flächen. 

 

Entscheidend ist, dass der Produktion von Nahrungsmitteln bei sämtlichen Potenzialbe-

rechnungen die höchste Priorität eingeräumt wird. Daraus folgt, dass allein auf den Flä-

chen, die nicht zur Deckung des Nahrungsbedarfes benötigt werden und auf denen kei-

nerlei gesellschaftliche Ansprüche bestehen (z. B. Siedlungs- und Verkehrsausbau, Na-

turschutz), eine Ausweitung des Energiepflanzenbaus in Frage kommt. Hierzu ermittelt 

HEKTOR zu definierten Stützzeitpunkten (z. B. Fünfjahresschritte) den regionalen Be-

darf an tierischen und pflanzlichen Nahrungsmitteln in Abhängigkeit von der Bevölke-

rungsentwicklung, des Pro-Kopf-Verbrauchs, den steigenden Flächenerträgen sowie der 

Dynamik internationaler Handelsströme (Selbstversorgungsquote) und projiziert diesen 
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in die Fläche. Aus dem Flächenbedarf für die Nahrungsmittelproduktion lässt sich je-

doch nicht nur das Flächenpotenzial für die Energiepflanzen ermitteln, sondern darüber 

hinaus schlussfolgern, welche Menge an Reststoffen, wie bspw. Erntereste (z. B. 

Rapsstroh, Kartoffelkraut, Rübenblatt) oder Exkremente (z. B. Gülle, Festmist), energe-

tisch verwertet werden können. 

 

HEKTOR stellt eine Verknüpfung von Excel-Dateien dar und offeriert eine anwender-

freundliche Dateneingabemaske, innerhalb derer alternative Entwicklungspfade durch 

Variation von Parametern (z. B. Produktionssysteme in der Tierhaltung) abgebildet und 

so in ihrer räumliche Relevanz begriffen werden können. Des Weiteren ist an der Arbeit 

von FRITSCHE et al. (2004) herausragend, dass sie statische Potenzialermittlungen durch 

eine dynamische – und damit aussagekräftigere – Betrachtung von Stoffströmen ablöst 

(vgl. BOSCH 2010a). Bedeutsam ist auch die Erkenntnis, dass eine an Nachhaltig-

keitskriterien ausgerichtete Nutzung von Energiebiomasse nicht nur mit den Interessen 

von Umwelt- und Naturschutz kongruent ist, sondern sich darüber hinaus auch Syner-

gieeffekte (z. B. energetische Nutzung von Landschaftspflegematerial) ergeben. 

 

Dennoch wird bei der Betrachtung des Nachhaltigkeitsszenarios (NH) deutlich, dass 

dem Anbau von Energiebiomasse aufgrund einer Ausdehnung der extensiven Landwirt-

schaft sowie einer stärkeren Ausweisung von Naturschutzgebieten deutlich engere 

Grenzen als beim Referenzszenario (REF) gesetzt werden. Des Weiteren werden die 

durch den sukzessiven Ertragszuwachs frei werdenden Flächen durch eine stärkere Dif-

fusion des ökologischen Landbaus wieder besetzt. Beim Reststoffpotenzial ergeben sich 

keine nennenswerten Unterschiede, jedoch wird im Referenzszenario hinsichtlich des 

Flächenpotenzials für den Anbau von Energiebiomasse bis zum Jahr 2030 von 

3,3 Mio. ha, im Nachhaltigkeitsszenario von 2 Mio. ha ausgegangen.  

 

SIMON (2007), die sich in ihrer Studie ebenfalls des Modells HEKTOR bedient hat, 

weist gleichermaßen darauf hin, dass bei der Erstellung von Szenarien in erster Linie 

Unterschiede im Bereich Anbaubiomasse festzustellen sind. Die Reststoffpotenziale 

bleiben nahezu konstant. Je nach Ausbaustrategie werden die Biomassepotenziale in 

Deutschland bis zum Jahr 2030 mit einer Schwankungsbreite von 16 % zwischen 665 

und 770 PJ/ a liegen. Weitere Biomassepotenzialmodelle entsprangen aus den Arbeiten 
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von YAMAMOTO et al. (1998 & 2001), FISCHER/ SCHRATTENHOLZER (2001), WOLF et al. 

(2002) und HOOGWIJK et al. (2003). 

 

Bemerkenswert ist, dass speziell bei Berechnungen zu den globalen Energiepflanzen- 

und Reststoffpotenzialen erhebliche Unterschiede sowohl zwischen als auch innerhalb 

der Studien festzustellen sind. Allein HOOGWIJK et al. (2003) rechnen für das Jahr 2050 

– in Abhängigkeit von Rahmenbedingungen wie bspw. Bevölkerungsentwicklung, Pro-

duktionssystemen im Ernährungsbereich, Ertragssteigerungen – mit einem landwirt-

schaftlichen Biomassepotenzial zwischen 27 und 1.155 EJ/ a. Diese große Schwan-

kungsbreite im Bereich der potenziellen Bioenergiebereitstellung verdeutlicht, dass aus 

Gründen der Versorgungssicherheit ein regeneratives Energiesystem auf dem Beitrag 

mehrerer Energieträger – Wind, Wasser, Sonne, Erdwärme und eben auch Biomasse – 

basieren muss. Allein dadurch lassen sich unvorhersehbare, strukturelle Veränderungen 

technologischer, gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Art ausgleichen. Eine besondere 

Bedeutung kommt der Biomasse jedoch deswegen zu, da sie eine grundlastfähige Ener-

giebereitstellung ermöglicht (vgl. BOSCH/ PEYKE 2010a). Dadurch ist es möglich, die 

intermittierende Energiebereitstellung seitens der Solar- und Windenergie zu stützen. 

Dies verdeutlicht, dass es im Hinblick auf eine störungsfreie Energieversorgung not-

wendig ist, auf Szenarien zu den langfristigen Beiträgen der Bioenergie zurückzugrei-

fen. 

 

KÖNIG (2009) geht diesbezüglich davon aus, dass mittels des deutschen Biomassepo-

tenzials langfristig maximal 11,1 % des Endenergie- bzw. 14 % des Primärenergiever-

brauches gedeckt werden können. Unter Fortschreibung aktueller energiepolitischer 

Entwicklungen beträgt im Jahr 2030 die Endenergieproduktion aus Biomasse 840 PJ/ a 

(8,6 % des EEV) und die Primärenergieproduktion 1.350 PJ/ a (10 % des PEV). Dabei 

wird die Bedeutung von Biokraftstoffen sukzessive zunehmen, wobei mit einer allmäh-

lichen Substitution der Biokraftstoffe RME und Bioethanol durch BtL und SNG aus Bi-

ogas zu rechnen ist. Im Szenario BAU+THG, innerhalb dessen bis 2030 eine starke 

Verringerung von Treibhausgasemissionen vorgegeben ist, beträgt die Endenergiebe-

reitstellung aus Biomasse 1.000 PJ/ a (10,3 % des EEV) und die Primärenergiebereit-

stellung 1.170 PJ/ a (13,9 % des PEV). Charakteristisch an diesem Szenario ist der zu-

nehmende Beitrag aus der KWK. Im letzten Szenario BIW+THG, das weitere klimapo-
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litische Zielsetzungen integriert, kommt die Endenergiebereitstellung auf 1.079 PJ/ a 

(11,1 % des EEV) und die Primärenergiebereitstellung auf 1.727 PJ/ a (14 % des PEV). 

3.4 GIS-gestützte Energiekonzepte 

3.4.1 Allgemein 

In den Arbeiten von BOSCH/ PEYKE (2009), BOSCH/ PEYKE (2011a) und BOSCH (2011) 

wird für einen verstärkten Einsatz von Geographischen Informationssystemen im Ener-

giebereich plädiert, um dem hohen Raumbezug (vgl. BRÜHNE 2010) bei der Erarbeitung 

und Umsetzung von Energiekonzepten überhaupt gerecht werden zu können. Der flä-

chenintensive Ausbau von EE, der notwendige Ausgleich mit konkurrierenden Flächen-

nutzungen (z. B. Naturschutz, Siedlungen, Militär, Verkehr, Erholung) sowie die Identi-

fizierung von geeigneten Standorten zur Speicherung von Regenerativstrom (vgl. 

BOSCH/ PEYKE 2010a) verlangen geradezu nach GIS-gestützten Lösungsansätzen, da 

diese eine optimale Verknüpfung der zahlreich anfallenden Geo- und Sachdaten ermög-

lichen. Die raumbezogenen Daten werden dabei „[…] digital erfasst und redigiert, ge-

speichert und reorganisiert, modelliert und analysiert sowie alphanumerisch und gra-

phisch präsentiert […]“ (BILL 1999, S. 4). 

3.4.2 Biomasse 

BOSCH/ PEYKE (2008) setzten GIS bspw. zur Ermittlung von Standorten mit optimalen 

Anbaubedingungen für die Energiepflanze Silomais ein. Anhand der Parameter Tempe-

ratur, Sonnenscheindauer, Niederschlag und Boden zeigten die Wissenschaftler auf, 

welche Standorte hervorragende meteorologische Bedingungen für den Silomaisanbau 

liefern. Die höchste Anbaueignung ließ sich im süddeutschen Raum feststellen. Vor al-

lem südlich der Donau – speziell im Dungau, nicht zuletzt aufgrund der fruchtbaren Pa-

rabraunerden (Löss) – sind die Bedingungen äußerst günstig. Der Ausschluss von wei-

ten Teilen des mittleren Westens und Nordwestdeutschlands ist in erster Linie auf eine 

zu geringe Anzahl an Sonnenstunden zurückzuführen. Die Ausklammerung Ostdeutsch-

lands hingegen erklärt sich durch das eher kontinental geprägte Klima und den damit 

einhergehenden Mangel an Feuchtigkeit. Aus agronomischer Sicht handelt es sich nach 

BOSCH/ PEYKE (2008) hierbei um ein Trockengebiet. 

 

Im Anschluss an die Analyse der meteorologischen und bodenkundlichen Daten wurden 

die Hektarerträge auf Kreisebene als Vergleichsbasis herangezogen. Erstaunlicherweise 
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offenbarten sich erhebliche Diskrepanzen im Bereich von NRW und Hessen: Trotz ei-

ner unterdurchschnittlichen Sonnenscheindauer werden in diesen Regionen mitunter die 

höchsten Hektarerträge erzielt. Daraus wurde gefolgert, dass die einzelnen natürlichen 

Standortfaktoren einen unterschiedlich großen Einfluss auf das Pflanzenwachstum ha-

ben und aus diesem Grund nach einer differenzierenden Gewichtung verlangen. Als ent-

scheidender natürlicher Standortfaktor für den Anbau von Silomais wurde dabei die 

Niederschlagsmenge identifiziert. Im Zuge einer erneuten Ermittlung von optimalen 

Anbaugebieten (mit Gewichtung) wurden die Auswahlflächen mit Standorten von ge-

eigneten Wärmeabnehmern (Gärtnereien mit mehr als zehn Mitarbeitern) verschnitten 

(vgl. Abb. 11). Ziel war es, Standorte aufzuzeigen, die einen ganzjährigen, gleichmäßi-

gen und hohen Wärmeverkauf ermöglichen. Wärmekonzepte stellen für die Wirtschaft-

lichkeit von BGA, speziell vor dem Hintergrund steigender Gärsubstratpreise, einen be-

deutenden Standortfaktor dar. 

 

Betrachtet man die Häufigkeit des Einsatzes von GIS im Bereich EE, so fällt auf, dass 

der Bereich Biomasse stark herausragt. Dies liegt in erster Linie daran, dass eine Stand-

ortanalyse für BGA jene für Solar- und Windenergieanlagen an Komplexität weit über-

steigt und GIS hierbei langwierige Standortentscheidungsprozesse deutlich beschleuni-

gen und somit monetäre Ressourcen einsparen kann (vgl. PLATA 2008, S. 141). 

SCHARDINGER (2008, S. 493), die eine Standortanalyse für BGA für das österreichische 

Bundesland Tirol durchgeführt hat, spricht in diesem Zusammenhang von der „große[n] 

Heterogenität der Standortfaktoren“. Bei BGA kommt es eben nicht nur darauf an, ei-

nen geeigneten Standort für das Kraftwerk zu identifizieren. Vielmehr müssen darüber 

hinaus ertragreiche Anbauflächen, kurze Transportdistanzen und eine ausreichende An-

zahl an Wärmeabnehmern ermittelt werden. STARICK et al. (2011, S. 368) weisen darauf 

hin, dass im Bereich Bioenergie jedes Element der Produktionskette – bspw. Anbau, 

Transport und Verarbeitung – in hohem Maße raumwirksam ist. 

 

In dem vom BMBF geförderten Projekt »Biogaseinspeisung« mussten zusätzlich die 

Möglichkeiten der Einspeisung von Biomethan ins Erdgasnetz in die GIS-Analyse mit-

einbezogen werden. In erster Linie ging es darum, den gesamten Nutzungspfad – d. h. 

vom Anbau, Transport und Lagerung der Energiepflanzen, über die Erzeugung des Bio-

gases, seiner Aufbereitung und Einspeisung bis hin zur Verteilung über das Erdgasnetz 

– zu optimieren. Mittels der räumlichen Betrachtung sollten Möglichkeiten aufgezeigt 
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werden, die einzelnen, oftmals isoliert voneinander betrachteten Teilschritte besser zu 

vernetzen. Die GIS-Analyse wurde dabei in eine Standortrestriktionsanalyse und eine 

Biomassepotenzialermittlung aufgeteilt und beschränkte sich angesichts der großen Da-

tenmenge auf die Modellregionen Niederrhein und Altmark (vgl. URBAN et al. 2007a; 

URBAN et al. 2007b; URBAN 2007; JANDEWERTH et al. 2008a; JANDEWERTH et al. 2008b 

& JANDEWERTH/ DRESEN 2009). BOSCH (2010a, S. 10) weist darauf hin, dass die her-

ausragende Leistung des Projektes darin besteht, die gesamte Biomassenutzungsroute 

zu betrachten.  

Abbildung 11: GIS-gestützte Standortanalyse für BGA in Deutschland (Stand 2006) 

 

Quelle: BOSCH 2007, S. 95. 
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3.4.3 Windenergie 

Der Vorteil bei GIS-gestützten Standortanalysen für WKA besteht darin, dass in den 

Regionalplänen sämtliche Restriktionsflächen, ausschlussfreie Gebiete sowie Vorrang-

gebiete – ganz im Gegensatz zu allen anderen EE – bereits ausgewiesen sind. BRÜCHER 

(2008, S. 8ff.) zeigt am Beispiel der Planungsregion Westpfalz (3.085 km²) eindrucks-

voll, dass der Windenergie seitens der Raumordnung nur wenige Flächen zugestanden 

werden. Lediglich 0,3 % der Fläche – das entspricht ca. 929 ha – stehen als Vorrangge-

biete zur Verfügung. Ein Großteil der Westpfalz wird von gemeinschaftsrechtlichen, 

fachrechtlichen und raumordnungsrechtlichen Festlegungen sowie Siedlungen und Ab-

standflächen beansprucht. Eine Fokussierung der Windbranche auf den Offshore-

Bereich erscheint angesichts dieser Einschränkungen angebracht, jedoch veranschauli-

chen BOSCH/ PEYKE (2009, S. 45f.) anhand der raumordnungsrechtlichen Vorgaben in-

nerhalb der AWZ, dass selbst auf hoher See mit einem dichten Netz an konkurrierenden 

Flächennutzungsinteressen zu rechnen ist. Es gilt daher, sowohl den schmalen räumli-

chen Korridor an Land als auch jenen im Meeresbereich optimal zu nutzen.  

 

Ein erfolgreicher Ausbau der Windenergie hängt auch von der Fähigkeit ab, die überre-

gional sichtbaren WKA möglichst rücksichtsvoll ins Landschaftsbild zu integrieren und 

bei der Ausweisung von Eignungsgebieten die spezifische Eigenart eines Raumes zu be-

rücksichtigen. Zahlreiche Studien beziehen derartige Überlegungen in keiner Weise mit 

ein und kommen folglich zu völlig unrealistischen Ausbaupotenzialen. Beispielhaft 

hierfür steht die Iwes-Studie, in der für die Onshore-Windenergie ein theoretisches Flä-

chenpotenzial von acht Prozent der deutschen Landesfläche ermittelt wurde (vgl. 

ZIMMERMANN 2011a). Ein derartiger Ausbau erscheint überdimensioniert und wäre ge-

sellschaftlich wohl kaum durchzusetzen. Nicht zuletzt wird im Rahmen der Studie nicht 

einmal auf Schutzgebiete Rücksicht genommen. Ein derartiges Vorgehen muss als un-

sensibel bezeichnet werden und sollte nicht als Planungsgrundlage für den Ausbau der 

Windenergie dienen. 

 

Bedeutender ist in diesem Zusammenhang die Arbeit von KNIES (2010). In der Studie 

wurden die Grenzen und Möglichkeiten von Sichtbarkeitsanalysen am Beispiel von 

Windkraftplanungen in Schottland erörtert. Dabei wird betont, dass der Eingriff ins 

Landschaftsbild nicht allein von der Qualität und Verletzlichkeit des Landschaftsaus-

schnittes, sondern auch von der Reliefsituation und der Größe der WKA – im konkreten 



 62 

Fall max. 125 m – abhängt. Durch Verwendung eines DGM sowie anhand der Berück-

sichtigung von Erdkrümmung und Lichtbrechung wurde eine theoretische Sichtbarkeit 

der Windenergieanlagen errechnet (Umkreis 35 u. 60 km). Die Höhe des Beobachters 

wurde dabei auf zwei Meter festgelegt, die Landbedeckung in Form von Gebäuden und 

Wäldern vernachlässigt. Als Viewpoints, von denen aus der Betrachter in Richtung der 

WKA blickt, wurden touristisch bedeutsame Einrichtungen und Räume sowie attraktive 

Wanderwege und Ortschaften ausgewählt. Um die visuelle Beeinträchtigung der Anla-

gen exakt erfassen zu können, wurden 3D-Ansichten – ausgehend von den Viewpoints – 

erstellt. KNIES (2010, S. 521f.) kritisiert, dass sich die 3D-Symbole von ArcGIS hin-

sichtlich ihrer Position nicht beliebig steuern lassen und das Ausweichen auf eine ande-

re Software (3D-Studio Max) erfordern.  

 

PETERS/ GRAUMANN (2005) und PETERS et al. (2009) entwickelten eine GIS-gestützte 

Methodik, deren Zweck darin besteht, Landschaftsräume und Landschaftselemente der 

Region Uckermark-Barnim, wie bspw. Alleen, historische Parkanlagen sowie Wind- 

und Wassermühlen, die aus kulturhistorischer Sicht bedeutsam sind, zu ermitteln und 

durch Pufferzonen gegenüber einem forcierten, landschaftsprägenden Ausbau der 

Windenergie abzusichern. Problematisch an diesem Ansatz ist, dass angesichts der gro-

ßen Anzahl an schützenswerten kulturlandschaftlichen Räumen und Elementen nur we-

nige Flächen übrig bleiben, die sich durch eine geringe Empfindlichkeit gegenüber dem 

Ausbau der Windenergie auszeichnen. Eine rasche Energiewende erscheint unter derart 

starken räumlichen Restriktionen, zumindest innerhalb ländlicher Regionen, kaum mög-

lich. Umso bedeutender ist es, auch auf die Energiepotenziale urbaner Räume einzuge-

hen. 

3.4.4 Solarenergie 

KAPFENBERGER-POCK (2010) hat in ausführlicher Weise dargestellt, wie sich mit Hilfe 

von GIS das Standortpotenzial der Grazer Dachlandschaften für thermische Solaranla-

gen in all seiner inneren, kleinräumigen Differenzierung ermitteln lässt. Von zentraler 

Bedeutung dabei ist das aus dem digitalen Bildflug 2007 hervorgegangene DOM, mit 

einer Höhengenauigkeit von ± 15 cm und einer Rasterweite von 20 × 20 cm. Im Unter-

schied zum DGM ermöglicht das DOM nicht nur die Erfassung der »rohen« Gelände-

höhe, vielmehr lassen sich damit auf der Geländeoberfläche befindliche natürliche (z. B. 

Vegetation) und künstliche Objekte (z. B. Bauwerke) – sogar Schornsteine und Gauben 
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– erfassen. Problematisch ist, dass mittels der konventionellen Orthophotos die Gebäude 

gekippt erscheinen. Durch die Verwendung von »True Orthophotos« lässt sich die ver-

zerrte Draufsicht von 3D-Objekten korrigieren und lagegetreu mit weiteren Geodaten 

kombinieren. In einem weiteren Schritt fließen die photogrammetrisch festgehaltenen 

Dachflächen in die GIS-Analyse mit ein, mit dessen Hilfe sich Größe, Ausrichtung, 

Verschattung und Neigung der Dächer bestimmen lassen. KAPFENBERGER-POCK (2010) 

kommt zu dem Ergebnis, dass – unter Ausschluss von denkmalgeschützten Gebäuden – 

von den 14 Mio. m² Dachfläche rund 40 % für solarthermische Anlagen geeignet sind. 

Würde man dieses Potenzial vollständig in Wert setzen, könnte der Warmwasser- und 

Heizungsbedarf der Stadt Graz (2.000 GWh) gedeckt werden. 

 

GIS wird in den meisten Fällen zur Berechnung von Standortpotenzialen herangezogen, 

doch BOSCH/ PEYKE (2009, S. 45) weisen darauf hin, dass GIS speziell im Bereich Vi-

sualisierung ein hervorragender Mittler zwischen Experten und Laien sein kann. Eine 

wegweisende Arbeit hierzu liefert ZINK (2010), der die Auswirkungen der Einbindung 

von GIS in einen Planungsprozess auf kommunaler Ebene darstellt. Am Beispiel der Er-

richtung einer 10 ha großen PV-Freiflächenanlage in der Gemeinde Stephansposching 

(Ldk. Deggendorf) wurde mittels GIS eindrucksvoll visualisiert, inwieweit Variationen 

im Kriterienkatalog eines Standortentscheidungsprozesses zu unterschiedlichen Stand-

ortmustern führen können. Bei der GIS-Analyse wurden dabei drei Szenarien unter-

sucht: Im ersten Fall wurde die PV-Anlage an eine Siedlungseinheit angebunden. Hier-

bei war eine Aufteilung der Anlage auf mehrere Siedlungskörper erforderlich, da das 

Ausmaß einer PV-Anlage jenes der angrenzenden Siedlung nicht wesentlich überschrei-

ten darf. Im zweiten Fall wurde der Fokus auf vorbelastete Standorte wie bspw. Gewer-

bebetriebe und Abbauflächen von Rohstoffen gelegt, um der Anwohnerproblematik – 

wie es sich im Fall 1 ergab – auszuweichen. Um der Beeinträchtigung öffentlicher Be-

lange gänzlich Vorschub zu leisten, wurde im dritten Fall ein Mindestabstand von 500 

m zur Siedlung eingehalten und die Orientierung an großen Straßen und Bahnlinien 

vorgegeben. Als Ergebnis konnte festgehalten werden, dass die räumlichen Muster der 

jeweiligen Standortanalysen stark voneinander abweichen. GIS-Analysen sind folglich 

bestens dazu geeignet, kommunale Entscheidungsprozesse zu begleiten, da sie die 

räumlichen Auswirkungen unterschiedlicher Konzepte erfassen helfen. Wegweisend in 

diesem Zusammenhang ist auch die Arbeit von KALLMÜNZER (2006), die – im Sinne ei-



 64 

nes Leitfadens – eine GIS-gestützte Standortanalyse für PV-Freiflächenanlagen am Bei-

spiel der Gemeinde Kirchweidach (Ldk. Altötting) durchgeführt hat. 

3.5 Fazit zum Forschungsstand 

Eines offenbart der Stand der Forschung deutlich: Es gibt bis dato kein Energiekonzept, 

das sich sowohl mit mehreren Energieträgern als auch mit der Frage nach der Raumre-

levanz eines regenerativen Energiesystems auseinandersetzt. Die historischen Energie-

konzepte stellen stets den Versuch dar, mittels einer einzigen Technologie sämtliche 

Energieversorgungsengpässe zu beseitigen. Raumverträgliche Ansätze fehlen hier gänz-

lich. Auch beim Konzept der Energiedörfer rücken oftmals Technologien in den Fokus, 

deren langfristige Konkurrenzfähigkeit keineswegs als gesichert erscheint. Die Energie-

systemoptimierungsmodelle lassen wiederum eine regionale Differenzierung von Ener-

giepotenzialen vermissen. 

 

Die GIS-gestützten Konzepte werden zwar dem hohen Raumbezug gerecht, jedoch sind 

die bisherigen Ansätze stark auf einen Energieträger fixiert. Entsprechend der Variation 

von regionalen Standortpotenzialen bedarf es jedoch auch einer Kombinierung ver-

schiedener Technologierouten, die entsprechend der spezifischen Standortpotenziale 

spezifische Standortvorteile aufweisen. Darüber hinaus ist aufgrund der großen Dyna-

mik im Bereich des technologischen Fortschrittes eine Betrachtung aller erneuerbaren 

Quellen notwendig. Technologien, die heute noch einen Wettbewerbs- und damit einen 

Standortnachteil haben, können im Zuge von FuE eine raumrelevante Aufwertung er-

fahren. Um allen diesen Forderungen gerecht zu werden, bedarf es folglich eines neuen, 

innovativen Ansatzes. Hierzu will die vorliegende Arbeit einen grundlegenden Beitrag 

leisten. 
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4 Einfluss der Ressource Raum auf die Förderstruktur 

Im folgenden Abschnitt wird entsprechend der in Kapitel 1.3 formulierten Fragestel-

lung 1 untersucht, inwieweit die Ressource Raum bei den bisherigen Konzepten zum 

Ausbau von EE berücksichtigt wird. Der Fokus wird dabei auf die Energiestrategien 

von EU und Bundesregierung gerichtet, da seitens dieser politischen Ebenen die ent-

scheidenden Impulse zum Ausbau von EE gesetzt werden. 

 

Von besonderem Interesse ist, ob und in welcher Form Ziele näher definiert werden, 

denn möglicherweise basieren etwaige Vorgaben auf dem Fundament einer umfassen-

den Kenntnis lokaler, regionaler und/ oder nationaler Energiepotenziale. Anschließend 

gilt es in Erfahrung zu bringen, mit welchen Maßnahmen und Instrumenten die EU und 

die Bundesregierung gedenken, die erwiesenen bzw. vermuteten Energiepotenziale aus-

zuschöpfen. Dabei wird im Besonderen das Augenmerk auf die Fragestellung gelegt, 

inwieweit raumkonzeptionelle Belange bei der Formulierung von Richtlinien mit be-

rücksichtigt wurden bzw. in welchem Maße die formulierten Richtlinien raumwirksam 

sind. Nach dieser Analyse wird sich zeigen, ob es sich bei den Strategien von EU und 

Bundesregierung zum Ausbau von EE um ausgeklügelte, raumverträgliche Energiekon-

zepte handelt, die sich an regionalen Standortpotenzialen orientieren. Werden im Rah-

men der Analyse defizitäre Strukturen aufgedeckt, so sollen weitergehende, konzeptio-

nelle Überlegungen die Grundlage für eine Optimierung bilden.  

4.1 Räumliche Dimensionen europäischer Energiepolitik 

4.1.1 Richtlinie als Instrument 

Das EU-Parlament ist der Ansicht, dass die Ziele beim Ausbau von EE allein auf Ge-

meinschaftsebene realisiert werden können. Es wird als zu riskant empfunden, den Mit-

gliedstaaten freie Hand zu lassen. Die Befürchtung ist, dass nicht alle Staaten gleicher-

maßen ihren Beitrag zu leisten im Stande wären. Aus diesem Grund stelle die Formulie-

rung einer von den Mitgliedstaaten umzusetzenden Richtlinie die beste Möglichkeit dar, 

den Ausbau von EE voranzutreiben. Der entscheidende Vorteil in dieser Herangehens-

weise besteht darin, dass neben wohl definierten Vorgaben hinsichtlich des Anteils von 

EE am Energiemix ausreichend Freiraum für spezifische, einzelstaatliche Konzeptionen 

verbleibt (vgl. EU 2008a; EU 2009a & BOSCH/ PEYKE 2011b, S. 106f.). 

 



 66 

Bereits in den Jahren 2001 und 2003 versuchte man jeweils durch die Vorgabe einer 

Richtlinie, den Ausbau von EE zu forcieren. Mit der Richtlinie 2001/77/EG des Europä-

ischen Parlaments und des Rates zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren 

Energiequellen im Elektrizitätsbinnenmarkt wurde das Richtziel für jeden Mitgliedstaat 

vorgegeben, den Anteil von EE an der Stromerzeugung bis 2010 auf 21 % zu erhöhen 

(vgl. EU 2001). Zwei Jahre darauf wurde die Richtlinie 2003/30/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates zur Förderung der Verwendung von Biokraftstoffen oder an-

deren erneuerbaren Kraftstoffen im Verkehrssektor formuliert (vgl. EU 2003). Ur-

sprünglich war es das Ziel, den Anteil von Biokraftstoffen im Verkehrssektor bis Ende 

2010 auf 5,75 % zu erhöhen. Bereits das Zwischenziel von 2 % im Jahr 2005 wurde je-

doch um die Hälfte unterschritten. Der Sinn der neuen Richtlinie 2009/28/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung der Nutzung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung 

der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG besteht laut der EU nun darin, Vorgaben 

und Regelungen für alle Sektoren – d. h. für Strom, Wärme, Kälte und Kraftstoffe – in 

einer Richtlinie zu bündeln. Aus Sicht der EU ist v. a. die Berücksichtigung des Wär-

me- und Kältesektors von herausragender Bedeutung, denn die Vergangenheit habe of-

fenbart, dass Fortschritte beim Ausbau von EE allein dann erzielt werden konnten, 

wenn zuvor Rechtsvorschriften erlassen wurden. Tatsächlich führten die Richtlinien 

2001/77/EG und 2003/30/EG, die lediglich Vorgaben für den Strom- und Kraftstoffsek-

tor enthielten, zu einer Stagnation im Wärme- und Kältebereich. Mit der Richtlinie 

2009/28/EG wurde dieser Fehler korrigiert. Damit lösen die Richtlinien der EU zumin-

dest einen Anschubeffekt beim Ausbau von EE aus (vgl. EU 2008a & EU 2009a).  

4.1.2 Verknüpfung von Energie- und Klimapolitik 

Die energiepolitische Strategie der EU zeigt, dass die Ziele für den Ausbau von EE in 

unmittelbarem Zusammenhang mit weiteren Zielsetzungen stehen. Von besonderer Be-

deutung ist dabei die starke Bindung zwischen Energie- und Klimapolitik. Es besteht 

die Auffassung, dass die Energiepolitik ein wesentlicher Treiber hinsichtlich der Um-

setzung von Strategien zur Abmilderung des Klimawandels ist. Die Energiepolitik wird 

in die Pflicht genommen, durch die Förderung von EE einen Beitrag zu einem klima-

freundlichen Energiesystem zu leisten. Nicht zuletzt stehe sie in großer Verantwortung, 

da die Ausrichtung vergangener energiepolitischer Leitlinien entscheidend zum anthro-

pogen verursachten Klimawandel beigetragen habe. Die bisherige Dichotomie von 
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Wirtschaftswachstum und Reduktion von CO2-Emissionen soll damit aufgebrochen 

werden (BOSCH/ PEYKE 2010b, S. 924). Die EU betont zwar, dass der Ausbau von EE 

keineswegs der Klimapolitik untergeordnet werde bzw. als Vehikel zur Erfüllung der 

Klimaschutzziele diene. Richtig sei jedoch, dass EE nicht als eigenständiges Thema be-

handelt werden, sondern die Ziele für deren Ausbau in Zusammenhang mit der Reduzie-

rung von Treibhausgasemissionen stünden. Dabei wird die entscheidende Bedeutung 

des Emissionshandelssystems hervorgehoben, das mit dem Ausbau von EE in zweifa-

cher Hinsicht in Zusammenhang steht: Einerseits ermöglicht der Ausbau von EE eine 

Reduktion von CO2-Emissionen und damit die Möglichkeit, Emissionszertifikate zu 

verkaufen. Andererseits verstärkt wiederum das Emissionshandelssystem den Ausbau 

von EE, da dieser eine hervorragende Möglichkeit darstellt, Kosten durch CO2-

Emissionen zu reduzieren oder gar zu vermeiden. Es wird davon ausgegangen, dass, 

wenn Unternehmen aus einer ökonomischen Notwendigkeit heraus dazu gezwungen 

werden, die CO2-Emissionen zu senken, sie automatisch auch in EE investieren. Damit 

wird das Emissionshandelssystem zu einem entscheidenden Instrument für den Ausbau 

von EE (vgl. EU 2008a & EU 2009a). 

 

Da der Ausbau von EE an das Erreichen von Klimaschutzzielen geknüpft wird, lassen 

sich aus den Zielvorgaben des Klimaschutzes die Zielvorgaben für den Ausbau von EE 

ableiten. Die entscheidenden klimapolitischen Vorgaben lassen sich aus dem 1997 be-

schlossenen und 2005 in Kraft getretenen Kyoto-Protokoll (vgl. UNFCCC 2002) und 

den im Rahmen der Klimaagenda 2020 gefassten Beschlüssen der Europäischen Kom-

mission im Jahr 2007 (vgl. BMU 2007a & 2007b) entnehmen: Im Kyoto-Protokoll hat 

sich Deutschland dazu verpflichtet, den Ausstoß von Treibhausgasen bis 2012 um 21 % 

gegenüber dem Jahr 1990 zu senken. Deutschland ist auf einem guten Weg, diese Vor-

gabe nicht nur einzuhalten, sondern sogar zu übertreffen. Bereits im Jahr 2005, in dem 

das Kyoto-Protokoll in Kraft getreten ist, konnte gegenüber dem Bezugsjahr eine Ver-

ringerung der Treibhausgasemissionen um 18,7 % erreicht werden. Entscheidend für 

den rapiden Rückgang der CO2-Emissionen zwischen 1990 und 1995 sind in erster Li-

nie die wirtschaftlichen Umstrukturierungsprozesse in den neuen Bundesländern sowie 

die Steigerung der Energieeffizienz. Nach 1995 schwächte sich der Rückgang der Emis-

sionen ab, dennoch konnte der positive Trend fortgesetzt werden. Der Grund hierfür be-

steht zum einen in der Erhöhung des Anteils von emissionsärmeren Energieträgern am 

Energiemix. In erster Linie ist hierbei die Substitution von festen und flüssigen Brenn-
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stoffen durch Erdgas zu nennen. Zum anderen konnte ab dem Jahr 2000, dem Jahr der 

Einführung des EEG, eine stetige Verringerung des Anteils von CO2 am PEV erreicht 

werden (vgl. UBA 2007b).  

 

Bei genauerer Betrachtung der Emissionstrends auf der Ebene der Quellgruppen sind 

jedoch gegenläufige Trends zu erkennen. Während es bspw. im verarbeitenden Gewerbe 

zu einem deutlichen Rückgang der CO2-Emissionen kam, stiegen nach 1999 die Emis-

sionen im Bereich der öffentlichen Strom- und Wärmeversorgung wieder an. Dies ist 

auf den starken Anstieg beim Stromverbrauch zurückzuführen. Dennoch fiel der An-

stieg der CO2-Emissionen nicht drastisch aus, da aufgrund einer stetigen Erhöhung der 

Energieeffizienz, dem verstärkten Ausbau von EE sowie einer Ausweitung der KWK 

die Emissionen pro Stromeinheit gesenkt werden konnten (vgl. UBA 2007b). Im Jahr 

2007 übertraf Deutschland, mit einer Treibhausgasreduktion von 22,4 %, bereits fünf 

Jahre vor dem Stichtag das vorgegebene Ziel aus dem Kyoto-Protokoll (vgl. UBA 

2009). Im Jahr 2008 konnte dieser Trend fortgesetzt werden und die in CO2-

Äquivalenten umgerechneten Gesamtemissionen gegenüber dem Vorjahr um knapp 

12 Mio. t (1,2 %) und gegenüber 1990 um etwa 240 Mio. t (23,3 %) gesenkt werden. 

Dies ist bemerkenswert, denn der Primärenergiebedarf lag 2008 sogar um einen Pro-

zentpunkt höher als 2007. Anteil an dieser Entwicklung haben wiederum der stetige 

Ausbau von EE, die 2008 ihren Anteil am PEV auf 7,4 % erhöhen konnten, und die 

Steigerung der Energieeffizienz. Nicht zu vernachlässigen ist auch die rückläufige 

Nachfrage nach Stein- und Braunkohle. Die Gesamtemissionen in Deutschland lagen 

2008 bei ca. 945 Mio. t. (vgl. ENERGIEPORTAL 2009). Damit hat Deutschland einen 

deutlichen Akzent im Rahmen der globalen Bemühungen zum Klimaschutz gesetzt. 

 

An dieser Stelle gilt es zu erwähnen, dass die oben erwähnten jährlichen Angaben sta-

tistisch unscharf sind und sich daher nur bedingt zur Begründung von Trends eignen. So 

führte bspw. der milde Winter 2006/ 2007 zu einem unterdurchschnittlichen Verbrauch 

an fossilen Energieträgern im Wärmesektor. Daneben veranlasste die im Jahr 2007 an-

gesetzte Erhöhung der Mehrwertsteuer viele Haushalte dazu, ihre Heizölvorräte noch im 

Jahr 2006 aufzustocken. Paradox erscheint die Tatsache, dass im Jahr 2007 die deut-

schen Kraftwerke mehr CO2 als in den Jahren zuvor emittiert haben. Hierfür verant-

wortlich waren die gestiegenen Gaspreise sowie der temporäre Stillstand von Atom-
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kraftwerken, was eine erhöhte Energieproduktion aus Stein- und Braunkohle zur Folge 

hatte. Dennoch konnten die CO2-Emissionen insgesamt verringert werden. 

Das Kyoto-Protokoll stellt keineswegs die einzige klimapolitische Leitlinie für die EU 

dar. Jenseits der Vorgaben der UN hegt die EU eigene klimapolitische Ambitionen. Bis 

2020 wird eine Reduzierung der Treibhausgasemissionen um 30 % gegenüber 1990 an-

gestrebt. Deutschland hat sogar den Willen bekundet, seine Emissionen um 40 % zu 

senken. Die Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzungen macht die EU jedoch davon abhängig, 

inwieweit außereuropäische Industrie- und Schwellenländer vergleichbare Bemühungen 

bei der Reduktion von Treibhausgasen im Sinn haben (vgl. BMU 2007a & BMU 

2007b).  

 

Der Ansatz der EU, den Ausbau von EE und die Einhaltung von Klimaschutzzielen im 

Rahmen einer integrierten Energie- und Klimapolitik zusammenzufassen, führt zwangs-

läufig zu einem suboptimalen Ausbau von EE. Dies lässt sich folgendermaßen begrün-

den: Nach dem Wortlaut der Richtlinie 2009/28/EG ist der Ausbau von EE dann erfolg-

reich, wenn die Ziele hinsichtlich der Reduzierung von Treibhausgasemissionen einge-

halten werden (vgl. EU 2008a & EU 2009a). Demzufolge wird ein Ausbau von EE, der 

über die Vorgaben der Klimapolitik hinausreicht, als nicht erstrebenswert angesehen. 

Daraus folgt, dass eine suboptimale Erschließung von Energiepotenzialen in Kauf ge-

nommen wird, solange die Klimaschutzziele erreicht werden. Dies offenbart die Absur-

dität in der Verknüpfung von Klima- und Energiepolitik. Es ist ohnehin davon auszuge-

hen, dass der Ausbau von EE in erster Linie über ökonomische Kennzahlen gesteuert 

wird und die Einsparung von Treibhausgasemissionen lediglich als willkommener, posi-

tiv auf das Image von Unternehmen wirkender Nebeneffekt fungiert.  

 

Der nach Ansicht der EU notwendige Ausbau von EE lässt sich entsprechend aus den 

oben erwähnten Klimaschutzzielen ableiten. Hierzu müssten die CO2-Einsparungsziele 

der einzelnen Mitgliedstaaten in dafür notwendige Kraftwerkskapazitäten regenerativer 

Technologien umgerechnet werden. Würde nun die hierfür notwendige Kraftwerkska-

pazität exakt dem gegebenen Standortpotenzial innerhalb eines Mitgliedstaates entspre-

chen, so hätte die Strategie der EU einen optimalen Ausbau von EE zur Folge. Dies ist 

jedoch höchst unwahrscheinlich, da die Potenziale von EE den Bedarf der EU hinsicht-

lich des Erreichens der Klimaschutzziele deutlich übersteigen. Deutschland ist hierfür 

ein geeignetes Beispiel: Wie bereits erwähnt wurde, hat Deutschland bereits 2007 die 
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Vorgaben des Kyoto-Protokolls übertroffen. Wird der Ausbau von EE nun allein aus der 

Notwendigkeit abgeleitet, das Kyoto-Protokoll zu ratifizieren, so könnte der Ausbau 

von EE in Deutschland zumindest bis 2012 gedrosselt oder gar eingestellt werden. 

Dadurch würde jedoch ein Großteil des in Deutschland vorhandenen Energiepotenzials 

brach liegen. Allein das technische Standortpotenzial der bis dato kaum praktizierten 

geothermischen Stromerzeugung schätzen Experten auf ca. 300.000 TWh. Ausgehend 

von einem Erschließungszeitraum von 1.000 a errechnet sich daraus ein jährliches tech-

nisches Angebotspotenzial von 300 TWh. Dieser Betrag entspricht in etwa der Hälfte 

des Bruttostrombedarfes in Deutschland im Jahr 2007 (PASCHEN et al. 2003). Dieses 

Potenzial wird bis dato nicht annähernd ausgeschöpft. 

Auch das EU-interne Ziel, die CO2-Emissionen bis 2020 um 30 bzw. 40 % gegenüber 

1990 zu senken, würde dem europäischen Standortpotenzial zum Ausbau von EE kei-

neswegs gerecht werden. Es ist vielmehr damit zu rechnen, dass die Orientierung an 

klimapolitischen Vorgaben dazu führt, dass das Standortpotenzial regenerativer Techno-

logien unzureichend ausgeschöpft wird und der Ausbau von EE so weit hinter seinen 

Möglichkeiten zurückbleibt. Entsprechend der Strategie der EU könnten die vorhande-

nen Energiepotenziale nur erschlossen werden, wenn die Mitgliedstaaten zu noch drasti-

scheren Senkungen von CO2 gezwungen wären, als sie es aufgrund der bisherigen Ver-

einbarungen gewesen sind. 

 

Es besteht die Frage, warum EE nicht als ein eigenständiges Thema behandelt, sondern 

nur in Zusammenhang mit Klimaschutzzielen gesehen werden. Für den Klimaschutz 

entstünden keine Nachteile, wenn den EE im Rahmen eines eigenständigen Konzeptes 

größere Aufmerksamkeit zukommen würde. Im Gegenteil: Das Ziel eines optimalen 

Ausbaus von EE – ein Ziel, das die EU bis dato nicht vorgegeben hat, denn ihr geht 

es vorrangig um Investitionssicherheit, nicht um Optimierung (!) – führt zwangs-

läufig auch zu einer optimalen Erschließung von CO2-Vermeidungspotenzialen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es angebracht, nicht den Ausbau von EE an 

Klimaschutzziele, sondern umgekehrt, die Klimaschutzziele an das Potenzial von 

EE zu knüpfen. Der optimale Ausbau von EE ginge dadurch automatisch mit ei-

nem optimalen Klimaschutz einher.  

 

Zusammenfassend lässt sich behaupten, dass der Ansatz der EU, EE lediglich im Zu-

sammenhang mit klimapolitischen Erfordernissen zu betrachten, weder für den Ausbau 
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von EE noch für den Klimaschutz zielführend ist. Zwar beschwört die EU die Gleich-

behandlung der Themenfelder Energie und Klima, jedoch liegt der Fokus in erster Linie 

auf der Klimapolitik, denn die Verweise auf klimapolitische Erfordernisse sind in den 

Richtlinien dominant. EE stellen quasi ein Vehikel zur Umsetzung klimapolitisch-

strategischer Ambitionen dar. Ein stetiger Ausbau wird als zufriedenstellend betrachtet. 

4.1.3 Abstufung nach dem BIP  

Im Allgemeinen sieht es die Strategie der EU vor, alle Staaten hinsichtlich des Ausbaus 

von EE gleichermaßen in die Pflicht zu nehmen. Entsprechend eines fairen und ange-

messenen Miteinanders gibt es jedoch Bestrebungen, den Beitrag, den die einzelnen 

Mitgliedsländer konkret zu leisten haben, vom jeweiligen BIP abhängig zu machen. Die 

EU begründet dies damit, dass die Ausgangslage einiger Staaten eine Zielerreichung 

unmöglich macht und aus diesem Grund die Vorgaben entsprechend dem BIP angepasst 

werden müssen. Folglich wird davon ausgegangen, dass die wirtschaftliche Leistungs-

kraft etwas über das Vermögen einer Volkswirtschaft aussagt, die Herausforderungen 

einer Energiewende stemmen zu können. Des Weiteren verweist die EU-Kommission 

darauf, dass die Entwicklung von EE in einzelnen Mitgliedstaaten bereits weiter fortge-

schritten ist als in anderen. Das Gesamtziel müsse durch diese Lastenverschiebung je-

doch nicht in Frage gestellt werden, denn entscheidend sei, dass alle Mitgliedstaaten zu-

sammen das 20 %-Ziel erreichen. Ob nun ein Staat mehr oder weniger zum Gesamtziel 

beiträgt, sei daher von sekundärer Bedeutung (vgl. EU 2008a & EU 2009a).  

 

Es ist schwer nachzuvollziehen, warum die EU den von den Mitgliedstaaten jeweils an-

zustrebenden Ausbau von EE an das BIP knüpft. Begründet wird dieser Schritt damit, 

dass eine Abstufung der Beiträge nach dem BIP einen einfachen, also leicht nachvoll-

ziehbaren und gut handhabbaren Ansatz darstellt. Darüber hinaus wird betont, dass eine 

derartige Vorgehensweise dem Wohlstand der einzelnen Staaten Rechnung trägt und ein 

faires Miteinander ermöglicht. Aus methodischer Sicht ist es äußerst fragwürdig, die 

Fähigkeit eines Staates, Energie aus erneuerbaren Quellen bereitzustellen, vom BIP ab-

zuleiten. Das Potenzial eines Staates und damit seine Bedeutung innerhalb einer ge-

samteuropäischen Energiestrategie sollte in erster Linie über sein – für die EE so ent-

scheidendes – Standortpotenzial definiert werden. Eine derartige Abstufung wäre nicht 

nur fair und angemessen, sondern auch methodisch sinnvoll, da sie die zu leistenden 

Beiträge der einzelnen Mitgliedstaaten an den jeweiligen Standortpotenzialen und nicht 
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an einem Faktor ausrichten würde, der lediglich indirekt etwas über die Fähigkeiten zur 

Potenzialerschließung aussagt. Zwar erwähnt die EU-Kommission in der Richtlinie, 

dass Modelle zur Beurteilung des Ressourcenpotenzials heranzuziehen sind, jedoch 

wird dieser Aspekt nicht weiter vertieft. 

 

Vor dem Hintergrund der Entwicklung einer gesamteuropäischen Energiepolitik er-

scheint es ohnehin als angebracht, die Kosten eines regenerativen Energiesystems nicht 

einzelnen Mitgliedstaaten, sondern vielmehr der gesamten Union zu überlassen. Diese 

Forderung rührt aus der Überzeugung, dass die Kosten eines gemeinsamen, europäi-

schen Energiesystems, das sich länderübergreifend an regionalen Potenzialen orientiert, 

niedriger sind als jene, die aus dem Zusammenspiel eigenständiger, nationaler Energie-

systeme entstehen würden. Jedoch muss bezweifelt werden, dass die EU genaue Kennt-

nisse darüber besitzt, welche Energiepotenziale innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten 

vorliegen, denn in der Richtlinie lassen sich diesbezüglich keinerlei Hinweise finden. 

Aus diesem Grund erscheint es bis dato nicht möglich, einen fairen Ausgleich zwischen 

den Mitgliedstaaten, der auf der Berücksichtigung der unterschiedlichen regionalen 

Standortpotenziale beruhen würde, zu schaffen. Die Wirtschaftskraft der Mitgliedstaa-

ten sollte nur insofern Berücksichtigung finden, als diese die Erschließung der jeweili-

gen natürlichen Standortpotenziale begünstigt oder erschwert. In diesem Falle greift je-

doch die alleinige Darstellung der wirtschaftlichen Ausgangslage deutlich zu kurz. 

Vielmehr müsste die Wirtschaftslage über einen längeren Zeitraum hinweg modelliert 

werden, nur dann könnten genaue Angaben zur möglichen Erschließung von Energiepo-

tenzialen bis 2020 und darüber hinaus gemacht werden.  

 

Der grundsätzliche Fehler in der Strategie der EU besteht darin, dass keine Orientierung 

an den räumlichen Möglichkeiten von EE erfolgt, sondern abstrakte Indikatoren wie das 

BIP zur quantitativen Festlegung von Zielwerten zum Ausbau von EE herangezogen 

werden. Vor dem Hintergrund um die Bemühungen einer raschen Energiewende er-

wächst daraus die Gefahr, dass das Energiepotenzial eines Mitgliedstaates nur unzu-

reichend ausgeschöpft wird. Liegt bspw. in einem Mitgliedstaat, der sich durch ein ge-

ringes BIP auszeichnet, ein großes Standortpotenzial für erneuerbare Quellen vor, so 

würde die Erschließung eines Bruchteils dieses Potenzials bereits ausreichen, um die 

Vorgaben der EU hinsichtlich eines fairen und angemessenen Ausbaus zu erfüllen. 

Sinnvoller erscheint es, die Potenziale der Mitgliedstaaten exakt zu modellieren 
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und jene Staaten, die ein großes Standortpotenzial bei geringer Wirtschaftskraft 

aufweisen, ggf. mit Fördermitteln zu unterstützen. Hierzu müsste jedoch eine neue 

Energiestrategie verfolgt werden, indem der Ausbau innerhalb der EU an die räumliche 

Variation von Standortfaktoren geknüpft wird. 

 

An keiner Stelle der Richtlinie werden jedoch Aussagen über die Standortpotenziale 

einzelner Teilregionen getroffen, so dass keine Informationen einerseits über den poten-

ziellen Beitrag der Mitgliedstaaten zum gesamteuropäischen Ziel, andererseits über die 

Zusammensetzung länderspezifischer Energiemixe sowie die daran gekoppelten Tech-

nologieoptionen vorliegen. An dieser, für die Entwicklung eines konkreten Standort-

konzeptes so entscheidenden Stelle, weicht die EU aus und verweist auf die Verantwor-

tung der Mitgliedstaaten. Ihnen obliege es, eine Schwerpunktsetzung entsprechend ihrer 

natürlichen Voraussetzungen vorzunehmen (vgl. EU 2008a & EU 2009a). 

 

Die Art der Kombination von EE fällt demnach ausschließlich in den Zuständigkeitsbe-

reich der Mitgliedstaaten. Sie stehen damit in der Verantwortung, ein Standortkonzept 

zu entwickeln, das den regionalen Potenzialen entspricht. Die genaue Ausgestaltung 

von Förderprogrammen und die Auswahl von Technologiepfaden ist nach Ansicht der 

EU allein die Angelegenheit der Nationalstaaten. Es steht ihnen frei, ob sie die Vorga-

ben über eine Anpassung im Wärme-, Kälte- und Stromsektor oder gar im Verkehr er-

reichen wollen. 

 

Es ist unverständlich, dass die EU beim Aufbau eines regenerativen Energiesystems die 

Betrachtung von regionalen Energiepotenzialen derart vernachlässigt, denn der europäi-

sche Kontinent stellt keineswegs eine homogene Fläche dar. Allein die natürlichen Vo-

raussetzungen variieren von Region zu Region bekanntermaßen erheblich. So sind 

bspw. im südeuropäischen Raum (z. B. Spanien) hervorragende Bedingungen für den 

Ausbau der Solarenergie gegeben (vgl. BOSCH 2010a). Nordeuropa (v. a. GBR) bietet 

hingegen beste Voraussetzung für den Aufbau von Meeresströmungs- und Wellen-

kraftwerken (vgl. LESSNER 2009). Regionen mit einer hohen Reliefenergie (z. B. Öster-

reich, Norwegen) zeichnen sich wiederum durch einen hohen Anteil der Wasserkraft am 

Energiemix aus. Im Küstenbereich begünstigen Standorte mit hoher Windhöffigkeit den 

Ausbau der Windenergie (vgl. KALTSCHMITT et al. 2006). Nicht zuletzt werden in tek-

tonisch aktiven Zonen langfristig auch Geothermie-Projekte einen wesentlichen Beitrag 
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zur regenerativen Energieversorgung leisten (vgl. BMU 2007c). Entsprechend dieser 

naturräumlichen Unterschiede wird es hinsichtlich der nationalen Technologierouten eu-

ropäischer Staaten zu einer räumlichen Differenzierung kommen. Aus diesem Grund 

müssen die räumlichen Disparitäten in der Ausstattung mit Standortpotenzialen mit in 

die energiestrategischen Überlegungen und Konzeptionen einfließen. Einerseits gilt es, 

die regionsspezifischen Energiepotenziale mittels räumlich angepasster Konzepte opti-

mal in Wert zu setzen. Andererseits müssen diese raumspezifischen Strategien wieder 

zu einer Gesamtstrategie vereint werden. Dies kann jedoch nur geleistet werden, wenn 

hierfür ein länderübergreifendes Konzept vorgelegt und die Verantwortung nicht an die 

einzelnen Mitgliedstaaten weitergereicht wird. 

 

Es obliegt der EU, die einzelstaatlichen Strategien zu bündeln und so eine effektive 

Kombination verschiedener Technologierouten zu ermöglichen. Eine geschickte Strate-

gie weiß die jeweiligen Vorteile der länderspezifischen Energiepfade so zu kombinie-

ren, dass diese sich adäquat ergänzen. Das ISET (heute: Fraunhofer-Institut für Wind-

energie und Systemtechnik) hat hierzu, in Zusammenarbeit mit den Unternehmen Ener-

con GmbH, Solarworld AG und Schmack Biogas AG, ein wegweisendes Projekt durch-

geführt. Mit Hilfe des sog. regenerativen Kombikraftwerkes wurden die spezifischen 

Vorteile der EE erstmalig vereint. Entscheidend dabei war, dass die regenerativen 

Technologien – entsprechend ihren Standortanforderungen sowie den regionalen 

Strandortbedingungen – im Raum verteilt wurden. Es handelt sich folglich um ein Kon-

zept, das die räumlichen Disparitäten hinsichtlich der Ausstattung mit Energiepotenzia-

len berücksichtigt. Gesteuert wurden die einzelnen Kleinkraftwerke von zentraler Stelle 

aus, so dass der regenerative Energiemix auf den schwankenden Strombedarf abge-

stimmt werden konnte. 

 

Es wurde der Beweis erbracht, dass durch einen regenerativen Energiemix durchaus ein 

konventionelles Großkraftwerk substituiert werden kann. Die Vernetzung von Wind-, 

Solar- und Biomasseanlagen konnte, unabhängig von witterungsbedingten Schwankun-

gen, zu jedem Zeitpunkt ausreichend Strom bereitstellen. Der Grund für den Erfolg lag 

v. a. in einer geschickten Kraftwerkseinsatzplanung: Die grundlastfähige Biogastechno-

logie glich die Schwankungen der intermittierenden regenerativen Energien Solar- und 

Windenergie aus. Wurde an windreichen Tagen zu viel Strom produziert, so dass eine 

Überlastung des Stromnetzes drohte, wurde die überschüssige Energie mittels eines 
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Pumpspeicherkraftwerkes zwischengespeichert. Stieg die Stromnachfrage wieder an, so 

wurde der gespeicherte Strom ins Netz zurückgespeist (vgl. ISET 2008 & 

BOSCH/ PEYKE 2010a). 

 

Würden also die jeweils regionalen Potenziale des gesamten europäischen Raumes nicht 

nur in die energiestrategischen Überlegungen mit einbezogen, sondern im Rahmen eines 

neuen Energiekonzeptes gebündelt werden, so könnte zu jedem Zeitpunkt ausreichend 

Energie zu Verfügung gestellt werden. Dies rührt aus der Tatsache, dass mit zunehmen-

der Größe des Raumes, in dem Regenerativenergie gehandelt wird, die garantierte Ver-

fügbarkeit von Anlagen steigt, so dass sich die Wahrscheinlichkeit erhöht, witterungs-

bedingte Produktionsrückgänge in einer Teilregion durch andere Teilregionen kompen-

sieren zu können (vgl. MAY 2009b). Die Kenntnis über die Ausstattung der einzelnen 

Teilregionen mit natürlichen Standortfaktoren könnte auch Aufklärung darüber geben, 

welchen Beitrag die einzelnen Staaten zu leisten im Stande wären. Dadurch könnten 

auch die Klimaschutzziele deutlich schneller erreicht, ja sogar weit übertroffen werden, 

denn der Ausbau von EE würde sich dann nicht mehr an Mindestwerten, sondern konk-

ret an Standortpotenzialen bemessen. 

4.1.4 Länderübergreifende Zusammenarbeit 

Sinnvoll erscheint in diesem Zusammenhang die Richtlinie der EU, dass ein Staat seine 

Ausbauziele auch durch die Unterstützung von Projekten in anderen Mitgliedsländern 

erreichen kann. Auch liegt es im Interesse der EU, den Verbrauch von regenerativem 

Strom zu fördern, der aus anderen Mitgliedsländern importiert wurde (vgl. EU 2008a & 

EU 2009a). Aus diesen Vorgaben können Standortkonzepte erwachsen, die einen Aus-

bau entsprechend den regionalen Potenzialen innerhalb Europas im Blick haben. Liegt 

bspw. in einem Mitgliedsland ein Energiepotenzial vor, dessen Erschließung die Vorga-

ben der EU weit übertreffen würde, so könnte durch eine länderübergreifende Zusam-

menarbeit das Energiepotenzial über das einzelstaatliche Ziel hinaus erschlossen und 

dann den jeweils beteiligten Staaten angerechnet werden. Zusätzlich ermöglicht diese 

Regelung, dass in Staaten, die lediglich ein geringes Standortpotenzial für EE aufwei-

sen, ein unnötiger Raubbau an Ressourcen und Umwelt vermieden werden kann; die 

Lasten können schlicht auf Staaten mit einem großen regenerativen Energiepotenzial 

verschoben werden. Insgesamt fördert die Möglichkeit einer länderübergreifenden Zu-

sammenarbeit die Konzentration auf die besten innereuropäischen Standorte sowie eine 
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räumliche Spezialisierung entsprechend der regionalen Potenziale. Für eine Optimie-

rung der Energieversorgung ist dieser Aspekt von großer Bedeutung. Eine grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit hat auch den Vorteil, dass mit der Größe des Raumes die 

verfügbare Energiemenge zunehmen würde und damit Schwankungen im Netz leichter 

ausgeglichen werden können.  

 

Das entscheidende Argument für eine länderübergreifende Zusammenarbeit sieht die 

EU jedoch darin, dass durch einen Verbund aller Mitgliedstaaten die Kraftwerkskapazi-

täten je Land minimiert werden könnten und dadurch ein übermäßiger, flächenintensi-

ver Ausbau und evtl. auch Rückbau vermieden werden kann (vgl. EU 2008a & EU 

2009a). Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Staaten nicht mehr selbst ihren Strom-

bedarf decken müssten, sondern der Bedarf jedes Mitgliedslandes stets aus einem Teil 

der gesamteuropäischen Energieproduktion gedeckt würde. Dieser Aspekt ist von gro-

ßer standortkonzeptioneller Relevanz, da die länderübergreifende Zusammenarbeit eine 

Konzentration auf die besten Standorte fördert und so zu einer Minimierung des Flä-

chenverbrauchs für regenerative Technologien und damit auch zu einer größeren Ak-

zeptanz beiträgt.  

 

Um eine länderübergreifende Zusammenarbeit überhaupt zu ermöglichen, empfiehlt die 

EU den Mitgliedsländern, die Netzinfrastruktur zügiger auszubauen (vgl. DENA 2010). 

Allein dadurch können die steigenden regenerativen Kraftwerkskapazitäten in das Netz 

integriert und länderübergreifend gehandelt werden. Die von der EWEA herausgegebe-

ne Studie TradeWind – Integrating Wind bspw. eröffnet einen interessanten Einblick in 

die Frage, wie es gelingen kann, die wachsenden Windstrommengen in den europäi-

schen Strommarkt zu integrieren (vgl. EWEA 2009). TradeWind hebt hervor, dass bei 

einem restriktiven Ausbau der Netze v. a. zwischen 2020 und 2030, wenn die installier-

te Windleistung die 200-GW-Marke überschreiten wird, mit Netzengpässen zu rechnen 

ist. Aus ökonomischer Perspektive würde dann der Zugang zu einer günstigen Strom-

versorgung versperrt werden (vgl. MAY 2009b). 

 

Daher appelliert die EU an die Mitgliedsländer, ihren Verpflichtungen zum Netzausbau 

baldmöglichst nachzukommen. Diese Forderung, der Deutschland seit der Einführung 

des EEG im Jahr 2000 zumindest dem Gesetzestext nach entspricht, garantiert nicht zu-

letzt Investitionssicherheit für neue Projekte im regenerativen Energiesektor. Entschei-
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dend für einen erfolgreichen Ausbau der Netze wird jedoch sein, inwieweit es den ein-

zelnen Staaten gelingen wird, die Betreiber von Übertragungs- und Verteilungsnetzen in 

die Pflicht zu nehmen, den Strom aus EE auch umfassend zu integrieren und zu vertei-

len. Denn allzu oft kommen die großen Energieversorger der Verpflichtung zum Aus-

bau der Netze – entsprechend den wachsenden regenerativen Energiemengen – nicht 

nach. So mussten in Deutschland mehrmals Regenerativanlagen bei Volllast gedrosselt 

oder sogar abgeschaltet werden, um eine Überlastung der Stromtrassen zu verhindern. 

Im Jahr 2008 bspw. waren in den E.ON-Netzbereichen Nordfriesland, Ostholstein und 

Dithmarschen mehr als 1.700 MW an Windenergie installiert, die maximale Einspeise-

leistung betrug jedoch nur 1.000 MW. Zwar speisten die WKA im Durchschnitt nur 

25 % ihrer Nennleistung in die Netze ein. In den windreichen Monaten Januar und Feb-

ruar jedoch, in denen die WKA auf Volllast liefen, kam es – aufgrund der fehlenden 

Netzkapazitäten und der Notwendigkeit, die Anlagen abzuschalten – zu massiven finan-

ziellen Einbußen für die Anlagenbetreiber. Die Energieunternehmen wurden anschlie-

ßend von politischer Seite darauf hingewiesen, dass sie lediglich 2 Mrd. €, d. h. 10 % 

der Einnahmen aus den Netzgebühren, wieder in den Ausbau der Netze investiert und 

damit nicht den Vorgaben des EEG entsprochen haben. Der damalige Präsident des 

BWE Hermann Albers erhob sogar den Vorwurf, E.ON verfolge speziell bei Genehmi-

gungsverfahren die Taktik, durch das Vorlegen von unvollständigen Antragsformularen 

den weiteren Ausbau von EE zu verzögern (vgl. ARZT 2008). Seit der Novellierung des 

EEG im Jahr 2009 haben die Windmüller nun das Recht auf Schadenersatz, wenn der 

Netzbetreiber der Verpflichtung zur Erweiterung der Leitungen nicht nachgekommen ist 

(vgl. WEINHOLD 2009).     

4.1.5 Integration Erneuerbarer Energien in Baupläne 

Einen nicht zu vernachlässigenden Ansatz der EU zur Förderung des Ausbaus von EE 

stellt die Forderung dar, bei der Renovierung und dem Neubau von Häusern die Integra-

tion von regenerativen Technologien zu berücksichtigen (vgl. EU 2008a & 2009a). Die 

Raumrelevanz dieser Vorgabe entspringt hierbei aus der Schonung von Freiflächen, da 

die Bereitstellung von Energie aus erneuerbaren Quellen für den privaten Bereich in der 

Regel durch gebäudeintegrierte Lösungen erfolgt. So verbraucht ein PV-Kraftwerk mit 

einer installierten elektrischen Leistung von 10 MW die Fläche von etwa 50 Fußballfel-

dern. Der erhebliche Eingriff in die Kulturlandschaft erregt dabei nicht selten große Kri-

tik. Die Verlagerung der PV von der Freifläche auf die Dächer bietet daher die Mög-
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lichkeit, Flächennutzungskonflikte zu minimieren (vgl. BOSCH/ PEYKE 2010). EuPD-

Research hat diesbezüglich eine Studie herausgegeben, in der das Strompotenzial ge-

eigneter Dachflächen in Deutschland (ca. 1.190 km²) auf jährlich 1.113 TWh geschätzt 

wird. Aufgrund der Tatsache, dass nicht alle Flächen genutzt werden können und der 

Wirkungsgrad der PV-Technologie nur 15 % erreicht, beträgt das tatsächliche Potenzial 

jährlich 120 TWh. Dies entspricht immerhin 20 % des deutschen Strombedarfes (vgl. 

EUPD RESEARCH 2008). 

 

Aus der Vorgabe, dass Planer und Architekten den EE innerhalb ihrer Baupläne mehr 

Aufmerksamkeit zu widmen haben, erwachsen in erster Linie Vorteile für die Solar-

energie, die oberflächennahe Geothermie und die Bioenergie (Biomasseheizkessel). Der 

Grund hierfür ist, dass sich diese Technologierouten leicht in ein Gebäude integrieren 

lassen, die ökonomischen Möglichkeiten der Bevölkerung nicht überschreiten und die 

Energiequellen mit relativ geringem Aufwand erschlossen werden können. Erst bei ei-

nem Zusammenschluss mehrerer Bürger können auch größere Projekte, wie bspw. der 

Bau einer WKA, einer BGA oder eines großflächigen Solarparks realisiert werden. Die 

Mitgliedstaaten stehen nicht zuletzt in der Pflicht, Anforderungen an die lokalen und re-

gionalen Verwaltungsbehörden zu stellen. Diese müssen nach Auffassung der EU bein-

halten, dass beim Bau bzw. der Umgestaltung von Wohn- oder Industriegebieten sowie 

der Installation von Systemen für die Strom-, Wärme- und Kälteerzeugung die erneuer-

baren Energiequellen berücksichtigt werden. Verlangt wird auf jeden Fall ein Mindest-

maß an Nutzung von EE. Ausnahmen ergeben sich bei der Errichtung von Passiv-, 

Niedrigenergie- und Nullenergiehäusern sowie bei örtlichen Beschränkungen hinsicht-

lich der Verfügbarkeit erneuerbarer Energiequellen. Hier wird betont, dass es bei der 

Aufstellung von Konzepten hinsichtlich des Standortpotenzials durchaus einer räumli-

chen Differenzierung bedarf (vgl. EU 2008a & EU 2009a). 

 

Bei dem Entwurf von Planungsvorschriften und -leitlinien sollte darauf geachtet wer-

den, dass sich v. a. kosteneffiziente und umweltfreundliche Geräte zur Wärme-, Kälte- 

und Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen durchsetzen. Hier werden also zum ers-

ten Mal – zumindest indirekt – Standortansprüche der regenerativen Technologien the-

matisiert. Die Kosteneffizienz einer Technologie ist auf der einen Seite abhängig vom 

Standort, denn in Gunsträumen (bspw. hohe Biomasseproduktion, hohe Globalstrah-

lung) werden größere Energiemengen pro Zeit und Fläche erwirtschaftet, so dass sich 
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dadurch auch die Kosteneffizienz erhöht. Andererseits weisen bestimmte Technologien 

an bestimmten Standorten eine bessere Kosteneffizienz auf als andere Technologien. 

Eine Berücksichtigung der Vorgaben der EU macht folglich eine Differenzierung hin-

sichtlich der Standortpotenziale der einzelnen Technologien notwendig. Jedoch wird be-

tont, dass Kosteneffizienz nicht der einzige Standortfaktor sein kann, sondern auch die 

Umweltfreundlichkeit der Technologien zu gewährleisten ist. Die Optimierung bewegt 

sich also zwischen den Idealen einer Kostenoptimierung sowie der Reduzierung von 

negativen Umwelteinflüssen. 

4.1.6 Versorgungssicherheit 

Von großer Raumrelevanz ist die Forderung der EU, Bezugsquellen und Lieferwege 

noch stärker zu diversifizieren (vgl. EU 2008a & EU 2009a). Es gilt, intensiv genutzte 

Räume innerhalb Europas vor einem überdimensionierten Ausbau von EE zu bewahren, 

indem Räume mit geringer bzw. keiner Flächennutzungskonkurrenz außerhalb der EU 

miteinbezogen werden. Die im Jahr 2009 ins Leben gerufene Energie-Initiative Deser-

tec bietet hierzu einen lukrativen Ansatz (vgl. DESERTEC FOUNDATION 2010; BOSCH 

2010a & Punkt 3.1.4). 

 

Entsprechend dieser Strategie würde es auch Sinn machen, auf EE zu setzen, die zwar 

keinen wesentlichen Beitrag zu einem nachhaltigen Energiesystem zu leisten im Stande 

wären, jedoch zu einer größeren Bandbreite an Bezugsquellen und damit zu einer größe-

ren Versorgungssicherheit führen würden. Hier geht es folglich nicht um die Optimie-

rung der Energiegewinnung, sondern vielmehr um die Garantie einer sicheren Versor-

gung und der Verringerung der Energieabhängigkeit. Damit können auch Standortkon-

zepte gerechtfertigt werden, die eine suboptimale Nutzung der Ressource Raum zur 

Folge haben. Auch hier stellt sich die Frage, ob es nicht sinnvoller erscheint, die Ver-

sorgungssicherheit dadurch zu erhöhen, indem die langfristige Bedeutung einzelner 

Technologierouten modelliert wird. Hierdurch könnten jene Technologien identifiziert 

werden, die sich durch eine große Stabilität gegenüber wirtschaftlichen und gesell-

schaftlichen Schwankungen sowie technologischen Neuerungen auszeichnen. Dadurch 

ließe sich die Versorgungssicherheit erhöhen, ohne dabei Geld in Branchen zu investie-

ren, die eine hohe Krisenanfälligkeit aufweisen und damit Versorgungsengpässen Vor-

schub leisten. 
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Einen wichtigen Aspekt der Versorgungssicherheit stellen auch die Bemühungen der 

EU dar, regenerative Energie aus Drittländern zu importieren. Diese Strategie wird auch 

zu einer erheblichen Schonung von Flächen innerhalb der EU beitragen. Vorteilhaft ist, 

dass importierter, außerhalb der EU produzierter Strom, auf die Ziele der einzelnen 

Mitgliedstaaten angerechnet werden kann (vgl. EU 2008a & EU 2009a). Dabei ist je-

doch zu berücksichtigen, dass die Produktionsbedingungen vor Ort sozial sowie ökolo-

gisch verträglich sind. 

4.1.7 Dynamische Betrachtungsweise 

Beachtenswert an dem Konzept der EU ist, dass die hohe Dynamik in der technologi-

schen Entwicklung von EE mit berücksichtigt wird (vgl. EU 2008a & 2009a). Zwar be-

steht das vorrangige Ziel darin, die nächste Generation von regenerativen Technologien 

zur Marktreife zu bringen. Jedoch ist sich die Kommission darüber im Klaren, dass aus 

heutiger Sicht noch nicht absehbar ist, welche Technologien im Jahr 2020 die Träger ei-

ner regenerativen Energiewende sein werden. Die Konkurrenzfähigkeit von EE gegen-

über den fossilen Energieträgern wird zunehmen, jedoch befinden sich die einzelnen 

Technologien in unterschiedlichen Phasen des Produktlebenszyklus. Auf der einen Seite 

gibt es Technologien wie Onshore-Windenergie und Wasserkraftanlagen, deren techno-

logische Potenziale bereits zu einem großen Teil ausgeschöpft sind und die sich daher in 

der Reife- bzw. Sättigungsphase befinden. Die PV-Branche ist hingegen auf dem Weg 

zu einem standardisierten Massenmarkt mit rapide sinkenden Gestehungskosten (vgl. 

RENTZING 2011b). Andererseits müssen innerhalb der energiestrategischen Überlegun-

gen auch »junge« Technologien wie Geothermie und Wellenenergie, die sich noch in 

der Entwicklungs- und Einführungsphase befinden, berücksichtigt werden. Deren zu-

künftige Bedeutung hängt von mehreren, schwer zu erfassenden Faktoren ab und lässt 

sich wohl nur mittels einer ausgeklügelten Modellierung darstellen. Zwar sind derartige 

Modellierungen nicht in der Richtlinie der EU enthalten, jedoch trägt sie diesem Aspekt 

zumindest dadurch Rechnung, indem sie einräumt, dass bestimmte Formen von EE in 

späteren Jahren durchaus noch Entwicklungsschübe verzeichnen können. Möglicher-

weise werden derzeit noch unbedeutende Technologien langfristig einen wichtigen Bei-

trag zum 20 %-Ziel der EU leisten.  

 

Für die Entwicklung eines Standortkonzeptes ist der Aspekt einer dynamischen Be-

trachtungsweise von immenser Bedeutung, denn diese ermöglicht eine Anpassung des 
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Konzeptes an mögliche Veränderungen wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und techno-

logischer Art. Würden die unterschiedlichen Reifegrade und Entwicklungspotenziale 

der regenerativen Technologien keine Berücksichtigung finden, so könnten ein kosten-

aufwendiger Rückbau und das Unterschreiten der Zielvorgaben die Folge sein. 

 

Die Maßnahmen, die die EU aus dieser Erkenntnis ableitet, sind jedoch inkonsequent. 

Es wird empfohlen, Technologien zu unterstützen, die aufgrund von fehlenden Größen-

vorteilen kaum technischen Fortschritt verzeichnen und deshalb hohe Investitionskosten 

beim Ausbau verursachen. Hier läuft die EU jedoch Gefahr, Fehlentwicklungen voran-

zutreiben und dadurch die Kosten eines Energiesystems durch eine falsche Investitions-

politik zu erhöhen. Es erscheint nicht sinnvoll, »blind« in eine Technologie zu investie-

ren, nur weil sie durch fehlende Größenvorteile einen Nachteil gegenüber anderen 

Technologien besitzt. Es kann nicht garantiert werden, dass sich derartige Technologien 

nach der Entfaltung ihrer Größenvorteile zu einer entscheidenden Stütze einer erfolgrei-

chen Energiewende entwickeln werden. Die Lösung sollte vielmehr darin bestehen, dass 

lediglich jenen Technologien zu Größenvorteilen verholfen wird, deren Potenzial lang-

fristig vielversprechend ist. Hier stellt sich jedoch die Frage, wie diese Technologien zu 

identifizieren sind. Um hierüber belastbare Aussagen treffen zu können, müssen die 

Entwicklungspfade aller Technologien in Abhängigkeit von wirtschaftlichen, gesell-

schaftlichen und technologischen Veränderungen modelliert werden. 

 

Bestünde Kenntnis darüber, welche Technologien sich langfristig durchsetzen werden, 

so könnte auch eine gezielte Branchenförderung durchgeführt werden. Ein Ziel der EU 

besteht ja gerade darin, Unternehmen einen Zugang zu weltweiten Spitzenpositionen im 

Bereich der EE zu ermöglichen. Jedoch wird hier nicht unterschieden zwischen Bran-

chen, die langfristig einen großen bzw. keinen nennenswerten Beitrag zu einem regene-

rativen Energiesystem zu leisten im Stande sind. Möglicherweise wirken sich die Akti-

vitäten einer Teilbranche sogar hemmend auf den gesamten Ausbau von EE aus. Ist eine 

Branche bspw. aufgrund einer günstigen Vergütungsstruktur erfolgreich, der Anteil des 

von ihr vertretenen Energieträgers am PEV jedoch langfristig gering, so müsste eine 

Umleitung von Fördergeldern zu Gunsten aussichtsreicherer Branchen erfolgen. Ge-

schieht dies nicht, so wird verhindert, dass sich die potenteren Technologien möglichst 

rasch herauskristallisieren und eine beschleunigte Energiewende einleiten. Durch die 

Förderung aller Branchen – dies liegt im Interesse der EU – wird zwangsläufig 
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Geld in Bereiche investiert, von denen langfristig kein wesentlicher Beitrag zu ei-

ner nachhaltigen Energieversorgung zu erwarten ist. Eine Modellierung der lang-

fristigen Bedeutung der einzelnen Energiebranchen erscheint daher angebracht. 

 

Die EU verlangt in einem Rhythmus von zwei Jahren einen Bericht seitens der Mit-

gliedstaaten über die Fortschritte beim Ausbau von EE. Hierbei ist von Interesse, wie 

die Mitgliedstaaten mit Technologien umgehen, die gewisse Vorteile gegenüber anderen 

Energieformen, jedoch auch höhere Kosten aufweisen. Darüber hinaus wird von den 

Mitgliedstaaten verlangt, Standorte zu benennen, die für die Gewinnung von Energie 

aus regenerativen Quellen geeignet sind. Hierbei ist anzumerken, dass das Benennen 

keine Schwierigkeit darstellen dürfte. Die größere Herausforderung besteht darin, 

Standorte zu identifizieren, die sich im Hinblick auf die langfristigen Ziele der EU als in 

höchstem Maße geeignet darstellen. Diesbezüglich gibt es seitens der EU keinerlei kon-

zeptionelle Überlegungen, geschweige denn standortplanerische Umsetzungen. Hierzu 

ist die Entwicklung von Informationssystemen notwendig, mit deren Hilfe sich die 

rasch verändernden technologischen Voraussetzungen sowie wirtschaftlichen und ge-

sellschaftlichen Rahmenbedingungen räumlich abbilden lassen. Eine reine Ausweisung 

von Flächen vor dem Hintergrund gegenwärtiger ökonomischer, sozialer und ökologi-

scher Bedingungen wird den Erfordernissen einer nachhaltigen Energiepolitik, die die 

Rahmenbedingungen für die kommenden Jahrzehnte festlegen muss, keineswegs ge-

recht. 

4.1.8 Sonderstellung von Biokraftstoffen 

Die Vorgaben der EU zum Ausbau von EE sind weitestgehend oberflächlicher Natur. 

Angaben, aus denen Erkenntnisse über die Anforderungen der EU an die strategische 

Ausrichtung der Branchen Windenergie, Solarenergie, Geothermie und Wasserkraft 

gewonnen werden könnten, fehlen gänzlich. Umso erstaunlicher sind die konkreten und 

in hohem Maße raumrelevanten Vorgaben für den Bereich Biomasse. Durch die Be-

schreibung von Raumkategorien sind hier durchaus Ansätze eines Standortkonzeptes zu 

finden. Dies jedoch nicht als Grundlage einer maximalen Erschließung gegebener Po-

tenziale, sondern als Leitlinie zu einer möglichst umweltschonenden, sensible Flächen 

berücksichtigenden Rohstoffgewinnung (vgl. EU 2008a & EU 2009a). Im Speziellen 

stehen dabei die Biokraftstoffe im Blickpunkt des Interesses, deren Produktion die EU 

nur unter Berücksichtigung strenger Nachhaltigkeitskriterien vorsieht. Dies ist nicht zu-
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letzt eine Reaktion auf die unter den EU-Bürgern und Wissenschaftlern kontrovers ge-

führten Diskussionen um die gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen einer verstärkten 

Biokraftstoffproduktion. Abb. 12 zeigt die Leistungsfähigkeit ausgewählter Biokraft-

stoffe. 

Abbildung 12: Reichweite von Biokraftstoffen in km/ ha 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 35. 

Es wird auf die Tatsache verwiesen, dass die Umwandlung von organischem Material in 

Kraftstoffe nicht die effizienteste Nutzung von Biomasse darstellt. Darüber hinaus glau-

ben viele Bürger einen Zusammenhang zwischen der Biokraftstoffproduktion und den 

steigenden Lebensmittelpreisen, den weltweiten Hungersnöten sowie der Zerstörung 

von Regenwäldern zu sehen (JENSEN/ BENSMANN 2008, S. 21). Tatsache ist, dass – glo-

bal betrachtet – das Angebot an Nahrungsmitteln der Nachfrage seit einigen Jahren 

nicht mehr entsprechen kann. Allein die Produktion von Biokraftstoffen hierfür in die 

Verantwortung zu nehmen, würde der großen Herausforderung einer optimalen Vertei-

lung von Nahrungsgütern jedoch nicht gerecht werden. Die entscheidenden Treiber des 

Wandels sind zum einen das starke Bevölkerungswachstum in den Ländern der Dritten 

Welt sowie der erhöhte Konsum von Milch- und Fleischprodukten in Indien und China. 

Nicht zu vernachlässigen sind Dürrekatastrophen und damit einhergehende Ernteausfäl-

le (z. B. Australien), die kurzfristig zu enormen Engpässen in der Nahrungsmittelver-

sorgung führen können. Finanzexperten weisen auch darauf hin, dass der Anstieg der 

Preise für Agrarrohstoffe innerhalb des letzten Jahrzehntes auf Spekulationen mit Ag-
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rarprodukten sowie dem Wertverfall des US-$ zurückzuführen ist, denn die Agrarpreise 

werden international in US-$ bewertet. Darüber hinaus führen steigende Energiepreise 

(z. B. Ölpreis) zu einer Verteuerung der landwirtschaftlichen Produktionsmittel Kraft-

stoff sowie Dünger und folglich zu einem Preistrieb bei Lebensmitteln (BENSMANN 

2008a, S. 64f.). 

 

HORBELT (2008, S. 16) und OZLEM (2008, S. 24) weisen ebenfalls darauf hin, dass eine 

Reduzierung der Problematik auf die Frage „Tank oder Teller“ an der Komplexität des 

Themas vorbeigeht und die Bioenergie nicht als alleiniger „Sündenbock“ bzw. im ande-

ren Extrem als „unschuldiger Prügelknabe“ dastehen dürfe. Die Nutzung von Biomasse 

zum Zwecke der Energieerzeugung sei keine Errungenschaft der Neuzeit, denn bereits 

seit Jahrhunderten diene stets ein Teil der landwirtschaftlichen Nutzflächen als Futter-

basis (z. B. Anbau von Hafer) für Zugtiere bzw. Transportmittel wie Pferde und Rinder. 

Darüber hinaus bestehe auch das Problem des Hungers in der Dritten Welt nicht erst seit 

dem Ausbau der Bioenergie, vielmehr stelle es das Ergebnis eines bereits seit geraumer 

Zeit sich manifestierenden, globalen Verteilungsproblems – innerhalb dessen Kriege, 

Korruption, Misswirtschaft und Naturkatastrophen eine erhebliche Rollen spielen – dar. 

 

Dennoch sind die Auswirkungen des Energiepflanzenbaus global betrachtet nicht zu 

vernachlässigen. Im Besonderen steht dabei die umfangreiche Erschließung landwirt-

schaftlicher Nutzflächen durch die Vernichtung von Regenwald im Brennpunkt kriti-

scher Auseinandersetzungen. Fatal dabei ist, dass mittels Brandrodung (shifting cultiva-

tion) in Ländern wie Brasilien bzw. Malaysia der Anbau von Zuckerrohr bzw. Ölpal-

men in Form von Monokulturen zur Gewinnung von Bioethanol bzw. Biodiesel massive 

ökologische Folgen (z. B. Artensterben) nach sich zieht (vgl. COELHO et al. 2010 & 

RIST/ LEVANG 2010). Auch die in diesem Zusammenhang stehende Trockenlegung von 

Feuchtgebieten führt zu gravierenden Veränderungen in der Landnutzung. Nicht selten 

werden die dort lebenden Menschen von ihren angestammten Siedlungsplätzen ver-

drängt (BENSMANN 2008b, S. 66). O´BRIAN et al. (2010) thematisieren die Auswirkun-

gen der globalen Herstellung von Biokraftstoffen auf die Umwelt und zeigen Wege zu 

einer nachhaltigen Produktion auf.  

 

Das Wissen um die Brisanz der Thematik Biokraftstoffe spiegelt sich deutlich in den 

konzeptionellen Überlegungen der EU wider, die im Folgenden näher erläutert und dis-
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kutiert werden (vgl. EU 2008a & EU 2009a). Festzuhalten ist, dass Ausschlussflächen 

für den Anbau von Energiepflanzen zwar nicht ausgewiesen, jedoch immerhin definiert 

werden. Generell seien Flächen mit einem großen Kohlenstoffbestand in der Vegetation 

und im Boden zu meiden. Andernfalls bestehe die Gefahr, dass große Mengen an ge-

speichertem Kohlenstoff freigesetzt und damit klimawirksam werden. Die Treibhaus-

gasreduktion durch die Produktion von Biokraftstoffen könne so durch die Zerstörung 

von Flächen mit einem hohen Kohlenstoffbestand (z. B. Feuchtgebiete, Waldgebiete) 

wieder zu Nichte gemacht werden. Der Anbau solle daher auf jenen Flächen vermieden 

werden, bei denen der Kohlenstoffbestandsverlust durch die Umwandlung der Flächen 

nicht innerhalb einer kurzen Zeitspanne durch die Einsparung von Treibhausgasemissi-

onen aus der Herstellung von Biokraftstoffen kompensiert werden kann. Konkret han-

delt es sich dabei um Flächen, die ganzjährig oder zumindest einen beträchtlichen Teil 

des Jahres von Wasser durchtränkt sind. Auch Torfland stellt hierbei eine schützenswer-

te Kategorie dar. Darüber hinaus müssen kontinuierlich bewaldete Gebiete verschont 

werden. Hierunter werden Wälder verstanden, die mehr als einen Hektar einnehmen und 

deren Bäume mindesten 5 m hoch sind und einen Überschirmungsgrad von 30 % errei-

chen können. 

 

Aus diesem Grund fordert die EU eine umfassende Bilanzierung der Kohlenstoffströme 

auf den potenziellen Anbauflächen für Energiepflanzen. Die Vorgabe der EU, den An-

teil der Biokraftstoffe am Verkehrssektor bis zum Jahr 2020 auf 10 % zu steigern – da-

bei ist es auch möglich, bspw. Bioethanol aus Drittländern zu importieren –, darf dem-

nach nur durch die Nutzung jener Flächen erfolgen, die ein Mindestmaß an Treibhaus-

gaseinsparungen versprechen. Im Gegensatz zu herkömmlichen Kraftstoffen muss die 

Einsparung an Treibhausgasemissionen bei der Nutzung von Biokraftstoffen mindestens 

35 % betragen, wobei sich dieser Wert ab dem 1. Januar 2017 bzw. 1. Januar 2018 auf 

50 % bzw. 60 % erhöht. Dabei dürfen sie nicht aus Rohstoffen hergestellt werden, die 

auf Flächen mit anerkannt großer biologischer Vielfalt oder auf hochsensiblem Grün-

land gewonnen wurden. Zumindest für den Bereich des schützenswerten Grünlandes 

plant die EU eine konkrete Festlegung sog. geographischer Gebiete. Sollten diese Krite-

rien nicht eingehalten werden, so drohe der Ausschluss von Steuervergünstigungen. Die 

EU ist sich darüber im Klaren, dass eine Überwachung des gesamteuropäischen Ener-

giepflanzenbaus kaum möglich sein wird. Dennoch wird sich die Vorgabe, dass der 



 86 

physische Ursprung jeglicher Biokraftstoffe nachvollziehbar sein muss, in entsprechen-

den Anpassungen bei der Standortplanung widerspiegeln. 

Es muss kritisch angemerkt werden, dass die EU an dieser Stelle – trotz klarer, raumbe-

zogener Forderungen – kein konkretes Standortkonzept darlegt. Sie sieht ihre Pflicht al-

lein darin, Anreizprogramme sowie einen Preisaufschlag für jene Biokraftstoffe anzu-

setzen, die gemäß den Erfordernissen einer nachhaltigen Produktion auf ökologisch un-

bedenklichen Flächen gewonnen wurden. Generell sollen für die Biokraftstoffprodukti-

on die gleichen Umweltanforderungen wie für die Landwirtschaft gelten. Es obliege den 

Mitgliedsländern, mittels nationaler Aktionspläne Biomassepotenziale zu mobilisieren. 

Zu beachten sei, dass der Nutzungsdruck auf bereits erschlossene Biomasseressourcen 

nicht stetig erhöht werde, sondern die Erschließung neuer Biomassepfade eine räumli-

che Diversifizierung ermögliche. In diesem Zusammenhang setzt sich die EU für die 

Herstellung von Biokraftstoffen aus Reststoffen wie Abfällen, Rückständen, zellulose-

haltigem Non-Food-Material und lignozellulosehaltigem Material ein. Deren Beiträge 

zum EU-Ziel werden doppelt so stark gewichtet wie es bei der konventionellen Verfah-

rensweise der Fall wäre. Diese Bestimmung ist von großer Raumrelevanz, da der Anbau 

von flächenintensiven Energiepflanzen dadurch an Bedeutung verliert. Für Reststoffe 

müssten keine Flächen bereitgestellt werden, da diese quasi nebenbei anfallen. 

Von besonderem Interesse sind die sog. Biokraftstoffe der zweiten Generation, wie 

bspw. BtL. Da deren Rohstoffbasis vor allem auf Reststoffen wie Waldrestholz (z. B. 

Schwachholz, Schlagabraum) basiert, würde ihr verstärkter Einsatz zur Entlastung von 

Flächennutzungskonflikten beitragen. Experten rechnen jedoch damit, dass BtL-

Kraftstoffe erst nach 2020 einen nennenswerten Beitrag zur Mobilität leisten werden 

(JENSEN/ BENSMANN 2008, S. 20). 

 

Bemerkenswert ist, dass die EU auf die Möglichkeit verweist, Kraftstoffe auch grenz-

überschreitend zu handeln. Diese Forderung erscheint sinnvoll, da hierdurch die Flächen 

jener Staaten besser ausgenutzt werden könnten, deren Standortpotenzial über die For-

derungen der EU hinsichtlich der Pflichterfüllung der jeweiligen Mitgliedstaaten hin-

ausgeht. Interessant ist auch die Tatsache, dass die EU zwar einerseits davon überzeugt 

ist, das Biokraftstoffziel mit den europäischen Ressourcen erreichen zu können, ande-

rerseits jedoch für eine Kombination aus Importen und inländischer Produktion plädiert. 

Möglicherweise verbirgt sich hinter dieser Forderung die Strategie einer innereuropäi-

schen Flächenschonung, um etwaigen Flächennutzungskonkurrenzen aus dem Weg zu 
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gehen und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um Nutzungsrechte so vorzubeu-

gen. Das Problem der Nutzungskonkurrenz wird dadurch auf Staaten außerhalb Europas 

verlagert. Vor diesem Hintergrund wirbt die EU dafür, dass die Mitgliedstaaten mit Hil-

fe von Informationskampagnen ihre Bürger über die Grenzen und Möglichkeiten der 

Nutzung von Biokraftstoffen sowie alternativer erneuerbarer Kraftstoffe aufklären. 

 

Weitere Aspekte eines europäischen Standortkonzeptes stellen die Überwachung der 

Herkunft von Biokraftstoffen sowie die Analyse der Konsequenzen ihrer Produktion auf 

die Nutzung von Flächen innerhalb der Mitgliedstaaten und innerhalb der wichtigsten 

Lieferländer dar. Von besonderem Interesse sind dabei die Auswirkungen der Produkti-

on von Biokraftstoffen auf die Rohstoffpreise und die daran gekoppelten Folgen für die 

Nahrungsmittelproduktion. Das bedeutet, dass der dynamische Charakter eines potenzi-

ellen Standortkonzeptes seitens der EU durchaus erkannt wird. Leider erwachsen hie-

raus keine weiteren Anstrengungen, bspw. in Form der konzeptionellen Erarbeitung dy-

namischer Standortkonzepte, die auch Preisgefüge mit berücksichtigen.   

 

Im Übrigen ist bis dato nicht absehbar, ob und inwieweit Biokraftstoffe überhaupt einen 

Beitrag zur zukünftigen Mobilität leisten werden. Experten rechnen eher mit einem Sie-

geszug der Elektromobilität. In diesem Fall wären sämtliche Bemühungen der EU hin-

sichtlich der Erarbeitung von Biokraftstoffrichtlinien vergebens. Speziell die Automo-

bilindustrie richtet ihre strategischen Überlegungen an der Überzeugung aus, dass sich 

mittel- bis langfristig der Elektroantrieb durchsetzen wird. JENSEN (2008, S. 54) spricht 

diesbezüglich von einem „Wettrennen der Konzepte“. Zudem bieten Elektroautos die 

Möglichkeit, Strom zu speichern. JANZING (2008, S. 62) stellt fest, dass bereits bei einer 

Anzahl von 4 Mio. Elektroautos – das entspricht in etwa dem Zehntel des Gesamtbe-

standes in Deutschland – eine Regelleistungskapazität von 20.000 MW zur Verfügung 

stehen würde. Damit ließe sich – durch intelligente Ausrichtung der Ladezyklen von 

Elektroautos – die Stromschwankung zwischen einer Flaute und einem Sturmtief aus-

gleichen.  

4.2 Räumliche Dimensionen deutscher Energiepolitik 

4.2.1 Ambitionierte Ziele 

Derzeit haben EE einen Anteil von rund 10 % am PEV (vgl. Abb. 13) sowie einen An-

teil von etwa 20 % am Stromverbrauch. Die Zusammensetzung des Anteils von EE am 
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PEV bzw. Stromverbrauch ist der Abbildung 14 bzw. Abbildung 15 zu entnehmen. Den 

Anteil von EE am EEV legt Abbildung 16 dar. Für das Jahr 2020 rechnen STERNER et 

al. (2009, S. 4) mit einer installierten Leistung der Wasserkraft von 6,5 GW, der Photo-

voltaik von 39,5 GW, der Bioenergie von 9,338 GW, der Geothermie von 0,655 GW, 

der Onshore-Windenergie von 45 GW sowie der Offshore-Windenergie von 10 GW – 

d. h. mit einer installierten Gesamtleistung von 110,963 GW. Ziel der Energiebranche 

ist es, bis 2020 einen Anteil am Stromverbrauch zwischen 30,4 % und 47 % zu errei-

chen, eine halbe Million Arbeitsplätze zu schaffen sowie jährlich 250 Mio. t an CO2 zu 

vermeiden (vgl. Abb. 17). Wird die hohe Innovationsdynamik im Bereich der EE be-

rücksichtigt, so kann davon ausgegangen werden, dass eine umfassende Umstellung des 

Energiesystems auf regenerative Energieträger bis zum Jahr 2050 realistisch ist. 

Abbildung 13: Anteil von EE am PEV in Deutschland 2010 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 42. 

Von entscheidender Bedeutung ist, inwieweit es gelingen wird, einen verlustarmen 

Stromtransport durch den Aufbau von HGÜ-Netzen im Rahmen eines europäischen 

Stromverbundes zu gewährleisten. Darüber hinaus müssen geeignete Standorte zur 

Speicherung des Regenerativstroms identifiziert werden, um fluktuierende Beiträge von 

Wind und Sonne ausgleichen zu können. In diesem Zusammenhang treten auch chemi-

sche Energieträger wie H2 und CH4 – die nicht zuletzt aus EE gewonnen werden – in 
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den Blickpunkt des Interesses, denn diese können in Langzeitspeichern saisonal zur 

Verfügung gestellt werden. Des Weiteren erscheint es vor dem Hintergrund des Vor-

rangs von EE aus systemischen Gründen kontraproduktiv, weiter in Großkraftwerke zu 

investieren, da diese nicht in der Lage sind, adäquat auf die schwankenden Beiträge de-

zentraler Anlagen zu reagieren. Der Einsatz von Biomasse soll v. a. im Bereich der Pro-

duktion synthetischer Kraftstoffe für die Flugzeug- und Schiffsindustrie erfolgen. Der 

Nutzung von solarer Wärme kommt wiederum bei der Brauchwassererwärmung, 

Raumheizung, Prozesswärme und Kälteversorgung eine entscheidende Bedeutung zu 

(vgl. FVEE 2010). 

Abbildung 14: Zusammensetzung des Anteils von EE am PEV in Deutschland 2010 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 43. 

4.2.2 Energiekonzept der Bundesregierung 

Nun stellt sich die Frage, mit welchen Maßnahmen die Bundesregierung versucht, einen 

geeigneten Rahmen zur Etablierung eines regenerativen Energiesystems zu schaffen. 

Am 28. September 2010 wurde hierzu das erste Energiekonzept der Bundesregierung 

seit der Ölkrise 1973 beschlossen! Die Finanzierung dieses Konzeptes sollte ursprüng-

lich durch die Kernbrennstoffsteuer (2,3 Mrd. €/ a von 2011-2016) sowie den Emissi-

onshandel (2 Mrd. €/ a) erfolgen. Es wurde betont, dass es sich bei dem Konzept um ein 

umfassendes Energiekonzept für den Strom-, Wärme- und Verkehrssektor und keines-

wegs um ein »Laufzeitverlängerungskonzept« handle (vgl. BMWI 2010a). Im Blick-

punkt der Bundesregierung stand in erster Linie das Erreichen der Klimaschutzziele. 
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Die Kernenergie sollte dabei einen wesentlichen Beitrag leisten. Vor 1980 errichtete 

Kraftwerksblöcke sollten ursprünglich um 8 Jahre, später ans Netz angeschlossene um 

14 Jahre länger laufen (vgl. BODE et al. 2010). 

Abbildung 15: Zusammensetzung des Anteils von EE am dt. Stromverbrauch 2010 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 15. 

Die Bundesregierung wies darauf hin, dass die längere Nutzung der Kernenergie kei-

neswegs den Ausbau von EE blockieren würde, denn nicht zuletzt hätten sich die gro-

ßen Energieversorger dazu verpflichtet, einen Teil ihrer Gewinne einem Energie- und 

Klimafond zur Verfügung zu stellen (vgl. DIE BUNDESREGIERUNG 2010). Die Einzah-

lung in das Sondervermögen soll u. a. Forschungsbemühungen auf dem Gebiet Energie-

effizienz und EE sowie die Markteinführung von regenerativen Technologien finanziell 

unterstützen (vgl. BMWI 2010a). Darüber hinaus stellten die Energiekonzerne die Be-

hauptung auf, dass sich die grundlastfähigen Kernkraftwerke und die fluktuierenden EE 

gut ergänzen würden. Dies wird jedoch stark angezweifelt, denn die Stromproduktion 

kann der Residuallast – die aufgrund der hohen Variabilität von Stromnachfrage und -

angebot innerhalb von wenigen Minuten um viele Dutzend Gigawatt schwanken kann – 

nur entsprechen, wenn flexible Gaskraftwerke und nicht schwerfällige AKW den rege-

nerativen Kraftwerkspark ergänzen (SIMON 2010, S. 24). Festzuhalten ist, dass mittler-

weile zumindest wieder an Reaktoren (Laufwellen-Reaktor) geforscht wird, die effizien-

ter und weniger umweltschädlich sind (vgl. STIELER/ WALD 2011). 
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Mit den Ereignissen in Fukushima 2011 haben sich die Bedingungen schlagartig geän-

dert. Die AKW werden nun früher als bisher geplant vom Netz gehen und einen rasche-

ren Ausbau regenerativer Technologien zur Folge haben. Die EE werden als tragende 

Säule bezeichnet und ihr kosteneffizienter Ausbau über die Weiterentwicklung des EEG 

angestrebt. Der Schwerpunkt des Ausbaus wird dabei auf der Windenergie liegen. Mit-

tels KfW-Kreditprogrammen sowie beschleunigten Planungs- und Genehmigungsver-

fahren steht dabei v. a. der Offshore-Bereich im Fokus. Zur Integration des steigenden 

Anteils an Regenerativstrom sei es zudem notwendig, den Netzausbau voranzutreiben. 

Abbildung 16: Anteil von EE am EEV in Deutschland 2010 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 16. 

Eine Schlüsselstellung kommt neben den EE der Energieeffizienz zu, denn bis zum Jahr 

2050 soll der Energieverbrauch – trotz eines sukzessiven Wirtschaftswachstums – hal-

biert werden (FROITZHEIM 2011, S. 10). Der Markt für Effizienzdienstleistungen muss 

hierzu ausgebaut werden. Ein weiteres zentrales Handlungsfeld stellt die Sanierung des 

Gebäudebestandes dar, denn immerhin entfallen 40 % der benötigten Energie auf Ge-

bäude. Um bis 2050 einen klimaneutralen Gebäudebestand vorweisen zu können, gilt 

es, die Sanierungsrate zu verdoppeln. Durch eine Ausweitung von Fördermaßnahmen 

sowie durch eine Anpassung im Mietrecht lässt sich dies erreichen. In diesem Zusam-

menhang spielt auch der Ausbau von Passivhäusern eine bedeutende Rolle (vgl. 

MÜLLER 2011a). Weitere Handlungsfelder des Energiekonzeptes der Bundesregierung 
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bilden die Bemühungen zur Erhöhung des Anteils von Biokraftstoffen sowie zur Ent-

wicklung der Elektromobilität (vgl. BMWI 2010a). 

Abbildung 17: Ziele des Ausbaus von EE in Deutschland bis 2020 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH 2010, S. 42. 

4.2.3 Erneuerbare-Energien-Gesetz 

Die Grundlage des »regenerativen Energiekonzeptes« der Bundesrepublik Deutschland 

bildet das im April 2000 in Kraft getretene EEG. Es löste das seit 1990 bestehende 

StrEG ab und fördert die EE nach dem Prinzip garantierter Einspeisetarife (Green pri-

cing) (vgl. Abb. 18). Der Anteil des EEG am Strompreis für Privathaushalte bildet ne-

ben den Kosten für Stromerzeugung, Netznutzungsentgelt, Konzessionsabgabe, Strom-

steuer, Mehrwertsteuer und KWK-G nur einen relativ kleinen Posten (vgl. Abb. 19). 

Die Erzeuger von Regenerativstrom erhalten seitens der Energieversorgungsunterneh-

men – dem nächstgelegenen Netzbetreiber – die Garantie, dass dieser für eine im Gesetz 

festgelegte Zeitspanne (max. 20 a) und mit einem degressiv gestaffelten Vergütungssys-

tem vorrangig abgenommen wird. Die Kosten werden an den Stromverbraucher weiter-

gegeben, der sich mit steigenden Energiepreisen konfrontiert sieht (vgl. IWR 2000; 
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BMJ 2009 & Abb. 20). Entsprechend den Vorgaben der EU, muss Deutschland bis 

2020 zumindest 18 % seines Bruttoendenergiebedarfes mit erneuerbaren Quellen zu de-

cken im Stande sein (vgl. EU 2008a & EU 2009a). Mit 242,3 TWh Endenergie aus EE 

konnte im Jahr 2009 bereits ein Anteil von 10,3 % erreicht und dadurch CO2-

Emissionen in Höhe von 106,8 Mio. t vermieden werden. Das Investitionsvolumen in 

regenerative Kraftwerke betrug im gleichen Jahr ca. 20 Mrd. € (vgl. MUSIOL et al. 

2010). 

Abbildung 18: Einspeisetarife für EE in Deutschland 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 12. 

Die ursprüngliche Form des EEG, d. h. so wie es im Jahr 2000 von der Rot-Grünen-

Regierungskoalition auf den Weg gebracht wurde, stellt – wenn zusätzlich der damals 

beschlossene Ausstieg aus der Atomenergie berücksichtigt wird – zweifelsohne einen 

Meilenstein deutscher, europäischer, ja sogar globaler Energiepolitik dar. Die Verab-

schiedung des Gesetzes war ein klares Bekenntnis zu einer Nachhaltigkeitsrevolution 

im Energiebereich und damit beispiellos. Neben dem Klimaschutz war es das primäre 

Ziel, mittels des degressiv gestaffelten Vergütungssystems die EE hinsichtlich techno-

logischer und preislicher Parameter sukzessive auf Augenhöhe mit fossilen Energieträ-

gern zu bringen, ggf. diese sogar energiewirtschaftlich ins Abseits zu stellen. Mehr als 

ein Jahrzehnt nach Einführung des EEG ist jedoch Ernüchterung eingetreten, denn nach 

wie vor wird das deutsche Energieversorgungssystem von fossilen und nuklearen Ener-

gieträgern, mit einem Anteil von fast 90 % am PEV, dominiert (vgl. AGEB 2011). 
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Abbildung 19: Zusammensetzung der Stromkosten für dt. Privathaushalte 2011 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 26. 

Selbstverständlich benötigen die Umsetzung eines alternativen Energiekonzeptes und 

die damit einhergehende Substitution konventioneller Energieträger einen Zeitrahmen, 

der weit über ein Jahrzehnt hinausreicht. Nicht zuletzt weisen MEADOWS et al. (2006) 

darauf hin, dass neue Technologien mindestens 20 a benötigen, um sich auf globalen 

Märkten durchsetzen und damit nennenswerte Kostenvorteile durch Massenfertigung 

erzielen zu können. Angesichts dieser Gesetzmäßigkeiten müssen sich die Verfechter 

einer raschen Energiewende in Geduld üben und die Entwicklungen abwarten. Dennoch 

erscheint die Etablierung von EE mit Blick auf die strukturelle Ausarbeitung des EEG 

keineswegs als gesichert. Anlass zu großer Kritik liefert die Feststellung, dass es sich 

nicht um ein ausgeklügeltes Energiekonzept handelt. Vielmehr fördert das EEG die re-

generativen Technologien nach dem Gießkannenprinzip. Damit besteht die Gefahr, fi-

nanzielle Mittel für Technologien bereitzustellen, die langfristig – entsprechend den in 

Deutschland gegebenen Standortpotenzialen – keinen wesentlichen Beitrag zu einem 

regenerativen Energiesystem zu leisten im Stande sein werden. Eine Modellierung mög-

licher Entwicklungspfade aller am Energiemix beteiligten Technologien sowie eine da-

rauf ausgerichtete Förderung könnte hierbei eine Lösung darstellen. Der Gesetzgeber ist 

sich dieses Problems durchaus bewusst, denn im Zuge zahlreicher Novellierungen 

musste immer wieder an der Vergütungsstruktur des EEG nachgebessert werden. Au-



 95 

genfällig dabei ist, dass die durchgeführten Anpassungen einen starken räumlichen Be-

zug haben, der in der ersten Fassung des EEG völlig außer Acht gelassen wurde. Doch 

sukzessive tritt nun die Raumrelevanz eines Energiesystems, das auf EE beruht, in den 

Blickpunkt konzeptioneller Überlegungen und strategischer Entscheidungen. 

Abbildung 20: Entwicklung der monatlichen Stromkosten eines dt. 3-Personen-Haushalts 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 27. 

Die aus räumlicher Sicht bedeutendste Novellierung stellte die Einführung des Nawa-

Ro-Bonus im Jahr 2004 dar (vgl. BMU 2004; WIEHE/ RODE 2010, S. 18 & 

ARBACH/ KLAGGE 2010, S. 27). Ab diesem Zeitpunkt konnten Betreiber von BGA in 

Abhängigkeit von der installierten elektrischen Leistung (6 ct/ kWh bei ≤ 500 kW; 4 

ct/ kWh bei > 500 kW bis ≤ 5 MW) einen zusätzlichen Bonus erwerben, wenn sie 

nachweisen konnten, dass ausschließlich nachwachsende Rohstoffe aus Landwirtschaft, 

Forstwirtschaft, Landschaftspflege oder Gartenbau – Gülle und Schlempen aus der 

Landwirtschaft inkludiert – die Substratgrundlage für den Fermenter bildeten. Diese 

Gesetzesänderung führte zu einer Revolution im Energiepflanzenbau, denn zum ersten 

Mal lohnte es sich für die Landwirte, Energiepflanzen großflächig anzubauen. Der 

Boom war umso größer, als der Landwirtschaft hierdurch eine alternative Einkommens-

quelle eröffnete wurde und das EEG, im Gegensatz zu den stark schwankenden Preisen 

auf den Agrarmärkten, Planungs- und Investitionssicherheit garantierte. Die räumlichen 

Auswirkungen waren gravierend, denn allein der Anbau von Silomais – die derzeit be-
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deutendste Energiepflanze für BGA – erhöhte sich in Deutschland zwischen 2004 und 

2009 um 32 % von 1.248.000 ha auf 1.647.000 ha. Dieser Anstieg ist ausschließlich auf 

die Einführung des NawaRo-Bonus zurückzuführen (vgl. DMK 2010 & LESSNER 2010). 

Damit einher gehen die Verdrängung von anderen Kulturarten (z. B. Wintergerste, 

Sommergerste, Speisekartoffel und Raps), die Verengung der landschaftlichen Sicht-

verhältnisse durch die hochwüchsigen Pflanzen sowie der Verlust an floristischer und 

faunistischer Biodiversität (BIOGASRAT 2011, S. 13). 

Abbildung 21: Überblick Bioenergie Deutschland 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 7. 

Prinzipiell ist davon auszugehen, dass es innerhalb einer Raumeinheit ab einem Maisan-

teil von 40 % an der Ackerfläche zu einer Reduktion der floristischen Artenzahl kommt. 

Darüber hinaus bieten Maisstandorte keinen geeigneten Lebensraum für Leitarten wie 

Wiesenweihe, Kiebitz und Wachtelkönig (ENTRUP/ KIVELITZ 2010, S. 37). All dies hat 

zu einem schlechten Image der Biogasbranche beigetragen und den Ausbau dieses 

Technologiepfades erheblich erschwert (vgl. CASARETTO 2010). Die Kritik erscheint je-

doch nicht immer berechtigt, da sich im Zuge der Verdrängung von anderen Kulturarten 

nicht nur Nachteile für Natur und Landschaft ergeben. WIEHE/ RODE (2010, S. 18.ff.) 

weisen darauf hin, dass in Anbetracht der entscheidenden Indikatoren zur ökologischen 

Bewertung des Energiepflanzenbaus, wie Anbauverfahren, Bodenbearbeitung, Maschi-
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neneinsatz, Humuszehrung, Düngung, Pflanzenschutz und Wasserverbrauch, die Substi-

tution von Sommergerste und Speisekartoffeln durch einen verstärkten Maisanbau nicht 

zwangsläufig zu einer Verschlechterung der Ökobilanz führt. Zwar fällt die Humusbi-

lanz bei Silomais im Vergleich zur Sommergerste aufgrund eines späten Reihenschlus-

ses entsprechend der phänologischen Phasen schlechter aus. Dafür erfordert der Silo-

maisanbau einen geringeren Düngemitteleinsatz. Die Speisekartoffel hat im Gegensatz 

zu Silomais wiederum eine geringere Wuchshöhe sowie eine prächtigere Blüte vorzu-

weisen. Dies wirkt sich nicht zuletzt positiv auf das Landschaftsbild aus. Demgegenüber 

erfordert die Speisekartoffel jedoch einen um ein Vielfaches höher liegenden Pflanzen-

schutzmittel- und Arbeitseinsatz. 

 

In der öffentlichen Wahrnehmung ist eine derart differenzierte Bewertung des Energie-

pflanzenbaus, wie es von WIEHE/ RODE (2010) gefordert wird, nicht festzustellen. Die 

Suche nach alternativen Energiepflanzen gestaltet sich äußerst schwierig, da Silomais 

aufgrund seines hohen Biomassebildungs- und CH4-Potenzials, seiner hohen Was-

sernutzungseffizienz und seines züchterischen Vorsprungs (z. B. Kälteresistenz) kaum 

zu ersetzen ist (vgl. DÖHLER/ HARTMANN 2010 & SCHÜTTE 2010, S. 7). Bei Mais wer-

den FM-Erträge von durchschnittlich 50 t/ ha erzielt, wobei einer BGA davon – auf-

grund von Verlusten durch Anschnitt, Atmung und Fehlgärungen – 44 t tatsächlich zur 

Verfügung stehen. Durch den zukünftigen Einsatz von speziellen Energiemaissorten ist 

langfristig sogar mit FM-Erträgen um die 70 t/ ha und dementsprechend hohen Metha-

nerträgen von bis zu 7.460 m³ zu rechnen. Jedoch übertrifft allein der gegenwärtige, 

durchschnittliche Hektarertrag denjenigen konkurrierender Energiepflanzen bereits er-

heblich. Mittels Getreide-GPS werden 35 t FM und 3.626 m³ CH4, mittels Grassilage 

nur mehr 25 t FM und 2.514 m³ CH4/ ha erzielt. Zwar werden beim Anbau von Zucker-

rüben deutlich höhere Flächenerträge generiert, jedoch ist fraglich, welcher Masseanteil 

davon tatsächlich geerntet und verwertet werden kann. Des Weiteren ist bei Zuckerrü-

ben mit Konservierungsverlusten sowie Reinigungskosten zu rechnen. Bei Betrachtung 

des CH4-Ertrages pro Hektar, liegt Mais mit 4.662 m³ noch vor den Zuckerrüben mit 

4.144 m³. Auch mittels Zuckerhirsen können die FM-Erträge von Silomais übertroffen 

werden, jedoch fallen die TM-Erträge und damit auch die CH4-Ausbeute pro Fläche 

deutlich geringer aus. Lediglich auf trockenen Standorten ist der Einsatz von Hirsen ei-

ne lukrative Alternative zum Silomais. Neuerdings erfährt das sog. Ungarische Step-

pengras (Szarvasi) erhöhte Aufmerksamkeit, da es hohe Flächenerträge verspricht und 
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nach der Aussaat mehrere Jahre nachwächst. Problematisch ist jedoch, dass bei einem 

Verzicht auf Vernalisation und einer daraus folgenden Aussaat im Frühjahr das erste Er-

tragsjahr verloren geht (vgl. BSV 2012). 

 

Zusammenfassend ist zu betonen, dass die Maispflanze sowohl hohe Frischmasse- und 

Trockensubstanzerträge pro Hektar als auch einen hohen Methangehalt im Biogas ga-

rantiert. Darüber hinaus weist Silomais – neben den Getreide-Ganzpflanzensilagen – 

mit 39 ct/ m³ Methan bzw. 4 ct/ kWh Strom die geringsten Bereitstellungskosten (Kos-

ten für Anbau, Ernte, Logistik, Lagerung und Transport) auf und stellt damit die ent-

scheidende Energiepflanze hinsichtlich der Rentabilität der Bioenergieproduktion dar. 

In Abhängigkeit von der Standorteignung sowie der Leistung der BGA ist bei Silomais 

mit Substratbereitstellungskosten von 32-40 €/ t zu rechnen. Auf hervorragenden Stand-

orten ist demnach von Gewinnen um 120.000 €, auf Grenzertragsstandorten – d. h. auf 

Standorten mit einer Kapitalrentabilität von 8 % – um 50.000 € auszugehen. 

 

Für BGA-Betreiber ist es nahezu unmöglich, mit alternativen Energiepflanzen eine Ka-

pitalrentabilität von 8 % zu erzielen. Die Vergärung von Grassilage, bei der Bereitstel-

lungskosten von 55 ct/ kWh anfallen, ist nur rentabel, wenn der Landschaftspflegebonus 

und Förderprogramme wie MEKA, KULAP und HEKUL in Anspruch genommen wer-

den oder die Kosten für die Bereitstellung der Grassilage von anderen Akteuren bzw. 

Betriebszweigen übernommen werden (DÖHLER/ HARTMANN 2010, S. 40ff.). Grund zur 

Hoffnung hinsichtlich einer Substitution der Maispflanze als Energiepflanze gibt ledig-

lich die aus Nordamerika stammende Energiepflanze »Durchwachsene Silphie (Silphi-

um perfoliatium L.)«. Es werden nicht nur vergleichbare Flächenerträge erzielt, viel-

mehr ist bei dieser Pflanze von einem hohen Bodenbedeckungsgrad sowie von der zu-

sätzlichen Funktion als Bienenweide auszugehen. Problematisch ist, dass eine Direkt-

saat bis dato nicht sinnvoll ist, da die Jungpflanzen dem Unkrautdruck nicht Stand hal-

ten könnten. Deshalb empfiehlt sich der Einsatz von vorkultivierten Pflanzen. Dieser ist 

jedoch kostenintensiv und aufwändig, da aufgrund der noch fehlenden Zulassung von 

wirksamen Pflanzenschutzmitteln die weitere Unkrautbekämpfung durch Maschinenha-

cke zu vollziehen ist (vgl. FNR 2011). 

 

Der gesamte Energiepflanzenbau für BGA nimmt mittlerweile eine Fläche von 

530.000 ha ein (vgl. ENTRUP/ KIVELITZ 2010). Bemerkenswert ist, dass trotz der groß-
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zügigen Vergütungsstruktur des EEG und der starken räumlichen Ausweitung des 

Energiepflanzenbaus die Biogasbranche dennoch 2007 in eine schwere Krise geriet, da 

sie beim Kampf um die Substrate mit den lukrativen Angeboten aus Nahrungs- und Fut-

termittelindustrie nicht mehr mithalten konnte. Steigende Preise für Lebensmittel, auf-

grund einer starken Nachfrage nach veredelten Lebensmitteln in Indien und China so-

wie einer expandierenden Bioethanolindustrie in Brasilien, führten zu diesem Ungleich-

gewicht und trieben viele Anlagenbetreiber, die zuvor jahrelang üppig vom EEG finan-

ziert wurden, in die Insolvenz (vgl. PELLMEYER 2008; OZLEM 2008; BOSCH/ PEYKE 

2008 & BOSCH/ PEYKE 2010a). 

 

Darüber hinaus wurden Zweifel an der ökologischen Verträglichkeit einer aus Sicht von 

Naturschutzverbänden zu einseitigen Ausrichtung der Branche auf die Energiepflanze 

Silomais laut (vgl. NABU 2010). Um die Verwendung von Reststoffen wieder lukrativ 

zu gestalten und damit die Ausweitung des Energiepflanzenbaus einzudämmen, wurden 

im EEG 2009 der Gülle-Bonus und der Landschaftspflegebonus eingeführt. Beim Gül-

le-Bonus erhalten Anlagenbetreiber eine zusätzliche Vergütung (4 ct/ kWh bei ≤ 150 

kW; 1 ct/ kWh bei > 150 kW bis ≤ 500 kW), wenn der Gülleanteil an den verwerteten 

Substraten mindesten 30 % beträgt. Der Landschaftspflegebonus (2 ct/ kWh) wird ge-

währt, wenn es sich bei mehr als 50 % des eingesetzten Substrates um Schnittgut aus 

der Pflege von naturschutzfachlich wertvollen Wiesen handelt (vgl. BMJ 2009). Diese 

Maßnahmen sind folglich als Reaktion auf die übermäßige räumliche Expansion des 

Biogassektors zu verstehen und besitzen damit eine große Raumrelevanz. 

 

Erstaunlich ist, dass mit dem EEG 2009 vor allem die Wirtschaftlichkeit von kleinen 

Anlagen Berücksichtung fand und dadurch erneut ein Boom im Anlagenbau ausgelöst 

wurde (vgl. KRAUS 2010). So wurde die ohnehin höchste Grundvergütung, die lediglich 

jenen Anlagen zu Gute kommt, die eine Leistung von max. 150 kW aufweisen, zusätz-

lich um einen Cent auf 11,67 ct/ kWh angehoben. Auch der Gülle- und Landschafts-

pflegebonus rückten speziell kleinere Anlagen in den Fokus der Ausbaubemühungen 

des Gesetzgebers. Des Weiteren wurde Anlagen bis max. 500 kW die Möglichkeit ein-

geräumt, durch Umrüstung auf neue Filtertechnologien den sog. Luftreinhaltebonus in 

Höhe von 1 ct/ kWh erwerben zu können. Ziel dabei ist es, die Emissionen der giftigen 

und möglicherweise krebserregenden chemischen Verbindung Formaldehyd (Methanal) 

auf unter 40 mg/ m³ zu begrenzen. 
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Alle diese Korrekturen an der Gesetzgebung sind ein deutlicher Beleg dafür, dass es 

sich beim EEG um ein eher schlecht durchdachtes energiepolitisches Konzept handelt. 

Der Gesetzgeber hat nicht nur die ökonomische, sondern auch die ökologische Tragwei-

te seiner Bestimmungen aus dem Jahr 2000 allenfalls zum Teil erfasst und damit zu ei-

nem erheblichen Imageschaden von EE sowie der Verschwendung monetärer Ressour-

cen beigetragen. Gerade im Bereich Bioenergie sind mittlerweile deutliche Erosionspro-

zesse an der strukturellen Ausgestaltung des Energiekonzeptes festzustellen. Die letzten 

Jahre haben gezeigt, dass die Rentabilität der Bereitstellung von Biomasse für den 

Energiesektor in ein komplexes Netz globaler Zusammenhänge eingebettet ist. Die be-

deutsamen Interdependenzen innerhalb des Teilsystems Bioenergie wurden jedoch im 

Zuge der Gesetzgebung nicht berücksichtigt. So war nicht absehbar, dass eine steigende 

Nachfrage nach Milch- und Fleischprodukten in China zu einem Kollaps der deutschen 

Biogasbranche führen würde. Eine Systemanalyse hätte diese Verstrickungen offenba-

ren und zu einer entsprechenden Anpassung in der Gesetzgebung führen können. Das 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es deshalb, eine derartige Dynamik mittels eines inno-

vativen Standortkonzeptes abbilden zu können. Allein dadurch lassen sich kosteninten-

sive Fehlentwicklungen vermeiden. 

Aus Abbildung 21 sind abschließend die wesentlichen Kenngrößen der Bioenergie zu 

entnehmen. 

Abbildung 22: Überblick Photovoltaik Deutschland 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 47. 
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Abbildung 23: Überblick Solarthermie Deutschland 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 47. 

Auch im Bereich der gesetzlichen Regelungen zur Solarenergie (Überblick vgl. Abb. 22 

u. 23) wurden die Schwachstellen der deutschen Energiestrategie bereits aufgedeckt. Im 

Zuge der dramatischen Veränderungen auf den internationalen Finanzmärkten im Jahr 

2008, dem Wegfall des spanischen Marktes sowie der zunehmenden Konkurrenz aus 

China entwickelte sich die PV-Industrie zu einem Angebotsmarkt. Es kam zu einem 

Überangebot an PV-Modulen, so dass zwischen 2006 und 2009 ein Preisverfall von 

25 % je Modul festzustellen war und sogar Angebote von 3.000 €/ kW für Endkunden 

möglich wurden (vgl. PV-MAGAZIN 2009a; PV-MAGAZIN 2009b & BECKER 2009). Der 

Trend zu immer preiswerteren Modulen konnte auch nach 2009 aufrechterhalten wer-

den, denn polykristalline PV-Module sind heute bereits ab 2.000 €/ kW erhältlich (HS 

ONLINEMARKETING GMBH 2012). Viele Hausbesitzer und Projektentwickler wussten 

diese günstigen Bedingungen für sich zu nutzen und errichteten PV-Anlagen auf ihren 

Dächern bzw. in der Freifläche, um in den Genuss der EEG-Förderung zu kommen. So 

erhöhte sich die Nachfrage nach Modulen in einer Weise, wie es Politik und Wirtschaft 

nicht für möglich gehalten hatten. Die räumlichen Auswirkungen dieser Entwicklung 

waren enorm, denn weithin sichtbare Freiflächenanlagen und von Modulen überzogene 

Dachflächen prägten mehr und mehr das Landschaftsbild. 

 

Die gesellschaftliche Kritik an einem derart starken Eingriff in historisch gewachsene 

Kulturlandschaften sowie die Überbauung von Flächen, die eigentlich der Nahrungsmit-

tel- und nicht der Energieproduktion dienen sollten, ließ nicht lange auf sich warten. So 

wurden die politischen Akteure erneut von den komplexen Systemzusammenhängen 
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überrascht und konnten nur noch im Rahmen einer kontrovers diskutierten gesetzlichen 

Nachbesserung, die nicht zuletzt ein hohes ökonomisches Risiko für die Solarbranche 

barg, reagieren. Im Rahmen der Novellierung des EEG 2010 – deren Ziel es war, die 

Vergütung für Solarenergie an die zu erwartenden Kosten- und Preisentwicklungen an-

zupassen (SCHRÖDTER/ KURAS 2011, S. 144) – wurde schließlich festgelegt, dass die 

Einspeisevergütung zunächst um 13 ct/ kWh (ab 01.07.2010) und drei Monate später 

um weitere 3 ct/ kWh zurückgesetzt wird. Ackerflächen fielen gänzlich aus der Vergü-

tungsstruktur des EEG heraus (vgl. BMU 2010). 

Abbildung 24: EEG-Umlage in ct/ kWh und vergütete Strommenge in GWh 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 11. 

Die Kritik am EEG richtete sich vor allem auf die Tatsache, dass der Photovoltaik – die 

lediglich einen Anteil von 12 % am Ökostrommix hat – 40 % der gesamten EEG-

Umlage (3,5 ct/ kWh) zukommen (vgl. Abb. 24). Allein dadurch lassen sich die hohen 

Investitionen in die Errichtung von PV-Anlagen (vgl. Abb. 25) und die damit einherge-

hende rasante Leistungssteigerung erklären (vgl. Abb. 26). Selbst der Bundesverband 

Solarwirtschaft erkennt im EEG eine Bevorteilung der Solarbranche und stimmt einer 

Nachbesserung zu. 

 

Problematisch erscheint die Tatsache, dass sich aufgrund des EEG eine Entkopplung 

von Angebot und Nachfrage ergeben hat (vgl. MÜLLER 2011b). Die bisherige Form des 

EEG lässt einen grenzenlosen Ausbau von regenerativen Kraftwerken zu und vergütet 

diesen sogar üppig. Beim Umbau des Energiesystems ist jedoch auch zu berücksichti-

gen, welche Flächen zur Bedarfsdeckung tatsächlich benötigt werden und welche nicht. 
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Dabei darf nicht außer Acht gelassen werden, dass die Solarbranche in Deutschland ei-

nen wichtigen Arbeitgeber darstellt (vgl. HEUP/ RENTZING 2011; HEUP 2011a; 

RENTZING 2011a & RENTZING 2011c). 

Abbildung 25: Investitionen in die Errichtung von EE in Deutschland 2010 in Mio. € 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 24. 

Raumrelevante Neuerungen des EEG im Bereich Windenergie sind ebenfalls zahlreich 

vorhanden. Bedeutend in jüngster Zeit (EEG 2009) ist bspw. die Gewährleistung des 

Repowering-Bonus von 0,5 ct/ kWh für Neuanlagen, die die Altanlagen (mindestens 

zehn Jahre am Netz) ersetzen und in diesem Zusammenhang zumindest eine Verdopp-

lung der installierten Leistung generieren bzw. maximal die fünffache Leistung aufwei-

sen. Trotz dieses finanziellen Anreizes ist der Leistungszuwachs durch Repowering 

noch marginal. In den ersten sechs Monaten des Jahres 2010 wurden lediglich acht 

Windenergieanlagen, mit einer Leistung von insgesamt 2,88 MW, durch 3 Anlagen, mit 

insgesamt 6,9 MW, substituiert. Neben langwierigen Planungsprozessen und der Be-

rücksichtigung der Flugsicherheit bilden v. a. raumordnungsrechtliche Unwägbarkeiten, 

wie die Unklarheit über die langfristige regionale Festlegung von Vorrang- und Ab-

standsflächen, einen Hemmfaktor bei den Bemühungen um Repowering. In Abhängig-

keit von diesen Einflussfaktoren sowie von der zulässigen Gesamthöhe von WKA wird 

der Ausbau der Windenergie im Onshore-Bereich erheblich schwanken. Studien gehen 
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bis zum Jahr 2020 von mindestens 23.000 MW (das würde aus heutiger Sicht einem 

massiven Leistungsrückgang aufgrund von Rückbau, Höhen- und Flächenbeschränkun-

gen entsprechen) und von maximal 45.000 MW installierter Leistung (durch 

Repowering und neu ausgewiesene Flächen) aus. Es ist zu erwarten, dass sich v. a. die 

Neuregelung hinsichtlich der Verteilung der Gewerbesteuer positiv auf den Ausbau der 

Windenergie auswirken wird. Vor dem 1. Januar 2009 hatte bei Errichtung eines Wind-

parks lediglich jene Gemeinde Anspruch auf die Gewerbesteuer, in der sich der Sitz der 

Betreibergesellschaft befand. Mittlerweile erhält die Standortgemeinde 70 % der Steu-

ereinnahmen (vgl. BOEING 2011). Die Akzeptanz von WKA in unmittelbarer Nähe zum 

Wohnort dürfte sich damit erhöhen. 

Abbildung 26: Entwicklung der installierten Leistung von EE in Deutschland in MW 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 23. 

Die Beispiele aus Bio-, Solar- und Windenergie verdeutlichen, dass die energiepoliti-

schen Entscheidungsträger mit dem Aufbau eines Vergütungssystems, das einen Zu-

sammenhang zwischen dem langfristigen Potenzial eines Energieträgers innerhalb eines 

Untersuchungsraumes sowie seiner monetären Würdigung herstellt, überfordert sind. 

Der Gesetzgeber läuft den Entwicklungen auf globaler, nationaler und regionaler Ebene 

hinterher und ist nur noch in der Lage, mittels kurzfristiger Anpassungen im Gesetzes-

text auf Strukturbrüche zu reagieren. Eine vorausschauende Kraftwerkseinsatzplanung, 
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die nicht zuletzt auch Planungs- und Investitionssicherheit für Unternehmen und Anla-

genbetreiber schafft, ist dadurch nicht möglich. Die vorliegende Arbeit ist in diesem 

Zusammenhang als Versuch zu verstehen, diese Blockade zu lösen. 

4.2.4 Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 

Einen weiteren Pfeiler deutscher Energiepolitik stellt dass EEWärmeG dar. Es besteht 

die Absicht, bis zum Jahr 2020 14 % des EEV für Wärme mittels regenerativer Techno-

logien sicherzustellen. Im Fokus steht dabei die Bereitstellung von Warmwasser, Pro-

zess-, Raum- und Kühlwärme. Von wesentlicher Bedeutung seit dem Jahr 2009 ist, dass 

bei Neubauten die Integration von regenerativen Technologien (z. B. Wärmepumpe, 

Holzpelletheizung) zur Warmwassergewinnung und Heizung Pflicht ist. Der Umfang 

des Einsatzes von EE wird für Bauherren vorgeschrieben: Wird die Wärme mittels 

Festbrennstoffen oder Heizöl bereitgestellt, muss ein Anteil der EE von mindestens 

50 % gegeben sein. Bei der Verwendung von Gas gilt es wiederum, zumindest 30 % 

mittels Biogas zu decken. Die Mineralöl- bzw. Gaswirtschaft muss dieser Forderung 

gleichermaßen entsprechen. Dies geschieht einerseits durch die Beimischung von Bio-

ölen zum Heizöl, andererseits durch die Integration von Biomethananlagen in die Erd-

gasnetzinfrastruktur. Bevorzugt der Bauherr den Einsatz solarthermischer Anlagen, so 

müssen damit 15 % seines Wärmebedarfes bereitgestellt werden. Hinsichtlich der In-

wertsetzung von Umwelt- und Erdwärme schreibt der Gesetzgeber vor, dass eine spezi-

fische Jahresarbeitszahl zu garantieren ist. Dies bedeutet, dass – in Abhängigkeit von 

der Wärmequelle – je eingesetzter Kilowattstunde Strom ein mehrfaches an Kilowatt-

stunden Wärme zu erzeugen ist (vgl. JANZING 2011a). 

 

JANZING (2011, S. 95) betont, dass – im Gegensatz zur Bioenergie – der Einsatz von so-

larthermischen Anlagen den Vorteil der Unabhängigkeit von Energiepreisen bietet. 

Durch den Einsatz von Wärmepumpen bestehe hingegen die Gefahr, in die Abhängig-

keit von örtlichen Stromanbietern zu kommen. Des Weiteren sei zu überlegen, ob nicht 

auch im Bereich Altbauten bundesweit Regelungen zur Integration von Ökowärme ge-

troffen werden sollten. Bis dato habe diesbezüglich lediglich Baden-Württemberg Vor-

gaben gemacht.  

4.3 Fazit zur Energiepolitik 

Die Analyse der konzeptionellen Ansätze zum Ausbau von EE auf Ebene der EU und 

Deutschlands hat deutlich gezeigt, dass die Ressource Raum in unzureichendem Maße 
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Berücksichtigung findet. Auf europäischer Ebene werden räumliche Aspekte lediglich 

für den Bereich Biokraftstoffe näher thematisiert. Die Formulierungen des EEG und des 

EEWärmeG sowie das 2010 verfasste Energiekonzept der Bundesregierung besitzen 

zwar eine große Raumrelevanz, jedoch wird die Ressource Raum hinsichtlich der Aus-

gestaltung der Vergütungsstruktur nur in der Weise berücksichtigt, wie es einen über-

dimensionierten Ausbau einer bestimmten regenerativen Technologie zu verhindern 

bzw. eine bislang wenig bedeutsame regenerative Technologie zu unterstützen gilt. Die 

Gestaltung des Ausbaus von EE entsprechend der regionalen Besonderheiten von Teil-

räumen ist nicht zu erkennen. 

 

Mit der Einführung des EEG im Jahr 2000 wurde seitens der Politik der Versuch unter-

nommen, das Fundament für eine umfassende Energiewende zu legen. Zwar können die 

starken Zuwachsraten beim Ausbau von dezentralen Kraftwerken innerhalb der letzten 

zwölf Jahre generell als Beleg für den Erfolg der deutschen Energiestrategie angesehen 

werden. Dennoch erkannte der Gesetzgeber bereits nach wenigen Jahren die Notwen-

digkeit, erhebliche Korrekturen am Gesetzestext vornehmen zu müssen (vgl. 

SCHRÖDTER/ KURAS 2011). Für manche Technologien stellten der Einspeisevorrang so-

wie der spezifische Vergütungssatz keinen ausreichenden Anreiz zur räumlichen Diffu-

sion dar. Neue Anreize wie die Einführung von Bonus-Vergütungen mussten gesetzt 

werden. Andere Technologien erfuhren hingegen einen Ausbau, der zu neuen Dimensi-

onen von Flächennutzungskonkurrenz beitrug und ein Überdenken des Energiekonzep-

tes als angebracht erscheinen ließ. 

 

Die Raumwirksamkeit des EEG wurde schlichtweg unterschätzt und führt den politi-

schen Akteuren auch heute noch die räumlichen Grenzen ihres Handelns deutlich vor 

Augen. War die Politik im Zuge der Erarbeitung der ersten Fassung des EEG noch die 

treibende Kraft beim Ausbau von EE, so geriet sie im Zuge der darauffolgenden EEG-

Novellierungen mehr und mehr in die Defensive. Es entstand der Eindruck, als ob der 

Raum nun zum entscheidenden und damit bestimmenden Faktor innerhalb der deut-

schen Energiestrategie emporgestiegen sei. Mit seinen begrenzt zur Verfügung stehen-

den Flächen, seinen überlasteten Senken und gefährdeten Ökosystemen sowie der in 

ihm lebenden Menschen, die einer zu starken Technisierung von Kulturlandschaft kri-

tisch gegenüberstehen, engte er die Initiative der Politik zusehends ein. Die raumord-

nungsrechtliche Integration von EE, d. h. die Schaffung von gebietsbezogenen Nut-
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zungsregelungen für alle Technologien – nicht nur für die Windenergie –, könnte die 

Politik wieder in eine aktive Rolle führen.  

 

Nach Bearbeitung der Fragestellung 1 wird nun tiefer in das Wesen eines raumverträgli-

chen Standortkonzeptes vorgedrungen. Dabei ist zu hinterfragen, ob Gesetzgebung 

im Bereich von EE nur mehr als eine Reaktion auf in räumlichen Strukturen und 

Prozessen sich manifestierenden Fehlentwicklungen zu verstehen ist oder ob ihr 

nicht auch noch die Möglichkeit einer aktiven räumlichen Gestaltung – evtl. im 

Bereich der Raumplanung – innewohnt. In jedem Fall gilt es, in der Standortplanung 

für EE neue Wege zu gehen und der Politik alternative Planungskonzepte zur Seite zu 

stellen. Hierzu wird im folgenden Kapitel ein innovativer Ansatz im Bereich der 

Standortplanung für EE vorgestellt und erläutert. 
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5 Ganzheitlicher Ansatz zur räumlichen Integration von EE 

Im Folgenden gilt es, die in Kapitel 1.3 formulierten Thesen 2 und 3 zu überprüfen. Da-

bei geht es zunächst um die Frage, inwieweit bei der Verortung von EE die Raumver-

träglichkeit im Mittelpunkt des standortplanerischen Kalküls steht. In einem weiteren 

Schritt gilt es zu untersuchen, ob ein raumverträglicher Ausbau tatsächlich realisiert 

werden kann, wenn der Fokus allein auf die Ansprüche der Technologie gerichtet ist. 

Zum weiteren Verständnis ist es jedoch zunächst erforderlich, zentrale Begriffe näher zu 

erläutern. 

5.1 Begriffsdefinitionen 

5.1.1 Standortfaktor und Standort 

Die Begriffe »Standort(s)faktor«, »Standort« und »Potenzial« sind im Rahmen der vor-

liegenden Arbeit von zentraler Bedeutung und bedürfen daher einer exakten Erläute-

rung. 

 

Bereits mit WEBER (1909, S. 16) rückte die Kostenfrage in den Fokus der Standortpla-

nung, denn er versteht „unter einem Standortsfaktor einen seiner Art nach scharf abge-

grenzten Vorteil, der für eine wirtschaftliche Tätigkeit dann eintritt, wenn sie sich an ei-

nem bestimmten Ort oder auch generell an Plätzen bestimmter Art vollzieht. Einen Vor-

teil, d. h. eine Ersparnis an Kosten und also für die Standortslehre der Industrie eine 

Möglichkeit, dort ein bestimmtes Produkt mit weniger Kostenaufwand als an anderen 

Plätzen herzustellen; noch genauer gesagt: den als Ganzes betrachteten Produktions- 

und Absatzprozeß eines bestimmten industriellen Produkts nach irgend einer Richtung 

billiger durchzuführen als anderswo.“ 

 

SMITH (1971) und DIEDERICH (1979, S. 137) erweiterten diesen Ansatz, indem sie be-

tonten, dass Standortfaktoren, je nach dem Ort der Unternehmung, nicht nur die Kosten- 

sondern auch die Erlössituation beeinflussen können. BRÜCHER (1982, S. 36) richtet die 

Aufmerksamkeit hingegen auf die physische, politische, ökonomische, soziale sowie 

kulturelle Natur von Standortfaktoren und weist auf ihre positiven sowie negativen 

Konsequenzen für eine neue Unternehmung auf jedem Punkt der Erdoberfläche hin. 

Wesentlich ist, dass Standortfaktoren an bestimmte Standorte gebunden sind. Doch hier 

stellt sich die Frage, welche räumliche Ausdehnung ein Standort tatsächlich erfahren 
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kann. BROCKFELD (1997, S. 29) betont in diesem Zusammenhang, dass es sich bei ei-

nem Standort sowohl um eine konkrete, eng begrenzte Stelle im Raum als auch um eine 

beliebig große Region handeln kann. BATHELT/ GLÜCKLER (2002, S. 47) unterstützen 

die Ansicht, dass der Standortbegriff ein relativer ist, da er von der jeweils gewählten 

räumlichen Maßstabsebene – lokal, regional, national, supra-national und global – ab-

hängt. Aus globaler Perspektive sei es durchaus zulässig, einen einzelnen Staat als 

Standort zu bezeichnen. Charakteristisch für einen konkreten Standort ist, dass seine 

quantitative und qualitative Ausstattung mit Standortfaktoren von jener Ausstattung 

konkurrierender Standorte abweicht. Dadurch werden diese voneinander unterscheidbar. 

BÖKEMANN (1982, S. 31) konkretisiert dies: 

 

„Standorte sind in räumlichen Koordinaten geometrisch eindeutig definierbar und sind 

Träger von Ressourcen“. 

 

Welche standortgebundenen Ressourcen tatsächlich von Bedeutung sind, hängt von der 

Art der Unternehmung ab. In jedem Fall ist es möglich, dass ein ursprünglich optimaler 

Standort seine Attraktivität aufgrund der Veränderung von Standortfaktoren verliert 

bzw. ein ursprünglich suboptimaler Standort eine Aufwertung hin zu einem optimalen 

Standort erfährt (BROCKFELD 1997, S. 57). Bei der vorliegenden Arbeit spielt gerade 

diese Dynamik eine bedeutende Rolle, denn es wird untersucht, ob und inwieweit die 

Eignung eines Standortes hinsichtlich der räumlichen Integration von regenerativen 

Technologien Schwankungen unterliegt, wenn variierende Rahmenbedingungen techni-

scher, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Natur zu Grunde gelegt werden. 

5.1.2 Potenzial 

Im Energiebereich wird hinsichtlich des Potenzialbegriffes zwischen theoretischem, 

technischem, wirtschaftlichem und erschließbarem Potenzial unterschieden. Das theo-

retische Potenzial beinhaltet dabei das innerhalb eines Untersuchungsraumes physika-

lisch vorhandene Angebot an Energie über einen bestimmten Zeitraum hinweg (z. B. die 

auf die Erdoberfläche jährlich eintreffende Strahlungsenergie der Sonne). Technologi-

sche, ökologische, strukturelle und administrative Einschränkungen führen jedoch dazu, 

dass lediglich ein geringer Teil des theoretischen Potenzials erschlossen werden kann. 

Der Anteil des theoretischen Potenzials, der unter den gegebenen technischen Rahmen-

bedingungen tatsächlich realisierbar ist, wird als technisches Potenzial bezeichnet. Das 
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technische Potenzial lässt sich bspw. durch die Steigerung von Wirkungsgraden sukzes-

sive erhöhen. Angebot und Nachfrage legen wiederum fest, welcher Anteil des techni-

schen Potenzials ökonomisch sinnvoll zu erschließen ist. In diesem Fall wird vom wirt-

schaftlichen Potenzial gesprochen. Das wirtschaftliche Potenzial kann nun durch ad-

ministrative Restriktionen (z. B. Ausschlussgebiete für Windenergie, FFH-Gebiete, Vo-

gelschutzgebiete) eingeschränkt bzw. durch Fördermechanismen (z. B. StromEinspG, 

EEG, EEWärmeG) erweitert werden. In beiden Fällen wird vom erschließbaren Po-

tenzial gesprochen. In den meisten Fällen ist dieses kleiner als das wirtschaftliche Po-

tenzial (KALTSCHMITT et al. 2006, S. 20ff.). 

 

Die angeführten Begriffe lassen sich am Beispiel der geothermischen Stromerzeugung 

in Deutschland erläutern: Das technische Standortpotenzial wird dort auf ca. 

300.000 TWh geschätzt. Ausgehend von einem Erschließungszeitraum von 

1.000 Jahren ergibt sich daraus ein jährliches technisches Angebotspotenzial von 

300 TWh (vgl. PASCHEN et al. 2003). Dies entspricht in etwa der Hälfte des deutschen 

Bruttostrombedarfs. Von einer Inwertsetzung dieses Potenzials ist Deutschland jedoch 

noch weit entfernt. Dies ist in erster Linie den aufwändigen Tiefenbohrungen geschul-

det, die zu sehr hohen Investitions- und Gestehungskosten führen. Fatal ist darüber hin-

aus, dass trotz ausgeklügelter Exploration keineswegs garantiert werden kann, dass die 

vermuteten hydrothermalen Quellen tatsächlich vorhanden bzw. ergiebig sind. Dieses 

Fündigkeitsrisiko ist ein wesentlicher Grund dafür, dass die installierte geothermische 

Kraftwerksleistung in Deutschland derart gering ausfällt (vgl. Abb. 26). Eine massive 

Kostensenkung durch Massenproduktion und Standardisierung konnte noch nicht einge-

leitet werden. Die Tiefengeothermie befindet sich daher jenseits der Wirtschaftlichkeit. 

Allein durch die Stützung des EEG war es überhaupt möglich, die ersten Kraftwerke in 

Deutschland zu errichten (vgl. Abb. 28). Damit fällt das erschließbare Potenzial größer 

aus als das wirtschaftliche Potenzial.  

 

Während in wissenschaftlichen Abhandlungen der Fokus i. d. R. auf den theoretischen 

und technischen Potenzialen liegt – nicht zuletzt aus dem Grund, dass theoretische und 

technische Potenziale nur geringen Schwankungen unterliegen –, gilt das Interesse im 

Rahmen der vorliegenden Arbeit den sich vergleichsweise schnell wandelnden wirt-

schaftlichen und erschließbaren Potenzialen. Ziel ist es, die wirtschaftlichen und er-

schließbaren Potenziale in räumlicher Perspektive zu begreifen und ihre Sensibilität ge-
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genüber Veränderungen technologischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Natur 

zu erfassen. 

5.1.3 Kulturlandschaft, Ländlicher Raum, Heimat und Raumverträglichkeit 

Da es bei der vorliegenden Arbeit auch um die Fragestellung geht, inwieweit sich EE in 

die Landschaft integrieren lassen, gilt es abschließend noch die Begriffe »Kulturland-

schaft«, »Ländlicher Raum«, »Heimat« und »Raumverträglichkeit« zu definieren. 

 

Es ist anzumerken, dass hinsichtlich des Begriffes Kulturlandschaft oftmals eine spezi-

fische Deutung vollzogen wird. Generell ist Kulturlandschaft nichts anderes als eine 

vom wirtschaftenden Menschen genutzte und dabei überformte Naturlandschaft. Bei der 

Handhabung des Begriffes besteht jedoch die Gefahr einer romantischen Verklärung, 

wenn dieser auf eine vorindustrielle, bäuerliche Landschaft reduziert und die ästhetische 

Funktion überbewertet wird (DIX/ SCHENK 2007, S. 819). Die Kulturlandschaft ist viel-

mehr Träger zahlreicher Funktionen, deren Bedeutung und Raumwirksamkeit sich im 

Laufe der Zeit wandeln und dabei zu unterschiedlichen Ausprägungen von Kulturland-

schaft führen. 

Bei der Definition des Begriffes »Ländlicher Raum« tritt die Vielfalt an Funktion deut-

lich in Erscheinung. HENKEL (2004, S. 39) betont, dass dem ländlichen Raum neben ei-

ner Erholungs-, Ökologie- und Agrarproduktionsfunktion auch eine Standortfunktion 

zukommt. Standorte für Gewerbe, Müllplätze, Sonderdeponien, Flugplätze, Straßen- 

und Bahntrassen, Rohstoffabbaugebiete und eben auch Kraftwerke stellen damit eine 

legitime Nutzung ländlicher Raumpotenziale dar. BÄHR/ JÜRGENS (2009, S. 26) weisen 

darauf hin, dass die Funktionen des ländlichen Raumes oftmals komplementär zu jenen 

urbaner Räume sind. Dabei sorge gerade die flächenintensive, „´sperrige Infrastruk-

tur´“, die zwar im ländlichen Raum verortet wird, jedoch in erster Linie der Versorgung 

der städtischen Bevölkerung dient, für ein erhebliches Konfliktpotenzial. Letztlich ob-

liegt es der Raumordnung, für einen adäquaten Interessenausgleich zwischen konkurrie-

renden Flächennutzungen zu sorgen (vgl. SPITZER 1995 & WEILAND/ WOHLLEBER-

FELLER 2007). 

 

LIENAU (2000, S. 10ff.) versteht unter dem ländlichen Raum ein Gebiet, das überwie-

gend land- und forstwirtschaftlich genutzt wird. Des Weiteren seien eine geringe Größe 

der Siedlungen sowie eine geringe Bebauungs- und Einwohnerdichte als typische 
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Merkmale anzusehen. Daraus resultiere nicht zuletzt eine geringe Arbeitsplatzdichte. 

Des Weiteren schränke die geringe Industriedichte die Bandbreite der im ländlichen 

Raum auftretenden Berufsgruppen erheblich ein. Schließlich befinde sich der ländlichen 

Raum – in Bezug auf die Versorgung mit hochwertigen Dienstleistungen und Gütern – 

in einer großen Abhängigkeit von der Stadt. 

 

Nach KÜHNE (2011, S. 292) stand der Begriff Heimat zwischen dem 18. und 20 Jh. für 

eine emotionale Bindung an einen bestimmten Raum, der sich anhand ästhetischer phy-

sischer Objekte deutlich von einem zu stark industrialisierten sowie verstädterten Raum 

absetzte. Neben dieser eher romantisierenden und verklärenden Betrachtung bezieht der 

Begriff heutzutage eher den Umweltschutzgedanken sowie die Erhaltung von Denkmä-

lern mit ein. Auch die regionale Identität spielt in diesem Zusammenhang eine bedeu-

tende Rolle, denn das Heimatgefühl ist nicht zuletzt ein Treiber der regionalen Entwick-

lung. Für die vorliegende Arbeit ist von Bedeutung, dass in der öffentlichen Wahrneh-

mung zumindest teilweise eine Unvereinbarkeit von Heimat und dem Ausbau von EE 

gesehen wird. Folgendes Zitat liefert hierfür eine plausible Erklärung und ist im Rah-

men eines innovativen Standortkonzeptes stets zu berücksichtigen: 

 

„Wesentlich für den Bezug der Konstrukte von Heimat und Landschaft aufeinander ist 

der individuelle Erwerb der Konstruktion heimatlicher Normallandschaft im Rahmen 

der Sozialisation. Diese fungiert als Vergleichsmaßstab und beinhaltet eine normative 

Persistenzerwartung. Infolge dieser Persistenzerwartung werden Veränderungen der 

physischen Grundlagen von Landschaft als Bedrohung wahrgenommen. Vor dem Hin-

tergrund des Ziels einer nachhaltigen Entwicklung ist es aber nötig, die physischen 

Grundlagen, die sozial zu Landschaft synthetisiert werden, gegebenenfalls auch zu ver-

ändern. Eine wesentliche Aufgabe des künftigen Umgangs mit Landschaft besteht darin, 

die physischen Repräsentanzen des Heimatlichen so zu gestalten, dass eine negative 

Konnotation als Heimatverlust minimiert wird.“ (KÜHNE 2011, S. 292)  

 

Abschließend gilt es noch, den Begriff Raumverträglichkeit zu erfassen. Dabei geht es 

um die „Verträglichkeit der abschätzbaren Auswirkungen einer Maßnahme mit Natur-

raum, Siedlungsstrukturen, Wirtschaft, Einrichtungen für öffentlichen und individuellen 

Verkehr, Einrichtungen für Ver- und Entsorgung, Fremdenverkehr, Erholung und dgl.; 

bei der Abschätzung der Verträglichkeit sind die Ziele und Maßnahmen betroffener ört-
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licher und überörtlicher Raumordnungsprogramme sowie die Bestimmungen dieses Ge-

setzes zu berücksichtigen.“ (POMAROLI o. J., S. 1) 

 

Nachdem die zentralen Begriffe erläutert wurden, gilt es im Folgenden, in den Kernbe-

reich der vorliegenden Arbeit vorzustoßen. Im Blickpunkt des Interesses stehen dabei 

zunächst die Signale eines deutlichen Akzeptanzverlustes gegenüber dem Ausbau von 

EE sowie die Nachteile einer teilbranchenorientierten Standortplanung. 

5.2 Signale eines deutlichen Akzeptanzverlustes 

Allgemein betrachtet besteht ein großer gesellschaftlicher Konsens über die Notwen-

digkeit einer möglichst raschen Energiewende. Immerhin sind 80 % der Bevölkerung 

der Auffassung, dass der Ausbau von EE sehr wichtig ist (vgl. Abb. 27). Dennoch ist 

festzustellen, dass sich regional bisweilen heftiger Widerstand gegen einen forcierten 

Ausbau regenerativer Technologien regt. Beispielhaft stehen hierfür die Aktionen der 

Arbeitsgruppe Landschaftsschutz Buchenberg, die mit folgendem Slogan an die Öffent-

lichkeit trat:  

 

„Warum das Allgäu keine weiteren Windräder braucht“. (SPONSEL 2009, S. 1) 

 

Derartige Kampagnen bleiben keineswegs ohne Wirkung auf den Ausbau von EE, denn 

Bürgerinitiativen agieren z. T. mit Erfolg gegen die Errichtung von EE. Durch die Mo-

bilisierung von Anwohnern konnte bspw. in Markt Schwaben der Bau einer BGA ver-

hindert werden. Wesentliche Erfolgsfaktoren waren dabei ein professioneller Internet-

auftritt, die Sammlung von Unterschriften gegen die Errichtung der Anlage, regelmäßi-

ge Treffen im Rahmen von Bürgerversammlungen sowie die Verteilung eines Informa-

tionspapiers mit dem Titel: 

 

„Keine Bio-Gasanlage an diesem Standort!!“ (MENDL et al. 2010, S. 1) 

 

An Schärfe gewann der Konflikt durch den Versuch der Bürgerinitiative, mittels der 

Verbreitung von unsachlichen Informationen in Form von Übertreibungen die Bevölke-

rung zu polarisieren. So war auf dem Informationspapier Folgendes zu lesen: 
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„Geht es den Menschen so gut oder schlecht, dass Lebensmittel verbrannt werden müs-

sen?“ (MENDL et al. 2010, S. 1) 

 

Hierzu ist einerseits zu sagen, dass im Fermenter einer BGA Vergärungs- und nicht 

Verbrennungsprozesse ablaufen. Lediglich im BHKW der Anlage kommt es zur Ver-

brennung von Methan. Andererseits bildet der Gärrest einen hochwertigen Dünger, der 

auf den Ackerflächen ausgebracht werden kann und dadurch kosten- und energieinten-

siven Wirtschaftsdünger substituiert (vgl. FNR 2004).  

Abbildung 27: Bewertung des Ausbaus von EE aus Sicht der dt. Bevölkerung 2009 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 30. 

Der Erfolg von derartigen, bewusst oder unbewusst herbeigeführten Verzerrungen in 

der Wahrnehmung von EE gibt einen ersten Hinweis auf die Mängel bei Standortpla-

nungsprozessen. Anscheinend gelingt es den Projektentwicklern nicht immer, die An-

wohner in ausreichendem Maße über die Grenzen und Möglichkeiten sowie über tech-

nische Details spezifischer Technologierouten zu informieren. Möglicherweise kann im 

Rahmen eines einzelnen Projektes dieser Verantwortung auch nicht Rechnung getragen 

werden, so dass die Überwindung von Zielkonflikten vielmehr mittels eines gesamtge-

sellschaftlichen Aufklärungskonzeptes, das Barrieren zwischen Mensch und Technik 

überwindet, zu realisieren ist. In diesem Zusammenhang kommt der Lehre an Schulen 

und Universitäten sicherlich eine große Bedeutung zu, denn dort können junge Men-

schen bereits frühzeitig mit derartigen Problemstellungen konfrontiert werden. 
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Es wird jedoch eindringlich davor gewarnt, die Lösung des Problems allein in der Op-

timierung von Aufklärungsarbeit zu suchen. Eine bessere Aufklärung der Bevölkerung 

über die Möglichkeiten und Grenzen von EE – oftmals von Bürgerinitiativen, Politi-

kern, Heimatpflegern und Wissenschaftlern gefordert – stellt angesichts derartiger Ver-

werfungen keinen ausreichenden Lösungsansatz dar. GUTSCHER (2007, S. 1) hat zu die-

ser Thematik wie folgt Stellung genommen:    

 

„´Aufklärungsdiskurse´, konzipiert nach dem Muster ´Fachleute informieren – Laien 

fragen nach´, führten weder zu einer erkennbaren Verbesserung naturwissenschaftli-

cher Kenntnisse in der breiten Bevölkerung, noch zur Veränderung von Akzeptanzmus-

tern.“ 

 

Frappierend ist, dass sich die einzelnen Technologierouten hinsichtlich der Akzeptanz 

in der Bevölkerung deutlich voneinander unterscheiden. Im Besonderen trifft die Ver-

wendung von Biomasse zu energetischen Zwecken auf nur wenig Verständnis, obwohl 

diese Nutzungsroute keineswegs ein neues Phänomen darstellt: Als in der Landwirt-

schaft noch Pferde als Zugtiere eingesetzt wurden, waren etwa 30 % der landwirtschaft-

lichen Nutzfläche mit Hafer – quasi der vorindustriellen Form des Treibstoffes – belegt 

(WARTNER 2010, S. 168). Bereits die Weizenanbaugebiete des Römischen Reiches in 

Spanien und Nordafrika können als Energielandschaft angesehen werden, denn die Er-

träge bildeten in Form von pflanzlicher Energie schließlich die Grundlage für das Ener-

giesystem der Antike – die Arbeitsenergie der Sklaverei – (BRÜCHER 2008, S. 5 & 

BRÜCHER 2009, S. 43ff.). 

 

Davon abgesehen ist der Begriff Energielandschaft in der Hinsicht als irreführend zu 

bezeichnen, wie er den Eindruck erweckt, als würden regenerative Technologien flä-

chendeckend den Raum beanspruchen und eine Beplanung durch alternative Nutzungen 

unmöglich machen. Zwar treten heutzutage die EE in Form von großen technischen An-

lagen deutlich in Erscheinung, dennoch werden ihre Flächenansprüche seitens der Poli-

tik bisweilen stark reglementiert (BOSCH/ PEYKE 2011b & BOSCH/ PEYKE 2011c). Von 

einer »Vermaisung« (CASARETTO 2010, S. 54), »Verspargelung« (NOHL 2010, S. 4), 

»Verspiegelung« (KOOP 2006, S. 1) bzw. »Verstadelung« (HEUP 2011b, S. 61) der 

Landschaft zu sprechen, gleicht daher eher einer »Hexenjagd« und »Denunzierung« als 

einer nüchternen Betrachtung regionalplanerischer Realität. Dies lässt sich mit Statisti-



 116 

ken belegen: Silomais für BGA wird derzeit auf 380.000 ha angebaut 

(ENTRUP/ KIVELITZ 2010, S. 36). Dies entspricht einem Anteil von nur 2,24 % an der 

landwirtschaftlich genutzten Fläche Deutschlands. Hinsichtlich der Ausweisung von 

Flächen für die Windenergie liegt die obere Zielmarke der Bundesländer derzeit bei le-

diglich 2 % (ZIMMERMANN 2011a, S. 37f.). Das Standortpotenzial der Solarenergie wird 

wiederum in erheblichem Maße, nicht nur durch die Vorgabe, PV-Freiflächenanlagen 

an eine Siedlung anbinden zu müssen, eingeschränkt (BAYERISCHES 

STAATSMINISTERIUM DES INNERN 2009, S. 2). Einen viel stärkeren Einschnitt in die 

räumlichen Möglichkeiten der PV-Branche stellte vielmehr die Novellierung des EEG 

2010 und die damit einhergehende Verringerung der Einspeisevergütung um 16 ct/ kWh 

sowie den Ausschluss von Ackerflächen aus der Vergütungsstruktur dar (BMU 2010, 

S. 1f. & SCHRÖDTER/ KURAS 2011, S. 144ff.). BOSCH/ PEYKE (2011b) und 

BOSCH/ PEYKE (2011c) weisen sogar darauf hin, dass angesichts der zahlreichen räum-

lichen Restriktionen, mit denen sich die regenerative Energiebranche konfrontiert sieht, 

diese zu einem Rückzug bzw. Ausweichen auf alternative Räume wie Offshore-

Standorte, Wüstengebiete, Dach- sowie Konversionsflächen genötigt wird.   

 

Die Gefahr einer unsachgemäßen Informationspolitik, wie sie seitens Bürgerinitiativen 

z. T. betrieben wird, besteht letztlich darin, dass Räume, innerhalb derer der Ausbau von 

EE tatsächlich jenseits der Verträglichkeit liegt, von Akteuren aus der Energiebranche 

nicht mehr wahrgenommen bzw. ignoriert werden. Manche Regionen sind durchaus un-

ter den Druck eines forcierten Ausbaus von dezentralen Kraftwerken geraten, wobei 

v. a. die Biogasbranche für negative Schlagzeilen sorgte. Sogar der Präsident des Fach-

verbandes Biogas e. V. Josef Pellmeyer räumte ein, dass der Ausbau in einigen Regio-

nen ein bedenkliches Ausmaß angenommen habe: 

 

„´Wie bei der Ausbreitung jeder neuen Technik entstanden in den vergangenen zwei 

Jahren auch Probleme im Zusammenhang mit Biogasanlagen´ […]. Diese seien jedoch 

überwiegend in Regionen mit hohen Viehhaltungsdichten und folglich großen Gülle-

mengen zu beobachten.“ (DANY 2011, S. 38) 

 

Dieses Eingeständnis der Biogasbranche offenbart, dass die regionalen Besonderhei-

ten bei der Verortung von EE nicht ins Standortkalkül mit einbezogen wurden. Exakt an 

dieser Stelle klafft eine erhebliche Forschungslücke, deren Schließung im Interesse der 
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Biogasbranche liegen dürfte, denn in Landkreisen wie Donau-Ries, Ansbach und Ro-

tenburg (Wümme), innerhalb derer ein massiver Kraftwerksausbau festzustellen war, 

hat sich das Image der Biogasproduktion erheblich verschlechtert. Nicht zuletzt ist dies 

auf die negativen Umweltwirkungen des Energiepflanzenbaus, wie bspw. der Verlust an 

Biodiversität, zurückzuführen (BOSCH 2008, S. 126f.; LESSNER 2010c, S. 77 & 

RÖHLING 2007). 

 

Doch auch die räumliche Integration von Windkraft- und PV-Freiflächenanlagen konnte 

den regionalen Besonderheiten nicht immer Rechnung tragen und führte so zu einer 

Kluft zwischen Projektentwicklern und Anwohnern. Diese Kluft hat ihren Ausdruck in 

der Entstehung von zahlreichen Bürgerinitiativen gefunden, die gezielt gegen die Reali-

sierung von Projekten vorgehen. Für derartige Ambitionen gibt es sogar übergreifende 

Interessenverbände, wie bspw. eine europäische Plattform gegen WKA (vgl. EPAW 

2011). Auch innerhalb Deutschlands gibt es mehrere Initiativen, die sich dem Ausbau 

der Windenergie entgegenstellen. Beispielhaft steht hierfür ein Zusammenschluss aus 

18 Bürgerinitiativen im Land Brandenburg, die »Volksinitiative Gegen Windräder«. 

 

Die Thematisierung der scheinbaren Dichotomie von Kulturlandschaft und EE im Rah-

men von Essays und wissenschaftlichen Abhandlungen hat ihrerseits zu einer großen 

Skepsis gegenüber der regenerativen Energieproduktion beigetragen. Die Titel der Auf-

sätze von SCHEIDLER (2010, S. 525) – „Verunstaltung des Landschaftsbildes durch 

Windkraftanlagen“ –, WARTNER (2010, S. 167) – „Solarfelder – Verschandelung oder 

Gewinn für die Kulturlandschaft?“ – und BOSCH/ PEYKE (2011b, S. 105) – „Gegenwind 
für die Erneuerbaren – Räumliche Neuorientierung der Wind-, Solar- und Bioenergie 

vor dem Hintergrund einer verringerten Akzeptanz sowie zunehmender Flächennut-

zungskonflikte im ländlichen Raum“ – verdeutlichen die Kontroverse in der Debatte um 

die räumliche Verträglichkeit von EE. Speziell an der Windenergie, die gewöhnlich zu 

einer starken Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt, wird bisweilen harsche Kri-

tik geübt (vgl. NOHL 2010). Dennoch gibt es auch Anhänger dieser Technologieroute. 

Nicht zuletzt spricht BOEING (2011, S. 30) im Zusammenhang mit dem Ausbau der 

Windenergie in Norddeutschland vom „Windenergiewunder“ und einer „Erfolgsstory“. 

 

Sicherlich ist es fraglich, ob – angesichts eines langsam eintretenden Gewöhnungseffek-

tes – die Bedenken von Heimatpflegevereinen gegenüber einer Technisierung von Kul-



 118 

turlandschaft durch EE nicht ohnehin einem Wandel unterliegen werden. Eine derartige 

Veränderung in der Haltung von Heimatpflegern würde kein neues Phänomen darstel-

len. So gibt es bspw. Bestrebungen, alte Kamine bzw. historische Schlote vor einem 

Abriss zu bewahren. Diese werden als „´[…] Kirchtürme der Industriestadt […]´“ be-

zeichnet (KNAB 2011, S. 1). Ein derartiger Sinneswandel in der Wahrnehmung von in-

dustrieller Bausubstanz könnte sich mittel- bis langfristig daher auch gegenüber den re-

generativen Technologien vollziehen.  

 

Auch wenn die Notwendigkeit eines Ausbaus von EE seitens der Heimatpflegevereine 

zumindest partiell auf Anerkennung stößt, so sind deren Vorschläge bzgl. der korrekten 

Errichtung von dezentralen Kraftwerken oftmals mit hohen Anforderungen und starken 

räumlichen Einschränkungen verbunden (vgl. FASSL 2009 & WARTNER 2010). Bürger-

initiativen verfolgen wiederum die Strategie, anderen Regionen die Verantwortung für 

eine nachhaltige Energiewende zu übertragen. Die Arbeitsgruppe Landschaftsschutz 

Buchenberg bspw. leitete eine Passage ihrer Informationsbroschüre mit folgender Über-

schrift ein: 

 

„Das passt: Wo Windkraftnutzung hingehört“. (SPONSEL 2009, S. 9) 

 

Damit wurde zum Ausdruck gebracht, dass für den Ausbau der Windenergie in erster 

Linie flache Landschaftseinheiten sowie leer geräumte und landwirtschaftlich intensiv 

genutzte Gebiete in Frage kommen und eben nicht das heimatliche Allgäu. Die »Bürger-

initiative Markt Schwaben« hat nicht einmal den Versuch unternommen, die von ihr 

empfohlene Wahl von möglichen Standorten außerhalb der eigenen Gemeinde sachlich 

zu begründen. So heißt es im Informationspapier:  

 

„…gibt es einen geeigneteren Standort???“ (MENDL et al. 2010, S. 1). 

 

GÖTZ (2011, S. V2/ 2) bestätigt die Einschätzung, dass EE oftmals nur dann akzeptiert 

werden, wenn sie in entfernt liegenden Regionen errichtet werden und verweist in die-

sem Zusammenhang auf die z. T. egoistische Haltung von Menschen, die nach dem 

»Sankt-Florians-Prinzip« bzw. nach dem »Not-in-my-backyard-Prinzip« zu handeln 

scheinen. OWENS (1990, S. 54) bestätigt diesen Eindruck wie folgt: 
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„On a more local scale, NIMBY resistance to new energy supply facilities has grown 

rapidly, making their location in some areas almost a political impossibility.“ 

 

Es besteht die Frage, welche Befürchtungen sich hinter einer derart massiven Gegen-

wehr breiter Bevölkerungsschichten verbergen. Die ungleiche Verteilung von Erlösen 

zwischen den Hauptakteuren Betreiber, Projektentwickler und Kommune könnte wo-

möglich ausschlaggebend sein. Nicht zuletzt sind die Kommunen, die schließlich die 

Nachteile von EE wie Verkehrsbelastung und Lärm zu tragen haben, oftmals benachtei-

ligt worden (GÖTZ 2011, S. V2/ 2). 

 

Einen weiteren Einflussfaktor stellt darüber hinaus die Art der kommunalen Bevölke-

rungsstruktur dar. Es wird behauptet, dass der Bevölkerungsteil, der – aufgrund einer 

langen lokalen Verwurzelung – in hohem Maße mit landwirtschaftlichen Prozessen ver-

traut ist und ein eher ökonomieorientiertes Verständnis von Natur hat, Biomassekraft-

werke eher akzeptieren wird als jener Bevölkerungsteil, der aus zugewanderten sowie 

dem Stress von urbanen Räumen entfliehenden Menschen besteht, die ein eher romanti-

sches Naturverständnis aufweisen (GÖTZ 2011, S. V2/ 2). 

 

Diese Einschätzung bedarf jedoch einer Korrektur, denn es greift zu kurz, die Angst vor 

einer technischen Überformung von kulturhistorisch bedeutsamen Landschaftsräumen 

und die damit einhergehende Degradierung historisch gewachsener Landschaftsbilder 

auf zugewanderte Bevölkerungsschichten zu reduzieren. Längst haben sich lokal stark 

verwurzelte Naturschutzverbände und Heimatpflegevereine des Themas »EE und Kul-

turlandschaft« angenommen, und dies in äußerst kritischer Art und Weise (vgl. 

BOSCH/ PEYKE 2011b & BOSCH/ PEYKE 2011c). Martin Wölzmüller, Geschäftsführer 

des Bayerischen Landesvereins für Heimatpflege e. V., beschreibt das Dilemma, in dem 

sich die EE befinden: 

 

„Warum wenden sich Menschen in großer Zahl gegen die Errichtung von Windkraftan-

lagen, wo doch anscheinend alles dafür spricht? Möglicherweise ist eine Antwort […] 

im nicht immer sorgsamen Umgang mit Baukultur, Städtebau und Landschaft [zu fin-

den]. (WÖLZMÜLLER 2010, S. 2) 
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Hieraus wird ersichtlich, dass die Notwendigkeit regenerativer Energieerzeugung 

durchaus anerkannt wird. Anscheinend haben jedoch die herkömmlichen Verfahren zur 

Integration von Technologien in den ländlichen Raum zu einer Diskreditierung von EE 

beigetragen. STOCK (1994) betont, dass sich der Widerstand bspw. gegen die Windener-

gie nicht aus Windkraftgegnern, sondern aus Windkraft-Standortgegnern zusammen-

setzt. Mit Blick auf die gängigen Methoden zur Standortplanung für EE erwächst daher 

die Vermutung, dass die »Erosionserscheinungen an der grünen Energiebranche« sys-

temimmanent sind. 

 

Nachdem die Fragestellung 2 ausführlich behandelt wurde, ist fraglich, wie denn nun 

eine höhere Akzeptanz gegenüber dem Ausbau von EE zu erreichen ist. In Schleswig-

Holstein soll bspw. die Akzeptanz der Windenergie dadurch erhöht werden, dass bei der 

Überarbeitung der Teilregionalpläne die Bevölkerung mit einbezogen wird. Hier besteht 

jedoch die Gefahr, dass sich der Ausbau von EE erheblich verzögert (ZIMMERMANN 

2011b, S. 47). Das Problem muss daher »an der Wurzel gepackt« werden, d. h. am Me-

chanismus der Standortplanung. In den folgenden Kapiteln wird hierzu ein innovativer 

Ansatz entwickelt. Eines ist jedoch an dieser Stelle bereits zu konstatieren: Mittlerweile 

stellt die »Akzeptanz« einen entscheidenden Standortfaktor beim Ausbau von EE dar. 

Die Optimierung von technologischen Parametern im Zuge von FuE ließ die Bedeutung 

der natürlichen Standortfaktoren innerhalb der letzten Jahre sukzessive in den Hinter-

grund rücken. Die verschiedenen Technologierouten haben allesamt einen hohen Reife-

grad erreicht. Prinzipiell kann jede Technologie an jedem Standort in Deutschland wirt-

schaftlich eingesetzt werden, solange die Akzeptanz gegeben ist. Es ist davon auszuge-

hen, dass sich dieses Phänomen in den kommenden Jahren sogar noch verstärken wird. 

ZIMMERMANN (2011b, S. 49) bestätigt die große Bedeutung der Akzeptanz für eine ra-

sche Energiewende: „Ein Schlüssel für beschleunigte Verfahren ist eine hohe lokale Ak-

zeptanz.“ 

 

Am Beispiel des Standortpotenzials der Tiefengeothermie ist ersichtlich, dass sich die 

geeigneten Standorte über einen Großteil des Bundesgebietes erstrecken (vgl. Abb. 28). 

Für die konkurrierenden EE ergeben sich gleichermaßen flächendeckende Gunstgebiete. 

Daraus folgt zwangsläufig, dass es zu großflächigen Standortüberschneidungen kommt, 

die die Eindeutigkeit einer Technologieverortung in Frage stellen. An dieser Stelle er-

wächst folglich das Verlangen nach einer ausgeklügelten Methode, die – vor dem Hin-
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tergrund des Standortfaktors Akzeptanz – v. a. die Raumverträglichkeit in den Fokus 

standortplanerischer Konzeption rückt. 

Abbildung 28: Standortpotenzial der Tiefengeothermie in Deutschland (Stand 2011) 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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5.3 Problem einer nicht-integrierenden Standortplanung 

Verbesserungen im Bereich der Standortplanung für EE können dadurch erreicht wer-

den, dass wirtschaftliche, technische und theoretische Potenziale mittels Produkt- und 

Prozessinnovationen besser ausgeschöpft werden. Auf dieser Möglichkeit liegt jedoch 

nicht der Fokus der vorliegenden Arbeit. Im Blickpunkt des Interesses steht vielmehr 

der Versuch, das erschließbare Potenzial durch die Erhöhung der Akzeptanz zu erwei-

tern. Hierzu gilt es, einen Paradigmenwechsel in der Standortplanung einzuleiten, der 

sich durch die Abkehr von einer aufwändigen und dadurch gesellschaftliche Kräfte zeh-

renden Optimierung fehlgesteuerter Planungssysteme auszeichnet. 

Abbildung 29: Elemente des Systems dt. Windenergiebranche 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

An dieser Stelle steht die Konfrontation mit dem gegenwärtigen Paradigma bei 

Standortplanungsprozessen im Bereich EE aus. Bemerkenswert ist, dass sich das Sys-

tem Energiebranche aus Elementen zusammensetzt, die unterschiedliche, miteinander in 

Konkurrenz stehende Technologierouten verfolgen. Beispielhaft steht hierfür eine Stel-

lungnahme des Fachverbandes Biogas e. V. zum EEG-Erfahrungsbericht des BMU 

aus dem Jahr 2007, in der eine Anhebung der Grundvergütung – speziell für kleine 

BGA – eingefordert wird (vgl. BMU 2007 & FACHVERBAND BIOGAS 2007d). Tatsäch-
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lich wurde mit der Novellierung des EEG im Jahr 2009 diesem Wunsch Rechnung ge-

tragen, indem die Grundvergütung für BGA mit einer Leistung von max. 150 kW um 

einen Cent auf 11,67 ct/ kWh angehoben wurde (vgl. KRAUS 2010).  

Abbildung 30: Elemente des Systems dt. Solarbranche 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Auch der Bundesverband WindEnergie e. V. (BWE) ist stets darum bemüht, sich mit 

Positionspapieren für die raumplanerische Besserstellung der »eigenen Technologie« – 

in diesem Fall die WKA – einzusetzen. So kritisiert der BWE Landesverband Berlin-

Brandenburg den Mangel an rechtlich abgesicherten Eignungsflächen und fordert 

Nachbesserungen seitens der Politik (vgl. BWE 2010a). Des Weiteren wurde im Positi-

onspapier zur anstehenden EEG-Novelle 2012 gefordert, die Anfangsvergütung bei 

WKA auf mindestens 8,93 ct/ kWh, die Grundvergütung auf mindestens 4,87 ct/ kWh 

festzulegen (vgl. BWE 2010b). Darüber hinaus werden die Abschaffung von Höhenbe-

grenzungen, der Vorrang gegenüber anderen öffentlichen Belangen sowie eine Mindest-

fläche für WKA von 2 % der jeweiligen Landesfläche gefordert (ZIMMERMANN 2011b, 



 124 

S. 49). Die Solarindustrie wiederum wird argumentativ stets vom Bundesverband So-

larwirtschaft e. V. (BSW) gestützt, der bspw. die Absenkung der Grundvergütung um 

16 % im Rahmen der EEG-Novellierung 2010 als zu hoch empfunden hat. In einem 

Auszug heißt es:  

 

„Die nun beschlossene Förderabsenkung war in den letzten Monaten jedoch vom Bun-

desverband Solarwirtschaf […] wiederholt als zu hoch kritisiert worden. […] Die ver-

einbarte dreimonatige Verschiebung von 3 Prozentpunkten […] ist nach Einschätzung 

des BSW-Solar lediglich ein ´kosmetischer Eingriff´, der für die deutsche Solarindustrie 

keine nennenswerte Unterstützung im Rahmen der Herausforderung darstellt, auch in 

Zukunft nachhaltig Wertschöpfung in Deutschland betreiben zu können.“ (BSW 2010b, 

S. 1) 

 

Die Abbildungen 29-33 gewähren einen Einblick in die Aufspaltung der EE in vonei-

nander getrennte, autarke Systeme, deren Zweck allein darin besteht, die Etablierung 

der eigenen Technologie voranzutreiben und ihre Interessen – auch nicht im Sinne einer 

möglichst raschen und nachhaltigen Energiewende – vehement gegen andere Technolo-

gierouten durchzusetzen. Diese an der eigenen Technologie ausgerichtete Interessenver-

tretung ist von großer räumlicher Relevanz, denn sie bleibt nicht ohne Wirkung auf die 

Standortplanung: Die bisherige Integration von EE in den ländlichen Raum zeichnete 

sich durch eine starke Fokussierung auf die Ansprüche der jeweiligen Technologie aus. 

In Abhängigkeit vom gewählten Technologiepfad – betraf es nun die Wind-, Biomasse- 

oder Solartechnologie – wurde ausschließlich nach Standorten für WKA (vgl. BRÜCHER 

2008 & KNIES 2010) bzw. nach Standorten für Biomassekraftwerke (vgl. URBAN et al. 

2007a; URBAN et al. 2007b & PLATA 2008) oder nach Standorten für PV-

Freiflächenanlagen (vgl. ZINK 2010) gesucht. 

Es war stets das Ziel, Standorte zu identifizieren, auf denen allein die potenzielle Leis-

tung des jeweils zuvor bereits gewählten Technologiepfades möglichst umfassend aus-

geschöpft werden konnte. Die Frage, ob sich der jeweilige Untersuchungsraum nicht 

besser für andere Technologierouten eignen würde oder ob es nicht sogar angebracht 

wäre, diesen Raum von jeglicher Technologie frei zu halten, wurde in keiner der Arbei-

ten erörtert, ja nicht einmal in Erwägung gezogen. Die Standortplanung tritt folglich 

mit einer von vornherein festgelegten Technologie an den Raum heran und sucht 

nach Wegen zu ihrer Verortung. Ein derartiges Vorgehen muss als unsensibel be-
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zeichnet werden und könnte als Ursache für zahlreiche Konflikte bei der Errichtung von 

EE in Frage kommen, Konflikte, die v. a. ökologischer und sozialer Natur sind (vgl. 

Fragestellung 3). In den Arbeiten von BOSCH/ PEYKE (2010, S. 925) wird diese Heran-

gehensweise und Planungsperspektive angeprangert, denn „[…] die energiestrategi-

schen Alleingänge einzelner Branchen verzerren den Blick auf die Möglichkeiten der 

jeweils eigenen Technologien. Dies mündet in einer diffusen Gemengelage an Energie-

konzepten, die das eigentliche Ziel – den optimalen Ausbau von Erneuerbaren Energien 

– aus den Augen verloren haben.“ 

Abbildung 31: Elemente des Systems dt. Bioenergiebranche 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Aus unternehmerischer Sicht ist es durchaus nachvollziehbar, dass die Vertreter der ein-

zelnen Energiebranchen in erster Linie daran interessiert sind, der jeweils eigenen 

Technologie neue Standorte und damit auch Absatzmärkte zu erschließen. Für Teilbran-

chen können sich mittels dieser Strategie durchaus positive Wachstumsschübe ergeben. 

Dennoch besteht für das Gesamtsystem Energiebranche die Gefahr eines unwirtschaftli-

chen Wachstums, da Folgendes doch offensichtlich erscheint: Die Standortakquise zu 
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Gunsten einer spezifischen Technologieroute kann u. U. zu Lasten der gesamte-

nergiewirtschaftlichen Standortakquise ausfallen. Inwieweit es sich dabei um un-

wirtschaftliches räumliches Wachstum handeln kann, wird im anschließenden Kapitel 

exakt erläutert. 

Abbildung 32: Elemente des Systems dt. Geothermiebranche 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Abbildung 33: Elemente des Systems dt. Wasserkraftbranche 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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5.4 Erneuerbare Energien in einer »vollen Welt« 

Die Probleme, die mit einer nicht-integrierenden Standortplanung einhergehen, lassen 

sich anhand von Erkenntnissen aus der Betriebswirtschaftslehre veranschaulichen. Hier-

zu wird die Theorie DALY´s (1992 & 2001) von der »leeren und der vollen Welt« 

(From empty-world economics to full-world economics) auf den Ausbau von EE über-

tragen. 

Abbildung 34: Verhältnis zwischen Raum und Technologie (ökonomische Ökonomik) 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

DALY (1992 & 2001) führt in seinen Studien die Möglichkeit eines unwirtschaftlichen 

Wachstums innerhalb der derzeit bestehenden Gesellschaftssysteme auf zwei wesentli-

che Gründe zurück: Zum einen werde das Verhältnis der Makroökonomie zum Ökosys-

tem falsch eingeschätzt, zum anderen ignoriere der Mensch schlichtweg die Grenzen der 

Tragfähigkeit der Erde. Werden die zentralen Begriffe seiner Theorie – »Wirtschaft« 

und »Ökosystem(-sektor)/ Natur« – durch die für die hier vorliegende Arbeit so bedeu-

tenden Begriffe – »(regenerative) Technologie« und »Raum« – ersetzt, so lässt sich das 

gegenwärtige Paradigma bei der Standortplanung für EE, dem ein ganz bestimmtes Bild 

des Verhältnisses zwischen Raum und Technologie zu Grunde liegt, gut beschreiben: 
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 „[…] Die [Technologie] wird einfach nicht als Subsystem des [Raumes] angesehen, 

sondern vielmehr im Gegenteil – [der Raum] als Subsystem der [Technologie]. [Der 

Raum] ist lediglich der Abbau- und Müllablagerungssektor der [Technologie]. Auch 

wenn dessen Leistungen zur Mangelware werden, kann das Wachstum ewig weiterge-

hen, da uns die Technologie ermöglicht, um den [Raum] ´herumzuwachsen´ […]. [Der 

Raum] ist tatsächlich nichts anderes als ein Lieferant unzerstörbarer Bausteine, die er-

setzbar und im Überfluss vorhanden sind. Die einzige Wachstumsgrenze liegt in der 

Technologie […].“ (DALY 2001, S. 7f.) 

 

Aus dieser technokratischen Perspektive erscheint die Technologie als das relevante 

Ganze und der Raum als Subsystem, als Teil dieses Ganzen (vgl. Abb. 34). Die Techno-

logie stellt Anforderungen an den Raum, d. h. dem Raum kommt nur insofern Bedeu-

tung zu, wie er im Stande ist, den Technologieanforderungen mittels seiner räumlichen 

Voraussetzungen gerecht zu werden (vgl. Abb. 35). BRÜCHER (2008, S. 8f.) tritt bei der 

Standortanalyse für WKA bspw. mit der Anforderung an den Raum heran, Standorte 

mit einer Windhöffigkeit von mindestens 5 m/ s in 50 m Höhe bereitstellen zu können. 

BOSCH/ PEYKE (2008, S. 452f.) wiederum suchen bei ihrer GIS-gestützten Standortana-

lyse für BGA nach Räumen, die zwischen Mai und September eine Temperatur von 

mehr als 14,5°C, eine Sonnenscheindauer von mehr als 950 h sowie eine Nieder-

schlagsmenge von mindestens 350 mm aufweisen. Der Raum wird damit zum Liefe-

ranten abgewertet und stellt quasi lediglich einen »Erfüllungsgehilfen der Techno-

logie« dar. Aus der Perspektive eines Unternehmers ist der Raum nur mehr eine Res-

source unter mehreren und aus standortkonzeptioneller Sicht dadurch von sekundärer 

Bedeutung. Die Aufgabe des Raumes besteht allein darin, Flächen mit geeigneten natür-

lichen sowie infrastrukturellen Voraussetzungen bereitzustellen. Limitiert wird der 

Ausbau scheinbar nur durch technologische Parameter, wie bspw. Wirkungsgrade, nicht 

aber durch räumliche Grenzen. Der technologische Fortschritt wird damit zur entschei-

denden Variable, um Hemmnisse beim Ausbau von EE überwinden zu können. 

 

Da in dieser Vorstellung die Technologie das große Ganze und der Raum lediglich ein 

Subsystem darstellt, kann der Ausbau der dezentralen Kraftwerke keineswegs zu Las-

ten, sondern vielmehr zum Wohle der Gesellschaft erfolgen. Der Technologiezuwachs 

erhöht sukzessive den Anteil an nachhaltig produzierter Energie – ein erklärtes Ziel der 

Bundesregierung! Es gilt jedoch zu berücksichtigen, dass, wenn die Technologie und 
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nicht der Raum als das relevante Ganze betrachtet wird, konkurrierende Flächennutzun-

gen keine Rolle spielen können und sich dadurch auch keinerlei Einschränkungen beim 

Ausbau ergeben. Flächennutzungskonkurrenz kommt allein innerhalb des Subsystems 

Raum zum Tragen. 

Abbildung 35: Alte Perspektive bei Standortplanungsprozessen für EE 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Sollte es tatsächlich einmal zu einer Verknappung der Ressource Raum kommen, wer-

den andere Subsysteme adäquaten Ersatz liefern und – nach dem Wortlaut von H. E. 

Daly – ein »herumwachsen« der Technologie um dieses Problem der Raumverknap-

pung ermöglichen. In begrenztem Umfang ist dies durchaus möglich, wenn bspw. durch 

gebäudeintegrierte Lösungen für EE ein Rückzug der Photovoltaik aus der Fläche er-

möglicht wird. Auch durch Repowering, d. h. den Ersatz von alten, leistungsschwachen 

durch neue, leistungsstarke WKA, kann die Energiebereitstellung vor dem Hintergrund 

eines verringerten Flächenanspruches erheblich gesteigert werden. Für Deutschland ist 

in der Tat davon auszugehen, dass sich die Anzahl an WKA innerhalb der nächsten Jah-

re deutlich reduzieren wird, hingegen der Anteil der Windenergie an der Stromproduk-

tion durch Steigerung der Flächenerträge massiv anwachsen wird. 

 

Reichen derartige Maßnahmen nicht aus, so besteht in der Erfindung, Einführung und 

Etablierung neuer Technologien eine weitere Alternative, um der Verknappung der Res-

source Raum zu begegnen. Hierbei ist bspw. an Kernfusion (vgl. BULLIS & STIELER 

2011) oder auch an Strom aus dem All (vgl. VERSECK 2011) zu denken, die zweifelsoh-

ne mit einer Reduzierung des Flächenanspruches einhergehen würden. Diese technolo-
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gischen Optionen werden jedoch kurz- bis mittelfristig nicht zur Verfügung stehen. Ein 

»herumwachsen« der Technologie um das Problem der Raumverknappung ist daher nur 

langfristig als Option anzusehen. Da sich die vorliegende Arbeit um eine kurz- bis- mit-

telfristige Perspektive für den Ausbau von EE bemüht, gilt es folglich, einen anderen, 

neuen Weg zu beschreiten. Dieser neue Ansatz wird, nachdem die Fragestellung 4 nun 

ausführlich behandelt wurde, im Folgenden genau erläutert. 

Abbildung 36: Verhältnis zwischen Raum und Technologie (ökologische Ökonomik) 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Entsprechend des Paradigmas einer ökologischen Ökonomik nach DALY (1992 & 2001) 

kann auch eine Perspektive eingenommen werden, die den Raum als das relevante Gan-

ze, die Technologie diesmal als Subsystem begreift (vgl. Abb. 36). Von entscheidender 

Bedeutung ist, dass neben dem Subsystem Technologie – darunter sind die EE zusam-

mengefasst – weitere Subsysteme wie Industrie, Verkehr, Erholung, Naturschutz, Mili-

tär, Siedlung und Landwirtschaft, mit z. T. großen Flächennutzungsansprüchen, in Er-

scheinung treten (vgl. Abb. 37 & 38). Sie alle »buhlen« quasi um die »Gunst des Rau-

mes«, wobei ein Großteil der Flächenbelegung durch die Vorgaben der Raumordnung 

erfolgt (vgl. SPITZER 1995 & WEILAND/ WOHLLEBER-FELLER 2007).  
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Charakteristisch an dieser Vision ist, dass mit dem Wachstum des Technologieka-

pitals ein Verlust an Raumkapital einhergeht. Da der Raum nicht vermehrbar ist, 

ergibt sich zwangsläufig eine Wachstumsgrenze für die Technologie (vgl. Abb. 36). 

Hinsichtlich der Annäherung an diese Grenze und der Fähigkeit des Menschen, den An-

näherungsgrad einschätzen zu können, wird erneut eine Aussage von DALY (2001, 

S. 4/ 6) herangezogen. Auch in diesem Zitat werden die zentralen Begriffe entsprechend 

der oben beschriebenen Vorgehensweise substituiert. 

 

„Ökologische Ökonomen haben […] darauf hingewiesen, dass die [Technologie] nicht 

das relevante Ganze ist, sondern ihrerseits ein Subsystem, ein Teil des [Raumes] […]. 

Die […] präanalytische Vision der ökologischen Ökonomik [beinhaltet] – [dass] die 

[Technologie] als Subsystem eines größeren Ökosystems, das Grenzen hat, nicht 

wächst und stofflich geschlossen ist [, angesehen werden muss]. [Der Raum] ist offen in 

Bezug auf einen Fluss solarer Energie, aber dieser ist seinerseits begrenzt und ohne 

Wachstum.“ 

Abbildung 37: Verhältnis zwischen Raum und Technologie in einer leeren Welt 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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Demnach bildet der Raum eine feste Grenze aus, die seitens der Technologie nicht über-

schritten werden kann. Es ist sogar davon auszugehen, dass bereits eine Annäherung an 

diese Grenze zu konfliktträchtigen Aushandlungsprozessen um die Ressource Raum 

führen könnte. Dies umso mehr, wenn nicht nur die Flächenansprüche der konkurrie-

renden Technologien, sondern jene sämtlicher, gesellschaftlich relevanter Nutzungen 

mit ins Standortkalkül einzubeziehen sind. Da dem Subsystem Technologie im Rahmen 

der Raumordnung bisher nur wenig Aufmerksamkeit zu Teil wurde – ganz im Gegen-

satz zu den Flächennutzungen Industrie, Verkehr, Erholung, Naturschutz, Militär und 

Siedlung – stehen ohnehin nur noch Restkategorien von Räumen zur Integration von EE 

in den ländlichen Raum zur Verfügung. Die Herausforderung besteht also darin, das 

optimale Ausmaß der Technologie im Verhältnis zum Raum zu ermitteln. 

Abbildung 38: Verhältnis zwischen Raum und Technologie in einer vollen Welt 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

DALY (2001, S. 6) versteht unter dem optimalen Zustand jenen Punkt im Zusammen-

spiel der wirtschaftlichen Kräfte, bei dem das gesamtgesellschaftliche Wohlergehen am 

größten ist. Diese Auffassung stellt auch das Leitmotiv der vorliegenden Arbeit dar. 

Dabei ist es hilfreich, von der präanalytischen Vision der ökologischen Ökonomik aus-

zugehen, d. h. den Raum als das relevante Ganze und die Technologie schlicht als ein 
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Subsystem zu betrachten (vgl. Abb. 36). Ausgehend von dieser Vorstellung stellt sich 

zwangsläufig die Frage, in welchem Ausmaß der Raum bereits mit Technologien und 

konkurrierenden Flächennutzungen angefüllt ist bzw. welchen Raumanspruch die ein-

zelnen Subsysteme derzeit aufweisen. Hierzu ist es notwendig, sich zweier weiterer Be-

griffe aus der Theorie von DALY (1992 & 2001) zu bedienen und auf den Sachverhalt 

der vorliegenden Arbeit zu übertragen: Es geht dabei um die Begriffe »leere Welt« und 

»volle Welt« (DALY 2001, S. 6). 

 

Von dieser grundlegenden Vision [der ökologischen Ökonomik] gibt es zwei Versionen: 

jene der ´leeren Welt´ und jene der ´vollen Welt´. Das zeigt uns, dass die Vertreter des 

selben Paradigmas infolge verschiedener Interpretationen ´der Tatsachen´ zu unter-

schiedlichen Meinungen über die Dringlichkeit kommen können. Jedoch werden beide 

Seiten zustimmen, dass das Ziel in einem optimalen Ausmaß der [Technologie] im Ver-

hältnis zum [Raum] liegt. Das optimale Ausmaß ist jenes, bei dem das Wohlergehen am 

größten ist.“ 

 

In einer sog. leeren Welt – um die Begrifflichkeit von DALY (1992 & 2001) aufzugrei-

fen – innerhalb derer kaum konkurrierende Flächennutzungsinteressen bestehen, stellt 

der Raum noch keinen begrenzenden Faktor dar (vgl. Abb. 37). Flächen sind vielmehr 

im Überfluss vorhanden und »Peak space« noch weit entfernt. Damit kann jede Techno-

logie ohne Probleme räumlich expandieren und zum gesamtgesellschaftlichen Wohler-

gehen beitragen, ohne dabei eine Einschränkung für konkurrierende, möglicherweise 

besser geeignete Technologien darzustellen. In einer sog. vollen Welt ist dies nicht mehr 

ohne Weiteres der Fall, denn ein Großteil des Raumes wird sowohl von regenerativen 

Technologien als auch von Nutzungen beansprucht, die jenseits der Energieproduktion 

liegen (vgl. Abb. 38). Das bedeutet, dass mit zunehmendem Wachstum des Subsystems 

Technologie dieses einen immer größeren Anteil am Gesamtsystem Raum einnehmen 

und dabei zu einer Verschärfung der Flächennutzungskonkurrenz beitragen wird. Zahl-

reiche Indikatoren verweisen bereits heute auf das große Ausmaß an Flächennutzungs-

konkurrenz im ländlichen Raum. Beispielhaft stehen hierfür die regional z. T. erheblich 

steigenden Pachtpreise für Ackerland in veredelungsintensiven Landkreisen (z. B. Ems-

land, Cloppenburg, Diepholz). Verantwortlich dafür ist die Ausweitung des Energie-

pflanzenbaus und die damit einhergehende Erhöhung des Nutzungsdruckes auf die 
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landwirtschaftlichen Nutzflächen (vgl. BREUSTEDT/ HABERMANN 2010 & 

ENTRUP/ KIVELITZ 2010, S. 37). 

Abbildung 39: Windenergie in Bayern - Ausschlussgebiete (Restriktionsfläche I) 

 

Quelle: BOSCH/ PEYKE 2011e, S. 35. 
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Abbildung 40: Windenergie in Bayern - Ausschlussgebiete (Restriktionsfläche II) 

 

Quelle: BOSCH/ PEYKE 2011e, S. 35. 

Auch im Bereich Windenergie sind die räumlichen Grenzen bereits deutlich zu spüren, 

wie die Beispiele Bayern und AWZ zeigen. Im Freistaat Bayern spielte der Ausbau von 

WKA bis zum Reaktorunglück von Fukushima und den daraus abgeleiteten Konse-
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quenzen für die bayerische Energiepolitik – nicht zuletzt aufgrund schlechter Windver-

hältnisse und eines dadurch traditionell kaum verankerten Technologiepfades Wind-

energie – eine eher untergeordnete Rolle (BOSCH/ PEYKE 2009, S. 45). In den kommen-

den Jahren ist in Bayern jedoch mit einer massiven Erhöhung der installierten elektri-

schen Leistung zu rechnen (BOSCH/ PEYKE 2011b, S. 110). Bei der AWZ handelt es sich 

ebenfalls um einen Raum, der sich erst spät dem Ausbau der Windenergie geöffnet hat 

(vgl. ALPHA VENTUS 2010; GILLE 2010 & BOSCH/ PEYKE 2011b). Die Windverhältnisse 

im Offshore-Bereich sind jedoch ungleich günstiger als im windschwachen Bayern, 

denn Windparks auf Offshore-Standorten generieren im Durchschnitt 50 % mehr Ertrag 

als jene im Binnenland (LESSNER 2010b, S. 18). 

 

Grundsätzlich erfahren WKA eine baurechtliche Privilegierung im Außenbereich von 

Gemeinden. Dadurch wird verhindert, dass sich etwaige störende Wirkungen von WKA 

(z. B. Schattenwurf, Geräuschemissionen) negativ auf die Lebensqualität im Siedlungs-

bereich auswirken (vgl. JURISTISCHER INFORMATIONSDIENST 2010). Aus diesem Grund 

wurde bei der Standortanalyse für Bayern ein Mindestabstand der WKA zum Sied-

lungskörper von 800 m eingehalten (vgl. Abb. 39). 

Die Abbildung 39 verdeutlicht eindrucksvoll, dass bereits durch den Ausschluss von 

Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Bodenschätze sowie von Siedlungsflächen das 

Standortpotenzial der Windenergienutzung erheblich eingeschränkt wird. Allein damit 

sind noch längst nicht alle Restriktionsflächen erfasst. Die Ausweisung von ausgedehn-

ten Ausschlussgebieten für Windenergie, National- und Naturparken, Landschafts- und 

Naturschutzgebieten, Biosphärenreservaten etc. sorgen zusätzlich dafür, dass dem Aus-

bau der Windenergie nur ein schmaler Korridor verbleibt (vgl. Abb. 40). Zusätzlich ver-

schärft wird der räumliche Engpass dadurch, dass, angesichts der Windhöffigkeit in 

Bayern, nur wenige der ausschlussfreien Gebiete zur Initiierung von Windenergiepro-

jekten geeignet sind (vgl. Abb. 41). 

 

Angesichts derartiger Restriktionen auf Binnenstandorten könnte eine mögliche Strate-

gie darin bestehen, auf Offshore-Standorte in Nord- und Ostsee auszuweichen. Die An-

nahme, dass der Flächennutzungsdruck auf hoher See geringer ausfällt, ist jedoch kei-

neswegs korrekt (vgl. Abb. 42). Vorranggebiete für Windenergie erscheinen auch hier 

lediglich als Restgröße innerhalb eines Raumes, der bereits stark von der Seeschifffahrt 

sowie von Schutzgebieten beplant ist. Die ausschlussfreien Flächen werden nicht zuletzt 
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aus Gründen des Raummangels intensiv von der Windenergiebranche genutzt (vgl. 

Abb. 43). 

Abbildung 41: Windenergie in Bayern - Standortpotenzial 

 

Quelle: BOSCH/ PEYKE 2011c, S. 54. 
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Abbildung 42: Integration der Windenergie in die AWZ 

 

Quelle: BOSCH/ PEYKE 2011c, S. 55. 

Indikatoren wie Pachtpreise sowie die oben visualisierten räumlichen Möglichkeiten der 

Windenergie sind ein Beleg dafür, dass hinsichtlich des Ausbaus der EE von einer vol-

len Welt auszugehen ist. Zwar gibt es jenseits der Windenergie noch keine weiteren ge-

bietsbezogenen Nutzungsregelungen in Form von Vorranggebieten, jedoch offenbaren 

sich bei genauerer Betrachtung auch bei der Solarenergie erhebliche räumliche Ein-

schränkungen, die das Bild von einer vollen Welt bestätigen. Allein aus der Vorgabe, 

dass PV-Freiflächenanlagen an Siedlungskörper anzubinden sind (BAYERISCHES 

STAATSMINISTERIUM DES INNERN 2009, S. 2), um einer etwaigen Zersiedelung der 

Landschaft vorzubeugen, erwachsen erhebliche räumliche Einschränkungen für die So-

larindustrie (vgl. ARGE PV-MONITORING 2005 & BOSCH/ PEYKE 2011b). Darüber hin-

aus werden einerseits Ackerflächen seit dem 1. Juli 2010 nicht mehr in der Vergütungs-

struktur mitberücksichtigt, andererseits die Vergütungssätze in Etappen gekürzt (vgl. 

BMU 2010). Bedeutende räumliche Potenziale für die PV-Industrie sind nunmehr in 

erster Linie innerhalb eines 110- bzw. 100-Meter-Streifens entlang von Bahntrassen und 

Autobahnen zu finden (vgl. SCHRÖDTER/ KURAS 2011). Des Weiteren ist der im Rah-

men der DII geplante Ausbau von solarthermischen Kraftwerken in den Wüstengebieten 

der MENA-Region, der mit einer Entlastung ländlicher Räume in Europa einhergehen 

würde, noch fragwürdig (vgl. BOSCH 2010a). 
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Abbildung 43: Geplante und genehmigte Windparks in der AWZ 

 

Quelle: BOSCH/ PEYKE 2011c, S. 55. 

Mit Blick auf die von der AGENTUR FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN (2009) veröffentlich-

ten Vorgaben zum Ausbau von EE ist zu erwarten, dass sich speziell im Bereich Bio-

energie Probleme aufgrund einer »vollen Welt« ergeben werden. Um bis 2020 jährlich 

54,3 Mrd. kWh Strom, 150,3 Mrd. kWh Wärme und 111,3 Mrd. kWh Kraftstoff liefern 

zu können, müsste der Bioenergie ein Anteil von 21,9 % an der landwirtschaftlich ge-

nutzten Fläche zugestanden werden. Dies würde in etwa einer Fläche von 3,7 Mio. ha 

entsprechen (vgl. Abb. 44). Ein derartiges Ausmaß dürfte sich aufgrund widerstrebender 

Raumnutzungsinteressen als äußerst konfliktträchtig darstellen. Die Bioenergie steht 

nicht zuletzt in starker Flächennutzungskonkurrenz zum Anbau von Nahrungs- und Fut-

termitteln und sieht sich darüber hinaus – aufgrund eines aus ökologischer Sicht be-

denklichen Anbaus von Energiepflanzen (Monokulturen, Bodenerosion, Eutrophierung, 

Verlust an Biodiversität etc.) – mit einer schwindenden Akzeptanz in der Bevölkerung 

konfrontiert (vgl. JENSSEN 2010; LESSNER 2010c; NABU 2010 & BOSCH/ PEYKE 

2011b). Ohnehin können sich nur 42 % der Bevölkerung vorstellen, in unmittelbarer 

Nähe einer Biomasseanlage zu wohnen (vgl. Abb. 45). Die Bioenergie besitzt damit das 

schlechteste Image unter den EE. Als Gründe werden v. a. Geruchsbelästigung sowie 
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ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch den Transport von Substraten – i. d. R. Silo-

mais, Grassilage und Roggen – angegeben. Die Bioenergie scheint demnach bereits zum 

jetzigen Zeitpunkt an die Grenzen des Raumes zu stoßen, wobei fraglich ist, ob ein 

raumverträgliches Standortkonzept nicht auch neue Raumpotenziale freisetzen könnte. 

Abbildung 44: Potenzial und Flächenverbrauch von EE in Deutschland bis 2020 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 36. 

Eines ist nun deutlich geworden: Die Zeiten einer leeren Welt sind längst vorbei. In vor-

industrieller Zeit, in der die Nutzung regenerativer Quellen – v. a. Biomasse – bereits 

eine große Bedeutung innehatte (vgl. BRÜCHER 2008 & BRÜCHER 2009), waren Flächen 

noch in ausreichendem Maße vorhanden. Zwar wurde die Energie vom Raum bezogen 

(energy from space), jedoch fiel die Verbreitung von dezentralen Kraftwerken aufgrund 

eines geringen technologischen Reifegrades sehr gering aus. Des Weiteren traten kaum 

konkurrierende Flächennutzungen auf. Wirtschaftliches Wachstum und räumliche Ex-

pansion waren durch die Verwendung von äußerst primitiven Technologien wie Wind-

mühlen und Brennholzöfen nicht möglich. Darüber hinaus konnte die Biomasse nicht 

weit transportiert werden. Damit fanden Energieerzeugung und -verbrauch oftmals am 

gleichen Standort statt. Diese technologische und wirtschaftliche Stagnation bei den re-

generativen Energieträgern wurde schließlich durch die Verwendung von Steinkohle 

sowie durch Basisinnovationen wie Dampfmaschine, Koks und Eisenbahn überwunden. 

Hinsichtlich der Energiebereitstellung spielte der Raum während der Industrialisierung 

lediglich eine untergeordnete Rolle, denn das Energiesystem hing von der Ergiebigkeit 

weniger, ungleich verteilter Lagerstätten und nicht von der Verfügbarkeit von Flächen 
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ab. Der Raum spielte allein bei der Verteilung der Energie eine Rolle, denn ausgehend 

von wenigen großen Kraftwerken musste der gesamte Raum mit Energie beliefert wer-

den. BRÜCHER (2008, S. 4) beschreibt ein derartiges Energiesystem treffend mit »ener-

gy for space«. Mit dem Beginn des »Erdölzeitalters« verstärkte sich der zentrale Cha-

rakter dieses Systems noch. Von diesem Zeitpunkt an reduzierte sich der Flächenver-

brauch auf nur mehr punktuelle Standorte wie Rohöl- und Erdgaslagerstätten, deren Re-

servoirs sich unter der Erdoberfläche befanden (vgl. BRÜCHER 2009). 

Abbildung 45: Akzeptanz von dt. Kraftwerken in unmittelbarer Nachbarschaft 2009 

 

Quelle: BOSCH/ PEYKE 2011b, S. 113. 

Die Endlichkeit von fossilen und nuklearen Energieträgern, die zunehmende Abhängig-

keit von wenigen Lieferländern (REMPEL 2008, S. 23ff.) sowie die negativen Umwelt-

wirkungen führen nun zu einer Renaissance von »energy from space« (BRÜCHER 2008, 

S. 4). Die technologischen Standards und der technologische Fortschritt sind jedoch 

nicht mehr mit vorindustriellen Verhältnissen vergleichbar. Längst befassen sich FuE 

mit der Optimierung technischer Parameter und bringen so standardisierte Spitzentech-

nologien mit hohen Wirkungsgraden hervor. Der wirtschaftliche Fortschritt und das Be-

völkerungswachstum der Nachkriegszeit haben jedoch dazu geführt, dass sich die Nut-

zungsansprüche an den Raum verstärkt und einer »vollen Welt« den Weg geebnet ha-

ben. Zahlreiche Interessengruppen wie Naturschutzverbände, Tourismusverbände, Hei-
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matpflegevereine, Industrieverbände und Militär wollen die noch freien Flächen bepla-

nen. Der Raum wird dadurch zusehends zum eigentlichen limitierenden Faktor eines re-

generativen Energiesystems. In einer Zeit, in der sich der Ausbau von EE auf Wüsten-

gebiete, Offshore-Bereiche, Konversionsflächen sowie Gebäudefassaden zu beschrän-

ken scheint bzw. zum Ausweichen gezwungen wird (vgl. BOSCH/ PEYKE 2011b & 

BOSCH/ PEYKE 2011c), um dadurch den ländlichen Raum möglichst vor einer zu starken 

Technisierung zu bewahren, scheint die Annäherung an die räumlichen Grenzen bereits 

spürbar geworden zu sein. Daraus erwächst die Notwendigkeit, jeglichen weiteren 

Ausbau von dezentralen Kraftwerken kritisch zu hinterfragen und auf seine Not-

wendigkeit und Raumeignung hin zu überprüfen. Ziel muss es sein, aus möglichst 

wenig Fläche möglichst viel Energie zu generieren bzw. den notwendigen Ausbau 

auf ein Minimum an Fläche zu beschränken. Es stellt sich schlicht die oben bereits 

erwähnte Frage nach dem optimalen Ausmaß der Technologie im Verhältnis zum 

Raum. 

5.5 Ursachen des suboptimalen Ausbaus von Erneuerbaren Energien 

Ausgehend von einer vollen Welt – dies ist entsprechend den Ergebnissen des vorher-

gehenden Kapitels angebracht –, innerhalb derer sich eine Energiewende auf ein Mini-

mum an Flächen beschränken muss, ist es notwendig, von einem neuen Paradigma in 

der Standortplanung auszugehen. Wie bereits erwähnt wurde, muss hierzu der Raum in 

das Zentrum standortkonzeptioneller Überlegungen gerückt werden. Allzu oft liegt der 

Fokus jedoch auf der Technologie. Im Folgenden wird erörtert, welche Gründe hierfür 

verantwortlich sind. Dies bedeutet, dass nochmals auf Fragestellung 3 näher eingegan-

gen wird. 

 

Es ist davon auszugehen, dass persönliche Präferenzen von Unternehmern eine gewich-

tige Rolle bei der räumlichen Verteilung von EE spielen. Einerseits ist hierbei die Sym-

pathie für einen spezifischen Technologiepfad, andererseits die Wahl des entsprechen-

den Standortes zu betrachten. Geht man von einem geodeterministischen Menschen-

bild aus, so zwingen die lokalen bzw. regionalen natürlichen Voraussetzungen den Un-

ternehmer zur Wahl eines ganz bestimmten Technologiepfades. Der Unternehmer be-

sitzt keine Wahlfreiheit, da die standortspezifischen Voraussetzungen, wie bspw. eine 

hohe solare Einstrahlung, eine hohe Windhöffigkeit oder eine hohe Biomasseprodukti-

on, ihn auf eine PV-Freiflächenanlage, WKA oder BGA festlegen. Besitzt der Unter-
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nehmer hingegen vollkommene Wahlfreiheit, weil er nicht an Natur- sowie andere 

Standortfaktoren gebunden ist, so wird von Voluntarismus gesprochen. Damit wird die 

Entscheidung für eine WKA, PV-Freiflächenanlage oder BGA der Abhängigkeit von 

natürlichen Voraussetzungen wie Windhöffigkeit, Globalstrahlung oder Bodenqualität 

enthoben und hängt allein vom Willen des Unternehmers ab. Geodeterminismus und 

Voluntarismus stellen nach Ansicht von BATHELT/ GLÜCKLER (2002, S. 24) Extreme 

dar und können die Realität nur unzureichend beschreiben. Hilfreich erscheint da der 

von Vidal de la Blache schon früh geprägte Begriff des Possibilismus, der die Welt als 

ein System auffasst, innerhalb dessen die Natur zwar Einfluss auf das Handeln des 

Menschen ausübt, dieser jedoch ein gewisses Maß an Wahlfreiheit besitzt. Übertragen 

auf die EE bedeutet dies, dass spezifische natürliche Standortvoraussetzungen zwar 

Wettbewerbsvorteile für spezifische Technologien schaffen, der Unternehmer jedoch 

auch suboptimale Lösungen, die dennoch einen wirtschaftlichen Betrieb ermöglichen, in 

Betracht ziehen kann. 

 

Darüber hinaus ist es möglich, dass fehlendes Natur-Kapital durch den Einsatz von 

menschengemachtem Kapital kompensiert werden kann. Beispielhaft steht hierfür die 

auf Düngemaßnahmen beruhende, sukzessive Aufwertung eines ursprünglich ertrags-

armen Bodens, um diesen für den Anbau von Energiepflanzen aufzubereiten. Zusätzlich 

ist zu bedenken, dass bei der Wahl des Standortes – speziell bei kleineren Unterneh-

mungen – das mikrosoziale Umfeld eine wesentliche Rolle spielen kann (KLANDT 

1984, S. 59). Oftmals schließen die Unternehmer von Beginn an Standorte aus, die jen-

seits des lokalen bzw. regionalen Aktionsraumes liegen, nicht zuletzt da sie v. a. einen 

guten Informationsstand bzgl. der jeweils lokalen bzw. regionalen Standortvorausset-

zungen besitzen (vgl. FRITSCH 1990; KIRSCHBAUM 1982 & LLOYD/ MASON 1983). Des 

Weiteren ist es angesichts der limitierenden Faktoren Information, Geld und Zeit 

schlichtweg nicht möglich, alle Standorte in die Überlegungen mit einzubeziehen 

(SCHMUDE 1994, S. 78). Im Extremfall lassen Betreiber die EE sogar auf dem eigenen 

privaten Grundstück – wie es bspw. bei den zahlreichen Hofanlagen in der Biogasbran-

che oder bei gebäudeintegrierten PV-Modulen der Fall ist – errichten. Subjektive 

Wertvorstellungen, persönliche Präferenzen aber auch Zufall und die Nachahmung 

erfolgreicher Standortentscheidungen müssen ebenfalls in Betracht gezogen werden 

(SCHÄTZL 2001, S. 60/ 63). 
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Davon abgesehen ist zu betonen, dass bei wirtschaftlichen Entscheidungen auch soziale 

Regeln und Reziprozität bedeutende Faktoren sein können (vgl. BATHELT/ GLÜCKLER 

2001 & FEHR/ GÄCHTER 1998). Das »Konzept der embeddedness« besagt, dass öko-

nomisches Handeln stets in ein System sozialer Beziehungen eingebettet ist (vgl. 

GRANOVETTER 1985 & GRANOVETTER 1990). Nicht zuletzt geht die Münchner Schule 

der Sozialgeographie davon aus, dass der Mensch – als Träger von Funktionen – stets 

im Kontext der Werte, Motive und Bewertungsmaßstäbe einer sozialen Gruppe handelt 

(vgl. MAIER et al. 1977). Derartige Einflüsse können sich in einer Abweichung vom 

Standortoptimum äußern, wenn – je nach sozialer Zugehörigkeit – ein unterschiedlicher 

Bewertungsmaßstab bei der Integration von EE in den ländlichen Raum herangezogen 

wird. 

 

Nicht zu unterschätzen ist auch die Tatsache, dass Energieunternehmen und Anlagen-

bauer machtvolle Institutionen darstellen, die das Standortverhalten und damit die 

Marktchancen anderer, konkurrierender Akteure beeinflussen können. 

BATHELT/ GLÜCKLER (2002, S. 173) betonen, dass Standortfaktoren wie Infrastruktur, 

Steuern und Löhne keineswegs festgelegte Größen sind, vielmehr befinden sie sich im 

Brennpunkt wiederkehrender Aushandlungsprozesse. Das zentrale Anliegen eines Un-

ternehmens sei dabei das Streben nach Wachstum. Dieses lasse sich v. a. durch die Kon-

trolle über Ressourcen erreichen. Auch die Ressource Raum wird dabei zum »Spielball« 

konkurrierender Interessen und muss sich unternehmensspezifischen Zielen unterord-

nen. Gesamtgesellschaftliche Interessen rücken dabei möglicherweise in den Hinter-

grund, bspw. wenn Standorte mit Technologien besetzt werden, die nicht der optimalen 

Nutzung der Standortpotenziale, sondern vielmehr dem Wachstumsstreben von Unter-

nehmen entsprechen. BRÜCHER (2008, S. 11) weist darauf hin, dass der von den Ölkon-

zernen BP und Shell sowie vom großen französischen Energieversorger EDF zu be-

obachtende Einstieg in den Bereich der EE nicht nur auf den Versuch zurückzuführen 

ist, sich ein umweltfreundliches, grünes und modernes Image anzueignen. Vielmehr sei 

es das versteckte Ziel, die etablierten zentralen Entscheidungsstrukturen aufrecht-

zuerhalten und den Ausbau von EE möglichst zu blockieren. Nicht zuletzt besteht 

die Vermutung, dass die Errichtung der ersten WKA in Deutschland – mit dem Namen 

GROWIAN – ein gezielter Schachzug der großen, kernenergiefreundlichen Energiever-

sorger war, um die Windenergie massiv zu diskreditieren (DOHMEN/ HORNIG 2004, 

S. 83). 
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Nun stellt sich die Frage, wie sich diese zahlreichen, soeben beschriebenen Einflussfak-

toren auf den Ausbau von EE auswirken können. Folgendes ist dabei festzuhalten: Allen 

diesen Ansätzen ist zu eigen, dass dem spezifischen Potenzial eines Raumes nicht die 

Bedeutung beigemessen wird, die zu einem optimalen Ausbau von EE notwendig wäre, 

denn die Primatstellung hinsichtlich standortkonzeptioneller Überlegungen kommt ein-

deutig der Technologie zu. Daraus können u. U. erhebliche Probleme erwachsen. Dies 

lässt sich dadurch erklären, dass die Standortplaner nicht zwangsläufig dazu genötigt 

werden, die Identifizierung von optimalen Standorten mit ins Kalkül einbeziehen zu 

müssen. Suboptimale Standorte, die vor dem Hintergrund der Stützung durch das EEG 

oder EEWärmeG zumindest einen soliden wirtschaftlichen Betrieb regenerativer Kraft-

werke ermöglichen, sind bereits ausreichend. D. h., es werden lediglich Mindestanfor-

derungen an den Raum gestellt, wie bspw. bei BRÜCHER (2008, S. 8), der nach Stand-

orten mit einer Windhöffigkeit von mindestens 5 m/ s in 50 m Höhe sucht. 

 

Im Sinne der Marginalschule der industriellen Standortlehre, die auf SMITH (1971) 

zurückgeht, erfolgt der Ausbau von EE damit nach dem Prinzip einer flächenbezoge-

nen Standortbewertung. Im Vordergrund steht nicht zwangsläufig die Identifizierung 

des optimalen Standortes und damit das Ziel der Gewinnmaximierung – entsprechend 

dem rationalen Verhalten eines homo oeconomicus (REICHART 1999, S. 31) –, als viel-

mehr das reine Streben nach Gewinn. Es wird folglich von räumlichen Gewinnzonen 

ausgegangen. Innerhalb dieser sog. Margins besteht eine gewisse Flexibilität hinsicht-

lich standortplanerischer Entscheidungen (BATHELT/ GLÜCKLER 2002, S. 130f.; 

DICKEN/ LLOYD 1999, S. 83ff. & SCHÄTZL 2001, S. 52ff.). Die Frage, ob andere Tech-

nologien nicht eine bessere Eignung innerhalb dieser Gewinnzonen besitzen würden, 

wird – wie bereits erwähnt – nicht gestellt. Hierzu müsste eine punktbezogene Stand-

ortbewertung erfolgen, wie sie bspw. bei WEBER (1909) durch die Ermittlung des 

»tonnenkilometrischen Minimalpunktes« vorliegt. Diese Herangehensweise schien je-

doch bereits mit PRED (1967) überholt. Er verdeutlichte mittels einer behavioristischen 

Matrix, dass die Frage, ob ein Unternehmen einen Standort innerhalb oder außerhalb 

der Gewinnzone wählen würde, in entscheidendem Maße von der Quantität und Qualität 

der verfügbaren Informationen sowie von den Fähigkeiten abhängt, diese Informationen 

auch nutzen zu können (vgl. BATHELT/ GLÜCKLER 2002, S. 131f. & SCHÄTZL 2001, 

S. 59ff.). Allan Pred hält es für möglich, dass trotz eines Mangels an Informationen und 

suboptimaler Informationsverarbeitungsfähigkeiten die Wirtschaftlichkeit einer Stan-
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dortentscheidung gegeben sein kann. Er geht damit ebenfalls von räumlichen Gewinn-

zonen aus und zeigt, dass eine Optimierung nicht zwangsläufig notwendig ist. Hierbei 

wird vom Satisficer-Konzept gesprochen (vgl. SCHAMP 1983 & UCHATIUS 2000). Es 

geht folglich nicht um „die Wahl eines optimalen, sondern [um] die eines zufriedenstel-

lenden Standortes.“ (SCHÄTZL 2001, S. 62). 

 

In der Tat würde sich eine punktbezogene Standortbewertung angesichts der vielfältigen 

Interdependenzen zwischen den zahlreichen, ins Kalkül mit einzubeziehenden Variab-

len technologischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Art sowie ihrer großen Dy-

namik als äußerst komplex erweisen. Wird diese Herausforderung jedoch nicht ange-

nommen, so besteht die Gefahr, dass aufgrund von suboptimalem Unternehmertum, 

persönlichen Präferenzen sowie wirtschaftlicher Macht Standorte besetzt werden, die 

nicht der optimalen Nutzung der Flächen entsprechen. Dadurch könnten einerseits wert-

volle Energiepotenziale verloren gehen, andererseits das Image der EE Schaden erlei-

den. Daher ist es notwendig, den Raum optimal zu nutzen. Das Verhältnis zwischen 

Raum und Technologie muss hierzu jedoch neu definiert werden.  

5.6 Neues Verhältnis zwischen Raum und Technologie 

Mit der Erarbeitung eines neuen Standortkonzeptes – dies ist ein wesentliches Anliegen 

der vorliegenden Arbeit – gilt es, einen Paradigmenwechsel in der Standortplanung für 

EE einzuleiten. Die entscheidenden Impulse erwachsen dabei aus einer Neudefinierung 

des Verhältnisses zwischen Raum und Technologie. Die vorhergehenden Kapitel haben 

gezeigt, dass nicht mehr die Technologie, sondern der Raum in den Mittelpunkt stand-

ortkonzeptioneller Überlegungen zu rücken ist. Der Raum, der bisher nur als Anbieter 

von Standortfaktoren fungierte und dadurch eine Abwertung zu einer bloßen Ressource 

erfuhr, wird durch diesen Paradigmenwechsel seiner Unterbewertung enthoben. Der 

Raum stellt nun die Anforderungen und die Technologie hat entsprechende Vorausset-

zungen zu liefern (vgl. Abb. 46). 

 

Es stellt sich die Frage, ob eine derartige Schwerpunktverlagerung tatsächlich zu einer 

nennenswerten Steigerung des Beitrags von EE führen kann. Dies wird noch zu über-

prüfen sein. Eine Tatsache spricht bereits an dieser Stelle dafür, dass von der neuen 

Sichtweise positive Impulse für den Ausbau von EE zu erwarten sind: Werden die An-

sprüche der Technologie in den Vordergrund gerückt, so kann es u. U. zu einer 
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nicht eindeutigen Zuordnung von Raum und Technologie kommen, da die Voraus-

setzungen, die ein bestimmter Raum liefert, möglicherweise für mehr als eine 

Technologie geeignet sind. Ein Standort kann hinsichtlich Windhöffigkeit, Solarstrah-

lung und Biomasseproduktion durchaus so ausgestattet sein, dass ein wirtschaftlicher 

Betrieb aller Technologiepfade möglich ist. Prinzipiell muss dies kein Nachteil sein, 

v. a. wenn es darum geht, Technologien an einem Standort zu kombinieren. Problema-

tisch ist es jedoch, wenn aufgrund dieser scheinbaren Wahlfreiheit die Frage nach der 

optimalen Raumnutzung nicht mehr gestellt wird. Die Gefahr besteht darin, dass sich 

eine suboptimale Lösung durchsetzt, die sich gegenüber den konkurrierenden Techno-

logien lediglich durch »nicht-objektive Standortvorteile« (unternehmerische Macht, 

qualitativ/ quantitativ bessere Informationen, Lobbyismus etc.) auszeichnet (vgl. 

Abb. 47 oben). 

Abbildung 46: Neue Perspektive bei Standortplanungsprozessen für EE 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Eine eindeutige Zuordnung von Raum und Technologie – dies sollte das zentrale Motiv 

einer objektiven, am Optimum interessierten, raumverträglichen Standortplanung dar-

stellen – lässt sich nur vollziehen, wenn die Ansprüche des Raumes (vgl. Kapitel 5.7.3) 

in den Vordergrund gerückt werden. Entscheidend dabei ist, dass es die Anforderungen 

des Raumes sind, die es zu berücksichtigen gilt. Diese werden an die Technologien 

bzw. an alle verfügbaren EE weitergegeben, die sich quasi dem Raum mittels ihrer je-

weils spezifischen technologischen Voraussetzungen anpreisen (vgl. Abb. 47 unten). 

Die Raumeignung der Technologien soll schließlich mit Hilfe von GIS festzustellen 

sein. Dabei dürfen jedoch nicht nur ökonomische Parameter eine Rolle spielen, viel-
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mehr geht es auch um eine gesellschaftliche Integration der Technologien in den 

Raum. Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, diesbezüglich ein Bewertungsschema zu 

entwerfen, das als Vorlage für die Entwicklung einer neuen Standortplanungs-Software 

dienen kann. Letztlich besteht der wissenschaftliche Anspruch darin, dem Raum seitens 

der Standortplanung diejenige(n) Technologie(n) zuzusichern, die eine raumverträgliche 

Flächennutzung gewährleistet (gewährleisten). 

Abbildung 47: Paradigmen bei Standortplanungsprozessen für EE 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Um dieses Ziel zu erreichen, ist Folgendes zu beachten: Es geht nicht mehr darum, 

den optimalen Standort für eine gegebene Technologie zu identifizieren. Vielmehr 

gilt es, die optimale Technologie für einen gegebenen Standort zu bestimmen. Zwar 

bleibt auch dann die Tatsache bestehen, dass ein gegebener Standort für mehrere Tech-

nologien, die sich quasi um den »Zuschlag des Raumes« bemühen und bewerben, lukra-

tiv sein kann. In jedem Fall wird jedoch die Technologiewahl bzw. Technologieent-

scheidung (im Gegensatz zur Standortwahl bzw. Standortentscheidung) eindeutig aus-

fallen, da nur jener Technologie der Raumzugriff gewährt wird, die im Rahmen des Zu-

sammenspiels mehrerer Parameter ökologischer, ökonomischer und sozialer Natur eine 
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raumverträgliche und damit optimale Nutzung der Flächen verspricht (vgl. Abb. 47 un-

ten). Der Raum wird sich die beste Technologie innerhalb eines Bewertungsverfahrens 

quasi stets »herauspicken«. 

 

Es ist davon auszugehen, dass die Entscheidung eines Raumes für eine bestimmte 

Technologie nicht ohne Wirkung auf die konkurrierenden, »verschmähten« Technolo-

gien bleiben wird. Im Zuge von FuE werden die Hersteller versuchen, ihre Technolo-

gien dahingehend zu optimieren, dass diese im Rahmen eines etwaigen neuen Bewer-

tungsdurchganges den Vorsprung der Konkurrenz verringern oder wettmachen, ggf. so-

gar zur Technologie mit der besten Raumeignung aufsteigen (vgl. Abb. 47 unten). Die 

neue Standortplanung würde damit einen intensiven Wettbewerb zwischen den EE ein-

leiten, in dem es darum ginge, Technologien noch besser in den Raum zu integrieren. 

Dies würde die Akzeptanz eines regenerativen Energiesystems erhöhen und so weitere 

Ausbaupotenziale freisetzen. 

Abbildung 48: Eigenschaften der alten und neuen Standortplanung 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Es stellt sich die Frage, ob es sich bei dem oben beschriebenen Übergang von der Leit-

idee der Standortwahl zur Leitidee der Technologiewahl um einen völlig neuen Ansatz 

in der Raumforschung handelt. Dies ist zu verneinen! Bemerkenswert ist, dass dieses 

neue Paradigma in der Standortplanung für EE auf einer Raumperspektive beruht, die 



 150 

bereits der erste Standorttheoretiker (!), Johann Heinrich v. Thünen, in seiner zu Be-

ginn des 19. Jahrhunderts formulierten landwirtschaftlichen Landnutzungslehre einge-

nommen hatte. BATHELT/ GLÜCKER (2002, S. 93f.) beschreiben den Ansatz v. Thünens 

in einer Weise, die eine deutliche Parallele zur Art der Standortplanung von EE, wie sie 

erläutert wurde, aufweist: 

 

„Interessanter als die Frage nach dem Standort bei einer vorgegebenen Nutzung ist 

deshalb die Frage nach der konkreten Landnutzung zu einem vorgegebenen Standort 

[…]. So ist zu beobachten, dass trotz der durch Klima, Boden und andere Umweltbe-

dingungen gegebenen Standortgunst […] Wahlfreiheit“ [besteht] „welche Produkte sie 

erzeugen. Beobachtungen zeigen, dass diese Wahl stark von gesellschaftlichen Traditi-

onen und Bedürfnissen […] geprägt ist. In Modellen wird normalerweise davon ausge-

gangen, dass die Landnutzung unter bestimmten physischen Gegebenheiten so erfolgt, 

dass ein maximaler Gewinn pro Flächeneinheit erzielt wird.“      

 

Im Sinne einer »energetischen Landnutzungslehre« wird die Kernidee v. Thünens auf 

den Ausbau von EE übertragen. Zwar wird dadurch die Wahlfreiheit, die an manchen 

Standorten stärker, an anderen wiederum schwächer ausgeprägt ist, eingeschränkt. Dies 

geschieht jedoch im Dienste der räumlichen Optimierung. Optimierung bedeutet in 

diesem Zusammenhang nicht zwangsläufig Maximierung des Gewinns. Entspre-

chend den drei Säulen einer nachhaltigen Entwicklung bewegt sich die Optimierung 

sowohl zwischen einer Maximierung der ökonomischen als auch der ökologischen so-

wie sozialen Nachhaltigkeit (vgl. HENZGEN/ KLÄR 2010). Dadurch lässt sich die Res-

source Raum – ganz im Gegensatz zur alten Standortplanung – optimal nutzen (vgl. 

Abb. 48). Nachdem hiermit die Fragestellung 5 ausführlich behandelt wurde, wird im 

Folgenden eine neue Methodik zur besseren Integration von EE in den ländlichen Raum 

vorgestellt. 

5.7 Energetische Landnutzungslehre – Methodik 

Ein wesentliches Merkmal der energetischen Landnutzungslehre ist, dass der Raum An-

forderungen an die Technologie stellt (vgl. Kapitel 5.6). Diese Anforderungen werden 

jedoch von Region zu Region unterschiedlich ausfallen, da die räumlichen Vorausset-

zungen, wie bspw. »Bedeutung des Tourismus«, »Bedeutung der Landwirtschaft«, »Be-

deutung von kulturhistorischen Landschaftselementen«, »Bedeutung des Landschafts-
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bildes«, »Zusammensetzung des Arbeitsmarktes«, »Verfügbarkeit von Vorranggebie-

ten«, »Akzeptanz von EE«, »Vorhandensein von Ausschlussflächen« regional z. T. er-

heblich variieren. Beispielhaft dargestellt: Ein Tourismus-Raum (z. B. Chiemgau), des-

sen hochwertiges Landschaftsbild äußerst sensibel auf eine Technisierung durch EE re-

agieren würde, stellt andere Anforderungen an deren Ausbau als ein Raum, der einer-

seits durch industrielle Anlagen, Altlasten oder militärische Liegenschaften vorbelastet 

ist sowie andererseits einen Arbeitsmarkt aufweist, der in hohem Maße vom Ausbau 

von EE abhängig ist (z. B. Lausitz). 

 

Aus dieser Erkenntnis entspringt die Notwendigkeit, Raumtypen zu bilden, die sich 

hinsichtlich der Anforderungen an den Ausbau von EE wesentlich voneinander unter-

scheiden. Bei der Raumtypenbildung wird v. a. die Empfindlichkeit von Räumen ge-

genüber eines spezifischen technologischen Eingriffes als Unterscheidungsmerkmal 

herangezogen. Die Spannweite reicht dabei von Räumen, die äußerst empfindlich auf 

eine Technisierung reagieren bis hin zu Räumen, innerhalb derer ein Eingriff zu weni-

gen oder keinerlei Konflikten führen wird. Für jeden Raumtyp wird zu diesem Zweck 

ein Katalog mit spezifischen Anforderungen an die Technologien erstellt. Die EE wer-

den folglich dahingehend examiniert, inwiefern sie diesen Ansprüchen entsprechen 

können. Vereinfacht dargestellt: Den Raumanforderungen werden die Technologie-

voraussetzungen gegenübergestellt. So ist es möglich, eine eindeutige Zuordnung von 

Raumtyp und Technologie zu erreichen. 

 

PETERS (2008) hat bereits Untersuchungen zur Vereinbarkeit von EE-Nutzungen und 

Kulturlandschaftsräumen durchgeführt. Dabei wurden Wertstufen von Kulturlandschaft 

erarbeitet (z. B. mittlere Bedeutung „Landschaftsbild“) und hinsichtlich ihrer Sensibili-

tät gegenüber dem Ausbau von EE bewertet (z. B. Taburaum). Ein Nachteil dieser Ar-

beit besteht darin, dass es sich um eine statische Betrachtungsweise handelt. Des Weite-

ren werden lediglich vier Raumtypen und nur drei Technologiepfade näher untersucht, 

wobei im Bereich Biomasse auch keine Reststoffverwertung berücksichtigt wird. Dar-

über hinaus stehen wichtige Einflussfaktoren wie Rückbaufähigkeit, Gestehungskosten 

und Genehmigung außerhalb der Raumanalyse. 

 

Im Rahmen dieser Arbeit wird ein dynamischer Ansatz vorgestellt, der neben der Wer-

tigkeit des Landschaftsbildes sowie seiner kulturhistorischen Bedeutung auch weitere 



 152 

Einflussfaktoren integriert. Vollzogen wird dies im Rahmen eines zweistufigen Bewer-

tungsverfahrens, wobei jeweils unterschiedliche Raumanforderungen zu betrachten 

sind. Diese gestaffelte Vorgehensweise eröffnet die Möglichkeit, nicht nur diejenige 

Technologie zu identifizieren, die eine optimale Raumnutzung gewährt, sondern auch 

jene Technologien, die sich prinzipiell eignen würden. Diese Technologien sind dann 

quasi auf veränderte Rahmenbedingungen technologischer, wirtschaftlicher und gesell-

schaftlicher Art angewiesen, um den Vorsprung der für den jeweiligen Raumtyp opti-

malen Technologie wettmachen zu können. Daraus folgt, dass es sich keineswegs um 

ein statisches Standortplanungskonzept als vielmehr um ein in hohem Maße dynami-

sches Modell handelt. Sollte sich im Rahmen des ersten Bewertungsverfahrens bereits 

eine eindeutige Lösung ergeben, so erfolgt keine weitere Bewertung. Stellt sich heraus, 

dass mindestens zwei Technologien eine prinzipielle Eignung für einen Raumtyp auf-

weisen, so ist ein weiteres, zweites Bewertungsverfahren durchzuführen. Verändern sich 

die Rahmenbedingungen – sowohl von Seiten der Raumanforderungen als auch seitens 

der Technologievoraussetzungen –, so ist es durchaus möglich, dass sich im Zuge des 

zweiten, in extremen Fällen sogar im Zuge des ersten Bewertungsverfahrens, ein neues 

Standortmuster von Kraftwerken ergibt. Das bedeutet, dass durch Einbeziehung der 

Zeitkomponente, EE neue Raumtypen erschließen und konkurrierende Technologien 

verdrängen bzw. EE vom angestammten, ursprünglich zugeordneten Raumtyp verdrängt 

werden können. 

5.7.1 Klassifizierung von Räumen 

Zur Bildung von Raumtypen werden Räume bzw. Flächen gleicher Eigenschaft zu einer 

Gruppe zusammengefasst. Diese Gruppen zeichnen sich gegenüber den EE durch je-

weils spezifische Anforderungen aus, die in erster Linie deren Sensibilität gegenüber 

einer Technisierung betreffen. Hierbei ist anzumerken, dass urbane Räume im Rahmen 

dieser Klassifikation nicht berücksichtigt werden, da „primär in ländlichen Regionen 

mit einem substanziellen Ausbau von dezentralen Technologien zu rechnen“ 

(BOSCH/ PEYKE 2010, S. 926) ist. Die Möglichkeiten des Einsatzes von EE im städti-

schen Raum werden vom BMVBS et al. (2009) ausführlich erläutert. Im Rahmen der 

vorliegenden Arbeit, die sich ausschließlich mit dem ländlichen Raum beschäftigt, wird 

zwischen fünf Raumtypen unterschieden, die im Folgenden definiert und anhand des 

Landkreises Landsberg a. Lech erläutert werden (vgl. LANDRATSAMT LANDSBERG AM 

LECH 2011).  
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Im Laufe der Studie hat sich gezeigt, dass sich diese Raumtypen gut auf Gemeindeebe-

ne abbilden lassen. Eine Analyse auf Kreisebene erscheint nicht sinnvoll, da sich oft-

mals mehrere Typen von Räumen innerhalb eines Landkreises finden lassen und sich 

daher Schwierigkeiten bei der Zuordnung ergeben. Klar ist, dass auch innerhalb einer 

Gemeinde mehrere Raumtypen auftreten können. Bei der Regionalisierung wurde daher 

der Fokus auf die dominanten und damit ausschlaggebenden Elemente eines Teilraumes 

gerichtet. Im Folgenden werden die fünf Raumtypen charakterisiert. 

 

 Vorbelasteter Raum: Dieser Raumtyp zeichnet sich u. a. durch einen über-

durchschnittlich hohen Anteil an industriell sowie gewerblich genutzten Flächen 

– mit entsprechenden Altlasten – aus und wird daher als vorbelastet eingestuft. 

In diesen Raum wurde bereits in hohem Maße eingegriffen, so dass jegliche wei-

tere Überformung durch EE zu keiner nennenswerten Abwertung mehr führen 

kann. Des Weiteren erfährt der Raum eine zusätzliche Belastung durch zahlrei-

che Maßnahmen verkehrsinfrastruktureller Art sowie durch die Versiegelung 

von Flächen durch Siedlungsbau. 

 

Eine spezielle Form des vorbelasteten Raumes stellen Konversionsflächen dar. 

Wird eine ehemals militärisch genutzte Fläche (Kaserne, Munitionsdepot, Trup-

penübungsplatz, Militärflughafen) für zivile Flächenansprüche (Wohnsiedlung, 

Industrie, Naturschutz, EE) zugänglich, so spricht man von einer Konversions-

fläche (SPITZER 1995, S. 131f.). Nach der AGENTUR FÜR ERNEUERBARE 

ENERGIEN (2010c, S. 24) gibt es in Deutschland etwa 350.000 ha an ehemals mi-

litärisch genutzten Flächen. Im Zuge der Auflösung von Standorten der Bun-

deswehr wird sich dieser Flächenanteil in den nächsten Jahren noch vergrößern.  

 

GOTTWALD/ HERRMANN (2010, S. 156f.) weisen darauf hin, dass nach dem Be-

griffsverständnis des EEG nicht nur militärische Liegenschaften, sondern auch 

gewerbliche, wohnungsbauliche und verkehrliche Flächennutzungen als Kon-

versionsfläche eingestuft werden können. Entscheidend ist, dass es sich um eine 

Fläche handeln muss, die in ökologischer Hinsicht noch erheblich unter den 

Folgen der ehemals militärischen bzw. wirtschaftlichen Nutzung zu leiden hat 

(Altlasten). 
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Abbildung 49: Räumliche Verteilung von Raumtypen im Landkreis Landsberg a. Lech 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Die Sensibilität des vorbelasteten Raumes gegenüber einer Technisierung ist 

sehr gering. Im Übrigen spielt es keine Rolle, wie stark ein Raum bereits von EE 

geprägt wird. Treten diese prägnant in Erscheinung, so ist nicht zwangsläufig 

von einem vorbelasteten Raum auszugehen, wenn nicht andere Elemente des 
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Raumes zu einer Vorbelastung führen. Sind jedoch regenerative Kraftwerke 

vorhanden, so kann im Anschluss an die im Rahmen der vorliegenden Arbeit 

noch durchzuführende Zuordnung von Raum und Technologie ermittelt werden, 

inwieweit diese Technologien raumverträglich sind.   

 

Folgende Gemeinden des Landkreises Landsberg a. Lech werden dem vorbelas-

teten Raum zugeordnet: 

 

Denklingen: Das große Gelände der Hirschvogel Holding GmbH stellt einen 

gravierenden Eingriff in die Landschaft und damit eine erhebliche Vorbelastung 

des Raumes dar. 

 

Eching am Ammersee: Durch diese Gemeinde verläuft die A96, die zu einer 

hohen Vorbelastung führt. 

 

Fuchstal: Hier befindet sich das ehemalige Sondermunitionslager Landsberg-

Leeder, mit einer Fläche von fast 20 ha. Hierbei handelt es sich um einen erheb-

lichen Eingriff in den Raum. 

 

Greifenberg: Durch diese Gemeinde verläuft wiederum die A96, die zu einer 

hohen Vorbelastung führt. 

 

Igling: Diese Gemeinde wird sowohl von der A96 und B17 als auch von einer 

Zugstrecke passiert. Die Verkehrsinfrastruktur prägt diesen Raum damit erheb-

lich. Davon abgesehen sorgen der Sand- und Kiesabbau sowie ein großer Sen-

demast für einen massiven Raumeingriff. 

 

Obermeitingen: In dieser Gemeinde befindet sich der Fliegerhorst Lechfeld 

bzw. der Standort des Jagdbombergeschwaders Schwabstadl. 

 

Penzing: In Penzing befindet sich wiederum der Fliegerhorst Landsberg/ Lech. 

 

Schwifting: Diese Gemeinde erfährt eine Vorbelastung aufgrund der dort ver-

laufenden A96. 
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Windach: Diese Gemeinde erfährt gleichermaßen eine Vorbelastung aufgrund 

der dort verlaufenden A96. 

 

Kaufering: Eine starke Versiegelung der Fläche durch Siedlungsbau sowie die 

Beeinträchtigung durch verkehrsinfrastrukturelle Projekte führen zu einer star-

ken Vorbelastung. 

 

Landsberg am Lech: Eine starke Versiegelung der Fläche durch Siedlungsbau 

sowie die Beeinträchtigung durch verkehrsinfrastrukturelle Projekte führen auch 

hier zu einer starken Vorbelastung. 

 

 Forstwirtschaftlicher Raum: Dieser Raumtyp zeichnet sich durch einen im 

Durchschnitt größeren Anteil an Laub-, Nadel- und Mischwäldern an der Ge-

samtfläche aus. Dies muss nicht zwangsläufig heißen, dass der Raum von Wald-

arealen dominiert wird. Es geht darum, Räume zu identifizieren, die aufgrund 

eines durchschnittlich höheren Anteils an Waldgebieten weniger Flächen für die 

Errichtung von EE zur Verfügung haben als andere Räume bzw. die Möglichkeit 

bieten, Technologien im Sichtschutz eines Waldes zu platzieren. Allgemein be-

trachtet haben Waldgebiete einen Anteil von 11 Mio. ha an der Gesamtfläche 

Deutschlands (HENKEL 2004, S. 108). Die Sensibilität des forstwirtschaftlichen 

Raumes gegenüber einer Technisierung ist gering. 

 

Folgende Gemeinden des Landkreises Landsberg a. Lech werden dem forstwirt-

schaftlichen Raum zugeordnet, da sie ein größeres Waldareal aufweisen: 

 

Hofstetten, Kinsau, Thaining, Unterdießen, Finning, Geltendorf, Pürgen, 

Reichling, Rott und Vilgertshofen 

 

 Landwirtschaftlicher Raum: Dieser Raumtyp zeichnet sich durch einen über-

wiegenden Anteil von Acker- und Grünland an der Gesamtfläche aus. Damit 

kommt der Nahrungs- und Futtermittelproduktion dort eine hohe Bedeutung zu. 

Es ist davon auszugehen, dass dieser Raumtyp in ökologischer Hinsicht durch 

die hohe Intensität der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung gefährdet ist (Bo-

denerosion, Eutrophierung etc.) (ARNOLD 1997, S. 97 & POPPINGA 2006, S. 24). 
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Allgemein betrachtet besitzen Landwirtschaftsflächen einen Anteil von immer-

hin 17 Mio. ha an der Gesamtfläche Deutschlands (HENKEL 2004, S. 108). Die 

Sensibilität des landwirtschaftlichen Raumes gegenüber einer Technisierung ist 

als »mittel« einzustufen. 

 

Folgende Gemeinden des Landkreises Landsberg a. Lech werden dem landwirt-

schaftlichen Raum zugeordnet, da sie von landwirtschaftlichen Nutzflächen do-

miniert werden und keine größeren Waldareale besitzen: 

 

Apfeldorf, Egling a. d. Paar, Hurlach, Prittriching und Scheuring 

 

 Dienstleistungsraum: Dieser Raumtyp zeichnet sich durch ein ästhetisches und 

damit hochwertiges sowie ggf. einzigartiges Landschaftsbild aus. Bedeutende 

kulturlandschaftliche Elemente bzw. Relikte prägen den Raum und verleihen 

ihm einen unverwechselbaren Charakter. Diese Eigenschaft steht in engem Zu-

sammenhang mit der Erholungsfunktion, die für einen überdurchschnittlich gro-

ßen Teil der Bevölkerung dort eine wichtige Einkommensquelle darstellt. Die 

Sensibilität des Dienstleistungsraumes gegenüber einer Technisierung ist hoch. 

 

Folgende Gemeinden des Landkreises Landsberg a. Lech werden dem Dienst-

leistungsraum zugeordnet: 

 

Eresing: In dieser Gemeinde befindet sich die berühmte Erzabtei der Missions-

benediktiner St. Ottilien. Die Klosteranlage stellt ein außergewöhnliches kultur-

landschaftliches Element dar und ist von hoher touristischer Relevanz. 

 

Schondorf a. Ammersee: Dieser Raum ist aus touristischer Sicht von hoher Re-

levanz, liegt er doch unmittelbar am Ammersee. 

 

Utting a. Ammersee: Dieser Raum ist aufgrund seiner Lage am Ammersee 

gleichermaßen touristisch bedeutsam. 

 

Weil: In dieser Gemeinde wurde die prähistorische Siedlung Pestenacker als 

Weltkulturerbe der UNESCO anerkannt (vgl. WIMMER 2011). 
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 Verletzlicher Raum: Dieser Raumtyp umfasst artenreiche, besonders schüt-

zenswerte Gebiete wie Nationalparke und Naturschutzgebiete. Er ist nicht nur 

bedeutend als Erholungs- bzw. Ausgleichsraum zu den urbanen, naturfernen 

Zentren. Vielmehr stellt der verletzliche Raum einen einzigartigen und gefährde-

ten Lebensraum für Flora und Fauna dar und reagiert in hohem Maße empfind-

lich auf menschliche Eingriffe. Die Sensibilität des verletzlichen Raumes ge-

genüber einer Technisierung ist daher sehr hoch. 

 

Folgende Gemeinde des Landkreises Landsberg a. Lech wird dem verletzlichen 

Raum zugeordnet: 

 

Dießen a. Ammersee: Innerhalb dieser Gemeinde befindet sich das Natur-

schutzgebiet Dettenhofer Fils und Hälsle (vgl. FIS-NATUR 2011). 

 

Abbildung 49 zeigt die räumliche Verteilung der einzelnen Raumtypen im Landkreis 

Landsberg a. Lech. Es ist nicht zwangsläufig davon auszugehen, dass auch in anderen 

Landkreisen alle fünf Raumtypen nachzuweisen sind. Insofern stellt der Landkreis 

Landsberg a. Lech im Rahmen der vorliegenden Arbeit eine hervorragende Modellregi-

on dar. 

 

In einem weiteren Schritt stellt sich nun die Frage, welche Anforderungen die einzelnen 

Raumtypen an die Technologien stellen. Zuvor werden jedoch die zu treffenden, restrik-

tiven Annahmen erläutert und begründet. 

5.7.2 Restriktive Annahmen 

Zur Vereinfachung der Raumanalysen wird angenommen, dass die Raumvoraussetzun-

gen wie Windhöffigkeit, solare Strahlungsenergie, Biomasseproduktion und Erdwärme-

potenzial, die bei den bisherigen Studien zu diesem Thema nicht zuletzt die entschei-

denden Standortfaktoren dargestellt haben, ubiquitär positiv zu bewerten sind und daher 

allenthalben einen wirtschaftlichen Betrieb erlauben. Dies bedeutet, dass die Errichtung 

jeglicher Technologie innerhalb der beschriebenen Teilräume, zumindest aus ökonomi-

scher Sicht, sinnvoll ist. Damit entfällt folgende, bei Standortplanungsprozessen übliche 

Fragestellung: 

 



 159 

Wo sind lukrative Standortvoraussetzungen für einen bestimmten Technologie-

pfad gegeben? (Betonung der Technologieanforderungen und der Raumvoraussetzun-

gen, vgl. Abb. 35) 

 

Die Homogenität des Raumes hinsichtlich der Ausstattung mit physisch-geographischen 

Merkmalen ist zwar unrealistisch, jedoch eröffnet diese Annahme die Gelegenheit, den 

Fokus auf die folgende, im Rahmen der vorliegenden Arbeit entscheidende Fragestel-

lung zu richten: 

 

Welcher Technologiepfad besitzt die höchste Raumverträglichkeit innerhalb eines 

spezifischen, scharf abgegrenzten Teilraumes, wenn dort sämtliche Technologie-

pfade prinzipiell einen lukrativen Betrieb erlauben? (Betonung der Raumanforde-

rungen und Technologievoraussetzungen, vgl. Abb. 46) 

 

Da es Projektentwicklern nicht zwangsläufig um Gewinnmaximierung im Sinne des 

homo oeconomicus, sondern oftmals nur um reine Wirtschaftlichkeit geht, fällt eine 

ausgeklügelte Technologiewahl nicht selten den subjektiven Wertvorstellungen und 

persönlichen Präferenzen des Betreibers zum Opfer.  

 

Der Fall, dass auf einem gegebenen Standort mehrere der zur Verfügung stehenden 

Technologien eine wirtschaftlich sinnvolle Option darstellen, ist im Übrigen durchaus 

realistisch. Bereits heute ist es möglich, unterschiedliche Technologiepfade geballt auf 

engstem Raum anzutreffen. In der Gemeinde St. Michaelisdonn bspw. werden 10 große 

WKA, eine Klein-WKA, eine BGA, eine PV-Anlage sowie eine Solarthermieanlage be-

trieben. Auf der Insel Pellworm werden wiederum 12 WKA, eine BGA, eine PV-

Anlage sowie mehrere solarthermische Anlagen betrieben (vgl. DEENET 2010). 

 

Daraus ist zu folgern, dass die Technologieanforderungen sowie die Raumvorausset-

zungen nur mehr eine untergeordnete Rolle spielen (vgl. Abb. 35). Es ist davon auszu-

gehen, dass sich dies noch verstärken wird, denn im Zuge von FuE werden die einzel-

nen Technologien ihre räumlichen Möglichkeiten sukzessive erweitern. Es geht folglich 

von nun an darum, den Raumanforderungen sowie den Technologievoraussetzungen die 

Aufmerksamkeit zu widmen (vgl. Abb. 46). 
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5.7.3 Allgemeine Raumanforderungen 

Nachdem die einzelnen Raumtypen vorgestellt wurden, geht es im Folgenden um die 

Frage, welche spezifischen Anforderungen diese jeweils an die EE stellen. Hierzu ist es 

zunächst sinnvoll, Anforderungen von Räumen im Allgemeinen zu diskutieren. Die vor-

liegende Arbeit greift dabei auf den Kriterienkatalog des BMVBS et al. (2009, S. 31ff.) 

zur Bewertung von EE in urbanen Räumen zurück. 

 

Abweichungen im Kriterienkatalog sind der Tatsache geschuldet, dass bei der vorlie-

genden Arbeit – wie oben bereits erwähnt wurde – der ländliche und nicht der urbane 

Raum betrachtet wird. Folgende Raumanforderungen werden zur Bewertung herange-

zogen: 

 

 Landschaftsintegration: Hier stellt sich die Frage, inwiefern sich die einzelnen 

Technologien in die (Kultur-)Landschaft integrieren lassen. Dabei spielen As-

pekte wie Ästhetik, Auffälligkeit, Überdeckung, visuelle Beeinträchtigung, Ei-

genartverluste und Erholungseignung eine Rolle (ARGE PV-MONITORING 2007, 

S. 37/ 48). Die Raumanforderung an die Technologie besteht in einer möglichst 

großen Integrationsfähigkeit. 

 

 Flächeneffizienz: Bei diesem Parameter geht es darum, festzustellen, welchen 

Flächenbedarf die einzelnen Technologierouten für die Produktion einer jeweils 

gleichgroßen Energiemenge aufweisen (BMVBS et al. 2009, S. 32). Die Raum-

anforderung an die Technologie besteht in einer möglichst hohen Flächeneffizi-

enz. 

 

 Rückbaufähigkeit: Hier wird erörtert, welche Technologien aufwändige, per-

manente bzw. nicht aufwändige, temporäre Bauwerke darstellen und daher 

schlecht bzw. gut rückbaufähig sind (BMVBS et al. 2009, S. 42). Die Rauman-

forderung besteht in einer möglichst großen Rückbaufähigkeit. 

 

 Gestehungskosten: Bezieht man die Gesamtkosten auf die produzierte Netto-

energie, so ist ein Kostenvergleich der einzelnen Technologiepfade möglich 

(BMVBS et al. 2009, S. 31). Die Raumanforderung besteht in möglichst gerin-

gen Gestehungskosten. 
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Abbildung 50: Pumpspeicherkraftwerke (Deutschland, Luxemburg, Österreich, Schweiz) 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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 Regelbarkeit: Anhand dieses Parameters wird untersucht, inwieweit sich die 

einzelnen Technologien zur Deckung von Grund- und Spitzenlast eignen 

(BMVBS et al. 2009, S. 36). Im Gegensatz zu einem fossilen und nuklearen 

Energiesystem, innerhalb dessen lediglich die Stromnachfrage größeren 

Schwankungen unterliegt, ist bei einem regenerativen Energiesystem die Tatsa-

che mit einzubeziehen, dass sich durch die Nutzung von intermittierenden Quel-

len auch beim Stromangebot Unsicherheiten ergeben. Die Raumanforderung be-

steht in einer möglichst guten Regelbarkeit. Nicht zuletzt ist die Verfügbarkeit 

von Pumpspeicherkraftwerken, die zu einer Stabilisierung des deutschen Strom-

netzes beitragen könnten, räumlich stark begrenzt (vgl. Abb. 50). 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang der Ausbau des Stromnetzes, denn nicht 

zuletzt gehen jährlich – aufgrund eines überlasteten Netzes – 89 GWh Wind-

strom verloren. Des Weiteren werden flexible Kraftwerke benötigt, die sich den 

starken Schwankungen im Netz, resultierend aus einem schwierig zu prognosti-

zierenden Angebot an Regenerativstrom sowie einer schwankenden Stromnach-

frage, gut anpassen können. Diesbezüglich wird oftmals von sog. Smart Grids 

gesprochen. Aus Gründen der Effizienz stellt die Speicherung von Energie die 

schlechteste Option zum Ausgleich von Schwankungen im Netz dar. Es ist je-

doch davon auszugehen, dass die Einbeziehung von Energiespeichern bereits ab 

einem Anteil von 30 % EE an der Gesamtstromproduktion in Betracht zu ziehen 

ist. Hierbei ist zu betonen, dass die Bundesregierung bis zum Jahr 2050 mit ei-

nem Anteil von 80 % regenerativer Stromproduktion rechnet. Dies würde einem 

Speicherbedarf von 30 TWh entsprechen (WIEDEMANN 2011, S. 31ff.).   

 

 Umweltfreundlichkeit: Die Umweltfreundlichkeit der einzelnen Technologie-

routen hängt jeweils von der Energierücklaufzeit (energetische Amortisation), 

der Energiebilanz, der Emission von Treibhausgasen wie CO2, der Emission von 

Luftschadstoffen wie SO2 und NOx, von Giftstoffen, den Möglichkeiten des 

Rezyklierens sowie vom Störfallpotenzial ab (BMVBS et al. 2009, S. 37). Die 

Raumanforderung besteht in einer möglichst hohen Umweltfreundlichkeit. 

 

 Genehmigungsrecht und Raumordnung: BauGB, BImSchG sowie Natur-

schutz-, Wasser- und Bergrecht legen die Genehmigungsverfahren der einzelnen 

Technologierouten fest (BMVBS et al. 2009, S. 42). Die Regionalplanung steht 
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in der Verantwortung, Vorrang- und Vorbehaltsgebiete sowie Ausschlussflächen 

auszuweisen. Bei Vorhaben, die keine Privilegierung im Außenbereich von Ge-

meinden besitzen, fällt der kommunalen Bauleitplanung eine wesentliche Rolle 

zu (BOSCH/ PEYKE 2011b, S. 113). Die Raumanforderung besteht in einem mög-

lichst einfachen, restriktionsfreien und dadurch schnellen Genehmigungsverfah-

ren. 

5.7.4 Erste Gegenüberstellung von Raumanforderungen und Technologien 

Im Folgenden wird untersucht, inwieweit die Technologien Windkraftanlage (Onshore), 

PV-Freiflächenanlage, Biogasanlage (Anbaubiomasse) und Erdwärmekraftwerk (Tiefe 

Geothermie) den Raumanforderungen derzeit Rechnung tragen können. Dabei erfolgt – 

wie bereits oben erwähnt wurde – ein zweistufiges Bewertungsverfahren: In einem ers-

ten Schritt werden die Technologien hinsichtlich den Anforderungen »Landschaftsin-

tegration«, »Flächeneffizienz« und »Rückbaufähigkeit« bewertet. Dadurch lässt sich 

feststellen, welche Technologien prinzipiell als geeignete Ausbauoption für einen be-

stimmten Raumtyp anzusehen sind. In einem zweiten Schritt wird analysiert – dies nur 

für den Fall, dass nach dem ersten Bewertungsverfahren keine eindeutige Zuordnung 

von Raum und Technologie erfolgen konnte –, in welchem Maße die Technologien den 

Raumanforderungen »Gestehungskosten«, »Umweltfreundlichkeit«, »Regelbarkeit« 

sowie »Genehmigungsrecht und Raumordnung« entsprechen. Dadurch ist schließlich 

eine eindeutige Zuordnung von Raum und Technologie möglich. 

 

Die Wasserkraft wird im Rahmen der Gegenüberstellung nicht mit berücksichtigt, da 

diesbezüglich nicht mehr mit einem nennenswerten Zubau an Kraftwerkskapazitäten zu 

rechnen ist. Bedeutung erhält die Wasserkraft in Zukunft v. a. durch Eignung als Ener-

giespeicher. Deutschland kann dabei sowohl auf eigene Kraftwerkskapazitäten wie auch 

auf Standorte in Nachbarländern zurückgreifen (vgl. Abb. 50). 

 

Im Folgenden wird mittels der Raumanforderungen »Landschaftsintegration«, »Flä-

cheneffizienz« und »Rückbaufähigkeit« das erste Bewertungsverfahren durchgeführt. 

5.7.4.1 Windkraftanlage 

Landschaftsintegration: WKA lassen sich äußerst schlecht in die Landschaft integrie-

ren, da sie mittlerweile Gesamthöhen von bis zu 198,5 m aufweisen und oftmals an ex-

ponierten Standorten wie Terrassen, Plateaus, Zeugenbergen, Geländekanten sowie Hö-



 164 

henrücken aufgestellt werden. Daher sind sie auch noch in großer Entfernung zu sehen 

und prägen überregional das Landschaftsbild (NOHL 2010, S. 10). NOHL (2010, S. 9) 

spricht in diesem Zusammenhang von Maßstabsverlusten, da die bisherigen Maßstabs-

bildner wie Kirchtürme und Bäume (15-35 m) in ihrer Höhe weit übertroffen werden. 

Der historisch gewachsene Höhemaßstab ländlich geprägter Regionen ginge dadurch 

verloren (vgl. Abb. 51). Nicht zuletzt bestehe die Gefahr, dass durch weithin sichtbare 

WKA ästhetische, kulturell bedeutsame und damit auch touristisch relevante „Großer-

eignisse eines Raumes“ (NOHL 2010, S. 9) verdrängt werden könnten. Des Weiteren 

wird die Erholungsfunktion einer Landschaft – die dem Menschen eigentlich Gelassen-

heit und Ruhe vermitteln sollte – durch die ständigen Rotorbewegungen gestört (NOHL 

2001, S. 365ff. & SCHEIDLER 2010, S. 526f.). Hinsichtlich der Rotorgeräusche besteht 

die Gefahr, dass landschaftstypische, beruhigende und damit therapeutisch wirksame 

Geräusche wie Rauschen, Zwitschern, Plätschern, Zirpen und Klopfen überlagert wer-

den (NOHL 2010, S. 11f.). 

Abbildung 51: Maßstabsverluste durch WKA (Steinheim) 

 

Quelle: Robert Giemsa. 
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NOHL (2010, S. 10) verweist darüber hinaus auf die Dichotomie zwischen den vertikal 

ausgerichteten WKA und einer Landschaft, die eine überwiegend horizontale Gliede-

rung aufweist. Er spricht in diesem Zusammenhang von Horizontverschmutzung. Die 

Gegensätze zwischen den unruhigen, vertikalen Strukturen urbaner Räume und den sto-

ischen, horizontalen Mustern ländlicher Regionen könnten dadurch nivelliert werden. 

Oftmals wird in diesem Zusammenhang von einer »Verspargelung der Landschaft« ge-

sprochen (BRÜCHER 2008, S. 10). Schließlich wird betont, dass WKA eine neue Quelle 

der Lichtverschmutzung in den ländlichen Raum hineintragen, denn ab einer Gesamt-

höhe von 100 m muss aus Gründen der Flugsicherheit eine Befeuerung der Anlagen er-

folgen. 

Abbildung 52: Flächeneffizienz ausgewählter Technologierouten 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 18. 

HASSE (1999, S. 261) weist darauf hin, dass eine Ablehnung von WKA in den meisten 

Fällen auf landschaftsästhetische Ursachen zurückzuführen ist. Problematisch ist je-

doch, dass die Wirkung von WKA auf das Landschaftsbild kaum quantifizierbar ist 

(vgl. KARL 2006). Es ist anzumerken, dass die Rechtsprechung nur in seltenen Fällen 

von einer Verunstaltung des Landschaftsbildes ausgeht. Von dieser kann allein gespro-

chen werden, wenn es sich um eine in hohem Maße schützenswerte Landschaft handelt 

und die Errichtung einer WKA folglich einem äußerst groben Eingriff gleichkommen 
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würde. Der Tatbestand einer bloßen Beeinträchtigung und Abwertung des Landschafts-

bildes aufgrund der markanten Erscheinung ist nicht ausreichend, um ein im Außenbe-

reich privilegiertes Vorhaben zu verhindern. Auch die aufgrund der neuartigen Techno-

logien sich ergebende optische Gewöhnungsbedürftigkeit ist rechtlich nicht von Rele-

vanz (SCHEIDLER 2010, S. 527). Diese eher juristische Auffassung von Raumverträg-

lichkeit bildet nicht den Maßstab der hier vorliegenden Arbeit. Denn angesichts der 

großen Akzeptanzprobleme beim Ausbau der Windenergie erscheint es angebracht, die 

Integration von WKA in den ländlichen Raum mit größtmöglicher Sensibilität voranzu-

treiben. Nicht zuletzt benötigt die Umstellung des Energiesystems auf EE das Funda-

ment einer breiten Unterstützung seitens der Anwohner. 

 

BOEING (2011, S. 31) betont, dass mittels Repowering eine Beruhigung des Land-

schaftsbildes möglich ist. Einerseits verringere sich dadurch – trotz einer erheblichen 

Leistungssteigerung – die Anzahl der Anlagen, andererseits würden sich die größeren 

Rotoren langsamer drehen. Von Nachteil sind jedoch die mit dem Repowering einher-

gehenden, größeren Ausmaße von WKA (BOSCH/ PEYKE 2011b, S. 108). Nicht zuletzt 

weist die 7,5 MW-leistungsstarke WKA E 126 einen Rotordurchmesser von 127 m, eine 

Nabenhöhe von 135 m sowie eine Gesamthöhe von 198,5 m auf (vgl. ENERCON 

GMBH 2011). PETERS et al. (2009) zeigen Möglichkeiten auf, die Windenergie entlang 

von bereits vorbelasteten Infrastrukturachsen auszubauen, um damit hochwertige Land-

schaftsräume vor einer zu starken Technisierung zu bewahren. Mit Blick auf die Anfor-

derung Landschaftsintegration stellt die Windenergie zusammenfassend einen großen 

Impact dar. 

 

Flächeneffizienz: Nach Angaben von BMVBS et al. (2009, S. 33) beanspruchen WKA 

zwischen 3,7 und 11,1 ha, um pro Jahr eine Gigawattstunde Strom zu erzeugen. PETERS 

(2010, S. 17) geht von durchschnittlich 5,7 ha aus. Die Flächeneffizienz der Windener-

gie ist damit sehr hoch. Es ist davon auszugehen, dass die Flächeneffizienz der Wind-

energie sogar noch erheblich gesteigert werden kann. Ab dem Jahr 2020 ist jährlich mit 

einer Strommenge von über 400.000 kWh/ ha zu rechnen (vgl. Abb. 52). 

 

Rückbaufähigkeit: Bei WKA handelt es sich zwar um relativ große, aufwändige Bau-

werke, jedoch stellt das eng begrenzte Fundament keinen zu großen Eingriff dar. Sie be-

sitzen damit eine mittlere Rückbaufähigkeit (BMVBS et al. 2009, S. 42). 
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Damit ergeben sich für die WKA folgende Technologievoraussetzungen: vgl. Abb. 53 

Abbildung 53: Technologievoraussetzungen Windkraft I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

5.7.4.2 PV-Freiflächenanlage 

Landschaftsintegration: PV-Freiflächenanlagen gehen zwar nicht mit einem überregi-

onalen Eingriff ins Landschaftsbild einher, sie können jedoch durchaus den Eindruck 

einer erheblichen Technisierung erwecken. Befremdend wirkt v. a. die Uniformität von 

großflächigen PV-Freiflächenanlagen. Die spezifische Farbgebung der verwendeten, 

landschaftsfremden Baumaterialien, deren Reflexionseigenschaften sowie die Silhouet-

tenwirkung der gesamten Anlagen, bestimmen den optischen Eindruck (ARGE PV-

MONITORING 2007, S. 32f.). 

 

Vor dem Hintergrund einer farblich heterogen strukturierten Kulturlandschaft werden 

die PV-Freiflächenanlagen allein schon aufgrund ihrer einheitlichen Farbgestaltung 

sichtbar hervorgehoben. Anlagen an exponierten Standorten wie Hanglagen sind dabei 

besonders auffällig. Des Weiteren führen Reflexblendungen in manchen Fällen zu kurz-

fristigen Funktionsstörungen des Auges und können den Straßenverkehr beeinträchti-

gen. Bei einer Anordnung von Modulreihen bis in eine Höhe von 3,5 m, wird das Blick-

feld von Anwohnern in unmittelbarer sowie mittelbarer Nähe stark beeinträchtigt 

(ARGE PV-MONITORING 2005, S. 38). Davon abgesehen fungieren PV-

Freiflächenanlagen, aufgrund der Notwendigkeit einer Einzäunung, als räumliche Barri-

eren. Faunistische Funktionsbeziehungen werden so empfindlich gestört und Habitat-

systeme aufgebrochen. 

 

Landschaftsarchitekten verfügen mittlerweile über gute Konzepte zur Integration von 

großflächigen PV-Anlagen (vgl. WARTNER 2010). Wesentlich ist, dass im Rahmen von 

Planungen die Formenvielfalt der Kulturlandschaft aufgegriffen und Wegebeziehungen 

respektiert werden (vgl. Abb. 54). Als besonders wirksam hat sich die Eingrünung von 
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PV-Anlagen durch die Anpflanzung von lockeren Baumreihen (Obstbäume, Hecken, 

Eichenhaine etc.) erwiesen (BOSCH/ PEYKE 2011b, S. 114). Mit Blick auf die Möglich-

keit zur Landschaftsintegration stellt die Solarenergie zusammenfassend einen mittleren 

Impact dar. 

Abbildung 54: Integration von PV-Anlagen in die Kulturlandschaft (Egglhausen) 

 

Quelle: LEIDORF. (www.leidorf.de) 

Flächeneffizienz: In Deutschland beträgt die Strahlungsenergie der Sonne zwischen 

300 und 600 W/ m². Nach Angaben von BMVBS et al. (2009, S. 32) beanspruchen PV-

Freiflächenanlagen zwischen 3,0 und 9,3 ha, um pro Jahr eine Gigawattstunde Strom zu 

erzeugen. PETERS (2010, S. 17) geht von durchschnittlich 4,4 ha aus. Die Flächeneffizi-

enz von PV-Freiflächenanlagen ist damit sehr hoch. 

 

Rückbaufähigkeit: PV-Freiflächenanlagen können mit geringem Aufwand und ohne 

bleibende Schäden wieder vom Standort entfernt werden. Die Rückbaufähigkeit ist da-

mit als sehr gut zu bewerten (BMVBS et al. 2009, S. 42). 

 

Damit ergeben sich für die Photovoltaik folgende Technologievoraussetzungen: vgl. 

Abb. 55 
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Abbildung 55: Technologievoraussetzungen Photovoltaik I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

5.7.4.3 Biogasanlage 

Landschaftsintegration: Die Biogastechnologie lässt sich gut in die Landschaft integ-

rieren, da die Unterschiede zur konventionellen Landwirtschaft hinsichtlich des Land-

schaftsbildes marginal sind. Feststellbar ist lediglich die Erhöhung des Anteils von 

hochwüchsigen Energiepflanzen an der landwirtschaftlich genutzten Fläche. Der Anbau 

wird dabei in erster Linie von Silomais dominiert und geht folglich mit einem Verlust 

an Biodiversität einher. In diesem Zusammenhang wird oftmals von „´Vermaisung der 

Landschaft´“ (CASARETTO 2010, S. 54) gesprochen. Diese „´optische Langeweile´ 

durch Monotonie“ (CASARETTO 2010, S. 56) verringert nicht zuletzt den Erholungswert 

einer Landschaft. 

 

Die BGA selbst, mit ihrem Silo, Fermenter, BHKW und Gärrestlager, wird oftmals an 

einen landwirtschaftlichen Betrieb angebunden. Es wird hierbei von einer Hofanlage 

gesprochen, die lediglich einen punktuellen, vernachlässigbaren Landschaftseingriff 

darstellt. Von einer Technisierung der Kulturlandschaft kann nicht gesprochen werden. 

Mit Blick auf die Möglichkeiten zur Landschaftsintegration stellt die Biogastechnologie 

daher einen kleinen Impact dar. 

 

Flächeneffizienz: Nach Angaben von BMVBS et al. (2009, S. 35) beanspruchen BGA 

zwischen 45,0 und 250,0 ha, um pro Jahr eine Gigawattstunde Strom zu erzeugen. Zur 

Produktion von einer Gigawattstunde Wärme pro Jahr werden zwischen 23,0 und 

125,0 ha benötigt. PETERS (2010, S. 17) geht von durchschnittlich 102,0 ha aus. Die 

Flächeneffizienz der Biogastechnologie ist damit sehr gering. 

 

Rückbaufähigkeit: Der Rückbau von BGA ist relativ aufwändig, da sie oftmals über 

Gas-, Nahwärme- und Fernwärmenetze mit anderen Bauwerken verbunden sind. Hin-
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sichtlich der Anbaubiomasse ist eine hohe Rückbaufähigkeit gegeben, da die Energie-

pflanzen i. d. R. jährlich geerntet werden (BMVBS et al. 2009, S. 42). Zusammenfas-

send lässt sich behaupten, dass für die Biogastechnologie eine mittlere Rückbaufähig-

keit besteht. 

 

Damit ergeben sich für die Biogastechnologie folgende Technologievoraussetzungen: 

vgl. Abb. 56 

Abbildung 56: Technologievoraussetzungen Biogas (Anbaubiomasse) I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

5.7.4.4 Erdwärmekraftwerk 

Landschaftsintegration: Der Flächenanspruch der Geothermie beschränkt sich im Be-

reich der Erdoberfläche auf den punktuellen Standort des Kraftwerkes mit dem zugehö-

rigen Turbinenhaus. Der Großteil der beanspruchten Fläche befindet sich unter der Erd-

oberfläche. Mit Blick auf die Möglichkeit zur Landschaftsintegration stellt die Ge-

othermie folglich einen kleinen Impact dar. 

 

Flächeneffizienz: Nach Angaben von BMVBS et al. (2009, S. 35) beansprucht die Ge-

othermie zwischen 3,0 und 33,0 ha, um pro Jahr eine Gigawattstunde Strom zu erzeu-

gen. Zur Produktion von einer Gigawattstunde Wärme pro Jahr werden zwischen 0,3 

und 3,3 ha benötigt. Die Flächeneffizienz der Geothermie ist damit sehr hoch. 

 

Rückbaufähigkeit: Der Rückbau von geothermischen Anlagen ist sehr aufwändig, da 

es sich um relativ große Kraftwerke handelt, die darüber hinaus eine Verbindung zwi-

schen den mehrere Kilometer tiefen Bohrlöchern und den weit verzweigten Wärmenet-

zen herstellen. Die Rückbaufähigkeit ist daher sehr gering (BMVBS et al. 2009, S. 42). 

 

Damit ergeben sich für die Erdwärme folgende Technologievoraussetzungen: vgl. 

Abb. 57 
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Abbildung 57: Technologievoraussetzungen Geothermie I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

5.7.5 Primäre Zuordnung von Raum und Technologie 

Nun stellt sich die Frage, welche Bedeutung den Raumanforderungen in Abhängigkeit 

vom Raumtyp beizumessen ist und welche Konsequenzen dies für die Zuordnung von 

Raum und Technologie hat. Hierzu werden die Raumanforderungen der einzelnen 

Raumtypen festgelegt. Interessant ist, dass sich dabei die Anforderungen vom vorbelas-

teten über den forstwirtschaftlich-, landwirtschaftlich- und dienstleistungs-orientierten 

bis hin zum verletzlichen Raum sukzessive erhöhen (vgl. Abb. 58). Dieser stufenweise 

Anstieg beruht auf der unterschiedlichen Sensibilität der Räume gegenüber einer Tech-

nisierung durch EE. 

Abbildung 58: Raumanforderungen in Abhängigkeit vom Raumtyp 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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5.7.5.1 Vorbelasteter Raum und Technologie 

Im Folgenden geht es darum, anhand der spezifischen Raumanforderungen einzelner 

Raumtypen – die als Mindestanforderungen anzusehen sind – sowie anhand der oben 

beschriebenen Technologievoraussetzungen eine primäre Zuordnung von Raum und 

Technologie zu ermöglichen. 

 

Innerhalb des vorbelasteten Raumes ist die Landschaftsintegration nicht von Bedeutung, 

da bereits stark in den Raum eingegriffen wurde. Eine hohe Flächeneffizienz ist zwar 

erwünscht, jedoch nicht zwingend erforderlich, da die Technologien aufgrund weniger 

konkurrierender Flächennutzungen nicht dazu gezwungen werden, sich auf ein Mini-

mum an Fläche zu beschränken. Aufgrund der starken räumlichen Vorbelastung werden 

zudem keine Ansprüche an die Rückbaufähigkeit gestellt. 

 

Damit ergeben sich für den vorbelasteten Raum folgende Raumanforderungen: vgl. 

Abb. 59 

Abbildung 59: Raumanforderungen vorbelasteter Raum 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Dem vorbelasteten Raum werden folglich die Technologien WKA, PV-

Freiflächenanlage und EWK zugeordnet. (diffuse Zuordnung) 

5.7.5.2 Forstwirtschaftlicher Raum und Technologie 

Innerhalb des forstwirtschaftlichen Raumes ist die Landschaftsintegration nicht von Be-

deutung, da der Wald für einen entsprechenden Sichtschutz sorgt. Die Flächeneffizienz 

ist sehr wichtig, da Waldgebiete nur ein geringes Maß an Flächen zur Integration von 

Technologien freigeben. Die Rückbaufähigkeit ist von mittlerer Bedeutung, denn es 

handelt sich bei Waldgebieten zwar um sensible Ökosysteme, jedoch sind – abgesehen 

von der Forstwirtschaft – kaum konkurrierende Flächennutzungen zugegen.  
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Damit ergeben sich für den forstwirtschaftlichen Raum folgende Raumanforderungen: 

vgl. Abb. 60 

Abbildung 60: Raumanforderungen forstwirtschaftlicher Raum 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Dem forstwirtschaftlichen Raum werden folglich die Technologien WKA und PV-

Freiflächenanlage zugeordnet. (diffuse Zuordnung) 

5.7.5.3 Landwirtschaftlicher Raum und Technologie 

Innerhalb des landwirtschaftlich genutzten Raumes ist die Landschaftsintegration von 

mittlerer Bedeutung, denn die EE sind dort einerseits gut sichtbar und meist in der Nähe 

von Siedlungen, auf der anderen Seite spielen landschaftsästhetische Aspekte eine eher 

untergeordnete Rolle. Die Bedeutung der Flächeneffizienz wird ebenfalls als mittel ein-

gestuft, da es neben der Nahrungs- und Futtermittelproduktion kaum konkurrierende 

Flächennutzungen gibt und es daher im Ermessen des jeweiligen Landwirtes liegt, wie 

die Flächen genutzt werden. Die Rückbaufähigkeit ist wichtig, denn die landwirtschaft-

lichen Flächen sollten jederzeit wieder in die Nutzung zur Nahrungs- und Futtermittel-

produktion übergeführt werden können.   

 

Damit ergeben sich für den landwirtschaftlichen Raum folgende Raumanforderungen: 

vgl. Abb. 61 

Abbildung 61: Raumanforderungen landwirtschaftlicher Raum 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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Dem landwirtschaftlichen Raum wird folglich die Technologie PV-

Freiflächenanlage zugeordnet. (klare Zuordnung) 

5.7.5.4 Dienstleistungsraum und Technologie 

Innerhalb des Dienstleistungsraumes ist die Landschaftsintegration von großer Bedeu-

tung, da das Landschaftsbild einen monetären Wert besitzt und die Landschaftsästhetik 

sowie die damit einhergehende Erholungsfunktion im Mittelpunkt der Flächennutzung 

stehen. Bleibt die Attraktivität der Landschaft gewahrt, so ist eine mittlere Flächeneffi-

zienz akzeptabel. Eine große Rückbaufähigkeit muss aufgrund des hohen Nutzungsdru-

ckes ständig gegeben sein. 

 

Damit ergeben sich für den Dienstleistungsraum folgende Raumanforderungen: vgl. 

Abb. 62 

Abbildung 62: Raumanforderungen Dienstleistungsraum 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Dem Dienstleistungsraum wird keine Technologie zugeordnet. (diffuse Zuordnung) 

5.7.5.5 Verletzlicher Raum und Technologie 

Innerhalb des verletzlichen Raumes ist die Landschaftsintegration von immenser Be-

deutung, da das Landschaftsbild für konkurrierende Flächennutzungen wie Naturschutz 

und Tourismus eine große Bedeutung einnimmt und die Landschaftsästhetik sowie die 

damit einhergehende Erholungsfunktion im Mittelpunkt stehen. Die Flächeneffizienz 

muss maximal sein, da die Technisierung eines sensiblen Ökosystems auf ein Minimum 

zu reduzieren ist. Eine große Rückbaufähigkeit muss aufgrund der Einzigartigkeit des 

Raumes stets gegeben sein. 

 

Damit ergeben sich für den verletzlichen Raum folgende Raumanforderungen: vgl. 

Abb. 63 
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Abbildung 63: Raumanforderungen verletzlicher Raum 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Dem verletzlichen Raum wird keine Technologie zugeordnet. (diffuse Zuordnung) 

 

Allein für den landwirtschaftlich genutzten Raum konnte eine klare Zuordnung von 

Raum und Technologie – und zwar die PV-Freiflächenanlage – erfolgen. Für die Raum-

typen vorbelasteter, forstwirtschaftlicher, Dienstleistungs- und verletzlicher Raum 

ergab sich jeweils eine diffuse Zuordnung (vgl. Abb. 64). Für diese Kategorien muss 

daher ein zweites Bewertungsverfahren durchgeführt werden. 

Abbildung 64: Technologiewahl: primäres Bewertungsverfahren 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

5.7.6 Zweite Gegenüberstellung von Raumanforderungen und Technologien 

Für die Fälle, die keine klare Zuordnung von Raum und Technologie erlaubt haben, 

muss ein weitergehendes Bewertungsverfahren durchgeführt werden. Dabei werden die 

Raumanforderungen »Gestehungskosten«, »Umweltfreundlichkeit«, »Regelbarkeit« 

sowie »Genehmigungsrecht und Raumordnung« herangezogen. 

5.7.6.1 Windkraftanlage 

Gestehungskosten: In Abhängigkeit von standortspezifischen Voraussetzungen liegen 

die Gestehungskosten für Strom aus WKA zwischen 5 und 12 ct/ kWh. Im Durchschnitt 
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ist von etwa 8,4 ct/ kWh auszugehen (NITSCH et al. 2010, S. 23/ 25 & Abb. 66). Damit 

sind die Gestehungskosten bei WKA sehr gering. 

 

Regelbarkeit: Die Energiebereitstellung mittels WKA ist von den Witterungsverhält-

nissen – d. h. von der Lage und Ausprägung von Hoch- und Tiefdruckgebieten – abhän-

gig. Bei der Windenergie handelt es sich folglich um eine intermittierende Energiequel-

le. Im Jahr 2008 kamen die WKA in Deutschland auf durchschnittlich 1.740 Volllast-

stunden (vgl. Abb. 7). Dies ist im Vergleich zur Kernenergie, mit etwa 7.690 Volllast-

stunden, sehr wenig. Nach BMVBS et al. (2009, S. 37) wird die Windenergie als be-

dingt regelbar, bei der hier vorliegenden Arbeit – aufgrund ihres intermittierenden Cha-

rakters – als nicht regelbar eingestuft.  

 

Umweltfreundlichkeit: WKA weisen geringe Emissionswerte von Schadstoffen 

(SO2 = 107-243 kg/ GWh; NOx = 42-88 kg/ GWh) und Treibhausgasen (CO2 = 22,6-

48,1 t/ GWh) auf, sowohl bei der Herstellung und dem Betrieb als auch bei deren Ent-

sorgung (BMVBS et al. 2009, S. 37 & KALTSCHMITT et al. 2006, S. 332). Darüber hin-

aus liegt die energetische Amortisationszeit bei lediglich 3-12 Monaten. Der Schatten-

wurf von WKA ist vernachlässigbar, da sie in einer Entfernung von mindestens 800 m 

zur nächsten Siedlung aufgestellt werden müssen (BOSCH/ PEYKE 2011e, S. 35). 

 

Mittlerweile können die Rotoren von WKA beheizt werden, so dass keine Eisbildung 

mehr erfolgen kann. Eiswurf wird auch dadurch verhindert, dass sich die Anlagen mit-

tels Sensoren bei Eisbildung automatisch abschalten (vgl. PRÖLL 2008). Aus statisti-

scher Sicht ist auch der Vogelschlag vernachlässigbar (vgl. VERIVOX 2005). Die Emis-

sionen von Schall konnten innerhalb der letzten Jahre dadurch verringert werden, dass 

man einerseits mehr und mehr auf die Verwendung von Getrieben verzichtet hat, ande-

rerseits wurden die Anlagen gekapselt. Darüber hinaus ist es gelungen, die Resonanz-

wirkung der Gondel zu minimieren (KALTSCHMITT et al. 2006, S. 333f.). Folglich ist 

festzuhalten, dass die Umweltfreundlichkeit der Windenergie sehr hoch ist.   

 

Genehmigungsrecht und Raumordnung: Grundsätzlich besitzen WKA eine Privile-

gierung im Außenbereich von Gemeinden (BOSCH/ PEYKE 2011b, S. 108). Die Errich-

tung von WKA im Außenbereich ist nach § 35 Abs. 3 Nr. 5 des BauGB nicht zulässig, 

wenn Natur-, Boden- und Denkmalschutz missachtet, Landschaftspflege und Erho-
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lungswert beeinträchtigt sowie die Eigenart einer Landschaft überformt und das Land-

schaftsbild verunstaltet werden (BAUGB 2011a, § 35 & BRAND/ PÖHLMANN 2010, 

S. 477). Darüber hinaus gilt die Privilegierung nicht, wenn seitens des Flächennutzungs- 

bzw. Raumordnungsplanes bereits Flächen für die Windenergie ausgewiesen wurden. 

Des Weiteren werden – gemäß der 60 %-Referenzertragsregelung – Standorte mit einer 

geringen Windhöffigkeit nicht in die Förderung miteinbezogen (BMVBS et al. 2009, 

S. 43). WKA mit einer Gesamthöhe von bis zu 50 m sind baugenehmigungspflichtig. 

Anlagen, die über diese Höhe hinausreichen, bedürfen einer immissionsschutzrechtli-

chen Genehmigung (BImSchG) sowie einer UVP (SCHEIDLER 2010, S. 525f.). 

 

Schließlich ist zu erwähnen, dass die Windenergie die einzige regenerative Form der 

Energiegewinnung darstellt, für die gebietsbezogene Nutzungsregelungen in Form von 

Vorrang- und Vorbehaltsgebieten sowie Ausschlussflächen erstellt werden. Das BBSR 

hat sämtliche in Deutschland ausgewiesenen Raumordnungsgebiete für die Windenergie 

in einer Datenbank (ROPLAMO) zusammengetragen. Bemerkenswert ist, dass von den 

113 Planungsregionen erst 65 % gebietsbezogene Nutzungsregelungen für die Wind-

energie formuliert und folglich Raumordnungsgebiete festgelegt haben (vgl. EINIG et al. 

2011). 

Problematisch ist, dass es im Rahmen von Entscheidungen des Bundesverwaltungsge-

richtes bisher zu keiner Festlegung einer Mindestquote für die Errichtung von WKA in-

nerhalb von sog. Konzentrationszonen gekommen ist. Generell lässt sich der Ausbau 

der Windenergie im Außenbereich von Gemeinden mittels der im Flächennutzungsplan 

festgelegten Konzentrationszonen gut steuern, denn diese Gebiete wurden im Rahmen 

von gemeindeinternen Abwägungsprozessen sowie der Vorlage eines schlüssigen Pla-

nungskonzeptes – dem eine Untersuchung des gesamten Gemeindegebietes vorausge-

hen musste – als vorrangig zu nutzende Flächen im Außenbereich bestimmt. Diese Fle-

xibilität bei der Planung ist hilfreich im Sinne der kommunalen Mitgestaltung der Ener-

giewende sowie im Sinne der Berücksichtigung von räumlichen Besonderheiten. Dar-

über hinaus lässt sich dadurch ein ungeordneter Ausbau im Außenbereich – d. h. eine 

Zersiedelung der Landschaft – vermeiden. Kontraproduktiv ist es jedoch, wenn durch 

die Ausweisung von minimalen Konzentrationsflächen und der damit einhergehenden 

Ausschlusswirkung von Windenergieanlagen in anderen Bereichen des Gemeindegebie-

tes der Ausbau der Windenergie bewusst gehemmt wird. Die Grenzen zwischen einer 

sachgerechten Planung und einer Verhinderungsplanung sind dabei aus juristischer 
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Sicht noch nicht definiert. Positiv zu bewerten ist, dass, wenn der Flächennutzungsplan 

erst einmal aufgestellt ist und öffentliche Belange, bspw. landschaftsästhetischer, 

denkmalpflegerischer, naturschutzrechtlicher, militärischer und avifaunistischer Natur, 

raumbedeutsamen Vorhaben wie der Windenergienutzung nicht entgegenstehen, diese 

Belange im Nachhinein, d. h. im später erfolgenden Genehmigungsverfahren für WKA 

innerhalb der Konzentrationszonen, nicht mehr abzuwägen sind. Lange Zeit galt diese 

Regelung nur für den Bereich der Regionalplanung. Durch die Übertragung dieses Prin-

zips auf die gemeindliche Flächennutzungsplanung erfährt der Ausbau der Windenergie 

eine wesentliche Erleichterung (vgl. BRAND/ PÖHLMANN 2010). 

Abbildung 65: Technologievoraussetzungen Windkraft II 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Bei der Ausweisung von neuen Vorranggebieten muss darauf geachtet werden, dass be-

reits bestehende Windparks nicht durch etwaige neue WKA beeinflusst werden. Im Zu-

ge der Errichtung von neuen und immer größeren WKA kommt es in verstärktem Maße 

zu Windabschattung sowie zur Bildung von starken Turbulenzen in Hauptwindrichtung 

(Wake-Effekt). Diese Nachlaufströmung führt bei benachbarten WKA nicht nur zu ei-

ner Ertragsminderung von bis zu 30 %, vielmehr ist mit erhöhten Reparatur- und War-

tungskosten zu rechnen (vgl. ZIMMERMANN 2011c). Die Ausweisung von neuen Flächen 

ist unter diesen Umständen als kontraproduktiv zu bezeichnen und muss daher entspre-

chend den lokalen Verhältnissen behutsam und mit Rücksicht auf Altanlagen vollzogen 

werden. Mittlerweile ist sogar zu beobachten, dass Betreiber von Windparks sich auch 

jene Flächen sichern, die in unmittelbarer Nähe der geplanten Anlagen liegen. Darin 

wird die Möglichkeit gesehen, etwaige Flächennutzungskonflikte zu minimieren und 

einem „Winddiebstahl“ vorzubeugen (vgl. ZIMMERMANN 2011c, S. 40). Einerseits be-

sitzt die Windenergie, angesichts der Privilegierung im Außenbereich von Gemeinden, 

einen deutlichen Standortvorteil. Immissionsschutz und UVP sind jedoch aufwändige 

Verfahren. Oftmals wird die Menge an durchzuführenden Gutachten kritisiert: Schat-
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tenwurf- und Schallschutzgutachten, Vogel- und Fledermausgutachten, ggf. Gutachten 

für Hamster, Absprachen mit Bau- und Straßenämtern sowie mit zivilen und militäri-

schen Flughäfen über Mindestabstände und Höhenbegrenzungen, ggf. wasserrechtliche 

Kreuzungsgenehmigungen bei Verlegung von Stromkabeln unterhalb eines Wasserlau-

fes (ZIMMERMANN 2011b, S. 47). Zusammenfassend lässt sich behaupten, dass WKA, 

mit Blick auf die Raumanforderung »Genehmigungsrecht und Raumordnung«, als »mit-

tel geeignet« einzustufen sind. 

 

Damit ergeben sich für die WKA folgende Technologievoraussetzungen: vgl. Abb. 65 

5.7.6.2 PV-Freiflächenanlagen 

Gestehungskosten: Die Stromgestehungskosten für PV-Kraftwerke lagen nach NITSCH 

et al. (2010, S. 25) im Jahr 2010 noch bei 29,2 ct/ kWh. PEYKE/ BOSCH et al. (2011, S. 

20) gehen von rund 22 ct/ kWh aus (vgl. Abb. 66). Die Gestehungskosten sind damit 

immer noch als sehr hoch einzustufen, auch wenn RENTZING (2011b, S. 50) zumindest 

bei großflächigen PV-Freiflächenanlagen bereits von 16 ct/ kWh ausgeht und eine wei-

tere, drastische Verringerung auf 7 ct/ kWh bis zum Jahr 2020 prognostiziert.  

Abbildung 66: Gestehungskosten einzelner Technologierouten in ct 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 20. 
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Regelbarkeit: Die Energiebereitstellung mittels PV-Freiflächenanlagen ist vom Grad 

der Bewölkung sowie von der Jahres- und Tageszeit abhängig (BMVBS et al. 2009, 

S. 36). Im Jahr 2008 wiesen PV-Freiflächenanlagen in Deutschland durchschnittlich nur 

920 Volllaststunden auf (vgl. Abb. 7). Es handelt sich um eine intermittierende Ener-

giequelle. Damit ist die Solarenergie nicht regelbar (BMVBS et al. 2009, S. 36). 

 

Es ist jedoch anzumerken, dass es durchaus Überlegungen gibt, den Strombeitrag von 

PV-Anlagen zu stabilisieren. Dies könnte dadurch erreicht werden, indem Ost-West-

exponierte Dächer, auf denen die Module ihr Leistungsmaximum bereits morgens bzw. 

erst abends erreichen, stärker gefördert werden. Des Weiteren wird an die Einführung 

eines Netzentlastungsbonus sowie an die Abschaffung der Eigenverbrauchsförderung 

gedacht. Die Eigenverbrauchsförderung führt zwangsläufig dazu, dass sich der Strom-

verbrauch zur Mittagszeit – also zur Zeit der stärksten solaren Einstrahlung – sukzessive 

erhöhen wird. Bei bewölktem Himmel könnte es dabei zu einem Kollaps des Netzes 

kommen, wenn innerhalb kurzer Zeit der Strombedarf durch zeitlich ausgerichtete 

Elektrogeräte rapide ansteigt. Die Nutzung von kleinen, lokalen Speichern könnte da ei-

ne vielversprechende Alternative darstellen (MÜLLER 2011, S. 64f.). Jedoch ist zu kon-

statieren, dass die Installierung von entsprechenden Blei-Gel-Akkus des Anbieters So-

larworld mit extrem hohen Kosten verbunden ist. Darüber hinaus ist deren Haltbarkeit 

auf maximal zehn Jahre begrenzt. Die Entwicklung von langlebigen Lithium-Ionen-

Batterien erscheint daher angebracht (BERKEL 2011, S. 75).        

 

Umweltfreundlichkeit: Die in Deutschland gegebene, relativ geringe Strahlungsener-

gie von 300-600 W/ m² (BOSCH/ PEYKE 2011b, S. 113), macht es erforderlich, aufwän-

dige Anlagen zur Stromgewinnung, deren Produktion mit einem entsprechend hohen 

Ressourceneinsatz einhergeht, bereitzustellen (KALTSCHMITT et al. 2006, S. 264). Starke 

Emissionen von Treibhausgasen (CO2 = 76-91 t/ GWh) und Luftschadstoffen 

(SO2 = 290-301 kg/ GWh; NOx = 196-214 kg/ GWh) bei Herstellung, Betrieb und Ent-

sorgung von mono- und multikristallinen Anlagen sowie eine schlechte Energiebilanz 

stellen erhebliche Nachteile der PV dar (BMVBS et al. 2009, S. 37 & KALTSCHMITT et 

al. 2006, S. 265). Darüber hinaus ist die energetische Amortisationszeit mit 5-15 Mona-

ten als relativ hoch einzustufen, wobei davon auszugehen ist, dass sich dieser Wert an-

gesichts einer steigenden Effizienz in den nächsten Jahren deutlich verringern wird. 

Nicht zuletzt ist die Verwendung von toxischen Stoffen wie Cd und Te äußerst bedenk-
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lich (KALTSCHMITT et al. 2006, S. 267 & WETZEL 2010). Problematisch ist darüber hin-

aus, dass bei der CIS-Modulherstellung umweltbelastender Selenwasserstoff (H2Se) 

freigesetzt wird (KALTSCHMITT et al. 2006, S. 267f.). Folglich ist die Umweltfreund-

lichkeit von PV-Freiflächenanlagen sehr gering.    

 

Genehmigungsrecht und Raumordnung: PV-Freiflächenanlagen besitzen keine Privi-

legierung im Außenbereich von Gemeinden (FASSL 2010, S. 230). Vielmehr müssen die 

Anlagen an eine Siedlung angebunden werden, um einer Zersiedlung der Landschaft 

vorzubeugen (STMI 2009, S. 2). Generell werden Projekte mit einer Größe von 0,5 bis 

20 ha über die kommunale Bauleitplanung geregelt. Größere Anlagen bedürfen einer 

UVP (FASSL 2010, S. 229). Dieses Vorgehen ist grundlegend für den Anspruch auf die 

vom Netzbetreiber zu leistende Vergütung. Jenseits des Bebauungsplanverfahrens sind 

Baugenehmigungsverfahren und naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen von 

Bedeutung (BMWI 2010b, 4ff. & BOSCH/ PEYKE 2011b, S. 113). 

 

Bei PV-Freiflächenanlagen handelt es sich um Anlagen gewerblicher Natur. Damit be-

schränkt sich ihr Flächenanspruch auf Industrie-, Gewerbe-, Kern-, Misch- und Dorfge-

biete. Des Weiteren legt das BNatSchG fest, dass Nationalparke, Naturschutzgebiete, 

Landschaftsschutzgebiete, Biosphärenreservate, Naturdenkmale, Naturparke und FFH-

Gebiete nicht zugänglich sind. Sondergebiete, die der Nutzung von EE zustehen, lassen 

sich im Rahmen der BauNVO festlegen (BMVBS et al. 2009, S. 43). Eine Genehmi-

gungspflicht nach dem BImSchG besteht nicht. Mit der Novellierung des EEG 2010 er-

fuhr die PV-Branche eine gravierende räumliche Sanktion, da PV-Freiflächenanlagen 

auf Ackerflächen nicht weiter gefördert werden (WARTNER 2010, S. 170). Bedeutend 

sind auch die im EEG vorgenommenen räumlichen Klassifizierungen von PV-Anlagen 

und die daran gekoppelte Förderberechtigung. In erster Linie soll der Ausbau von PV-

Anlagen auf Gebäuden vorangetrieben werden. Von sekundärer Bedeutung ist die Be-

planung von baulichen Anlagen, die vorrangig nicht der Stromproduktion dienen. Erst 

an dritter Stelle wird die Möglichkeit eingeräumt, PV-Anlagen auf sonstigen baulichen 

Anlagen – d. h. auf Anlagen, die vor allem der Stromerzeugung dienen – zu errichten. 

Dieser dritten Kategorie sind die PV-Freiflächenanlagen zuzuordnen, die damit eher den 

Charakter einer unerwünschten, jedoch prinzipiell möglichen Ausweichoption inneha-

ben. Diese sog. echten PV-Freiflächenanlagen sind mit Blick auf die Vergütung von den 

unechten Anlagen zu unterscheiden, die speziell auf Konversionsflächen zu errichten 
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sind. Der Fokus des Ausbaus von PV-Freiflächenanlagen liegt neben Konversionsflä-

chen auf vorbelasteten Standorten entlang von Schienenwegen oder Autobahnen. Der 

beplanbare Korridor ist hierbei äußerst schmal, denn es steht lediglich eine Breite von 

110 m vom äußeren Rand des Schienenweges bzw. der Autobahn zur Verfügung. Die 

von den Landesstraßenbaubehörden formulierten straßenrechtlichen Anbaubeschrän-

kungen im 100-Meter-Bereich sowie das Anbauverbot im 40-Meter-Bereich schließen 

die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen folglich nicht mehr kategorisch aus. Voraus-

setzung für die Aufhebung des Anbauverbotes ist zum einen, dass der äußere Rand der 

Autobahn im Bebauungsplan exakt definiert wird, denn nur dadurch lassen sich die ein-

zelnen Flächentypen eindeutig unterscheiden. Darüber hinaus gilt es, durch die Be-

stimmung der überbaubaren Grundstücksfläche zu überprüfen, ob die Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt wird. So ist bspw. sicherzustellen, dass 

von den Anlagen keine verkehrsgefährdenden Blendeffekte ausgehen. Die Errichtung 

von Sichtschutzwänden ist nicht zwingend erforderlich, jedoch bietet sich im Sinne des 

Sichtschutzes eine Anpflanzung von Hecken und Sträuchern an. Drittens ist es erforder-

lich, den Träger der Straßenbaulast an der Aufstellung des Bebauungsplanes zu beteili-

gen. Die Restriktionen im Bereich des 110-Meter-Streifens entlang von Schienenwegen 

sind hingegen wesentlich geringer, denn hier besteht prinzipiell kein Anbauverbot. Es 

gilt lediglich, schädliche Umwelteinwirkungen und etwaige Blendeffekte zu vermeiden 

(vgl. SCHRÖDTER/ KURAS 2011).  

 

Insgesamt wird die PV-Freiflächenanlage hinsichtlich der Raumanforderung »Geneh-

migung und Raumordnung« als »mittel geeignet« eingestuft. 

 

Damit ergeben sich für die Photovoltaik folgende Technologievoraussetzungen: vgl. 

Abb. 67 

Abbildung 67: Technologievoraussetzungen Photovoltaik II 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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5.7.6.3 Biogasanlage 

Gestehungskosten: Die Stromgestehungskosten für BGA betragen nach NITSCH et al. 

(2010, S. 26) im Schnitt 11,3 ct/ kWh. PEYKE/ BOSCH et al. (2011, S. 20) gehen bei 

BGA von etwas höheren Gestehungskosten aus (vgl. Abb. 66). Sie sind demnach als 

»mittel« einzustufen. 

Abbildung 68: Räumliche Verteilung von Biomethananlagen in Deutschland 2011 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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Regelbarkeit: Die Produktion von Biogas ist unabhängig von Witterungseinflüssen. 

Darüber hinaus lässt sich sowohl die Biomasse als auch das daraus produzierte Rohbio-

gas (ca. 60 % CH4) oder das durch Aufbereitung zu gewinnende Biomethan (ca. 96-

98 % CH4) problemlos speichern, in Tanks abfüllen und in Flaschen oder Pipelines 

transportieren (BEIN 2006, S. 25 & THIERBACH 2006, S. 32). Damit ist Biogas grund- 

sowie spitzenlastfähig und hervorragend regelbar (vgl. WIEDEMANN 2011a). Nicht zu-

letzt wird vom »Multitalent Biogas« gesprochen (FACHVERBAND BIOGAS 2005, S. 4f.). 

 

Bezüglich der Regelbarkeit eines regenerativen Energiesystems kommt der Biogastech-

nologie auch aufgrund des beim Vergärungsprozess entstehenden sowie bei der an-

schließenden Biomethanaufbereitung anfallenden CO2 eine herausragende Bedeutung 

zu. Durch Reaktion des Kohlenstoffdioxids mit Wasserstoff (Sabatier-Reaktion) – der 

Wasserstoff wird im Zuge der Wasserstoff-Elektrolyse gewonnen – entstehen Methan 

und Wasser (CO2 + 4H2 → CH4 + 2H2O). Mittels dieser chemischen Reaktion ist folg-

lich die Methanisierung von überschüssigem Wind- oder Solarstrom – der dabei für die 

Stützung der Elektrolyse verantwortlich ist – möglich. 

 

Methan ist einerseits ein hervorragender Energiespeicher, da es sich ohne Probleme in 

die bestehende Erdgasnetzinfrastruktur (Erdgasleitungen, Gasspeicher) integrieren lässt. 

Immerhin liegt diesbezüglich eine Speicherkapazität von 220 TWh vor (zum Vergleich: 

Pumpspeicher mit lediglich 0,04 TWh und Druckluftspeicher mit nur 0,0006 TWh 

Speicherkapazität) (vgl. RIEKE 2011; WIEDEMANN 2011b & JANZING 2011b). Die 

Gasspeicherkapazität in Deutschland übersteigt die der Pumpspeicherkraftwerke folg-

lich um mehr als das 5.000-fache. Andererseits ist im Zuge der bidirektionalen Ver-

knüpfung von Strom- und Gasnetz sowohl eine zeitliche als auch eine räumliche Ent-

kopplung von Energieproduktion und Energieverbrauch möglich. Das CO2-Potenzial 

aus der Biogasproduktion würde ohne Probleme ausreichen, um – im Falle einer rein 

regenerativen Stromversorgung, mit einem zu erwartenden Speicherbedarf von bis zu 

40 TWh – dem CO2-Bedarf von erneuerbarem Methan im Rahmen des Sabatier-

Prozesses entsprechen zu können. 

 

Vorteilhaft ist, dass Methan auch auf dem Wärme- und Kraftstoffmarkt eingesetzt wer-

den kann (vgl. RIEKE 2011). Damit fällt der Biogastechnologie eine zentrale Rolle hin-

sichtlich der Regelung eines regenerativen Energiesystems zu. Es wird jedoch betont, 
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dass die Entwicklung der »Power to Gas-Technologie« einer Anschubförderung bedarf. 

Ein Weg könnte darin bestehen, dass das synthetisch erzeugte Methan im Rahmen einer 

EEG-Novellierung rechtlich mit Biomethan gleichgestellt wird (vgl. WIEDEMANN 

2011b). Abbildung 68 zeigt die räumliche Verteilung von bestehenden sowie im Bau 

befindlichen und geplanten Biomethananlagen in Deutschland.  

Abbildung 69: Entwicklung der Anbaufläche von NawaRos in Deutschland in Mio. ha 

 

Quelle: PEYKE/ BOSCH et al. 2011, S. 31. 

Umweltfreundlichkeit: Charakteristisch an der Biogastechnologie ist der Anbau von 

Energiepflanzen in Form von Monokultur. Dies geht stets mit einem Verlust an Bio-

diversität einher. Darüber hinaus führt der verstärkte Anbau von Silomais, angesichts 

der großen Reihenabstände, zu einer starken Bodenerosion und Eutrophierung (BOSCH 

2008, S. 126). 

 

Abbildung 69 verdeutlicht den starken Zuwachs beim Anbau von nachwachsenden 

Rohstoffen innerhalb der letzten Jahre. Neben den Industriepflanzen nehmen die Ener-

giepflanzen dabei einen immer größeren Anteil ein. Pflanzen zur Versorgung von BGA 

werden derzeit in Deutschland auf etwa 650.000 ha angebaut. Energiemais hat dabei mit 

380.000 ha den höchsten Flächenanteil (LESSNER 2010, S. 77). Auch der Einsatz von 

Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln ist als äußerst bedenklich anzusehen. 

Schadstoffemissionen rühren wiederum aus dem Einsatz von Maschinen für Aussaat, 
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Düngung, Ernte und Transport. Des Weiteren muss zur Produktion von Strom und 

Wärme Energie aufgewendet werden (bspw. zum Beheizen des Fermenters) (BMVBS 

et al. 2009, S. 37). 

 

Der Austritt von Silosickersäften kann u. U. zum Umkippen von umliegenden Gewäs-

sern und dadurch zum Fischsterben führen. Darüber hinaus klagen Anwohner mancher-

orts über gereizte Schleimhäute, Geruchs- und Lärmemissionen sowie über Straßen-

schäden aufgrund eines erhöhten Transportaufkommens (BOSCH 2008, S. 126f.). 

Schließlich besteht die Gefahr, dass klimawirksames Methan aus dem Gärrestbehälter 

entweicht, wenn dieser nicht ordnungsgemäß abgedeckt wird (vgl. PADUCH 2007 & 

VOGTHERR/ OECHSNER 2008). Zusammenfassend lässt sich behaupten, dass die Um-

weltfreundlichkeit von BGA sehr gering ist. 

 

Genehmigungsrecht und Raumordnung: Prinzipiell bestehen beim Biomasseanbau 

keine planungsrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen. BGA hingegen bedürfen, je 

nach Anlagengröße, einer Genehmigung nach dem BImSchG oder nach dem BauGB. 

Des Weiteren ist ihre Errichtung nach der BauNVO nur in Industrie-, Gewerbe-, Kern-, 

Misch- und Dorfgebieten zulässig (BMVBS et al. 2009, S. 44). Innerhalb der im Zu-

sammenhang bebauten Teile einer Siedlung ist der Bau einer Anlage allein möglich, 

wenn diese der spezifischen Eigenart der unmittelbaren Umgebung entspricht und das 

Ortsbild nicht verunstaltet (BAUGB 2011b, § 34). Insgesamt wird die Biogastechnologie 

hinsichtlich der Raumanforderung »Genehmigung und Raumordnung« als »mittel ge-

eignet« eingestuft. 

 

Damit ergeben sich für die BGA folgende Technologievoraussetzungen: vgl. Abb. 70 

Abbildung 70: Technologievoraussetzungen Biogas (Anbaubiomasse) II 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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5.7.6.4 Erdwärmekraftwerk 

Gestehungskosten: Die Stromgestehungskosten für EWK betragen im Schnitt 

23,5 ct/ kWh (NITSCH et al. 2010, S. 26). Je nach der Temperatur des geförderten Ther-

malwassers schwanken die Gestehungskosten zwischen 19,8 und 27 ct/ kWh (vgl. 

Abb. 66). Sie sind damit als sehr hoch einzustufen. 

 

Regelbarkeit: Die Geothermie ist unabhängig von Witterungseinflüssen. Ein kontinu-

ierlicher Energiefluss vom Erdinneren zur Erdoberfläche ist möglich. Sowohl die hydro-

thermale als auch die petrothermale geothermische Stromerzeugung ist damit gut regel-

bar (BMVBS et al. 2009, S. 37). Es muss dennoch betont werden, dass bisher keine Er-

fahrungen vorliegen, wie lange das Temperaturniveau einer Schüttung stabil bleibt. Es 

ist nicht auszuschließen, dass sich langfristig eine Abkühlung im Reservoir ergeben 

könnte. Dieser Aspekt wird im Rahmen der vorliegenden Arbeit jedoch vernachlässigt, 

da hierüber bisweilen nur Spekulationen und keine fundierten wissenschaftlichen Er-

kenntnisse vorliegen. 

 

Umweltfreundlichkeit: EWK weisen in Abhängigkeit vom Standort eine große Varia-

tion hinsichtlich der Emissionen von Luftschadstoffen (Strom: SO2 = 24-

123 kg/ GWh; NOx = 73-408 kg/ GWh; Wärme: SO2 = 156-176 kg/ TJ; NOx = 108-

126 kg/ TJ) und Treibhausgasen (Strom: CO2 = 16-79 t/ GWh; Wärme: CO2 = 94,7-

104 t/ GWh) auf (KALTSCHMITT et al. 2006, S. 497/ 524). Die Umweltfreundlichkeit der 

Geothermie wird folglich als »mittel« eingestuft (BMVBS et al. 2009, S. 38). 

 

Fraglich ist nach wie vor, wie groß die Gefahr ist, dass im Zuge von Tiefenbohrungen 

und dem Einpressen von Wasser unter hohem Druck – wie es bei petrothermalen Sys-

temen (HDR-Verfahren) zur Bildung von Klüften von Nöten ist – Erdstöße ausgelöst 

werden, wie bspw. in Basel und Landau (DÄHN 2011, S. 43f.). Darüber hinaus ist es be-

denklich, wenn zwei Grundwasserschichten miteinander verbunden werden und so einer 

Druckentlastung sowie Bodenabsenkung, wie es in Leonberg der Fall ist, Vorschub leis-

ten. Des Weiteren ist davon abzuraten, Grundwasserschichten unterhalb einer Keuper-

schicht anzubohren, da deren Verknüpfung zur Entstehung von Gips und damit zu einer 

Anhebung des Bodens, wie bspw. in Staufen, führt (vgl. JANZING 2011c). Aufgrund ei-

nes mittlerweile geschärften Bewusstseins für derartige Problemfälle, wird im Rahmen 

dieser Arbeit die Möglichkeit von Impacts solcher Art ausgeschlossen.  
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Abbildung 71: Technologievoraussetzungen Geothermie II 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Genehmigungsrecht und Raumordnung: Grundsätzlich unterstehen EWK dem 

BBergG. Hierin wird die Wärme aus dem Erdinneren als Bodenschatz eingestuft. Ihre 

Errichtung ist in Gewerbe-, Industrie-, Misch- und Dorfgebieten prinzipiell möglich. 

Findet eine Geothermiebohrung in einem besonders schützenswerten Raum (z. B. Na-

turschutzgebiet) statt, so ist ab einer Bohrtiefe von 1.000 m eine UVP vorgeschrieben. 

Möglicherweise wird diese Anforderung in Zukunft auf sämtliche Raumtypen übertra-

gen (JANZING 2011c, S. 67). Die baulichen und technischen Anlagen zur Energiegewin-

nung werden als wenig störend eingestuft (BMVBS et al. 2009, S. 44). Kritikwürdig 

sind in erster Linie die Schallemissionen der relativ großen Lüfter (JANZING 2011c, 

S. 66). Insgesamt ist das EWK hinsichtlich der »Raumanforderung Genehmigung« und 

Raumordnung als »mittel« einzustufen. 

 

Damit ergeben sich für die Geothermie folgende Technologievoraussetzungen: vgl. 

Abb. 71 

5.7.7 Sekundäre Zuordnung von Raum und Technologie 

Entsprechend den spezifischen Raumanforderungen einzelner Raumtypen im Rahmen 

des zweiten Bewertungsverfahrens kann im Folgenden eine klare Zuordnung von Raum 

und Technologie erfolgen. Entscheidend ist hierbei, dass diese Zuordnung in Abhängig-

keit von den jeweils lokalen bzw. regionalen Erfordernissen erfolgt. Stehen ökonomi-

sche Belange bzw. Zwänge im Vordergrund, so entscheiden letztlich die »Gestehungs-

kosten« über die Technologiewahl. Geht es darum, mittels der Kraftwerke flexibel auf 

Schwankungen im Stromnetz reagieren zu können, ist die »Regelbarkeit« beim Ausbau 

ausschlaggebend. Steht wiederum die Ökologie im Mittelpunkt der Betrachtung, so ist 

der Fokus auf den Parameter »Umweltfreundlichkeit« gerichtet. Schließlich kann das 
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Augenmerk auch auf rechtliche Aspekte gelegt werden. In diesem Fall determinieren 

»Genehmigung und Raumordnung« die Auswahl der Technologie. 

 

An dieser Stelle ist zu erwähnen, dass im Rahmen des zweistufigen Bewertungsverfah-

rens versucht wird, jedem Raumtyp genau eine Technologie zuzuweisen. Diese Zuord-

nung hängt dabei primär von den bereits abgehandelten Raumanforderungen »Land-

schaftsintegration«, »Flächeneffizienz« und »Rückbaufähigkeit«, sekundär von den 

nun zu betrachtenden raum-zeitlichen Erfordernissen »Kosten«, »Regelbarkeit«, 

»Umweltfreundlichkeit« sowie »Genehmigung und Raumordnung« ab. 

Abbildung 72: Technologiewahl: sekundäres Bewertungsverfahren 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

5.7.7.1 Vorbelasteter Raum und Technologie 

Beim vorbelasteten Raum ergab sich im Rahmen des ersten Bewertungsverfahrens eine 

diffuse Zuordnung von Raum und Technologie, da prinzipiell drei Technologien – 

WKA, PV-Freiflächenanlage und EWK – für den Raum als geeignet erscheinen. Im 

Rahmen des sekundären Bewertungsverfahrens wird schließlich jene Technologie aus-

gewählt, die den spezifischen raum-zeitlichen Anforderungen am ehesten entspricht. So 

wird gegenüber den Anforderungen »Gestehungskosten« und »Umweltfreundlichkeit« 

die Technologie WKA, vor dem Hintergrund der Raumanforderung »Regelbarkeit« das 

EWK zugeordnet (vgl. Abb. 72). Kommen mehrere Technologien für eine räumliche In-

tegration in Frage, da alle die gleichen Voraussetzungen gegenüber einer spezifischen 

raum-zeitlichen Anforderung aufweisen, wird allein jene Technologie zugeordnet, die 

innerhalb des primären Bewertungsverfahrens am besten abgeschnitten hat. Aus diesem 

Grund wird im Rahmen der Raumanforderung »Genehmigung und Raumordnung« die 

PV zugeordnet (vgl. Abb. 72). Würden sich die Technologien auch diesbezüglich auf 

Augenhöhe befinden, so wird jene der Technologien zugeordnet, die im gesamten se-

kundären Bewertungsverfahren besser abschneidet. Ergeben sich auch hier keinerlei 
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Unterschiede, werden die Technologien kombiniert eingesetzt. Die Zuordnung ist damit 

als »klar« einzustufen. 

Abbildung 73: Zuordnung Raum und Technologie - Anforderung Umweltfreundlichkeit 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

5.7.7.2 Forstwirtschaftlicher Raum und Technologie 

Für den forstwirtschaftlich genutzten Raum wurden im primären Bewertungsverfahren 

die Technologien WKA und PV-Freiflächenanlage ausgewählt. Bei den Gestehungskos-

ten schneidet die WKA nun besser ab. Hinsichtlich Regelbarkeit besitzen beide Techno-
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logien keine geeigneten Voraussetzungen. Daher wird die PV-Freiflächenanlage zuge-

ordnet, denn diese weist im Rahmen des primären Bewertungsverfahrens bessere 

Merkmale auf. Da jedoch auch den raum-zeitlichen Anforderungen zu entsprechen ist – 

d. h. der Regelbarkeit –, wird der Haupttechnologie PV noch das EWK – quasi als Ne-

bentechnologie – zugewiesen. Dabei wird der Haupttechnologie immer jene Nebentech-

nologie zugeordnet, die entsprechend den raum-zeitlichen Anforderungen mindestens 

das Merkmal »gut (+)« aufweist. Findet sich hierzu keine Technologie, bleibt es bei der 

alleinigen Integration der Haupttechnologie. Beim Ausbau gilt es, die Nebentechnologie 

auf ein Minimum zu beschränken, denn die raumverträgliche Haupttechnologie hat stets 

den Vorrang. Es wird maximal eine Nebentechnologie herangezogen. Gibt es mehrere 

geeignete Nebentechnologien, so entscheiden zunächst alle Merkmale des primären, 

dann alle des sekundären Bewertungsverfahrens über die Technologiewahl.  

5.7.7.3 Landwirtschaftlicher Raum und Technologie 

Für den landwirtschaftlich genutzten Raum wurde die Technologie PV-

Freiflächenanlage als geeignet identifiziert. Da die Zuordnung klar ist, kann auf ein wei-

teres Bewertungsverfahren verzichtet werden. Im Zuge von raum-zeitlichen Erforder-

nissen ist es jedoch auch hier angebracht, die Haupttechnologie durch Nebentechnolo-

gien zu stützen bzw. zu ergänzen.  

5.7.7.4 Dienstleistungs- sowie verletzlicher Raum und Technologie 

Dem Dienstleistungs- sowie dem verletzlichen Raum wurden im Rahmen des primären 

Bewertungsverfahrens keine Technologien zugeordnet, denn den hohen räumlichen An-

sprüchen konnte keine der Technologien gerecht werden. Um dennoch eine Zuordnung 

von Raum und Technologie zu ermöglichen, werden zunächst jene zwei Technologien 

identifiziert, die den Anforderungen des Dienstleistungsraumes sowie jenen des verletz-

lichen Raumes im Rahmen des primären Bewertungsverfahrens am ehesten entspre-

chen. Dabei handelt es sich um die Technologien PV-Freiflächenanlage und EWK. 

Weist eine der Technologien gegenüber den jeweiligen räumlich-zeitlichen Anforde-

rungen im Rahmen des sekundären Bewertungsverfahrens das Merkmal »gut (+)« auf, 

so wird diese Technologie dem Raum zugewiesen. Kommen diesbezüglich beide Tech-

nologien für einen Ausbau in Frage, so wird jene zugeordnet, die im primären Bewer-

tungsverfahren besser abgeschnitten hat. Tritt keiner dieser Fälle ein, so erfolgt schließ-

lich auch im sekundären Bewertungsverfahren keine Zuordnung. Erst dann kann die 

Zuordnung als »klar« bezeichnet werden. Im vorliegenden Fall wird den hochsensiblen 
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Räumen allein im Zuge der raum-zeitlichen Anforderung »Regelbarkeit« eine Techno-

logie zugeordnet: das Erdwärmekraftwerk (vgl. Abb. 72). 

 

In Abbildung 73 ist zu sehen, wie ein raumverträglicher Ausbau von EE im Landkreis 

Landsberg a. Lech auszusehen hätte, wenn die raum-zeitliche Anforderung in einer ho-

hen Umweltfreundlichkeit bestehen würde. Es zeigt sich, dass in diesem Fall die Wind-

energie einen Großteil des Raumes beplanen würde. In wenigen Gemeinden würde auch 

eine Kombination aus Wind- und Solarenergie die optimale Raumnutzung darstellen. 

Die Dienstleistungs- und verletzlichen Räume werden von einem Ausbau verschont. 

 

Anhand der Abbildung 73 lässt sich nun nachvollziehen, inwieweit der bisherige Aus-

bau von EE im Landkreis Landsberg a. Lech als raumverträglich zu bezeichnen ist. Der 

Solarpark Prittriching bspw. befindet sich in der »solar & wind domain« und ist damit 

raumverträglich. Auch die WKA bei Menhofen (Denklingen) stellt ein raumverträgli-

ches Energieprojekt dar. Hingegen ist die Errichtung der BGA Pestenacker (Egling a. d. 

Paar) als kritisch zu betrachten, da diese Technologieroute nicht den Raumanforderun-

gen entsprechen kann. Erst im Rahmen des Szenario I (vgl. Abb. 78) kann die Biogas-

branche ihre Raumansprüche auch in der Gemeinde Egling a. d. Paar zu Recht geltend 

machen. 

5.7.8 Szenarien 

Bemerkenswert ist, dass innerhalb dieses zweistufigen Bewertungsverfahrens eine hohe 

Dynamik vorliegt. Einerseits können sich die technologischen Voraussetzungen durch 

FuE im Laufe der Zeit so verbessern, dass sich bei erneuter Durchführung der Bewer-

tungsverfahren ein neues Standortmuster ergibt. Andererseits können auch Veränderun-

gen in den räumlich-zeitlichen Erfordernissen Variationen bei der Errichtung von Tech-

nologien bewirken. Schließlich können sich auch die Raumtypen wandeln, womit auch 

deren Anforderungen an die Technologien neu definiert werden müssten. Dies zeigt, 

wie komplex die Erfassung möglicher Standortmuster von EE tatsächlich ist. Die vor-

liegende Arbeit stellt sich der Herausforderung, diese Komplexität zu erfassen. Am Bei-

spiel von drei Szenarien soll demonstriert werden, inwieweit sich neue Standortmuster 

von EE ergeben, wenn sich die Rahmenbedingungen verändern. Zum weiteren Ver-

ständnis ist es jedoch zunächst notwendig, die Begriffe Standortpotenzial und Raumpo-

tenzial zu definieren. 
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Standortpotenzial: Das Standortpotenzial einer EE ist die Summe aus den Teilräumen 

vorbelasteter, forstwirtschaftlich genutzter, landwirtschaftlich genutzter, dienstleis-

tungsorientierter und verletzlicher Raum, auf denen die Technologievoraussetzungen 

dieser EE den spezifischen Raumanforderungen in der Weise gerecht werden, dass es 

gegenwärtig keine bessere technologische Option innerhalb dieser Räume gibt. 

 

Raumpotenzial: Das Raumpotenzial einer EE ist die Summe aus den Teilräumen vor-

belasteter, forstwirtschaftlich genutzter, landwirtschaftlich genutzter, dienstleistungsori-

entierter und verletzlicher Raum, auf denen die Technologievoraussetzungen dieser EE 

den spezifischen Raumanforderungen unter der Prämisse veränderter Rahmenbedingun-

gen technologischer, wirtschaftlicher und/ oder gesellschaftlicher Art in der Weise ge-

recht werden, dass es zu jenem Zeitpunkt, bei dem diese veränderten Rahmenbedingun-

gen eintreten, keine bessere technologische Option innerhalb dieser Räume gibt. 

Abbildung 73 stellt folglich die Visualisierung des Standortpotenzials dar. Dabei geht es 

um die gegenwärtige Verträglichkeit von Raum und Technologie. Bei der Entwicklung 

von Szenarien steht jedoch die Erfassung von Raumpotenzialen im Mittelpunkt der Be-

trachtung. Erst mittels der Erfassung von Raumpotenzialen wird es gelingen, einen Kor-

ridor abzustecken, innerhalb dessen sich der Ausbau von EE in räumlicher Hinsicht mit 

hoher Wahrscheinlichkeit bewegen wird. Dadurch ist es möglich, die Sensibilität der 

gegenwärtigen optimalen Technologiewahl gegenüber variierenden Rahmenbedingun-

gen technologischer, ökonomischer und gesellschaftlicher Art zu ermitteln und als Bera-

tungswissen Politik und Wirtschaft bereitzustellen.  

 

Die folgenden Szenarien gehen von veränderten Rahmenbedingungen bei BGA, PV-

Freiflächenanlagen und WKA aus. 

5.7.8.1 Reststoffverwertung bei Biogasanlagen – Szenario I 

Im Rahmen des primären und sekundären Bewertungsverfahrens haben sich keinerlei 

räumliche Optionen für die Biogastechnologie – zumindest nicht im Bereich Anbaubi-

omasse – ergeben. Als Grund sind hierbei die geringe Flächeneffizienz und die schlech-

te Ökobilanz zu nennen. Es stellt sich die Frage, mittels welcher Strategie es der Bio-

gasbranche gelingen könnte, den Raumanforderungen im Rahmen eines neuen Bewer-

tungsverfahrens zu entsprechen. Hierzu wird überprüft, inwieweit sich das Standortmus-
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ter der EE durch die Konzentration der Biogasbranche auf Reststoffverwertung verän-

dert. 

 

Jährlich fallen in Deutschland im kommunalen Bereich etwa 11,7 Mio. t allein an Grün- 

und Bioabfällen an (147 kg/ Einwohner). Daraus ließen sich 1,2 Mrd. m³ Biogas erzeu-

gen und folglich 240.000 Einfamilienhäuser mit Heizenergie versorgen. Dieses Potenzi-

al wird jedoch bis dato nicht ausgeschöpft, da ein Großteil der Substrate der Kompostie-

rung zugeführt wird (WIEDEMANN 2011c, S. 60). 

 
Abbildung 74: Technologievoraussetzungen Biogas (Reststoffe) I – Szenario I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Abbildung 75: Technologievoraussetzungen Biogas (Reststoffe) II – Szenario I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Abbildung 76: Technologiewahl: primäres Bewertungsverfahren - Szenario I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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Abbildung 77: Technologiewahl: sekundäres Bewertungsverfahren - Szenario I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Abbildung 78: Zuordnung Raum und Technologie - Szenario I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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Hinsichtlich der Technologievoraussetzungen führt diese Neuausrichtung zu einer her-

vorragenden Flächenbilanz, denn die Reststoffe wie Erntereste, Gülle, Festmist und or-

ganische Abfälle fallen quasi als Nebenprodukte an, für die keine Flächen bereitgestellt 

werden müssen (vgl. Abb. 74). Daraus folgt auch eine Verbesserung im Rahmen der 

Raumanforderung »Umweltfreundlichkeit«, denn der Anbau von Silomais in Monokul-

tur und der mit dem Energiepflanzenbau einhergehende Verlust an Biodiversität werden 

beseitigt (vgl. Abb. 75). Eine Reduzierung des Anteils von Silomais an der Ackerfläche 

führt zwangsläufig auch zu einer Verringerung von Bodenerosion und Eutrophierung. 

Auch der Einsatz von Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln sowie die Emissio-

nen von Schadstoffen, die im Zuge der Aussaat, Düngung, Ernte und des Transportes 

entstanden sind, dürfen der Biogastechnologie nicht mehr angerechnet werden. Schließ-

lich ist auch die Gefahr beseitigt, dass Silosickersäfte austreten und zum Umkippen von 

Oberflächengewässern führen. 

 

Die Abbildungen 76 und 77 verdeutlichen, dass sich der Biogastechnologie im Zuge der 

Beschränkung auf die Verwertung von Reststoffen neue Raumpotenziale eröffnen. So-

wohl beim vorbelasteten als auch beim forstwirtschaftlichen Raum gelingt es der Bio-

gastechnologie, sich zu etablieren und die Technologien WKA, EWK sowie PV-

Freiflächenanlage zu verdrängen. Beim landwirtschaftlichen Raum treten BGA zumin-

dest als Nebentechnologie auf und verdrängen damit das EWK und die WKA. Frappie-

rend ist darüber hinaus, dass nun gerade in den äußerst sensiblen Raumkategorien 

»Dienstleistungs- und verletzlicher Raum« die Biogastechnologie zur einzigen techni-

schen Option aufsteigt. Dieses Szenario kann folglich als ein deutliches Plädoyer für die 

Reststoffverwertung im Rahmen der Bioenergie angesehen werden. In Abbildung 78 ist 

die Übertragung dieses Szenarios auf den Untersuchungsraum Landsberg a. Lech nach-

zuvollziehen. 

5.7.8.2 Kostensenkung und bessere Ökobilanz bei PV-Anlagen – Szenario II 

In einem zweiten Szenario stellt sich die Frage, welche Raumpotenziale sich für die PV 

ergeben, wenn eine drastische Kostensenkung sowie eine Verbesserung der Ökobilanz 

erreicht werden. Dabei wird von folgenden, neuen Technologievoraussetzungen ausge-

gangen (vgl. Abb. 79). 
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Abbildung 79: Technologievoraussetzungen Photovoltaik III – Szenario II 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Abbildung 80: Technologiewahl: sekundäres Bewertungsverfahren - Szenario II 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Die Bewertungsverfahren ergeben im Bereich des vorbelasteten und des forstwirtschaft-

lich genutzten Raumes eine Verdrängung der Windenergie durch die PV. Die Techno-

logie EWK kann ihre Stellung, trotz der gestiegenen Wettbewerbsfähigkeit der PV, hal-

ten und wird nicht verdrängt. Jedoch würde der Geothermie nur eine Bedeutung zu-

kommen, wenn ein erhöhter Bedarf an Regelenergie bestehen würde. Dieser Fall wird 

mit zunehmendem Ausbau eines regenerativen Energiesystems immer wahrscheinlicher, 

da ein Ausbau an PV- und WKA-Kapazitäten zu immer größeren Schwankungen im 

Netz führen und stabilisierende Maßnahmen, wie bspw. den Ausbau von Grundlast-

kraftwerken, notwendig machen wird. Möglicherweise erscheint es im Zuge einer mehr-

jährigen Übergangsphase als angebracht, zusätzlich Gaskraftwerke auszubauen, die 

schnell auf Veränderungen in der Netzlast reagieren können. Die Gaskraftwerke sollten 

jedoch sukzessive von regenerativen Grundlastkraftwerken substituiert werden. Im Be-

reich des landwirtschaftlich genutzten Raumes dominiert die PV ohnehin, so dass ledig-

lich ein Ausbau des Technologievorsprunges festzustellen ist und die konkurrierenden 

Technologien weiter abgehängt werden (vgl. Abb. 80). In Abbildung 81 ist die Übertra-

gung dieses Szenarios auf den Untersuchungsraum Landsberg a. Lech nachzuvollzie-

hen. 
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Abbildung 81: Zuordnung Raum und Technologie - Szenario II 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

5.7.8.3 Steigende Rohstoffpreise bei Windkraftanlagen – Szenario III 

Es ist nicht zwangsläufig davon auszugehen, dass sich die Technologievoraussetzungen 

stets positiv entwickeln werden. Zwar sind FuE darum bemüht, die Technologien wett-

bewerbsfähig zu halten, jedoch gibt es jenseits dieser Bemühungen Einflussgrößen, die 

nicht beherrschbar sind. 
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Abbildung 82: Technologievoraussetzungen Windkraft III – Szenario III 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

So ist es durchaus möglich, dass sich im Zuge von Engpässen bei der Rohstoffversor-

gung – aufgrund einer erhöhten Nachfrage – eine Preissteigerung auf den Weltmärkten 

ergibt. Der hohe Bedarf asiatischer Länder an Stahl bspw. hat zu Preissteigerungen ge-

führt, die sich negativ auf die Kostenentwicklung der Windenergiebranche ausgewirkt 

haben. Dies hat sogar dazu geführt, dass für Windkrafttürme sog. Hybridlösungen erar-

beitet wurden. Dabei wird auf ein 60 m hohes Betonsegment (800 m³ Beton) ein 60 m 

hoher Stahlturm fixiert. Dieser Ansatz spart nicht nur teuren Stahl, sondern führt auch 

zu weniger Problemen beim Transport von Windenergieanlagen (vgl. WEINHOLD 2008). 

Abbildung 83: Technologiewahl: sekundäres Bewertungsverfahren - Szenario III 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Problematisch für die Windenergie ist darüber hinaus auch die Verfügbarkeit von Me-

tallen aus der Familie der Seltenen Erden. Von großer Bedeutung sind hierbei die Ele-

mente Nd und Dy, die für die magnetische Wirkung sowie Korrosionsbeständigkeit bei 

WKA sorgen (vgl. MERKLI 2010; RELLER 2011, S. 44). Da sich der Abbau dieser selte-

nen Rohstoffe derzeit zu 95 % auf das Staatsgebiet der VR China beschränkt, die diesen 

strategisch bedeutsamen Standortvorteil mittels Förder- und Ausfuhrquoten gegen „be-

dürftige“ Nationen auszuspielen versteht, ist jederzeit mit Engpässen und folglich mit 

Preissteigerungen zu rechnen (vgl. GEINITZ 2010). Es stellt sich die Frage, inwiefern 

sich eine Preissteigerung bei der Windenergie auf das Standortmuster von EE auswirken 
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würde. Da sich eine Preissteigerung für Rohstoffe in erhöhten Gestehungskosten äußert, 

wird dieses Merkmal von »(+) gut« auf »(-) schlecht« verändert. Des Weiteren wird in 

die Analyse miteinbezogen, dass der Abbau von Seltenen Erden in China mit einer er-

heblichen Beeinträchtigung der Umwelt einhergeht und sogar krebserregende Stoffe 

(Thorium) freigesetzt werden (vgl. MERKLI 2010). Dadurch verschlechtert sich auch das 

Merkmal »Umweltfreundlichkeit« von »(+) gut« auf »(-) schlecht« (vgl. Abb. 82). 

Abbildung 84: Zuordnung Raum und Technologie - Szenario III 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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Diese Variation in den Technologievoraussetzungen führt tatsächlich zu einer nennens-

werten Veränderung im Standortmuster von EE, jedoch allein im Rahmen des sekundä-

ren Bewertungsverfahrens (vgl. Abb. 83). Im Bereich des vorbelasteten, forstwirtschaft-

lichen und landwirtschaftlichen Raumes werden die ursprünglich der Windenergie zu-

geordneten Standorte nun von der Photovoltaik oder der Geothermie eingenommen. Der 

Windenergie fällt nicht einmal mehr die Bedeutung als Nebentechnologie zu. In Abbil-

dung 84 ist die Übertragung dieses Szenarios auf den Untersuchungsraum Landsberg a. 

Lech nachzuvollziehen. 

5.7.9 Schwerpunktsetzung Ökologie, Ökonomie oder Soziales 

In einem letzten Schritt wird aufgezeigt, inwieweit sich Variationen hinsichtlich der op-

timalen Technologiewahl ergeben, wenn der regionale Ausbau von EE durch eine öko-

logische, ökonomische oder soziale Akzentuierung geprägt ist. Hierzu werden die oben 

bereits erwähnten Raumanforderungen den drei Säulen der Nachhaltigkeit zugeordnet 

und analysiert, welche Technologien jeweils die besten Voraussetzungen liefern. Fol-

gende Zuordnung wurde dabei durchgeführt: Ökologie – Umweltfreundlichkeit, Flä-

cheneffizienz, Rückbaufähigkeit; Ökonomie – Gestehungskosten, Regelbarkeit; Sozia-

les – Genehmigung & Raumordnung, Landschaftsintegration; 

 

Ausgehend von den derzeit bestehenden Technologievoraussetzungen, ergibt sich an-

hand der oben durchgeführten Zuordnung folgendes Standortmodell (vgl. Abb. 85): Die 

sechs Sektoren stellen idealtypisch die Fläche einer Siedlung dar, die für den Ausbau 

von EE zur Verfügung steht. Jener Technologie, die im Rahmen der spezifischen Ziel-

formulierung (ökologisch, ökonomisch oder sozial) die besten Voraussetzungen liefert, 

wird der flächenmäßig größte, also der äußere Bereich der Gemeinde, zugeordnet. 

Dementsprechend wird der Technologie mit den schlechtesten Voraussetzungen der in-

nere und damit kleinste Bereich des Sektors zugeteilt. Verfolgt eine Gemeinde beim 

Ausbau von EE v. a. ökologische Ziele, so stellt die Windenergie momentan die beste 

Option dar. An zweiter Position befindet sich die Photovoltaik, die damit den zweit-

größten Anteil an der zugänglichen Gemeindefläche erhält. Am schlechtesten schneiden 

die Technologien Biomasse und Geothermie ab, die beim Ausbau folglich nur eine un-

tergeordnete Rolle spielen. Werden jedoch ökonomische bzw. soziale Aspekte in den 

Vordergrund gerückt, so steigen die Technologiepfade Biomasse bzw. Geothermie zur 

besten Option auf und erhalten so auch die größten Flächenanteile. 
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Abbildung 85: Akzeptanzkompass für EE - Status Quo 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Abb. 86 zeigt das Standortmodell unter den Bedingungen des im vorhergehenden Kapi-

tel analysierten Szenario I. Dabei wurde davon ausgegangen, dass im Bereich Biomasse 

lediglich Reststoffe energetisch verwertet werden. Dadurch erhöht sich nicht nur die 

Flächeneffizienz, vielmehr geht dies mit einer Verbesserung der Umweltfreundlichkeit 

einher. Das Standortmodell offenbart, dass Biomassekraftwerke bei nahezu allen Sekto-

ren zur bedeutendsten Technologie aufsteigen und so den Großteil der restriktionsfreien 

kommunalen Fläche belegen. Im dritten Standortmodell ist zu sehen, wie sich eine Ver-

ringerung der Stromgestehungskosten sowie eine Verbesserung der Umweltfreundlich-

keit im Bereich Photovoltaik (vgl. Szenario II) auf die Zusammensetzung des optimalen 

Energiemix auswirken (vgl. Abb. 87). Die PV-Anlagen gewinnen an Bedeutung und 

steigen bei ökologisch geprägten Zielsetzungen sogar zur wichtigsten Technologie auf. 

Die Dominanz der Windenergie, die im ersten Standortmodell noch besteht, geht im 

vierten Standortmodell gänzlich verloren (vgl. Abb. 88). Dies ist entsprechend dem 

Szenario III auf steigende Preise für Rohstoffe sowie auf die Verschlechterung der 

Ökobilanz durch das Einbeziehen von Seltenen Erden zurückzuführen. Der Windener-

gie eröffnet sich in diesem Fall nur noch ein schmaler räumlicher Korridor.       
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Abbildung 86: Akzeptanzkompass für EE - Szenario I 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Abbildung 87: Akzeptanzkompass für EE - Szenario II 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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Abbildung 88: Akzeptanzkompass für EE - Szenario III 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 
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6 Entwicklung einer integrierenden Standortplanungssoftware 

Die Modellierung eines regenerativen Energiesystems macht es erforderlich, den Fokus 

auf die Verfügbarkeit und Nutzung von Flächen zu richten, denn im Rahmen einer um-

fassenden Energiewende bildet die Ressource Raum den limitierenden und damit ent-

scheidenden Faktor. Es gibt bereits einige Projekte, die sich mit der Fragestellung be-

fassen, welche Flächen dem Ausbau von EE bereitgestellt werden können und welche 

Erträge dabei zu erwarten sind. Problematisch an den bisherigen Forschungsansätzen ist 

jedoch, dass es sich um statische Betrachtungsweisen handelt, die nicht mehr als eine 

Momentaufnahme des Ausbaupotenzials liefern und daher einer falschen, weil übereil-

ten Ausbaustrategie Vorschub leisten. 

 

Die bisher durchgeführten Raumanalysen gingen bei der Ermittlung von Standortpoten-

zialen von Annahmen aus, die sich bereits nach wenigen Monaten z. T. erheblich wan-

delten. Den Akteuren aus Energiepolitik und -wirtschaft wurden so fehlerhafte Informa-

tionen zur Seite gestellt, die in der Folge einen nachhaltigen Ausbau regenerativer 

Technologien blockierten. Es wurde übersehen, dass die den Ausbau von EE einschlie-

ßenden Rahmenbedingungen technologischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 

Art starken Schwankungen unterliegen. Wenn diese Dynamik nicht miteinbezogen 

wird, ist jegliche Potenzialanalyse als obsolet zu bezeichnen. 

 

Diese Feststellungen leiten unmittelbar zu der Fragestellung über, was von einem derart 

komplexen, raumbezogenen Planungsprozess beim Ausbau von EE – wie er im Rahmen 

der vorliegenden Arbeit vorgestellt wurde – zu erwarten ist. Um hierüber Erkenntnisse 

zu erlangen, muss der Blick nochmals auf die gegenwärtigen Planungsprozesse gerich-

tet werden. 

 

Prognosen und Szenarien zur Entwicklung von EE werden oftmals losgelöst von der 

Ressource Raum erstellt und liefern so den Protagonisten der Energiewende ein un-

scharfes Bild von der Realität. Beispielhaft stehen hierfür die Bemühungen von NITSCH 

(2007 & 2008), der im Auftrag des BMU Leitszenarien für den Ausbau von EE in 

Deutschland erstellte. NITSCH (2007, S. 30ff.) ging in seiner Studie davon aus, dass der 

Leistungszuwachs von 860 MWp im Jahr 2005 den vorläufigen Höhepunkt in den Aus-

baubemühungen der PV-Branche markierte und bis 2018 mit einem leichten Rückgang 
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in der Ausbauaktivität zu rechnen ist. Bereits ein Jahr später korrigierte er seine An-

nahmen drastisch (2008, S. 73ff.), indem behauptet wurde, dass sich die Neuinstallation 

zwischen 2008 und 2010 bei jährlich 1.200 MW stabilisieren und in den darauffolgen-

den Jahren um den Betrag von 1.000 MWp schwanken werde. Entgegen den Vermu-

tungen erhöhte sich jedoch die jährliche Neuinstallation zwischen 2007 und 2009 suk-

zessive von 1.271 MWp, über 1.809 MWp bis hin zu 3.806 MWp (vgl. BSW 2010a). 

Im Jahr 2010 konnte sogar ein Zubau von 7.400 MWp erzielt werden (vgl. PV-

MAGAZIN 2011)! Damit weichen die Berechnungen von NITSCH (2007, S. 33 & 2008, S. 

77) allein für das Jahr 2009 um etwa 3.150 MWp bzw. 2.600 MWp von der Realität ab. 

Die Diskrepanz der Studie zur aktuellen Dynamik in der PV-Branche ist eklatant. Die 

Studie – bei der es sich nicht zuletzt um eine vom BMU in Auftrag gegebene Leitstudie 

handelt – schätzt damit den Ausbau von EE vollkommen falsch ein.  

 

Die oben beschriebene Diskrepanz zwischen den von NITSCH (2007 & 2008) erstellten 

Prognosen und der realen Entwicklung ist wesentlich darauf zurückzuführen, dass die 

Entwicklung der Modulpreise falsch eingeschätzt wurde. Im 2. Quartal des Jahres 2006 

lag der durchschnittliche Endkundenpreis (Netto-Systempreis) für fertig installierte 

Aufdachanlagen noch bei 5.000 €/ kWp. In den folgenden Jahren fielen die Preise rapi-

de auf bis zu 3.135 €/ kWp im 4. Quartal des Jahres 2009 ab. Zu Beginn des Jahres 

2010 wurde sogar die 3.000 €-Marke unterschritten (vgl. BSW 2010). Derzeit liegt der 

Endkundenpreis nur noch zwischen etwa 1.200 und 1.700 €/ kWp (vgl. RECHNER 

PHOTOVOLTAIK 2011). Der Grund für diesen Preisverfall liegt u. a. in den Auswirkun-

gen der Finanzkrise des Jahres 2008, denn sie führte zu einem Überangebot an PV-

Modulen und damit zu einem Käufermarkt (vgl. PV-MAGAZIN 2009a; PV-MAGAZIN 

2009b & BECKER 2009). 

 

Es ist verständlich, dass es mit den Mitteln der Wissenschaft nicht möglich ist, einen 

derart einschneidenden, plötzlich auftretenden Strukturwandel absehen zu können. Den-

noch muss sich das BMU die Frage gefallen lassen, warum es finanzielle Mittel für die 

Erarbeitung von Wachstumsprognosen zur Verfügung stellt, wenn bereits ein Jahr nach 

Veröffentlichung der Studien diese, aufgrund von Veränderungen wirtschaftlicher, ge-

sellschaftlicher und technologischer Art, überholt sind. Bereits VESTER (1990, S. 22) 

erkannte die Problematik von Wachstumsprognosen und Programmen, die sich auf 

Hochrechnungen und Extrapolationen stützen. Er stellte die Behauptung auf, dass im 
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Rahmen von komplexen Systemen – wie es die Energiebranche zweifelsohne darstellt – 

jeder Versuch, Ereignisse auf das »Wann«, »Wo« und »Wieviel« festzulegen, zum 

Scheitern verurteilt ist. Der korrekte wissenschaftliche Ansatz bestehe vielmehr darin zu 

versuchen, Einsicht in das Systemverhalten zu erlangen – d. h. zu verstehen, welche 

Verhaltensmuster ein System auszeichnen. 

Abbildung 89: Dynamik beim Ausbau von EE 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

In die Zukunft zu blicken bedeutet nach der Auffassung von VESTER (1990) folglich 

nicht, Entwicklungen auf exakte Daten festzulegen. Vielmehr gehe es darum, die Ro-

bustheit und Flexibilität eines Systems gegenüber Schwankungen technologischer, wirt-

schaftlicher und gesellschaftlicher Art zu erfassen. Hat man hierüber an Erkenntnis ge-

wonnen, so sei es in einem weiteren Schritt möglich, das System anpassungs- und damit 

überlebensfähiger zu gestalten. VESTER (1990) spricht in diesem Zusammenhang von 

»kybernetischer Reife«. 

 

Speziell beim derzeit beginnenden forcierten Ausbau von EE in Bayern gilt es, aus den 

bisherigen Planungsfehlern zu lernen. Bei Betrachtung der Formulierungen des Wind-

energieerlasses ist jedoch deutlich zu erkennen, dass die Gefahr eines unüberlegten 

Ausbaus keineswegs gebannt ist. Die Landesregierung plant im Rahmen der am 24. Mai 

2011 verabschiedeten Initiative »Energie innovativ« den Zubau von 1.500 WKA bis 

zum Jahr 2021 (STMUG 2011, S. 4). Dies würde einem zusätzlichen Ausbau von etwa 

20 WKA je Landkreis entsprechen (KARG 2012, S. 15). Die Vorbehalte in der Bevölke-

rung gegenüber einer derart starken Technisierung von Kulturlandschaft sind sehr groß, 

nicht zuletzt gibt es in Bayern bis dato erst 560 WKA (SEBALD 2012, S. 50). Es besteht 

die Frage, weshalb sich die Regierung sowohl quantitativ auf den Wert 1.500, als auch 

qualitativ auf die Technologie WKA festgelegt hat und nur für diese Technologieroute 
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eine Gebietskulisse erstellt hat (vgl. STMUG 2012). Diese Vorgehensweise ist nicht 

zwingend erforderlich, ja sie ist sogar als höchst problematisch anzusehen, da hierdurch 

der Spielraum für alternative Konzepte massiv eingeengt wird. Ein derart technologie-

orientierter Ansatz sollte einem raumorientierten Vorgehen weichen. Dabei stünde zu-

nächst die zu erfüllende Zielmarke einer zusätzlichen jährlichen regenerativen Strom-

produktion von 25 TWh bis zum Jahr 2021 im Vordergrund. Je Landkreis müssten folg-

lich etwa 0,35 TWh Strom pro Jahr zusätzlich produziert werden. Ob dieser Zubau nun 

größtenteils durch Windenergie, Solarenergie, Biomasse oder Geothermie gedeckt wird, 

ist unwesentlich. Die Technologiewahl sollte sich an den räumlichen Gegebenheiten 

sowie an den mittel- bis langfristigen technologischen Voraussetzungen orientieren. Im 

Folgenden wird grob skizziert, wie ein etwaiges Beratungsinstrument aussehen und 

funktionieren könnte: 

 

 Schritt 1: Restriktionsflächen festlegen 

 

 Schritt 2: jeweils Visualisierung/ Berechnung des max. regionalen Potenzials 

der einzelnen Energierouten auf restriktionsfreien Flächen; jedoch: Ausschöp-

fung der jeweiligen Potenziale in den einzelnen Teilräumen ist variabel, hängt 

vom gegenwärtigen Verhältnis zwischen Raumanforderungen und Technologie-

voraussetzungen ab 

 

 Schritt 3: Festlegung der Zielmarke auf regionaler Ebene (Eingabemaske); z. B. 

Planungsregion 18 (Südostbayern): 1,75 TWh bzw. 5 Ldk. mit je 0,35 TWh 

bzw. 125 Gemeinden mit je 0,014 TWh (räumliche Ebene benutzerdefiniert) 

 

 Schritt 4: Regionalisierung/ Definition von Raumtypen (vorgegeben oder be-

nutzerdefiniert) 

 

 Schritt 5: Bestimmung der Raumanforderungen (vorgegeben oder benutzerdefi-

niert) 

 

 Schritt 6: Eingabe der Technologievoraussetzungen (Eingabemaske) 
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 Schritt 7: raumverträglichste Technologie dominiert Ausschöpfung der Potenzi-

ale; 1,75 TWh werden auf Teilräume verteilt; optional: raumverträglichste 

Technologie erfüllt je Teilraum das Ziel ganz; optional: raumverträglichste 

Technologie erfüllt je Teilraum das Ziel nur teilweise – zweitbeste/ drittbeste 

Technologie wirkt ergänzend (jedoch prozentual geringerer Anteil – Definition 

durch Anwender); optional: Möglichkeit der räumlichen Konzentration, wenn 

eine Technologie in einem Teilraum einen Großteil der regionalen Zielmarke er-

füllen kann – andere Teilräume können freigehalten bzw. Beiträge verringert 

werden (Energiestützpunkte); Einbeziehen von Repowering 

 

 Schritt 8: Erfassung der räumlichen Dynamik durch Variation der Technologie-

voraussetzungen; alternative Standortmuster werden berechnet 

 

 Schritt 9: Aufbereitung der Ergebnisse 

 

 Schritt 10: Beratung 

 

Ziel der geographischen Energieforschung muss es folglich sein, räumliche Potenziale 

von EE und damit die räumliche Verteilung dezentraler Technologien an mögliche 

Entwicklungspfade in Technologie, Wirtschaft und Gesellschaft zu knüpfen. Das zu 

entwickelnde Modell muss die Veränderung einer Variablen (z. B. Gestehungskosten, 

Flächeneffizienz, Umweltfreundlichkeit) erfassen und das sich daraus neu ergebende 

Raum- bzw. Standortmuster der EE berechnen können. Dadurch kann die Ressource 

Raum vor dem Hintergrund sich wandelnder Rahmenbedingungen stets optimal genutzt 

werden. Es ist zu vermuten, dass sich strukturelle Umbrüche in Technologie, Wirtschaft 

und Gesellschaft in divergierenden Standortmustern von EE widerspiegeln werden (vgl. 

Abb. 89). Entscheidend ist, dass die einzelnen Technologien als integrative Elemente 

einer koordinierten Standortplanung sowie einer gesamträumlichen Energiestrategie be-

handelt werden (vgl. Abb. 90). 

 

Es besteht die Frage, unter welchen technologischen, wirtschaftlichen und gesellschaft-

lichen Voraussetzungen es tatsächlich zu einer derartigen räumlichen Dynamik kommen 

kann. Hierzu erscheint eine Modellierung als angebracht, die die Raumpotenziale von 

EE in Abhängigkeit von variierenden Rahmenbedingungen ermitteln hilft. Dadurch 
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lässt sich herausfinden, inwieweit die räumliche Verteilung von EE auf strukturelle 

Umbrüche reagiert. 

Abbildung 90: Wesen einer integrierenden Standortplanung 

 

Quelle: EIGENE DARSTELLUNG. 

Um die Komplexität der Realität noch besser erfassen zu können, ist es notwendig, den 

im Rahmen der vorliegenden Arbeit vorgestellten Planungsansatz um weitere Merkmale 

(sowohl im Bereich der Raumanforderungen als auch bei den Technologievorausset-

zungen) zu erweitern und von dem recht groben Bewertungsmuster (»gut«, »mittel« 

»schlecht«) zu einer feineren Abwägung zu kommen. Das im Rahmen der Arbeit heran-

gezogene Bewertungsverfahren sollte in erster Linie verdeutlichen, dass eine nachhalti-

ge Integration von regenerativen Technologien in den ländlichen Raum nicht allein von 

den gegebenen natürlichen Voraussetzungen bestimmt wird und damit als ein statischer 

Planungsprozess zu betrachten ist. Vielmehr hängt eine optimale räumliche Verteilung 
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dezentraler Anlagen vom spezifischen Charakter eines Teilraumes sowie von den sich 

schnell verändernden Voraussetzungen der Technologien ab. Daraus erwächst die Not-

wendigkeit, Standortplanung für EE als etwas Dynamisches zu begreifen und die zu 

Grunde liegenden Annahmen der Standortplanungsprozesse stets zu überprüfen sowie 

ggf. anzupassen. In einem weiteren Schritt ist es auch erforderlich, Faktoren in die Ana-

lyse mit einzubeziehen, die den Ausbau von EE indirekt beeinflussen, also quasi von 

außen auf das System der regenerativen Energien einwirken. Beispielhaft steht hierfür 

die Entwicklung des Ölpreises. Es wird davon ausgegangen, dass sich ein hoher Ölpreis 

v. a. positiv auf jene EE auswirkt, die bei der Erzeugung von Raumwärme maßgebend 

sind (EWI/ PROGNOS 2006, XXVI). In erster Linie ist hierbei an Biomasse, Erdwärme 

und Solarthermie zu denken. HENNICKE/ SUPERSBERGER (2005, S. 11) stellen hingegen 

die Behauptung auf, dass ein erfolgreicher Systemwechsel zu EE nicht zwangsläufig an 

steigende Energiepreise gekoppelt sein muss, sondern sich selbst dann vollziehen kann, 

wenn der Ölpreis langfristig niedrig bleibt. Dies verdeutlicht erneut die große Komple-

xität der Modellierung einer Energiewende und offenbart nicht zuletzt einen erheblichen 

Forschungsbedarf. 

 

Letztlich ist es das Ziel, im Rahmen eines weiteren Forschungsprojektes eine entspre-

chende Software zu entwickeln, die es ermöglicht, die Bandbreite an Standortmustern 

von EE unmittelbar zu erfassen und Veränderungen in der Merkmalstruktur – sowohl 

bei Räumen als auch bei Technologien – räumlich darzustellen. Als Vision ist es vor-

stellbar, dass eine derartige Software von Unternehmen in Anspruch genommen wird, 

die damit die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Technologie(n) bzw. Planungskonzepte ermit-

teln können. Auch ist es denkbar, dass Entscheidungsträger in der Politik, bspw. die re-

gionalen Planungsverbände, mittels dieses Planungsinstrumentes Unterstützung erfah-

ren und so den Kommunen beim Ausbau von EE beratend beistehen können. In jedem 

Fall wird es möglich sein, weiterführende wissenschaftliche Fragestellungen zur 

Standortplanung von EE zu verfolgen und zu diskutieren. 

 

Die wesentlichen Erkenntnisse aus den Berechnungen von Raumpotenzialen können 

auch aufbereitet und der Gesetzgebung im Rahmen von Handlungsempfehlungen be-

reitgestellt werden. Den Politikern obliegt es, durch Gesetzesinitiativen, Förderpro-

gramme, Reglementierungen, Steuererleichterungen und -erhöhungen, Quotensysteme, 

Meinungsbildung etc. die entscheidenden Maßnahmen auf dem Weg zur Energiewende 
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zu ergreifen. Das geplante Projekt dient dazu, eine Abkehr von einer allgemeinen För-

derung von EE hin zu einer gezielten Förderung der nachhaltigsten Formen regenerati-

ver Energieproduktion einzuleiten. Wichtig ist, dass sich dieses, auf nationaler Ebene 

angelegte Vorhaben, nahtlos in eine gesamteuropäische Energiestrategie einfügen lässt. 

Deutschland muss seiner Vorbildfunktion gegenüber den europäischen Nachbarn ge-

recht werden und als Inspiration im Hinblick auf einen gelungenen forcierten Ausbau 

von EE dienen. Dies bildet die Grundlage für eine Vernetzung und Abstimmung länder-

spezifischer Ausbaustrategien. 
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